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Begrüßung 

Vizepräsident Werner HeinI, Bundeskriminalamt 

Die Polizei hat nie etwas anderes getan, als Daten verarbeitet. üb es sich um die Feststellung 
eines Verkehrssünders, die Durchführung kriminalpolizeilicher Ermittlungen oder die Anwendung 
von Normen handelt: stets ging und geht es darum, Fakten zu erheben, zu registrieren, zu ver­
gleichen, zusammenzuführen oder zu analysieren. 

Dabei berührt die polizeiliche Tätigkeit heute, in einer hochtechnisierten Welt, mehr denn je 
zuvor nahezu alle lebensbereiche unserer Gesellschaft. Die der Polizei vorgegebene Aufgaben­
steIlung wird immer differenzierter und zugleich umfassender, so daß sie den gestellten Anforde­
rungen nur dann gerecht werden kann, wenn sie gesellschaftliche Entwicklungen rechtzeitig 
erkennt, sie richtig analysiert und hieraus die erforderlichen Konsequenzen für ihre tägliche prak­
tische Arbeit zieht. Dies alles kann aber mit Erfolg nur geschehen, wenn sie sich moderner Arbeits­
methoden bedient, mit anderen Worten: die Polizei kommt nicht mehr umhin, nkht zuletzt auch 
im Hinblick auf die durch die wirtschaftliche Konjunktur wesentlich beeinflußte Personallage, sich 
ebenso wie Wirtschaft und Industrie der neuzeitlichen Technik zu bedienen, wenn sie ihre Leistungs­
fähigkeit erhalten und verbessern will. Entscheidenden Einfluß und Bedeutung gewinnt hier mehr 
und mehr die automatische Datenverarbeitung. Wir sind uns aber auch bewußt, daß ganz allgemein 
Gegenstand polizeilichen Handeins einmalige, ständig in ihrer Gestalt wechselnde und weitgehende, 
.ia nahezu ausschließlich von der Individualität der beteiligten Menschen abhängige Sachverhalte 
sind, die sich nicht ohne Überwindung großer Schwierigkeiten der für eine Automatisierung erfor­
derlichen, möglichst einheitlichen Reglementierung unterwerfen lassen. Hierin ist mit Sicherheit 
einer der Gründe zu sehen, weshalb die Polizei in ihrer Gesamtheit sich nicht "in euphorischer 
Stimmung, sondern mehr zögernd und nicht ohne Skepsis der modernen Technik der automatischen 
Datenverarbeitung zugewandt hat, zumal ja auch, was bisweilen übersehen wird, Belastungen der 
öffentlichen Haushalte in bisher nie gekannten Größenordnungen ins Kalkül gezogen werden 
müssen. 

Ungeachtet all dieser Überlegungen hat aber die Polizei in Bund, ländern und Gemeinden 
in den letzten Jahren intensiv daran gearbeitet, die Voraussetzungen für die Nutzbarmachung der 
automatischen Datenverarbeitung im polizeilichen Bereich zu schaffen. Hierbei hat sich auch einmal, 
für jedermann sichtbar, das unstreitig mit großen Nachteilen behaftete und belastete System der 
dezentralisierten Polizei von einer guten Seite gezeigt: Die Vielzahl und Vielfalt der Initiativen 
und schöpferischen Ideen, die miteinander in Wettbewerb getreten sind, haben einen Auf- und 
Umbruch bewirkt, der in seiner Bedeutung gar nicht hoch genug eingeschätzt werden kann. 

Das Bundeskriminalamt kann sich in dieser Zeit des Auf- und Umbruchs glücklich schätzen; 
kann es doch der vollen Unterstützung und Förderung seines obersten Dienstherrn sicher sein. Er 
hat nicht nur in erstaunlich kurzer Zeit der Verbrechensbekämpfung in unserem lande den ihr 
gebührenden Stellenwert zugewiesen und dies durch Gewährung personeller und materieller 
Substrate auch sichtbar gemacht, sondern er hat zugleich bezüglich unseres gemeinsamen An­
liegens, der automatischen Datenverarbeitung, die Grundlagen für den entscheidenden Durch­
bruch nach vorn geschaffen. Ich glaube, nicht nur im Namen des Bundeskriminalamtes sprechen 
zu dürfen, sondern darüber hinaus für die gesamte deutsche Polizei, wenn ich Herrn Bundes­
innenminister Genscher und den Herren seines Ministeriums, an der Spitze Herrn Staatssekretär 
Dr. Rutschke, der heute unter uns weilt und den ich ganz besonders herzlich begrüßen möchte, 
aufrichtig danke. 
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Die vielerorts in der Bundesrepublik und im Ausland geleisteten Vorarbeiten auf dem Gebiet 
der automatischen Datenverarbeitung, insbesondere aber die im Zusammenhang damit erfaßten 
Nachrichten und Informationen wären totes Kapital, wenn sie nicht über ein weitverzweigtes Ver­
bundnetz einem größtmöglichen Kreis von Benutzern zugänglich gemacht werden könnten. Um 
dies zu erreichen, muß es zu einem Zusammenspiel der Anwender kommen. Die Klänge in diesem 
Zusammenspiel sind zwar manchmal noch sehr zaghaft. Auch schleichen sich hier und da bisweilen 
Dissonanzen ein, die aber - so hoffen wir - in absehbarer Zeit in reine Akkorde übergeleitet werden 
können. Dem Bundeskriminalamt steht sicherlich nicht der Sinn danach, in diesem Konzert die erste 
Geige zu spielen. Auch die Bratsche ist für denjenigen, der sie kennt, ein recht wohlklingendes 
Instrument, wie Eugen Roth schon einmal in einem Vers über die Bescheidenheit festgestellt hat. 
Uns kommt es im Interesse einer weiteren gedeihlichen Entwicklung nur darauf an, daß nach einer 
klar geschriebenen Partitur musiziert wird, zu der diese Tagung einen Beitrag leisten soll. 

In diesem Sinn heiße ich Sie alle, die Sie unserer Einladung gefolgt sind, herzlich willkommen. 
Mein besonderer Gruß und Dank gilt dabei den Damen und Herren, die sich als Referenten und 
Diskussionsteilnehmer zur Verfügung gestellt haben. Gleichermaßen gilt mein Dank den Vertretern 
der Presse, des Rundfunks und des Fernsehens, die mit ihrer Anwesenheit das Interesse der Öffent­
lichkeit an dieser Tagung bekunden. Uns allen wünsche ich, daß die Arbeitstagung in Verlauf und 
Ergebnis einen Eindruck vermitteln möge, der sich in Anlehnung an das Thema auf die kurze Formel 
bringen läßt: »Richtig programmiert«. 
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Eröffn u ngsansprache 

Staatssekre tär Dr. Rutschke, Bunde5ministeriurn des Innern , Bonn 

Meine Damen und Herren! 

leider ist Herr M inister Genseher in letz ter Minute durch eine andere dringende Verpflichtung 
daran gehindert worden, heute vormittag nach Wiesbaden zu kom men. Er hat mich gebeten, Ihnen 
seine besten Grüße zu übermitteln . 

Das Thema Ihrer Arbeitstagung ist für die Kriminalpolizei von aktueller Bedeu tung. Am 8. De­
zember le tzten Jahres, also vor rd. 3 Monaten, hat de r Bundesmini ster des Innern der Ständigen 
Konferenz der Innenmin ister der Länder ein grundlegendes Konzept für den Einsa tz der EDV in der 
Krimina lpolizei vorgelegt. Präsident Dr. Herold hat die Zielrichtung und den Inhalt des Konzeptes 
wesentl ich mitbestim mt. Sein Mi twi rken dürfte Gewähr dafü r sein, daß das Konzept in erster Linie 
den poli zeilichen Bedürfnissen Rechnung trägt, die an der Front der Verbrechensbekämpfung beste­
hen. Bereits am 27. Januar 1972 hat die Innenministerkonferenz dem Konzept für den wichtigen 
und vordri nglichen Bere ich der Personen- und Sachfahndung einstimmig zugestimmt. Es wird jetz t 
ein Fahndungsverbundnetz mit dem Bundeskriminalamt als Zentralstelle aufgebau t. Ein weiterer 
Punkt des Sofortprogramms der Bundesregierung zur In tensivierung und Verbesserung der Ver­
brechensbekämpfung w ird damit erfüllt. 

Auf d ie Einzelheiten des geplanten Netzes brauche ich nicht einzugehen. Sie werden in dieser 
Arbeitstagung noch erläutert werden. Primäres Ziel ist es, den Exekutivbeamten beim ersten Ein­
schreiten gegen verdächtige Personen, Sachen, Kra ftfa hrzeuge, Waffen usw. die erforderli chen Daten 
zwar nur in Kurzform, aber sofort und auf aktuellstem Stand zur Verfügung zu ste llen. 

Zu diesem Datenfernverarbeitungsnetz werden nicht nu r das Bundeskriminalamt und die 
Polizeidienststellen der Länder gehören. Auch d ie zentralen Register des Bundes - ich nenne hier 
nur das Ausländerzentra lregister und das Kra f tfahrt-Bundesamt - werden in dem Verbundnetz ihren 
Platz haben. Nicht zuletzt werden auch die Grenzdienststellen einbezogen werden, denn sie haben 
bereits heute einen wesentlichen Anteil am Fahndungsaufkommen. Sie werden die Möglichkeit 
erhal ten, sich in Sekunden darüber zu informieren, ob bestimmte Personen oder Sachen, die die 
Grenze überqueren wollen oder sollen, zur Fahndung ausgeschrieben sind. Entsprechendes gil t für 
Auskünfte über Personen , denen d ie Einreise verwehrt werden muß. Die Bundesregierung unter­
stützt nach wie vor alle Bestrebungen, die zu ei ner über die Staa tsgrenzen hinausgehenden Frei­
zügigkeit führen. Der Übergang über unsere Grenzen wird daher auch künftig nicht mit besonders 
zei traubenden und lästigen Kontrollen verbunden sein. Je liberaler w ir die Grenzkontro lle aber 
handhaben, um so gri ffiger müssen die M ittel sein, die verhindern, daß Liberalität mit Schwäche 
verwechselt wird. Das Datenverbundnetz wird den Grenzdienststellen dabei wesentliche Hi lfe leisten . 

Die Innenmini sterkonferenz hat sich am 27. Januar nicht nur für ein Verbundsystem im Bereich 
der Fahndung entschieden. Sie hat außerdem beschlossen, ein Verbundsystem aufzubauen, das der 
Befriedigung sämtlicher Informationsbedürfnisse der Polizei dienen soll. Ein Arbeitskreis der Innen­
mini sterkonferenz ist beauftragt, bis zum 30. Juni 1972 die dafür notwendigen Schritte ei nzulei ten. 

In dem zu planenden Gesa mtsystem werden dem Bu ndeskriminalamt wichtige Aufgaben zu­
fallen. Es ist dafür gerüstet. Der Neubau für das Rechenzentrum wird im Herbst bezugsfertig sein. 
Die Verhandlungen mit dem Hersteller, der die EDV-Anlagen liefern soll , sind praktisch abgesch los­
sen. D ie Gewinnung von fachkundigem EDV-Personal geht ebenfall s gut voran. Mi t den ersten 
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Programmierarbeiten w urde bere its begonnen. D ie Schwierigkeiten werden aber auch hier später 
im Detail liegen. 

Das Bundeskrim inalamt kann jedoch sicher sein, daß ich wie bisher das Gesamtp rojekt mit 
großer Au fmerksam keit verfo lgen und im Rahmen des Möglichen nachdrücklich unterstützen werde . 
Dazu gehört auch die Sicherun g der f inanziellen Bas is. 

Ich wei ß, daß ei ni ge Länder hier die größte Schwieri gkei t bei der Real is ierung des Projektes 
sehen. Der no twendi ge f inanzielle Aufwa nd ist aber nicht so gro ß, daß er nicht durch die zu erwar­
tende Verbesse rung in der Bekämpfung der Kriminali tät voll gerechtferti gt wä re. W enn Länder und 
Bund die gemei nsame Verantwortung für die innere Si cherheit sehen, wird sich auch auf finanziellem 
Gebiet ein Weg f inden, der für alle Beteili gten gan gbar ist. Am zweiten Tag dieser A rbei tstagung 
werden Vertreter sä mtlicher Länder über den Sach- und Planungsstand der Datenverarbeitu ng bei 
den Kri minalpo lizeien berichten. Es wi rd interessa nt sein, dabei zu hören, ob und w ie sich die ein­
zelnen Planungen unterscheiden und wodurch die Unterschiede veranlaßt sind. Noch wi chtiger 
erschein t mi r aber eine anschließende Aussp rache darüber, ob und in welchem Maße die Unter­
schiede den Verbund erschweren oder te ilweise soga r verhi ndern kö nnen . 

Was können wir noch tun, um zu stärkerer Gemeinsamkei t in den EDV- Pl anungen zu kommen ? 
Eine zentralisti sch organisie rte Po lizei kann nicht d ie Lösun g sein . Ich habe w iederholt beton t, daß 
Kritik an der deutschen Polizei nicht überzeugend begründet ist, wenn sie mit dem Vorw urf arbeitet, 
der föderative Aufbau der Po lizei behindere eine wi rkungsvolle Verbrechensbekämpfun g. Der grund­
sä tzliche Beschluß der Innenministerkonferenz vom 27. Januar zeigt deutlich, daß Bund und Länder 
auf dem Gebiet der Verbrechensbekämpfung kooperati v arbeiten können. Die Zentrali sat ion der 
Organisati onsberei che ist nicht no twendi g. Dri ngend erforderli ch aber ist die Ausgestaltung der 
wechsel seitigen Info rmati onsmöglichkeiten, die Sicherung und Ordnung des grenzüberschreitenden 
Nach ri ch ten fI usses. 

Koopera tion erfo rdert grundsä tzli ch keine Unifo rmität. In dem geplanten EDV-Verbundsys tem 
werden w ir aber an Absprachen, die auch ins einze lne gehende Regelungen enthalten, nicht vor­
beikommen. W i r werden dabei auch d ie Datenorganisation im Einwohnermeldewesen und die Vor­
berei tu ngen zur Einführung des Personenkennzeichens berücksichti gen mü ssen. Das Personenkenn­
zeichen wird den Nachrichtenaustausch w esentl ich erl eichte rn. Der Gesetzentwurf zur Einführung 
des Personenkennzeichens liegt bereits dem Bundestag vor. 

Der Verbund ist zwar unter Umständen auch herstell bar, wenn sich d ie EDV-Organisati on 
und die Gliederu ng der Datenbestände in den einze lnen Ländern stark unterscheiden. Ich bin aber 
der Auffa ssung, daß w ir uns den damit verbundenen höheren Aufw and und den Zei tverl ust nicht 
lei sten können. Die Zei t drängt. Wir müssen zugeben, daß d ie tech nischen Möglichkeiten von uns 
noch nicht voll au sgeschöpft werden. Daz u w ären schon seit vielen Jahren stärkere Akti vitäten not­

wend ig gewesen. 

D ie Fragen der Verb rechensbekämp fung spielen z. Z. in der öffentlichen Diskussion eine große 
Rolle. Viele Bürger beurteilen ih ren Staat danach, ob er fähig ist, ihn vo r dem Verb rechen w irkungs­
voll zu schützen. Dem Bürger sind die Möglichkeiten der elektronischen Datenverarbei tu ng bekannt. 
Er traut ihr sogar of t mehr zu, als sie heute bereits zu lei sten vermag. Ein nicht umfassender Einsa tz 
der EDV bei der Verbrechensbekämpfung würde ihn daher zweifeln lassen, ob w ir alle gegebenen 
M öglichkeiten nutzen, um der anwachsenden Kri minalität Herr zu bl eiben. Ich fordere daher alle 
an diesem Projekt Betei ligten auf, sich um eine Verbundregel ung zu bem ühen, di e praktisch und 
effekti v ist, d ie rasch verwi rklicht we rden kann, d ie w irtsch aftlich vertre tbar ist. 

Ein um fassendes EDV-Verbundsys tem der Po lizei kan n nicht nur das »Fahnden und Finden ~~ 

zum Ziel haben. Unsere Aufgabe ist es nicht, nur dem Verb rechen hinte rherzulaufen, nur den Einze l­
fa ll aufz uklären. Dies ist schw ierig genug. Aber damit allein werden w ir die Krimina lität nicht 
zurückdrän gen. Dem »Fahnden und Finden« muß das Fo rschen hinzugefügt werden. D ie EDV w ird 
uns dies in viel stärkerem M aße als bi sher ermöglichen. D ie umfassende Speicheru ng kriminologisch 
bedeutsa mer Daten wird helfen, noch besser d ie Bedingungen zu erkennen, unter denen Krimi­
nalität en tsteh t. 

De r W isse nschaft w ird endlich ein im Umfang ausreichendes Material für d ie kri mino logische 
Ursachenforschun g ge li efe rt werden können. D ie auf d iesem Gebiet heute durchgeführten Unter-
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suchungen beru hen noch zu o ft auf der Auswertung einer zu geringen, nicht repräsentativen 
Datenmenge. Auch für d ie Kriminalistik w ird d ieses Datenmateria l wertvolle Erkenntn isse liefern . 

D ie analyti sche Auswertu ng einer Vielza hl von Verfahren w ird u. a. Hinweise auf zweck ~ 

mäßigere O rganisa t ionss trukturen, rat ionellere Untersuchungsformen, die Paralleli tät von Tat~ 

varianten ermöglichen. Hier liegen insbesondere für d ie zentrale Nachrichtensammelstelle, das 
Bundeskriminalamt, in der Zukun ft große Aufgaben. 

l assen Sie m ich zum Sch luß noch auf ei n Problem eingehen, dessen Bedeutun g wahrscheinlich 
erst in der Zukunft voll erkannt werden w ird. Churchill w ird nachgesagt, in einer W eisung an einen 
Personalreferenten gesagt zu haben, daß Bewe rbert die faul und dumm sind, für manche Plätze 
durchaus in Betracht kommen, dagegen Bewerber, d ie fl eißig und dumm sind, stets abzulehnen 
seien. Beide Tei le der Wei sung entsprechen auch meiner Auffassung. Das Bundeskriminalamt und 
andere Polizei d ienstste llen werden jetzt aber dumme und äußerst fleißige Bewerber ei nste llen, 
nämlich die Computer. Besteht für d ie Menschen die Gefahr der Anpassung? W ird man alles der 
Routine überlassen? Wi rd de r Umgang mit dem Computer stereotypes Denken fördern ? Daß d ies 
für den Beru fserfo lg, in d iesem Fall den krim inalisti schen, ei ne Gefahr wä re, darüber besteht siche r~ 

lich Übereinsti mmung. Der Computer kann di e notwendi ge Phantasie, den Ei nfall sreichtu m, das 
in tui tive Erfassen des Sachverhal ts durch einen Kri minalbeamten nicht ersetzen. W ir wi ssen, daß 
diese Ei genschaften den Kriminalbeamten allein nicht ausmachen. Hinzu müssen gründ liche Fach 
kenntni sse auf den ve rschiedenartigs ten Geb ieten und vor allem ein gutes Gedächtnis kommen. 
Der auch in der deutschen Kri m ina lpolizei gut bekannte schwedische Kri minalist Harry Söderman 
sagt in seinem Erinnerungsbuch : »Das wertvollste Kapital eines Kr iminalisten bildet sein Gedächtni s.« 
Hier w ird der Computer teilweise helfen können. Aber d ie in der Sensibil ität begrü ndeten Be ru fs~ 

eigenschaften können unter bestimmten Umständen im stä ndigen Umgang mi t dem Compu ter not ~ 

leiden. Wi r werden daher Maßnahmen treffen müssen, um dem zu begegnen. 

Hierzu gehört nach meiner Auffassung vo r allem, daß jeder Kri minalbeam te eine Grund ~ 

ausbi ldung in der elektron ischen Datenverarbeitung erhält, daß er nicht mi t einem für ihn völl ig 
schwarzen Kasten arbeite t, daß er die Möglichkeiten und auch die Grenzen der Da tenverarbei tung 
erkennt, daß das Gesa mtsys tem für ihn durchsichti g ist. Er muß stets w issen, daß der Computer 
nur begrenzt helfen ka nn, daß se ine Initiat ive nach w ie vor no twend ig ist. Unter Umstän den werden 
w i r auch daran denken müssen, den Krim inalbeamten von dem rou ti nemäßigen Umgang mit dem 
Computer du rch Einsatz geringe r au sgebildeten Personals freizuste llen. Es w ird in der Regel nicht 
der Ausbi ldung und Erfahrung eines Krim inalbea mten bedürfen, um Routineeinga ben und Routine­
abfragen zu tätigen. 

Hieran anknüpfend möchte ich mit einer Bitte schl ießen : 

Vergessen Si e bei Ihrer Arbeitstagung nicht, 

daß de r Einsatz de r EDV nicht Selbstzweck werden darf, 

daß die in de r Krim inalpo lizei handelnden Personen nicht zu M aschinenbed ienern we rden 
dürfen, 

daß sich hinter den gespeicherten Daten Personen und Sch icksa le verbergen, d ie der 
Computer ni e erschöpfend beschreiben kann. 

In den Speichern we rden Informationen, aber nicht Personen erfaß t. Viel Erfo lg! 
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Zielvorstel lungen des Bundeskriminalamtes 

zur Einführung der Datenverarbeitung 

Ltd. Regierungskr imi naldirektor Ho rst Schramm, Bu ndeskr iminalamt 

A ls im September des vergangenen Jahres die Frage zu entscheiden war, ob im Frühjahr eine 
Tagung durch das Bundeskrim inalamt auszu richten sei, hat Herr Präsident Dr. Hero ld ohne Zögern 
geantwortet : Selbstve rständl ich, und das General thema lautet : Datenverarbeitung. Es is t, so sagte 
er, hohe Zeit für eine Bestandsa ufnahme in Bund und Ländern . 

Unter diesem Gesichtspunkt der Bestandsaufn ahme werde ich aus dem Bundeskriminalamt 
berichten. Dieser Bericht wi rd nicht nur die Zielvorstellungen des Amtes darlegen, sondern auch 
ei nen kurzen Rückbl ick um fassen. Dies erscheint mir besonders bedeutsam wegen der hohen Zahl 
von Gästen, di e die Entwicklung der Da tenverarbei tun g bei der Polizei nicht verfol gen konnten. 

W as is t b isher im BKA geschehen ? 

Am 20. Juli 1966 nahm im Bundeskr im inalamt die Arbeitsgruppe »Elektron ik« ihre Tätigkeit 
auf. Ihr Auftrag lautete: 

- Prü fung sämtlicher Möglichkeiten des Einsatzes der elektroni schen Datenverarbeitu ng beim BKA; 

- Vorbereitung und Durchführung der Erprobung der Datenverarbeitung; 

- Erarbeitung geeigneter Vo rschläge arbeitso rganisa tori scher und technischer Art für die Ein füh-
run g der DV; 

- Berücksichtigung der Notwendigkeiten eines Verbundes mit in- und ausländischen Kriminal­
po lizeibehörden. 

Die Arbeitsgruppe sollte die von der Unterkommi ss ion »Elektronik« geleistete Vorarbeit berück­
sichtigen und weiterführen. 

Ein beachtlicher Au ftrag für einen D ipl om-Mathematiker und einen Kriminalisten. D iese M ini­
Arbei tsgruppe w urde dann nach 14 M onaten (1. Dezember 1967) um 8 Beamte verstä rkt. Diese 
Personalzumessung läßt rückschauend nur ein Schmunzeln zu. Inzwi schen kennt man die Personal­
aufwendigkeit, die mit der Datenverarbeitung verbunden ist. 

Di ese erweiterte Arbeitsgruppe befaßte sich alsdann m it der Erhebung von Ist-Zuständen im 
BKA, und zwar in den Bereichen : 

- Zentrale Personen- und Sachfahndung (ZF) 

- Zentrale Nachrichtensa mmlung und -auswertung 

- Zentraler Erkennungsdienst (ED) und 

- Kriminali sti sches Insti tut (KI) . 

Koo rdin ierung Bund/ Länder 

Zur Koordin ierung der Akti vi täten der l änder auf dem Gebiet der Datenverarbeitung wu rde 
vom AK 11 die Kommi ss ion EDV ins Leben geru fen. Sie beschloß die Gründung einer »Arbei ts­
gruppe EDV beim BKA" die am 2. Januar 1968 ihre Arbei t aufnahm. In ihr wa ren fast alle Länder 
durch Abordnung von Beamten vertreten. 

Der Auftrag d ieser Arbeitsgruppe bestand zunächst darin, den von der UK Elektronik erarbei­
teten »Entw urf einer Informations-Datei fü r den Einsatz elektronischer Datenve rarbeitun gsanlagen 
bei kriminalpoli zeilichen Zentral stelien - BKA und LKÄ -, (Schäffler-Katalog) auf VOllständi gkeit, 
logik und Anwendbarkeit zu prüfen. 
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Die Anwendbarkeit d ieses Kataloges mu ßte sowohl im Hinblick auf di e Erfassungsvorgänge als 
auch in bezug auf die dv-techn ische l ösbarkeit vernein t werden. Die Arbei tsgruppe wa ndte sich 
daher der Entwicklung von A lternativlösungen für die Bewä ltigung des KP-Melded ienstes unter 
Einsatz der Datenverarbeitung zu, insbesondere dem Entw urf einer Datenstruk tur für di e Schaffung 
eines »All gemeinen kriminalpo lizei lichen Informations- und Auskunftssystems (AKIAS)« . 

Das Zustandekommen dieses Systems mußte aber im April 1971 als gescheitert aufgegeben 
we rden. Die in Form eines Kataloges nach 

Person/ Persönlichkeit, 

Sachen/Sachen nachwei s und 

Sachverhalten 

aufgebauten Datenstrukturen hatten sich als zu umfangreich und in der Handhabung in sgesamt zu 
kompli ziert und aufwendi g herausgestellt. Die ursprün glich in diesem Zusammenhang geplante 
Abschaffung von komplexen In formationssammlungen herkömmlicher Art hat sich wegen nicht 
vertretbarer Rechner- bzw. Speicherkapazitäten ohnehin als undurchführbar erwiesen. 

Mit dem Scheitern der angestrebten l ösung du rch d ie Arbeitsgru ppe EDV beim BKA ging deren 
Auflösung ei nher. Sie wa r ohnehin durch mangelhafte Beschickung sei tens der l änder personell 
ausgetrocknet. Trotzdem mußte die Koordinierung der DV- In teressen der l änder und des Bundes 
gewahrt bleiben . Die Kommission EDV des AK II beschloß daher am 7. April 1970 die Gründung 
einer Unterkommiss ion Z ielpl anung. Ihr wurde aufgetragen, die Informationsbedürfn isse der Polizei 
zur Verbrechensbekämpfung zu fo rm ulieren und aufz uli sten . Ferner soll sie di e für den Austausch 
im Verbund vorgesehenen In formationen nach Umfang und Inhalt fes tlegen. 

Die Schaffun g der techn ischen Voraussetzungen für ein Verbundsystem und di e Bestimmung 
der damit zusamm enhängenden organisatorisdlen Voraussetzungen hätte die UK Z ielplanung über­
fordert und auch zeitlich in einen unve rt re tbaren Rückstand gebracht. Au s di esem Grunde beschloß 
d ie Ko mmi ss ion EDV am 3. M ai 1971 d ie Gründung von zwei wei teren Unterkommi ss ionen, der 
UK DV-Systemtechn ik und der UK DV-Koo rdinierung. Di ese drei Unterkomm issionen erarbeiten nun 
in engem Zusammenwirken alle Vo raussetzungen des angestrebten DV-Verbund sys tems der Polizei. 

Aus der A rbeitsgruppe DV des BKA ist inzw ischen eine Abteilung des Hauses geworden, und 
auch die anfangs sehr dürft ige personelle Auss ta ttung hat erhebliche Ergänzung erfa hren. Aus den 
weni gen M ännern des Anfangs ist eine Dienststell e m it 140 geplanten M itarbei tern im Aufbau. Der 
derzeitige Personalstand beträg t berei ts 56 Bed ienste te, davon 9 w issenschaft liche Mitarbeiter. 

Qualifizierte DV- Fachleute übernehmen mehr und mehr die Au fgaben der Systemorganisa tion 
und der DV-Systemplanung. 

Bisherige D V- Erfassungsakriv i täten 

Die Arbeitsgruppe Bund/ l änder beim BKA halle sich schon mit der Frage der Priorität der 
Personenfahndung befaßt. 

Das BKA hat daraufhin in Zusammenarbeit mit den Firmen Telefunken und Siemens im Rahmen 
eines Forschungsauftrages M odali täten für eine dv-gerechte Erfassung und Verarbeitung von Daten 
der Personenfahndung erarbeitet und im off-li ne-Betrieb ei ngeführt. Ende des Ja hres 1971 waren 
rund 200000 Fahndungsdatensätze erfaßt. 

In Form von Fahndungsvergleichsbändern w i rd der aktuelle Da tenbestand monatlich allen 
interessierten Dienststellen zur Du rchführung masch inell er Vergleiche mit Ei nwohnermelde-, Zu­
wa nderer- und ähn licher Dateien angebo ten. Insgesamt sind bisher 73 Bänder, von denen jedes 
ei nzelne den kompletten Datenbestand der jeweils neu esten Ausgabe des DFB - F - enthält, an die 
l änder Baden-Württemberg, Baye rn, Bremen, Hessen und Nordrhein-Westfa len ausgeliefert worden. 

D ie stati stische Auswertung von 36 Bandvergleichen ergab, daß bei einer Überprüfung von 
9 100000 auf Datenträgern erfaß ten Personen 393 Festnahmen erfolgen konnten. 

1m einzelnen verteilen sich diese, jeweils auf 100 000 überprüfte Personen gerechnet, w ie fo lgt : 

bei den Einwohnermeldedateien 1,5 Festnahmen 

bei den Zuwa ndererdateien 10,5 Feslnahmen. 
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Dieses Ergebnis überrascht nicht, da sich verständl icherweise ei n gesuchter Verbrecher weder 
an- noch abmeldet. Anders w ird das Ergebn is aussehen, wen n ei n Datenvergleich der zur Aufent­
hahsermittlung gesuchten Personen mit den Einwohnermeldeda teien durchgeführt werden kan n. 

D ie Polizeil iche Kri minalstatistik 1971 w ird unter Einsa tz der Datenverarbei tung bundeseinhei t­
lich erstellt. Wegen z. T. in den Ländern noch unterschi ed lich ko nzipi erter und daher ers t im BKA 
zusammenführbarer Einzelstruktu ren w ird die Sta tisti k 1971 erst etwa Ende März 1972 vorliegen . 
Für d ie Kri mina lstatistik 1972 w ird dagegen mit einer re lati v frü hen Fer tigs tellung und damit einer 
Steigerung ihrer Aktuali tät gerechnet. 

Zielvo rs telfungen des Bundeskrim inalamtes 

Auf Vo rschlag der Kommission EDV des AK I I hat d ie Innenministerkonferenz am 27. Januar 1972 
dem vom Bundesm inisteriu m des Inne rn vorgelegten Konzep t für den elektron ischen Datenverbund 
zu polizeilichen Zwecken - mit dem BKA als Zentralstelle - für den Bereich der Fahndung gru nd­
sä tzlich zugestimmt. 

Das Konzep t sieht ei n Ve rbundsys tem für die Befriedi gung sä mtlicher Informationsbedürfni sse 
der Polizei vor. Entsprechende Vo rarbeiten hi erzu sind der Unterkommiss ion DV- Koo rd inierung 
au fgetragen ; dort werden auch d ie no twendigen Vo rentscheidungen fa llen. 

Das BKA geht davon aus, daß d ieses Konzept in seinen Grundzügen gebill igt und in den 
kommenden Jahren schrittweise in d ie Praxis umgesetzt we rden w ird. 

Es kann keinem Zweifel unterl iegen, daß der Polize i, insbesondere den kri m inalpo lizei li chen 
Nachrichtensammel- und -a uswertungsstellen, mi t der EDV d ie M ögli chkeit gegeben w ird, neben 
zahlreichen wei teren Verbesserungen das Informationsangebo t wesentlich aktueller, um fassender, 
übersichtlicher und schneller zu machen. 

Um schon in der ersten Phase der Umstellung möglichst praxisnahe zu sein , w urden Standard ­
auskü nfte, die dem po lize ilichen R~g~l fall entsp rechen, in Anlehnung an di e Arbei tsergebni sse der 
UK Z ielplanung fo lgendermaßen definiert: 

Daten, d ie der Information beim ersten Angriff dienen 

Hierunter sind diejenigen Info rmati onen zu ve rstehen, d ie der Beamte beim Einschreiten außer­
halb der Amtss tellen benö tigt und bei denen es darauf ankommt, daß sein Einschreiten aufgrund 
ei nes Verdachts alsbald Untermauerung erfährt. Die stets mit Vo rra ng zu stellende Frage ist die 
nach einem vo rl iegenden Suchvermerk. W ird d ie Ve rdachtsperson gesucht, so ka nn das Ei nschreiten 
unabhängig vom Anlaß des Verdach ts anders und rechtl ich besser abgedeckt erfo lgen als ohne das 
W issen um einen bestehenden Suchve rmerk. 

Liegt kein Fahndungsersuchen vo r, so wä ren Auskünfte über ein frü heres, möglicherweise 
gleichartiges Auftreten für den handelnden Bea mten von entscheidender Bedeutung. Der Polizei­
beamte muß also vo rrangig eine 

Fahndungsauskunft und, 

sofern von ihm fü r erforderl ich geha lten, ei ne 

Personenku rza uskun f t 

erhalten. 

Die Informationsinhalte der Suchvermerke und Kurza uskü nfte ri chten sich ausschl ießlich nach 
den Bedürfnissen der Praxis. Vo rrang hat hier selbstverständlich j ede M itteil ung, d ie dem Schutze 
unse rer Kollegen im Einsatz dient. 

In diesen Fällen werden von der Exekutive Auskünfte 

- zwar nur in Stichworten, aber 

- sofo rt, 

- mit großer Genauigkeit, 

- auf aktuellem Stand 

benö tigt. 
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Diese Erfo rderni sse setzen die Führung der Informationsbestä nde in einer techni sch leistungs­
fähigen, ausfallsicheren, rund um die Uhr auskunftsberei len Datenverarbeitungsanlage voraus. Der 
Bund stellt sei nerse its eine solche Anlage beim Bundeskriminalamt zur Ve rfü gung. Di e l änder 
können sich d ieser Anlage bedienen, als sei es ihre eigene. 

Sofern d ie länder eigene DV-Anlagen für die Polizei betrei ben, fällt dem System im BKA 
d ie Aufgabe zu, Eingaben und Änderu ngen aus einem l and den anderen Teilnehm ern des Ver­
bundes zu überspielen. 

Daten, die Informarionsbedürfnisse befriedigen und die im Laufe von Ermittlungen entstehen 

Diese werden regelmäßig 

nicht im Sekunden bereich, jedoch 

möglichst umfassend, 

- vollständig, 

- unter Hinwe is auf weitere Informationsquellen 

benötigt. 

Diese Voraussetzungen verlangen die Dezentrali sat ion der bereitzuhaltenden umfassenderen 
Daten in den Landesrechnern. 

Dem Rechner des Bundeskriminalamtes sol len von den Landesrechnern nur Crunddatensätze 
überspielt werden. Ihre Speicherung dient dazu, 

- Auskünfte, die durch die l andesrech ner ni cht erteil t werden konnten, durch Indexhinweise zu 
ergänzen, 

- auf der Basis der Grunddatensätze sä mtliche kriminalstatisLischen Aufgaben des BKA zu e r­
ledigen, 

- Straf tatenzusammenhänge aufzudecken, 

- durch Verkettung mit den di rekt gespeicherten Daten ständig Fahndungs- und Ermittlungs-
hinweise zu liefern. 

Stufenschrirte der Verwirklichung 

Der Umfang der geplanten techni schen M ar; nahmen läßt nur ei ne stufenweise Verwi rk lichung 
zu. Es mü ssen also Prioritäten gesetzt werden. Hier si nd sich nun alle Fachleute einig, daß der 
Perso nenfahndun g unbedingt Priorität zukommt. 

Cründe: Die Personenfahndung muß wesentlich aktuell er werden. 

An d ie Stelle der unübersichtlichen und benutzungsunfre undlichen Fahndungsbücher 
muß die schnelle Anfrage treten. 

Personenfahndung heuLe 

Die Personenfahndung ist - gemessen an anderen Aufgabengebieten - fü r das Bundeskriminal­
amt besonders umfangreich und aufwendig. Sämtliche Behörden sind gehalten, die Ausschreibungs­
anträge dem Bundeskriminalamt - in der Regel über d ie zuständigen Landeskriminalämter - zuzu­
leiten. 

Aufgrund der Perso nen fahndungsersuchen veran laßt das BKA : 

- Aktenauskünfte, 

Veröffentlichungen im Bundeskriminalbl att, 

Druck und Versand der Personenfahndungskarten, 

Herausgabe der Deutschen Fahndungsbücher - Festnahmen und Aufenthaltsermittlungen - , 

Herausga be von Fahndungsvergleichsbändern (m it dem aktuellen Datenbestand des DFB - F - ), 

- internationale Fahndungsmaß nahmen in Verbindung mit ausländischen Justiz- und Polizei­
behörden. 

Im Jahre 1971 sind dem Bundeskriminalamt 1861 74 formelle Fahndungsersuchen zuge leite t 
worden. Für einen Zei traum von zwei Jahren (1969 = 167800) bedeu tet das eine Zunahme von 
18400 Ersuchen (+ 11 0

/ 0 ). Dazu kommen noch etwa 12 500 per Fernschreiben oder Funk aus 
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dem In- und Ausland ei ngegangene Eiltfahndungse rsuchen. An ei nigen Sp itzentagen gehen bei dem 
ßKA über 1200 Fahndungsersuchen ein. 

Die konstan te Zahl der Personenfahndungse rsuchen beträgt 128000, und zwa r 

53500 Veröffentlichungen im DFB - F-, 

43000 Veröffentlichungen im DFB - A - und 

31 350 nicht mehr im DFB verö ffentlichte Fahndungse rsuchen für Ausländer, die aufgru nd 
einer rech tmäßigen Ausweisungsverfügung gesucht werden. 

Die Effektivi tät der Personenfah ndung leidet unter der etwas zu weit gegangenen libera li­
sie rung des Haftrechts wegen der dadurch anschwellenden M asse der Fahndungse rsuchen. 

Das Verfah ren zu r Ausschre ibung einer gesuchten Person ist schwerfä llig und langwierig. D iest. 
Tatsache läß t anzustrebende Rationalisierungsmaßnahmen wirkungslos erscheinen. Überprüfungen 
ergaben, daß zwischen Haftbefehlsdatum und dem Druckdatum der Personenfahndungskarte Zeit· 
spannen von 17 Tagen bis zu 11 Monaten vers trichen waren. Zum Teil erklären sich diese enormen 
Verzögeru ngen mit notwendig werdenden Rü cksendungen der Fahndungsunterlagen durch das BKA 
wegen fehlerhafter oder unvollständiger Angaben. Eine im Bundeskriminalamt durchgeführte Unter­
suchung über 14 Arbei tstage ergab folgende durchschn ittl iche Laufzeiten des Vordrucks KP 21: 

von der Ausschreibungsbehörde zum LKA ................ . . ,. ' . . 9,2 Tage, 
vom LKA zum BKA ....... . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .•. . • . .• . . .. 8,3 Tage. 

Kürzeste festgestell te Laufzei ten : 

Ausschreibungsbehörde - LKA ....• ..........•..•.. •.... . • ... . 
LKA - BKA .... . . . ....... . ......• .. •.......•. .• ..•..•... . ... 

Längste festgestellte Lau fze it: 

LKA - BKA .................... . ... ... . . . ...... . ........... . 

Nicht berü cksichtigt ist der Verlauf bei der Justi z. 

2 Tage, 
1 Tag 

94 Tage. 

Das Deutsche Fahndungsbuch - Festnahmen - erscheint monatlich mit einem Nachtrag in 
einer Auflage von je 15400 Exemplaren, Es steht allen mit der Durchführung der Fahndung befaß ten 
Behörden und Beamten im In- und z. 1. auch im Ausland, z. B. den deutschen Ausland svertretungen 
und Interpol-D iens tstellen, zur Verfügung. Deshal b wird es auch weiter bestehen bleiben. 

Am Erscheinungstag ist der Datenbestand des DFB - F - gegenüber der Personenfa hndungska rtei 
um etwa 18 Tage im Rückstand ; das bedeutet, daß ca. 5000 gültige Festnahmeersuchen und zahl­
reiche Erled igungen ni cht in ihm entha lten sind. Das Deutsche Fah ndungsbuch - Festnahmen - ist 
daher in keiner Weise aktuell und damit nicht zuverlässig. In der Fahndungspraxis wird es von der 
Polizei und bei Grenzko ntroJlen sowie von den deu tschen Auslandsvertretungen (355 Bücher gehen 
ins Ausland) verwandt. Seinen eigentl ichen Anwendungsbereich bei den Einwohnermeldeämtern 
und der Kontrolle der Fremdenmeldezettel durch die Polizei hat es jedoch verloren. 

Die Einwohnermeldeämter sind nicht mehr bereit und wohl auch nicht mehr in der Lage (auch 
fehlt die rechtl iche Grundlage), anhand des DFB eine Überprüfung ihrer Datenbestände vo rzunehmen. 
Die Liberalisierung der Meldegesetze der l änder hat di e Fahndungsauswertung der Meldezettel 
durch d ie Polizei fas t sinnlos gemacht und zum Erliegen geb racht. 

Das Deutsche Fahndungsbuch - Aufenthaltsermitt lungen - erscheint halbjäh rli ch in ei ner Auf­
lage von 14 000 Exemplaren. Es is t ei n Fahndungshilfsmittel, dessen Daseinsberechtigung w iederhol t 
in Frage gestellt wurde. Sei n Inhalt ist nicht aktuel l. Da etwa 80% = 35000 aller in ihm enthaltenen 
Ersuchen als Neuausschreibungen gekennzeichnet sind, kann es schon seit längerer Zei t nicht mehr 
durch die Einwohnermeldeämter ausgewertet we rden. 

Allein wegen dieser Tatsache sollte die Frage nach der Beibehaltung in seiner bisherigen Form 
alsbal d erörtert werden. 

Die zentrale Personenfahndungskartei des BKA und die von ihr arbei tstäglich mit Fahndungs­
kar ten und Änderu ngsmeldungen versorgten 75 ör tli chen Fa hndungskarteien si nd z. Z. die aktuellsten 
und wirksa msten Fahndungshilfsmittel. Man ist bestrebt, sie auf ei nem möglichst aktuell en Stand 
zu hal ten. Da die 76 Personenfahndungskarteien (mit BKA) in der Regel im Dau erdi enst geführt 
we rden, si nd sie außerordentl ich personalaufwendig (geschätzte Gesamtkosten ca. 25000000 DM 
jährlich). 
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Schleswig-Holstein führt als erstes land keine Personenfahndungskarteien mehr. Die Auskunfts­
bereitschaft ist dort voll auf die automatische Datenverarbeitung umgestellt worden. 

Die polizeiliche Fernschreibfahndung ist, obwohl sie das schnellste Fahndungsmedium ist, durch 
die etwa 6 bis 10 Stunden betragende Verzögerung, die die Verbreitung der Fahndungsnachricht 
durch Sammel-FS mit sich bringt, ebenfalls nicht aktuell genug. 

Beim Bundeskriminalamt kommt der Eiltfahndung (FS-Fahndung) eine untergeordnete Bedeu­
tung zu, weil hiermit nur in Ausnahmefällen Veröffentlichungen in den Fahndungshilfsmitteln ver­
bunden sind. Die Sachbearbeitung beschränkt sich auf die büromäßige Auswertung, indem sachdien­
liche Aktenauskünfte den anfragenden Stellen übermittelt werden. Sogenannte Notkarten für die 
Fahndungskartei werden vom BKA seit mehr als 10 Jahren nicht mehr gefertigt. 

Personenfahndung künftig 

Die Personenfahndung ist deshalb vor allen anderen Bereichen auf die Datenverarbeitung 
umzustellen, weil 

- auf diesem Sektor das größte Informationsbedürfnis der Polizei besteht, 

- durch Umstellung auf Datenverarbeitung die Ablösung der bestehenden Personenfahndungs-
karteien sich organisch vollziehen läßt, 

- durch Einrichtung dieses Systems das Grundmuster der weiteren Informationsbedürfnisse des 
Ersten Angriffs geschaffen wird. 

Über die geplanten Aktivitäten innerhalb des Projekts Personenfahndung ist zu sagen, daß am 
Sitz der landeskriminalämter sowie an den Knotenpunkten aller kriminalgeographischen Regionen 
Datenstationen für die Ein- und Ausgabe errichtet werden sollen, deren Zahl mit 130 - ausgehend 
von je einer Station für ca. 150000 Einwohner - vom BKA veranschlagt ist. 

Im Bundeskriminalamt sind nochmals 10 Datenstationen für den gleichen Zweck vorgesehen. 

Hinzu kommen ca. 300 Datenstationen nur für Anfragen, die an allen Grenzübergangsstellen 
errichtet werden. Im einzelnen sind dies 

9 internationale Flughäfen, 

- 27 Seehäfen mit Reiseverkehr, 

- 43 Eisenbahnübergänge, 

- 235 Straßenübergänge. 

Die Anzahl der Datenendplätze (Terminals) ist für jede Datenstation vom Umfang des Grenz­
verkehrs abhängend festzulegen. 

Aus den letztgenannten Zahlen wird die Bedeutung erkennbar, die das Bundeskriminalamt der 
Grenzfahndung zumißt. Schon jetzt sind die Fahndungserfolge des Grenzkontrolldienstes über­
raschend groß. Der Grenzübertritt schafft eine Situation der Personenkontrolle, die sich aus grenz­
polizeilichen Aufgaben herleitet, aber zur Fahndung noch besser genutzt werden soll. 

Folgende Zahlen mögen dies belegen: 

Gesamtzahl der Grenzübertritte 1971 ..•...................... 
Anzahl der Grenzübergangsstellen .......................... . 

Aufgriff im Rahmen der Ausschreibungsfahndung: 

687302542 
696 

bei Einreise. . . . . . . . . . . . . . • . . . . . . . . • . • . . • . . • . 13964 Personen 
bei Ausreise .......•....•.......••....•..... 7 043 Personen 

21 007 Personen insgesamt. 

Eingabe des Such vermerks in das System 

- Direkteingabe durch alle Eingabe/Ausgabe-Stationen an den landesrechner. 

- Sofortige Überspielung der Fahndungsdatensätze an den Rechner im BKA. 

- Der BKA-Rechner überspielt seinerseits alle Eingänge an die anderen landesrechner, so daß 
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regional die kompletten Fahndungsdaten geführt werden. 

- Das BKA ist Eingeber für alle internationalen Fahndungsfälle und Fahndungen im Bereich des 
Staatsschutzes. 



- Grundlage der Fahndungseingabe in das Systerr r,lnd 

Haftbefehle, 
Vollstreckungshaftbefehle, 
Unterbringungsanordnungen, 
Ausweisungsverfügungen, 
Fahndungseiltfälle gemäß § 127 StPO, 
Suche nach Vermißten. 

- Eingabe mit kurzen Datensätzen 

Der Umfang des Fahndungsdatensatzes ist in der Unterkommission Zielplanung bereits 
beschlossen und verabschiedet. 

- Jede Eingabe ist mit der Auskunft verbunden, ob die Person bereits gespeichert ist. Wenn ja, 
werden die Fahndungsdaten hinzugefügt. 

Löschung der Suchvermerke im System 

- löschungen erfolgen ausschließlich durch die Station, die die Eingabe vorgenommen hat, mit 
dem Hinweis, wann, wo und durch wen ~ie Festnahme erfolgte. 

- löschungen infolge Fristablaufs werden per Maschine durch das BKA veranlaßt. 

Die dem BKA künftig zufallenden Aufgaben können wie folgt zusammengefaßt werden: 

Das Bundeskriminalamt 

- gibt ein: internationale Fahndungsfälle, 
Staatssch utzfälle, 
Sondersuchfälle usw., 

- vergleicht die Neuzugänge mit den eigenen Beständen, 
gibt Fahndungshinweise, 
veranlaßt Korrekturen, 

- führt die Betriebs- und Erfolgsstatistik, 

- übersendet den Stationen periodisch Erledigungslisten, 

- überspielt zu täglichen Sammelzeiten den gesamten Anderungsbestand an die lKA-Rechner. 

Vorteile des geplanten Systems 

- Größte Schnelligkeit und Aktualität. 

- Auskünfte werden im einstelligen Sekundenbereich erteilt. 

- Datenreinheit wird aufgrund der besseren dezentralen Prüfungsmöglichkeit erreicht. 

- Die Eingabe erfolgt nur durch die Polizei; Abkürzung des langwierigen Vorverfahrens durch 
die Justiz. 

Kraftfahrzeugfahndung 

Wegen der hohen Bedeutung, die dem Kraftfahrzeug im täglichen leben zukommt, und wegen 
der umfassenden Inanspruchnahme des Kraftfahrzeugs durch die Straftäter ist die Kraftfahrzeug­
fahndung als Teilgebiet der Sachfahndung vorgezogen worden. 

Die allgemeine Sachfahndung - insbesondere die Waffenfahndung - wird als nächster Realisie­
rungsschritt folgen. 

Kraftfahrzeugfahndung heute! 

Der vom Bundeskriminalamt in einer Auflage von 8000 Exemplaren herausgegebene Deutsche 
Sachfahndungsnachweis - Kraftfahrzeuge - enthält z. Z. mit seinem 3. Nachtrag insgesamt 17818 Aus­
schreibungen. 

Er ist nur für stationäre Kontrollen verwendbar, da durch das Fehlen der Kfz-Kennzeichen der 
fließende Verkehr nicht überwacht werden kann. Der Sachfahndungsnachweis ist außerdem nicht 
aktuell. Wenn auch die beim Bundeskriminalamt geführte Kraftfahrzeugkartei (z. Z. 50000 gesuchte 
Kraftfahrzeuge) täglich aktualisiert wird und damit ein wichtiges zentrales Auskunftsmittel geblieben 
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ist, mangelt es an der sofortigen und vollständigen Kommunikation von der Ortspolizei zur Landes­
und Bundeszentralstelle. Der Zugriff der Exekutive zu der Zentralstelle des BKA ist beschwerlich und 
langwierig. 

Die Zusammenarbeit mit dem Kraftfahrt-Bundesamt ist gut. Dieses Amt läßt in seinen auto­
matisch geführten Datenbestand die Suchvermerke des BKA einfließen. Allerdings treten auch dort 
zeitliche Verzögerungen auf, da einzelne Zulassungsbehörden ihre Informationen sehr schleppend 
weitergeben. 

Kraftfahrzeugfahndung künftig 

Der Aufbau und die Arbeitsweise der Kfz-Fahndungen erfolgen analog zur Personenfahndung; 
auch hier ist beabsichtigt: 

- die dezentrale Erfassung aller abhanden gekommenen, sichergestellten und zur Tatbegehung 
verwendeten Kraftfah rzeuge; 

- Einführung formatierter Meldungen; 
Der Informationsumfang des Kfz-Fahndungsdatensatzes ist in den zuständigen Gremien 
noch nicht beschlossen. 

- Abspeicherung der Suchmeldung in der Datenverarbeitungsanlage des LKA; 

- sofortige Überspielung des Suchvermerks an das BKA; 

- sofortige Weitergabe eines gekürzten Satzes an alle anderen LKA-Rechner durch das BKA; 

- Abstimmung der Informationen zwischen Bundeskriminalamt und Kraftfahrt-Bundesamt, u. a. 
hinsichtlich der Daten über auf gesuchte Personen zugelassene Kraftfahrzeuge zur Unterstützung 
der Personenfahndung. 

Vorteile des geplanten Systems: 

- Größte Aktualität, 

- Sofortige Auskunftsbereitschaft, 

- Verknüpfung der Kfz-Fahndung mit der Personenfahndung. 

Der Kraftfahrzeugfahndung soll dann die allgemeine Sachfahndung in der Realisierung folgen. 
Es geht hierbei um die Erfassung aller durch Straftaten verlorengegangenen Gegenstände, soweit sie 
Herstellungsnummern tragen oder mit Chancen der Wiedererkennung beschrieben werden können. 

Im Zusammenhang mit der Sachfahndung ist festzustellen, daß ihre Aktivierung sicherlich 
beachtliche Aufklärungserfolge bringen würde. Voraussetzung wäre jedoch eine generelle Ermäch­
tigung der Polizei durch den Gesetzgeber zur regelmäßigen Nachschau bei denjenigen An- und 
Verkaufsgeschäften, die erfahrungsgemäß als potentielle Hehler in Betracht kommen. Es reicht hier 
nicht aus, wenn die Polizei derartige Fundgruben für Stehlgut nur in besonderen Verdachtsfällen 
unter den strengen Voraussetzungen der Durchsuchungsbestimmungen überprüfen darf. 

Die Bedeutung der Waffenfahndung soll durch folgende Zahlen unterstrichen werden: 

Im Jahre 1971 wurden als gestohlen gemeldet: 

Faustfeuerwaffen ................. 1296 
Langfeuerwaffen . . . . . . . . . . . . . . . . .. 1058 
Maschinenfeuerwaffen ............ 47 

Insgesamt ...................... 2401 

Im gleichen Zeitraum wurden sichergestellt: 

Faustfeuerwaffen ................. 265 
Langfeuerwaffen : . . . . . . . . . . . . . . . .. 291 
Maschinenfeuerwaffen ............ 8 

Insgesamt 564 

Weitere Realisierungsschritte 

Die folgenden Teilprojekte innerhalb der Zielvorstellungen des Bundeskriminalamtes sind 
Inhalt des vorgelegten Konzepts, bedürfen aber noch der Erörterung mit den Ländern innerhalb 
der vorgesehenen Arbeitskreise. 
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Alsdann wird die Innenministerkonferenz die endgültige Entscheidung treffen. 
Der FundsteIlenindex tür die Aufbewahrungsorte von Kriminalakten entsteht als Teilinformation 

aus der Meldung über den Straftäter. Er dient gleichzeitig als Index über alle polizeilich behandelten 
Personen im Zusammenhang mit den jeweiligen Vorgängen. 

Der Informationsfluß ist folgender: 

- Formatierte Meldung an die LKÄ, 

- Weiterleitung an das Bundeskriminalamt, 

Fortschreibung der Informationen zur Person in der Datenverarbeitungsanlage des BKA, 

- Erteilung von Auskünften bei Eingabe eines Fahndungsersuchens oder bei gerichteter Anfrage. 

Die Straftäterdatei beim BKA entsteht künftig durch die dezentrale Erfassung des Gesamtdaten­
satzes bei der jeweils sachbearbeitenden Dienststelle und durch Weitergabe des Grunddatensatzes 
an die Datenverarbeitungsanlage im Bundeskriminalamt. 

Der Informationsumfang des für den Austausch im Verbund vorgesehenen Grunddatensatzes 
wird z. Z. in der UK Zielplanung beraten. 

Aufgrund der übermittelten Daten erfolgen bei den LKÄ und dem BKA Recherchen in Ver­
bindung mit der Straftatendatei. Weiterhin stehen diese Daten für Auskünfte bei gezielten Anfragen 
zur Person zur Verfügung. 

Neben der Straftäterdatei wird eine Straftatendatei aufgebaut. Sie dient in Verknüpfung mit 
der Straftäterdatei zu einer umfassenden Personenauskunft und stellt die Grundlage künftiger Ver­
gleichsarbeit dar. 

Das BKA-Konzept geht auch hier von der dezentralen Erfassung eines Gesamtdatenbestandes 
und der Weitergabe der Grunddaten durch die landesrechner an die Anlage des Bundes aus. 

Diese Grunddaten sollten u. a. umfassen: 

Delikt und Objekt der Tat 

Schadenshöhe 

Tatzeit (Wochentag) 

Tatort 

Tatörtlichkeit 

Tatform 

Kfz-Benutzung 

Schußwaffengebrauch. 

Auch über diesen Fragenkomplex ist in den eingesetzten Arbeitskreisen noch zu entscheiden. 

Hausinterne DV-Aufgaben 

Der ständige Auskunftsdienst im Bundeskriminalamt hat jährlich ca. 66000 Auskunftsersuchen 
zu erledigen, was einem täglichen Durchschnitt von 180 Auskünften entspricht. Im Zuge der Um­
stellung auf EDV soll der Auskunftsdienst des BKA rationalisiert und wirkungsvoller werden. Da die 
hier geführten Kriminalakten als wesentliche Informationsquelle anzusehen sind, sollen sie hand­
licher und überschaubarer, ihr Umfang jedoch ohne wesentlichen Informationsverlust verringert 
werden. Diesem Zweck soll ein Aktenvorblatt dienen, das im einzelnen folgende Aufgaben zu 
erfüllen hat: 

- komprimierte Darstellung des Informationsinhalts der Akte, 

- Grundlage jeder personenbezogenen Auskunft, 

- Formatierung der Auskünfte, 

- Reduzierung des Aktenumfangs, 

- Basisinformation für den geplanten Grunddatensatz. 

Geplant ist, im Zuge der Anlage oder des Auflebens einer Akte das Aktenvorblatt in Form 
eines Maschinenprotokolls zu erstellen. Vorgesehen ist dies zunächst in den Fällen der Zuständigkeit 
des ständigen Auskunftsdienstes. In einer weiteren Schrittfolge soll die Erstellung des Vorblattes 
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auch in allen anderen Anlaßfällen, z. B. Fahndungsersuchen oder Meldungen über Straftäter, erfolgen 
und zentral durchgeführt werden. Der Informationsumfang dieses Aktenvorbiattes wird sich streng 
an die für den Austausch vorgesehenen Formen und Formate halten, darüber hinaus aber haus­
spezifische Aufgaben erfüllen. 

Selbstverständlich wird alsbald zur Unterstützung der Personalverwaltung eine Personalstamm­
datei aufgebaut werden. Gleiches gilt für den gesamten Verwaltungsbereich bezüglich des Haus­
haltes und der Ausgabenüberwachung. 

Im Bereich der Kriminaltechnik ist in erster Linie an den Aufbau eines Dokumentationssystems 
gedacht, welches für alle KT-Dienststellen des Bundes und der Länder den wesentlichen Inhalt erstat­
teter Fachgutachten erfaßt und zur Abfrage bereithält. 

Jeder Wissenschaftler kann dann durch eine Frage an das System des BKA Auskunft über folgende 
Fragen erhalten: 

- Wer hat bisher Gutachten zu einem bestimmten Fragenkomplex erstattet? 

- Welche Methoden wurden angewendet? 

- Welche Bedeutung gewann das Gutachten im Hauptverfahren? 

- Wo befinden sich die Unterlagen? 

Voraussetzungen der Realisierung 

Auf dem Gelände des Bundeskriminalamtes entsteht z. Z. ein Bau für die Datenverarbeitung 
und die Technischen Dienste des Hauses. 

Auf einer bebauten Gesamtgrundfläche von ............................. . 
entsteht ein umbauter Raum von ....................•.•............... 

Der Abteilung DV werden ...........••..........•.......•............ 
zur Verfügung stehen. 

Die Grundfläche gliedert sich folgendermaßen: 

Maschinensaal 786 qm 
Büroräume 998 qm 
Nebenfläche 390 qm 

2644 qm 
66050 m3 • 

2174 qm 

Die Gesamtkosten des Gebäudes mitAußenanlagen werden sich auf ca. 36000000 DM belaufen. 
Wesentliche Planungstermine: 

16.10.1970 Vorentwurf des Staatsbauamtes 
1. 2.1971 
1. 8. 1971 

14. 2. 1972 
25. 3. 1972 
1. 9. 1972 
1.11.1972 
1. 6. 1973 

Endgültiger Entwurf 
Realer Baubeginn 
Fertigstellung Rohbau Erdgeschoß 
Fertigstellung Rohbau Datenverarbeitung 
Fertigstellung Rohbau Gesamtgebäude 
Fertigstellung der gesamten DV-Räumlichkeiten 
Endfertigstellung des gesamten Gebäudes. 

Die Gespräche zur Vorbereitung des Vertragsabschlusses für die Maschinen u. ä. sind beendet; 
ein unterschriftsreifer Vertragsentwurf liegt vor. Mit seiner Unterzeichnung ist in den nächsten 
Tagen zu rechnen. Gegenstand des Vertrages ist die Anmietung von zwei Zentraleinheiten Modell 
Siemens 4004-150 mit 525000 bzw. 262000 Speicherstellen. Dazu gehört ein Vorrechner vom 
Modell 404-6 mit 65000 Speicherstellen. Die Massenspeicherkapazität auf Magnetplatte beträgt 
insgesamt 880 Millionen Bytes (diese Kapazität entspricht dem Inhalt von 1000 Büchern mit einer 
Stärke von 500 Seiten). Zu dieser Konfiguration treten pro Zentraleinheit schnelle Magnetbänder 
sowie die übliche Standard-Peripherie. 

Der Mietpreis für diese Gesamtkonfiguration bewegt sich bei 4,2 Millionen DM jährlich. Dies 
entspricht einem Kaufwert der Anlage von 15 Millionen DM. 

Zur Inbetriebnahme eines so gewaltigen Rechenzentrums bedarf es ausreichenden Personals. 
Das Haus ist z. Z. vorrangig damit beschäftigt, Personal für alle Dienstbereiche der Datenverarbeitung 
zu gewinnen. Wir begegnen hier den bekannten Schwierigkeiten des Arbeitsmarktes. Qualifiziertes 
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Personal ist rar, und die vielfach geforderten Gehälter sind mit den Vorschriften des Tarifrechts 
nicht immer zu vereinbaren. Dennoch ist die Prognose erlaubt, daß es uns gelingen wird, die erfor­
derlichen Mitarbeiter rechtzeitig zu gewinnen. 

Schlußbetrachtung 

Unter einem eindrucksvollen Aufwand von Arbeitskraft und finanziellen Mitteln wird z. Z. in 
Bund und ländern die Datenverarbeitung den polizeilichen Aufgaben dienstbar gemacht. Wir alle 
verbinden damit die Hoffnung, daß damit der Verbrechensbekämpfung eine beachtliche Hilfe 
zuwachsen wird. Es ist aber davor zu warnen, an die Einführung der Datenverarbeitung illusionäre 
Hoffnungen zu knüpfen. Verbrechensbekämpfung betreiben Menschen - nicht Maschinen. Ihnen, 
unseren Kolleginnen und Kollegen an der polizeilichen Front, die notwendigen Informationen zu 
liefern und ihre Arbeit wirkungsvoller zu machen, ist unser Anliegen. Aber da deuten sich Schwierig­
keiten an, die nicht zu erwarten waren. Sie kommen möglicherweise in Form eines Datenschutz­
gesetzes auf uns zu. 

Datenschutz 

Nachdem einige Bundesländer Datenschutzgesetze erlassen haben, hat sich auch die Bundes­
regierung dieser Materie angenommen. Es liegen z. Z. zwei Entwürfe für ein Bundesdatenschutz­
gesetz vor: 

- Entwurf der Bundesregierung und 

- interfraktioneller Entwurf der Abgeordneten Hirsch, Dichgans, Kirst u. a. 

Bei einigen im Detail liegenden Abweichungen sind beiden Entwürfen folgende wesentliche 
Forderungen bzw. Regelungen gemeinsam: 

1. Ein grundsätzliches Recht auf Dateneinsicht und Datenauskunft. 

2. Anspruch auf Berichtigung bzw. löschung gegenüber falschen oder zu Unrecht beschafften 
Informationen. 

3. Verbot eines beliebigen Datenaustausches. 

4. Einführung eines Datenprotokolls. 

Bei der lektüre der Entwürfe drängt sich die Frage auf, ob nicht einzelne Bestimmungen dem 
erklärten Auftrag der Kriminalpolizei zuwiderlaufen. 

Das dem Betroffenen eingeräumte Recht auf Auskunft über die zu seiner Person gesammelten 
Daten mit der Folge eines Berichtigungs- oder löschungsanspruchs wird die Arbeit der Kriminal­
polizei in erheblichem Maße in Frage stellen. Im Bereich der repressiven Verbrechensbekämpfung 
würde die Bekanntgabe personengebundener Daten an den Betroffenen genau das Gegenteil des 
angestrebten Zweckes erreichen. Der Täter könnte sich jederzeit über den Sachstand der gegen 
ihn geführten Ermittlungen unterrichten und sein weiteres Verhalten danach einrichten. 

Arbeit und Beamte 

Der Entwurf der Bundesregierung verkennt nicht, daß in bestimmten Fällen ein Auskunftsrecht 
zu versagen ist, nämlich 

»wenn dies zur Vermeidung von Nachteilen für die öffentliche Sicherheit und Ordnung oder 
sonst für das öffentliche Wohl unerläßlich ist oder wenn andernfalls die Erfüllung öffentlicher 
Aufgaben gefährdet würde«. 

Aber auch diese Einschränkung vermag das Problem nicht zu lösen. Die enge Formulierung läßt 
der Behörde einen zu geringen Ermessensspielraum. Es sollte erwogen werden, dem Bundeskriminal­
amt eine Sonderstellung einzuräumen, wie sie anderen Sicherheitsbehörden auch zugestanden wer­
den muß. 

In dem Entwurf der Bundesregierung ist im Rahmen des erlaubten Datenaustauschs auch die 
Frage der Informationsgewinnung angesprochen. Die Kriterien, unter denen ein Informations­
austausch zwischen den Behörden des Bundes und der länder erlaubt wird, berücksichtigen die 
kriminalpolizeilichen Bedürfnisse zuwenig. Ein internationaler Datenaustausch erscheint überhaupt 
nicht möglich, obschon er doch angestrebt wird. 
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Den Bemühungen, der Kriminalpolizei durch den Aufbau eines Datenverbundnetzes eine 
wirksame Waffe im Kampf gegen das Verbrechen in die Hand zu geben, muß der Erfolg versagt 
bleiben, wenn ein Datenschutzgesetz verabschiedet werden sollte, dessen Normen dem eindeutigen 
Auftrag der Kriminalpolizei zuwiderlaufen. 

Der Kriminalpolizei obliegt die Erforschung strafbarer Handlungen. Die Erfüllung dieser 
Verpflichtung darf unter keinen Umständen durch unpraktikable Gesetze weiter erschwert oder 
illusorisch gemacht werden. Auch wir bejahen den Gedanken des Datenschutzes, aber es hat eine 
Abwägung von Interessen stattzufinden. Die Interessen des einzelnen haben den zwingenden Erfor­
dernissen einer im Interesse der Allgemeinheit liegenden modernen und schlagkräftigen Verbrechens­
bekämpfung gegenüber zurückzutreten. 

Mit diesen Schlußausführungen wollte ich auf ein Problem hinweisen, das am Ort der Beratung 
hinsichtlich der ungewollten Folgen für die Verbrechensbekämpfung sicherlich nicht gesehen worden 
ist. Noch ist es Zeit! Wird sie nicht genutzt, so könnte es statt zur angestrebten Intensivierung der 
Verbrechensbekämpfung zu einer intensiven Bremsung der Verbrechensbekämpfung kommen. Und 
das will doch wohl niemand! 
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Datenfernverarbeitung 

Diplom-Ingenieur Rüdiger Lodde, Bundeskriminalamt 

I. 
Einleitung 

Durch den Beschluß der ständigen Konferenz der Innenminister vom 27. Januar dieses Jahres 
haben sich der Bund und die Länder verpflichtet, ein arbeitsteiliges Fahndungssystem aufzubauen. 
Dieses System soll es ermöglichen, Informationen bundesweit jeder interessierten Polizeibehörde 
unkompliziert und schnell zur Verfügung zu stellen. 

Das System soll in verschiedenen Stufenschritten aufgebaut werden. Die Schrittfolge ergibt sich 
aus den Bedürfnissen und Möglichkeiten der beteiligten Stellen. Ebenso wird sich im Laufe der 
Entwicklung die Struktur des Systems allmählich - gemäß den steigenden Anforderungen - ändern. 

Diese AufgabensteIlung weist dem Bundeskriminalamt im bundesweiten Fahndungssystem 
zentrale Koordinierungs- und Vermittlungsfunktionen zu. Die dem Bundeskriminalamt damit über­
tragenen Funktionen erfordern eine technisch leistungsfähige Datenverarbeitungsanlage. Diese An­
lage muß jederzeit auskunftsbereit zur Verfügung stehen. 

5ENEßEll.E ST~(JKrVR EINES 

V~RIJUNDIiErZES 
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In meinen weiteren Ausführungen werde ich auf die beiden Punkte 

- leistungsfähigkeit des zentralen Systems 

- und seine Ausfallsicherheit 

noch weiter eingehen. 

Der Beschluß der Innenministerkonferenz beinhaltet den Auftrag, ein bundesweites Verbund­
netz zum Austausch von Daten aufzubauen. 

Die generelle Struktur eines solchen Netzes zeigt Abb. 1. Bestandteil des Netzes sind die 
Terminals - im Bild durch Kreise angedeutet -, die Datenverarbeitungsanlagen (OVA) und die 
leitungen. 

Terminals können sowohl an regionale Anlagen als auch an die zentrale Anlage angeschlossen 
sein. Regionale Datenverarbeitungsanlagen verkehren miteinander und mit weiteren Informations­
systemen des Bundes über die zentrale Datenverarbeitungsanlage des Bundeskriminalamtes. Später 
kann dieses sternförmige Netz weiter vermascht werden; dadurch wird es möglich sein, daß 
bestimmte Rechner auch direkt miteinander verkehren können. 

Beim Aufbau und Betrieb eines so umfangreichen Datenfernverarbeitungsnetzes, wie es der 
Beschluß der Innenministerkonferenz vorsieht, müssen eine Anzahl technischer und organisatorischer 
Aspekte beachtet werden. Mit der Ausarbeitung der zum Verbundbetrieb notwendigen Konventionen 
befaßt sich die »Unterkommission Systemtechnik«, deren Mitglied ich bin. 

Mein Vortrag beschäftigt sich nun gemäß der Arbeit dieser Kommission mit den Bausteinen 
des Fernverarbeitungsnetzes und seinen Betriebsarten. 

11. 

Einen der wesentlichen Bausteine des gesamten Datenfernverarbeitungssystems - nämlich die 
Echtzeit-Datenverarbeitungssysteme des Bundeskriminalamtes - möchte ich nunmehr im einzelnen 
vorstellen: 

Ausgehend von den schon eingangs erwähnten Forderungen an Echtzeit-Systeme, nämlich 
leistungsfähigkeit und Ausfallsicherheit, kommt für das BKA nur ein Großsystem in Frage, das 
seinerseits in den wichtigsten Komponenten doppelt vorhanden sein muß, damit zu den Zeiten, 
da ein System wegen technischer Fehler oder wegen Wartungsarbeiten ausfällt, das andere System 
den Betrieb voll übernehmen kann. 

Mit der Entscheidung für das System 4004/150 der Firma Siemens wurde der Forderung nach 
leistungsfähigkeit entsprochen; dieses System ist das leistungsstärkste, das Siemens heute anzubieten 
hat. Der Forderung, im Bundeskriminalamt ein besonders ausfallsicheres System zu installieren, wurde 
dadurch entsprochen, daß sämtliche wichtigen Systemkomponenten doppelt vorhanden sind und 
die ohnehin mehrfach vorgesehenen Peripheriegeräte von einer Anlage auf die andere umgeschaltet 
werden können. 

Anhand der Abb. 2 will ich nun die Gesamtanlage, wie sie im nächsten Jahr be"triebsbereit sein 
soll, vorstellen: 

Auf der linken Bildhälfte ist die Konfiguration des Echtzeit-Systems abgebildet, auf der rechten 
Hälfte des Bildes die Konfiguration des Reserve-Systems, das im Normalbetrieb Stapelverarbeitungs­
aufgaben übernimmt. 

Die Zentraleinheit des Echtzeit-Systems enthält neben verschiedenen Arithmetiken eine Ein­
richtung, die den Speicher vor unbeabsichtigten Veränderungen schützt, einen internen Zeitgeber 
und einen Multiplex-Kanal, an den 16 Geräte bzw. Gerätesteuerungen angeschlossen werden können. 
Als Kanäle mit der hohen Obertragungsrate von 900000 Zeichen pro Sekunde sind 4 Selektorkanäle 
vorgesehen. Jeder Selektorkanal hat 3 Kanalanschlüsse, an die jeweils eine Gerätesteuerung an­
geschlossen werden kann. Es ist vorgesehen, die Zahl der Selektorkanäle auf 6 zu erhöhen. Damit 
können dann an die Zentraleinheit der 4004/150 selektorkanalseitig maximal 18 Gerätesteuerungen 
angeschlossen werden. 

Der Kernspeicher des Echtzeit-Systems ist zunächst auf 512000 Speicherstellen ausgebaut. Eine 
Vervierfachung, also der Ausbau bis zu über 2 Millionen Speicherstellen, ist möglich. Diese große 
Reserve im Ausbau des Kernspeichers ist für ein Echtzeit-System unbedingt wichtig. Denn es ist 
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notwendig, bei anwachsender Anfragelast Warteschlangen und Teile des Betriebssystems, die 
zunächst auf Externspeichern ausgeführt werden können, in zunehmendem Maße resident in den 
Kernspeicher zu laden. Nur so ist es möglich, wachsenden Betriebsanforderungen gerecht zu werden, 
ohne gleich auf ein schnelleres Rechner-System umrüsten zu müssen. 
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Der Schwerpunkt in der Ausstattung dieses Echtzeit-Systems mit peripheren Geräten liegt bei 
den Großplattenspeichern. Zur Aufnahme des Betriebssystems und der Indexfiles steht ein Speicher 
mit einer Kapazität von 110 Mio. Zeichen zur Verfügung. Der Plattenspeicher ist an einen eigenen 
Selektorkanal angeschlossen. Dadurch sind durch überlapptes Arbeiten die Wartezeiten beim Zugriff 
auf Index- und System-Daten minimal. Ähnliche Überlegungen führten dazu, weitere 440 Mio. 
Zeichen Massenspeicherkapazität auf zwei Steuereinheiten aufzuteilen und jeweils an einen eigenen 
Selektorkanal anzuschließen. 

Zu Protokollzwecken und zur Abspeicherung der einlaufenden Nachrichten sind 4 schnelle 
Magnetbandgeräte vorgesehen. Außerdem ist natürlich die üblicherweise notwendige »Papier­
peripherie«, wie lochkarten-leser und Stanzer sowie Lochstreifengeräte und Drucker, vorgesehen. 
Zum Anschluß des Datenübertragungsnetzes dient eine Datenübertragungssteuerung. Sie ist zu­
nächst dafür ausgerüstet, 5 Fernleitungen zu bedienen, und kann für den Anschluß von 30 leitungen 
erweitert werden. 

Neben den bisher beschriebenen Komponenten enthält das Echtzeit-System noch einen zweiten, 
kleineren Rechner des Typs 404/6. An diesen Rechner können ebenfalls über eine eigene Daten­
austauschsteuerung Fernleitungen angeschlossen werden. Die 404/6 wiederum ist über eine Daten­
austauschsteuerung mit einem Selektorkanal der Großanlage gekoppelt. Die kleine Anlage dient 
in der Aufbauphase dazu, bei Ausfall der Großanlage einen minimalen BKA-internen Betrieb auf­
rechtzuerhalten. Später ist sie als zusätzliche Reserve-Anlage vorgesehen. Bei katastrophalem Ausfall 
aller anderen Systemteile ist es dann über diese Kleinanlage möglich, die einlaufenden leitungen 
zu bündeln und über eine Wählleitung an ein entfernt stehendes Rechenzentrum anzuschließen. 
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Außerdem dient die 404/6 dazu, Systementwicklung auf dem Gebiet der Nachrichtensteuerung zu 
betreiben. Dieser Anlagentyp soll möglicherweise in einer späteren Ausbauphase des Verbundnetzes 
als intelligenter Vermittlungsknoten eingesetzt werden. 

Nun ist noch einiges zum Stapelverarbeitungssystem, das auf der rechten Bildhälfte zu sehen 
ist, zu sagen. Dieses System ist grundsätzlich genauso ausgestattet wie das Echtzeit-System; das 
bedeutet, daß alle internen Einrichtungen denen des anderen Großsystems 4004/150 entsprechen. 
Der Kernspeicherausbau beträgt allerdings nur 256 K Byte. Auch die Großplattenspeicher-Bestückung 
ist etwas geringer: statt der 550 Mio. Zeichen Speicherkapazität bei der Echtzeit-Anlage ist das 
Stapelverarbeitungssystem nur mit 330 Mio. Zeichen Hintergrundspeicher ausgerüstet. Das System 
enthält allerdings - genau wie das andere - 4 Magnetband-Einheiten und eine eigene Datenüber­
tragungssteuerung m:t ebenfalls 5 Leitungspuffern. 

Um die Gesamtausfallsicherheit der Systeme des Bundeskriminalamtes weitestgehend zu 
gewährleisten, wurden neben dem Einsatz der 404/6-Kleinanlage noch weitere Maßnahmen ergriffen: 

Einmal ist der Kernspeicher in Blöcken von je 128 K Byte zwischen den Zentraleinheiten schaltbar. 
Das bedeutet, daß bei Ausfall eines Kernspeicherblocks dieser durch einen Block der zweiten 

Anlage ersetzt werden kann. Weiterhin ist durch die Umschaltungsmöglichkeit der Kernspeicher­
blöcke garantiert, daß das Echtzeit-System mit einem größeren Kernspeicher in Spitzenbelastungs­
zeiten ausgerüstet werden kann. Damit ist wiederum gewährleistet, daß bei höchster System­
auslastung ein Zusammenbruch wegen Überlastung ausgeschlossen werden kann. 

Als weitere Maßnahme wurde zur Erhöhung der Betriebssicherheit die gesamte Peripherie 
umschaltbar gemacht. Es sind also nicht nur die Massenspeicher und die Magnetbandgeräte um­
schaltbar, sondern auch die gesamte» Papierperipherie«. Ebenso sind die bei den Datenübertragungs­
steuerungen zwischen bei den Systemen hin- und herschaltbar. 

Eine zahlenmäßige Aussage über die Verfügbarkeit jedes einzelnen Systems kann auf folgende 
Art und Weise gewonnen werden: 

Man definiert die Verfügbarkeit eines Systems als den Quotienten aus der mittleren Zeitspanne 
zwischen zwei Ausfällen und der Summe aus dieser mittleren Zeit und der mittleren Reparaturzeit. 

Wenn man annimmt, daß ein Computer der 3. Generation ca. 100 Stunden läuft, bevor er 
repariert werden muß, und daß die mittlere Reparaturzeit ca. 5 Stunden beträgt, kommt man auf 
eine Verfügbarkeit des Systems von etwas über 95 0/0. 

Da diese Verfügbarkeit durch den Ausbau der zwei Systeme zu einem Duplex-System auf etwa 
99,75 010 gesteigert werden kann, plant das Bundeskriminalamt diesen Ausbau für die Zukunft. 

Welche Schwierigkeiten dabei zu überwinden sein werden, kann man allerdings erst ermessen, 
wenn man genaue Daten über das Anfragevolumen und seine zeitliche Verteilung hat. Ebenso 
müssen für die Planung und Realisierung eines solchen Systems die Funktionen der Systemkompo­
nenten natürlich bis in alle Einzelheiten bekannt sein. 

111. 

An einem allgemein gehaltenen Beispiel soll nun gen~lUer untersucht werden, wie eine Anfrage, 
die über eine Leitung in das Rechnersystem einer Datenfernverarbeitungszentrale gelangt, in diesem 
System behandelt wird. 

Eine Übersicht zeigt die Abb. 3. Die typische Aufgabe dieses Systems besteht darin, daß viele 
gleichgeartete Benutzer auf eine feste Gruppe von Systemleistungen zurückgreifen. Die Haupt­
programmkomplexe, derer sich das System bedient, um die Benutzer zufriedenzustellen, sind hier 
aufgezeigt: 
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+ die Leitungssteuerung, 

+ die Ein-Ausgabe-Steuerung, 

+ ein Analyse-Programm für die eingehenden Meldungen, 

weiterhin: 

+ das Hauptsteuerprogramm 
und schließlich 

+ das Paket der Anwenderprogramme. 
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Abb.3 

Zum Paket der Anwenderprogramme gehört in diesem Zusammenhang auch die gesamte 
Datenbanksoftware. 

Auf die Aufgaben, die einige dieser Programme im einzelnen haben, werde ich im folgenden 
noch genauer eingehen. 

Angenommen, der Bediener eines entfernt stehenden Terminals sendet eine Nachricht an das 
System und diese Nachricht ist ein Teil einer Gruppe von Nachrichten, die erst in ihrer Gesamtheit 
endgültig bearbeitet werden können, so läuft die Bearbeitung etwa folgendermaßen ab: 

+ Aufgrund eines Unterbrechungssignals wird eine Unterbrechungs-Routine aufgerufen, die die 
Quelle des Unterbrechungssignals feststellt. In unserem Fall ist die außen anstehende Meldung 
die Signalquelle. Die Unterbrechungs-Routine stellt daraufhin der anstehenden Meldung aus 
einem allgemein verfügbaren Kernspeicherpool einen Teil zur Verfügung. In diesen Kern­
speicherteil wird die Nachricht eingelesen. Das wiederholt sich nun so oft, bis die komplette 
Meldung im Speicher steht. In den Zeiträumen, die zwischen dem Einlaufen der Meldungsteile 
liegen, bearbeitet der Rechner andere Aufgaben. Steht nun aber die Meldung vollständig im 
Speicher, zeigt ein weiteres Unterbrechungssignal an, daß die Meldung bearbeitet werden kann. 
Es wird wiederum die Unterbrechungs-Routine aufgerufen. Sie bereitet die Nachricht für die 
Bearbeitung vor und analysiert die Meldungsart. Ebenfalls analysiert werden Gültigkeit und 
Vollständigkeit der Meldung, damit sichergestellt ist, daß die Nachricht korrekt empfangen 
wurde. Sollten Fehler aufgetreten sein, wird die Nachricht von einer Fehlerbehandlungsroutine 

29 



übernommen. Andernfalls wird sie in die Realzeit-Warteschlange eingereiht. Hat die Meldung 
hohe Priorität und soll vorab bearbeitet werden, wird sie besonders gekennzeichnet. Das Haupt­
steuerprogramm veranlaßt dann die sofortige Bearbeitung. 

+ Hat die Meldung aber nur geringe Priorität, erfordert sie also nicht unbedingt eine Bearbeitung 
in Echtzeit, veranlaßt die Routine, die die einlaufenden Meldungen analysiert, eine Zwischen­
speicherung auf Magnetplatte. 

+ Dieselbe Routine sorgt auch dafür, daß alle ankommenden Anfragen auf einem Magnetband 
protokolliert werden. 

+ Beide Aktivitäten - das Schreiben auf die Platte und das Schreiben auf das Band - geschehen 
blockweise über die Ein-Ausgabe-Steuerung aus den zugeordneten Warteschlangen. 

+ Fast zum selben Zeitpunkt bearbeitet das Hauptsteuerprogramm diese Nachricht, die ja in­
zwischen schon in der Realzeit-Warteschlange angekommen ist. Das Hauptsteuerprogramm 
reicht die Nachricht zur weiteren Bearbeitung an eines der Anwenderprogramme weiter. 

+ Das Anwenderprogramm sucht nun zunächst in Tabellen, die kernspeicherresident sind, den 
Spur-Index der Informationen, die vom Datenspeicher gelesen werden müssen. 

+ Diese Anfragen an die Datenbank werden ebenfalls in einer eigenen Warteschlange, der 
Dateien-Warteschlange, zwischengespeichert, nachdem sie die E/A-Warteschlange der Anwen­
derprogramme durchlaufen haben. 

+ Ober die E/A-Steuerung wird der entsprechende Datentransfer vom Plattenspeicher aus durch­
geführt; der gefundene Datenblock wird in die Bearbeitungs-Warteschlange eingereiht. 

+ Dort wird er durch das Hauptsteuerprogramm gefunden und wiederum an das noch wartende 
Anwenderprogramm weitergeleitet. 

+ Aus den nun im Kernspeicher stehenden Einzelinformationen setzt das Anwenderprogramm 
die auszugebende Nachricht zusammen. 

+ Ober eine besondere Instruktion wird die Nachricht in die Ausgabe-Warteschlange weiter­
gereicht. 

+ Bevor nun die Nachricht ausgegeben werden kann, wird sie von dem Programm, das die leitungs­
steuerung durchführt, in die Form gebracht, die der vereinbarten Prozedur entspricht. 

+ Zuallererst wird nun die Nachricht, versehen mit der Adresse des Empfängers, auf die leitung 
, geschickt. Je nach vereinbarter Prozedur ist schon jetzt die Arbeit des Systems getan; wird die 
Nachricht allerdings mit einer gesicherten Prozedur übertragen, muß der Rechner auf das 
Quittungssignal warten, das ihm den kompletten und richtigen Empfang der Nachricht anzeigt. 
Gegebenenfalls muß das Senden der Nachricht einige Male wiederholt werden. Erst damit ist 
dann die Arbeit für den Rechner getan, und über eine Schluß-Routine werden die Ausgabe­
Bereiche, die die Nachricht belegt hatte, wieder freigegeben. 

IV. 

Im Zusammenhang mit der Ein- und Ausgabe von Nachrichten in bezug auf das Echtzeit­
Datenverarbeitungssystem waren die Begriffe » Prozedur« und » leitungsprogramm« aufgetaucht. 
Auf diese Begriffe soll nun unter anderem etwas näher eingegangen werden, indem der Informa­
tionsaustausch über Fernleitungen näher erläutert wird. 

Der Austausch von Informationen über solche leitungen erfolgt anhand von Vereinbarungen, 
die Prozeduren genannt werden. 

Die Programme, die die Nachrichten prozedurspezifisch aufbauen, werden leitungsprogramme 
genannt. Die leitungsprogramme sind also vom Maschinentyp abhängig, während die Prozeduren 
allgemeingültig sind. 

Um in etwa den Umfang aufzuzeigen, den solche Vereinbarungen annehmen, seien hier die 
wichtigsten Punkte tabellarisch wiedergegeben (Abb. 4). 

Es würde im Rahmen dieses Vortrags zu weit gehen, auf sämtliche Prozeduren, die durch die 
Kombination all dieser Kenngrößen möglich sind, einzugehen; selbst alle diese Kenngrößen im 
einzelnen zu erläutern, würde die vorgegebene Zeit weit überschreiten. Deshalb sollen nur einige 
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dieser Punkte an hand des Ablaufs einer Prozedur für Dialog- und Stapelverkehr vereinfacht näher 
besprochen werden. 

Das Datenfernverarbeitungssystem, in dem die Prozedur ablaufen soll, möge folgende Eigen­
schaften haben: 

+ Alle Terminals sollen gepuffert sein; d. h. jedes Terminal verfügt über einen eigenen Speicher 
für Steuer- und Nachrichtenzeichen. 

+ Die Übertragung soll im Synchronverfahren erfolgen; d. h. die einzelnen Zeichen eines Nach­
richtenblocks werden in einem festen Zeitraster übertragen. Zu Beginn eines jeden Nachrichten­
blocks müssen deshalb zur Synchronisation von Sender und Empfänger mehrere Synchronisa­
tionszeichen übertragen werden. 

+ Die Prozedur soll eine Polling-Prozedur sein; d. h. jede Aktivität in dem betrachteten Daten­
fernverarbeitungsnetz geht von dem Echtzeit-System aus, an das das betreffende Terminal 
angeschlossen ist. 

+ Ferner soll die Prozedur gesichert sein; d. h. bei fehlerhafter Übertragung einer Nachricht soll 
die Übertragung automatisch wiederholt werden. Das bedingt naturgemäß, daß die Terminals, 
wie oben gefordert, eigene Speicher haben müssen. 

I'E~EIN8A~IINS.EN FüR DIE 

';8ERTRA6/,1NGSST~V~A'I/NG 

t> LEI TIII/tiSI1EIlKHAI.E 

E> 08&RT~A6VN6SGESCHJ,./IN/)16KEIT 

E> 110IJlIlATlfJNSVE.llrAHteN 

[;> SlflPLEX-, HAl8IJ(JPLEX-, /)UPLEX-BETßIEB 

E> PUNKT- ZfI-PIINKT- J I1EJlIIPVN/(TYcR8IHIJVNö 

[;> OFf-LINE-J ON-l/NE- 8ErlllE8 

t> ALPHABET 

C> CODE 

[;> S1 NCH~ON-)ASYNCH~()N- VE~FA"~&N 

r;:> 8ITSE~/EI.lE) 8ITPA~AlJ.El.E .ZEIC/lENIJARSTEJlVNG 

[;> BL ()Ck'1. AH6E bEil bATEN 

C> FENLEßSICNERflNG UND 8EIIANIJiVII6 

E> ARBEITSWEISE: GEP()FFE~r- flH&EPfl'Fe~r 
vsv 

Abb.4 

Die Prozedur läuft nun folgendermaßen ab: (Abb. 5) 

~ Der Sendeaufruf für ein bestimmtes Terminal im Datenfernverarbeitungsnetz beginnt hier mit 
3 Synchronisationszeichen; dieser Aufruf geht vom Rechner aus und enthält die Stationsadresse. 
Er endet mit der Stationsaufforderung ENQ. 

~ Das Terminal antwortet mit den Synchronisationszeichen und der Meldung STX; diese Meldung 
zeigt den Beginn der Anfrage an, die das Terminal an den Rechner richten will. Es folgt der Text 
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der Anfrage; er endet mit den Meldungen ETX und Bee; ETX signalisiert das Ende des Text­
blocks und Bee ist ein Blockprüfzeichen, mit dem die richtige Übersendung der Nachricht 
überprüft werden kann. 

+ Nachdem nun im Rechner die Nachricht entsprechend dem eingangs beschriebenen Datenfluß 
bearbeitet wurde, sendet der Rechner seine Antwort auf die Terminalanfrage an das Terminal. 
Eine Adresse braucht nicht mitgesandt zu werden, da in der Zwischenzeit auf dieser Leitung 
der Polling-Vorgang nicht fortgeführt wurde, also das Terminal noch direkt mit dem Rechner 
verbunden ist. 

+ Der Ablauf der Prozedur wird nun durch die Empfangsbestätigung des Terminals und die Rück­
meldung des Rechners an das Terminal mit dem Zeichen EOT, welches »Ende der Übertragung« 
bedeutet, beendet. 

+ Der Rechner sendet dann so lange weitere Sendeaufrufe an die im Lande verteilt stehenden 
Terminals, bis wiederum ein Terminal eine Anfrage an den Rechner auf die Leitung schickt. 

Da das Polling auf Kanalebene abläuft, belastet es die Zentraleinheit des Rechners kaum. 
Dagegen können Fehler bei der Übertragung den Rechner sehr wohl stark belasten und die Über­
tragungszeit der Nachrichten stark verlängern. 

Dazu nun einige Überlegungen: 

Die Übertragungszeit wird durch die Zeiten für die Übertragung der Textzeichen und der 
Nachrichtenkontrollzeichen bestimmt. Bei blockweiser Übertragung muß zur Fehlersicherung und 
Synchronisation der Sende- und Empfangseinrichtungen mit jedem Textblock eine bestimmte Anzahl 
von Nachrichtenkontrollzeichen übertragen werden. Um den fixen Zeitaufwand für die Übertragung 
der Nachrichtenkontrollzeichen eines Blocks auf viele Textzeichen zu verteilen, sollte die Blockung 
möglichst groß gewählt werden. 
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Im Extremfall führt dies zu der Schlußfolgerung, alle Textzeichen in einem Block zu übermitteln. 

Dagegen sprechen jedoch folgende Überlegungen: Die Daten werden durch Störungen auf den 
Übertragungswegen verfälscht. Je größer also die Blöcke gewählt werden, desto höher ist auch die 
Wahrscheinlichkeit, daß in einer Nachricht ein Fehler, hervorgerufen durch eine gestörte Leitung, 
auftritt. Da in solchen Fällen diese großen Blöcke insgesamt mehrfach wiederholt übertragen werden 
müssen, verlängert sich die Übertragungszeit erheblich. Berücksichtigt man die großen Datenmengen, 
die beispielsweise bei einem Abgleich von Dateien übertragen werden müssen, kann die Über­
tragung sogar unmöglich werden. 

Das führt zu der Forderung, die Blockgröße möglichst klein zu wählen. 

Nun kann aber aus den dargestellten gegenläufigen Forderungen eine optimale Blockgröße 
bestimmt werden. Diese optimale Blockgröße liegt vor, wenn die Gesamtübertragungszeit für eine 
Nachricht minimal wird (Abb. 6). 
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Abb.6 

Die obere Kurve stellt die Übertragungszeit pro Zeichen, die auf der der senkrechten Achse mit 
der Maßeinheit »Sekunden« aufgetragen ist, in Abhängigkeit von der Blockung, die auf der waage­
rechten Achse aufgetragen ist, dar. 

Für den betrachteten Fall einer Standleitung mit 2400 Bit/sek Übertragungsgeschwindigkeit 
und einer Fehlerrate von einem falschen Zeichen auf 100000 gesendete Zeichen liegt das Minimum 
der Kurve bei einer Übertragungszeit von ca. 36,5 Sekunden und einer damit optimalen Blockgröße 
von 561 Zeichen. 

Die untere Kurve zeigt die zusätzlich aufzuwendenden Übertragungszeiten, wenn man von der 
optimalen Blockgröße bei der Übertragung abweicht. 
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Nachdem dargestellt wurde, 

- wie ein Echtzeit-Datenverarbeitungssystem in seinen Komponenten aufzubauen ist, 

- wie eine Nachricht in dem System verarbeitet wird und 

- wie sich der Nachrichtenverkehr über ein Datenfernübertragungsnetz abspielt, 

soll zum Schluß auf die mögliche Gestaltung des Datenfernverarbeitungsnetzes eingegangen werden 
fAbb.7). 

Abb.7 

V. 

Das Bild zeigt die mögliche Form eines bundesweiten Datenfernverarbeitungsnetzes. In dieser 
Form hat die Netzkonfiguration der Innenministerkonferenz vorgelegen, auf der der eingangs 
erwähnte Beschluß zum Aufbau eines bundesweiten Fahndungssystems gefaßt wurde. 

Im unteren Teil des Bildes ist das Echtzeit-System des Bundeskriminalamtes im Verbund mit 
verschiedenen anderen Systemen des Bundes zu sehen. Das BKA strebt den Verbund mit den 
Rechnern des 

- Ausländerzentralregisters (AZR), des 

- Bundeszentralregisters (BZR) und des 

- Kraftfahrt-Bundesamtes (KBA) 
an. 

Die für die Polizeiarbeit relevanten Daten sollen den Systemen der Länder via Rechenzentrum 
BKA, das die Aufbereitung und Verteilung der Nachrichten vornimmt, zur Verfügung gestellt werden. 

Die Konzeption dieses Netzes sieht mehrere Varianten vor, die den speziellen Bedürfnissen 
und den Möglichkeiten der Verbundpartner Rechnung tragen: Verbundpartner, die kein eigenes 
Rechnersystem für die polizeilichen Belange installieren wollen, können sich über Terminals an die 
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Konzentratoren und an das Leitungsnetz des Bundes direkt anschließen. Diese Möglichkeit, am 
Verbund teilzunehmen, sieht die Variante in der Mitte des Bildes auf der linken Seite vor. Die 
Grenzfahndungsterminals des Bundes sind durch den Buchstaben »G« gekennzeichnet, während 
die Terminals der Länder in diesem Bild durch ein »P« gekennzeichnet sind. 

Eine weitere Variante des Netzes ist in der Mitte rechts zu sehen. Dort sind die polizeilichen 
Fahndungsterminals mit dem Landesrechner verbunden. Der Landesrechner seinerseits arbeitet mit 
einer Einwohnerdatenbank, mit einer anderen regionalen Datenbank und mit dem Rechenzentrum 
des Bundeskriminalamtes im direkten Verbund. 

In diesem Fall sind die Fahndungsterminals des Bundes, die an den Grenzstellen aufgestellt 
sind, über einen eigenen Konzentrator und eine eigene Leitung mit dem BKA verbunden. 

Die Zusammenfassung dieser beiden bisher geschilderten Varianten zu einem betriebssicheren 
und komfortablen Netzwerk zeigt der obere Teil des Bildes: Dort ist das System des Landeskriminal­
amtes über einen regionalen Vermittlungsknoten »RVK« mit dem BKA verbunden. Die Landes­
terminals sind teilweise direkt an den Landesrechner angeschlossen, und der andere Teil der 
Landesterminals verkehrt über den regionalen Vermittlungsknoten mit seinem Rechner im Landes­
kriminalamt. Diese Variante empfiehlt sich immer, wenn ein Land kein ausfallsicheres System 
installieren will oder kann. Beim Ausfall des Landesrechners können dann nämlich die polizeilichen 
Fahndungsterminals im Lande über den regionalen Vermittlungsknoten auch direkt mit dem BKA 
verkehren. Nimmt der Rechner des Landeskriminalamtes seinen Betrieb dann wieder auf, teilt er 
dem Vermittlungsknoten seine wiederhergestellte Funktionsfähigkeit mit und schaltet damit wieder 
die landeseigenen Terminals an sein System. 

Ein so aufgebautes Verbundnetz ist naturgemäß teuer, denn es muß in erster Linie dafür Sorge 
getragen werden, daß im Verbundsystem praktisch keine Wartezeiten durch belegte Leitungen auf­
treten, d. h. das Netz muß in erster Linie nach polizeitaktischen Gesichtspunkten aufgebaut werden. 
Damit tritt die Wirtschaftlichkeit an die zweite Stelle der Überlegungen. 

Es ist damit zu rechnen, daß das bundesweite Fahndungsnetz jährliche Kosten in derselben 
Höhe verursacht wie das Echtzeit-Rechenzentrum des Bundeskriminalamtes. Die Mieten für Fern­
leitungen, Vermittlungsrechner, Konzentratoren und Terminals sowie für das damit verbundene 
elektronische Gerät dürften sich einschließlich der Wartungskosten auf jährlich etwa 3,5 bis 4 Mil­
lionen DM belaufen. 

Um den Betrieb dieses Netzes wirtschaftlicher gestalten zu können, sind Überlegungen im 
Gange, weitere Bedarfsträger, deren Nachrichtenaustausch sich nicht nach taktischen Gesichtspunkten 
richtet, als Partner mit geringerer Priorität am Verbund teilnehmen zu lassen. 
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Datenverarbeitung und Daktyloskopie 

Regierungskriminaldirektor Paul Neuendorf, Bundeskriminalamt 

Die Möglichkeit der Zuordnung einer ganz bestimmten Information zu einem ganz bestimmten 
Subjekt durch ein individuelles Merkmal, nämlich dem Fingerabdruck, hat im allgemeinen recht 
frühzeitig zu der Erkenntnis geführt, daß die Datensammlungen des Erkennungsdienstes einen 
höheren Informationswert haben als andere polizeiliche Informationsquellen, bei denen nicht 
bekannt ist, wen die unter bestimmten Personalien gespeicherten Informationen wirklich betreffen 
oder ob es eine Person mit den betreffenden Personalien tatsächlich gibt. Jeder Beschuldigte hat 
bekanntlich das Recht, zu behaupten, er sei nicht vorbestraft und habe nie etwas mit der Polizei 
zu tun gehabt, wenn er nicht überhaupt schweigt. Die Frage, ob ihm bestimmte Vorgänge oder 
Vorstrafen angelastet werden können, ist letztlich die Frage, ob er anläßlich der Bearbeitung dieser 
Vorgänge erkennungsdienstlich behandelt wurde. 

Die Qualität dieser Informationsquelle verpflichtet aber auch den Verwalter dieser Daten, sie 
im Sachinteresse einer optimalen Nutzung zuzuführen. Im Zeitalter informationsverarbeitender 
Maschinen und weltweiter Kommunikationsmöglichkeiten im Sekundenbereich sind Sammlungen, 
bei denen Papier als Informationsträger dient, nicht mehr optimal zu nutzen; es ist deshalb die 
Frage zu prüfen, ob solche Sammlungen insbesondere dann, wenn es sich um große Datenmengen 
handelt, die häufig zu bewegen und Teile davon immer wieder einem zwar großen, aber deter­
minierbaren Benutzerkreis zuzuführen sind, nicht mit Hilfe von Datenverarbeitungsanlagen geführt 
werden können. Im Bereich des Erkennungsdienstes im engeren Sinne sind dabei zwei große 
Datenbestände zu unterscheiden: Es sind einmal die daktyloskopischen Daten, Informationen aus 
den Papillarlinienbildern mit ihrem unendlich hohen Informationswert und zum anderen verbale 
Informationen derart, daß gesagt werden kann, welcher Vorgang welchem Subjekt aufgrund ein­
deutiger personenbezogener Merkmale zugeordnet werden kann und unter welchen Personalien 
diese sowie polizeilich oder justitiell relevante Informationen über dieses Subjekt zu speichern sind. 

Die maschinelle Verarbeitung der Daten sowohl der ersten als auch der zweiten Art bringt 
keine grundsätzlichen Probleme, die nicht schon gelöst sind oder gelöst werden könnten. Das 
Speichern und Reproduzieren verbaler Informationen, die unter Personalien gespeichert sind, wird 
sowohl in der Privatwirtschaft als auch in der Verwaltung längst praktiziert. Die Verarbeitung 
daktyloskopischer Informationen ist, wie Modelle im Ausland, aber auch in Deutschland (Stuttgart 
und Nürnberg) beweisen oder bewiesen haben, ebenfalls ohne Problematik. 

Spricht man vom Einsatz elektronischer Datenverarbeitungsanlagen in der Daktyloskopie, 
denkt der nicht mit den Problemen Vertraute in aller Regel an eine Maschine, die die Finger­
abdruckdaten nicht nur selbständig verarbeitet, sondern auch automatisch aus den Fingerabdrücken 
entnimmt. Genau dieses Problem ist aber bis heute nicht gelöst und wird - wenn überhaupt -
vielleicht nur zum Teil gelöst werden können. Es handelt sich im Prinzip um die automatische 
Zeichenerkennung, denn der Fingerabdruck ist nichts anderes als ein »Zeichen« in diesem Sinne, 
eine bildliche Darstellung eines ganz bestimmten, hier allerdings einmaligen Sachverhalts. Inwie­
weit die Maschine die Einmaligkeit dieses Gebildes zu erkennen überhaupt in der lage ist, kann 
hier nicht erörtert werden; ein hinreichendes »Klassifizieren« anstelle eines eventuellen »Identi­
fizierens« wäre für den Daktyloskopen schon ausreichend. Es gibt zwar Maschinen, die Zeichen 
»lesen« und dem Gelesenen eine bestimmte Bedeutung zuordnen können, es handelt sich dabei 
aber eben nur um ganz bestimmte, mit ihnen vereinbarte Zeichen. Der Fingerabdruck mit seiner 
Individualität gehört nicht dazu. 
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Würde es sich darum handeln, ein und dasselbe Linienbild eines Fingerabdrucks in eine Reihe 
von Einzelinformationen zu zerlegen und in zwei verschiedenen Verarbeitungsphasen als identisch 
oder möglicherweise identisch erkennen zu müssen, wäre das Problem sicher noch lösbar, wenn 
auch die in der Regel verschiedenartige Lage zweier Bilder zueinander schon erhebliche Probleme 
aufwerfen kann. Zwei von ein und demselben Finger zu verschiedenen Zeiten und unter verschie­
denen Umständen zustande gekommene Abdrücke ausschließlich maschinell als identisch oder als 
mit einem hohen Wahrscheinlichkeitsgrad identisch zu erkennen, ist vermutlich immer unmöglich, 
weil sie z. B. durch verschiedene Schwärzungsgrade und durch den Abdruck verschiedener Teil­
bereiche des Ganzen verschiedenartige Informationen und Informationsverluste aufweisen. Es ist 
bemerkenswert, welche Maßdifferenz beim zweimaligen Abrollen ein und desselben Fingers auf­
treten kann. 

Es wird also für absehbare Zeit eine Mensch-Maschinen-Symbiose sein, die zur Erfassung 
daktyloskopischer Daten eingegangen werden muß. Die in dieser Richtung im Aus- und Inland 
unternommenen Versuche sind ebenso zahlreich wie variabel. Aus Literatur und Korrespondenz 
sind mir etwa 12 verschiedene Modelle bekannt. 

Einzelne Versuche gehen dahin, bestimmte Konfigurationen anatomischer Merkmale des Finger­
abdrucks in einem Koordinatensystem zu erfassen und sie zueinander in Beziehung zu setzen, 
woraus sich rechnerisch verarbeitbare Werte ergeben. Dabei ist u. a. eine Art der Erfassung der 
Informationen interessant, bei der lediglich die Stellen einer rechnerperipheren Einheit anzutasten 
sind, an denen sich anatomische Merkmale des darauf wiedergegebenen Fingerabdrucks befinden. 
Dabei verzichtet man aber zwangsläufig auf relativ »harte« Informationen, wie z. B. die Zahl der 
Papillarlinien, die zwischen zwei zu erfassenden Merkmalen liegen. 

Die Arbeitsgruppe »Daktyloskopie«, die von der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Landes­
kriminalämter mit dem Bundeskriminalamt mit der Prüfung der Frage beauftragt wurde, ob ein 
rechnergerechtes System zur Verarbeitung daktyloskopischer Informationen gefunden werden kann, 
ging einen anderen Weg. 

Hier darf ich einfügen, daß die Verarbeitung daktyloskopischer Informationen mit Rechnern 
möglichst dazu führen soll, neben der Identifizierung des Wiederholungstäters als solchen auch 
die Identifizierung des Spurenverursachers zu ermöglichen. Für die erstgenannte Aufgabe werden 
bis heute Informationen aus allen vorhandenen Fingern, aus dem einzelnen Finger aber insgesamt 
wenig Information entnommen. Für die zweite Aufgabe hingegen stehen Informationen aus der 
Tatortspur, im Regelfall nur von einem Finger oder günstigstenfalls von einigen Fingern, dann aber 
auch nur als Fragment dieser Hautleistenbilder zur Verfügung, wobei natürlich die Gesamtinforma­
tionsmenge aus der Spur ausreichend sein mag, im Vergleichsmaterial der Sammlung aber nicht 
entsprechend aufbereitet vorhanden ist. Herkömmliche Sammlungen können nicht so geordnet 
werden, daß sie sowohl der einen als auch der anderen Aufgabe dienen könnten. Das Material 
wird deshalb, der verschiedenartigen AufgabensteIlung entsprechend, in verschiedenen Samm­
lungen nach verschiedenen Gesichtspunkten geordnet. Ablage- oder Ordnungsadresse ist eine 
Formel, die eine gewisse Verwandtschaft zu einer chemischen Summenformel hat, aus der sich 
auch der Inhalt des zu verarbeitenden Materials erkennen läßt. Die Verarbeitung des daktylosko­
pischen Materials besteht in beiden Fällen im Klassifizieren des jeweils vorliegenden Materials in 
Adressen, nach denen vorhandenes Vergleichsmaterial gegliedert ist, und im Suchen identischer 
Fälle in dem Vergleichsmaterial. Wegen der Schwierigkeiten, die sich aus der Bildung einer mög­
lichst eindeutigen Ablageadresse und darüber hinaus noch anderen Gründen (Organisation und 
Personalaufwand) ergeben, wurden Sammlungen für die Spurenauswertung bisher immer relativ 
klein gehalten. Sie umfassen höchstens die Fingerabdrücke von 25000 Personen, und ihre Erfolgs­
aussichten - einschließlich der Erfolge - sind dementsprechend gering. Die noch immer steigende 
Tätermobilität nahm und nimmt zusätzlich ganz allgemein Sammlungen regionalen Charakters die 
Erfolgschancen. 

Die elektronische Datenverarbeitung gestattet, die Sammlungen daktyloskopischen Materials 
betriebswirtschaftlich optimal, am besten - um das Problem der späteren altersbedingten Bereini­
gung einfach zu lösen - nach dem Alter der daktyloskopierten Personen zu ordnen, weil Ablage­
adresse des Fingerabdruckblatts als Informationsträger und daktyloskopische Information nicht mehr 
identisch sein müssen. Damit kann die Notwendigkeit, S~mmlungen verschiedenartiger Aufgaben· 
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stellung und unterschiedlichen Umfangs nach voneinander abweichenden Gesichtspunkten zu ord­
nen, überhaupt entfallen. Die zum Auffinden des Linienbildes des Fingerabdrucks erforderliche 
Adresse (z. B. die Akten- oder Spurennummer) wird im Rechner mit der daktyloskopischen Infor­
mation verknüpft. Der Bestand der daktyloskopischen Informationen im Rechner und die Sammlung 
der Linienbilder dienen letztlich beiden Aufgaben, sowohl der Personenidentifizierung (Identifizie­
rung von Wiederholungstätern, Ausländern, die sich unbefugt in der BRD aufhalten, unbekannten 
hilflosen Personen und unbekannten Toten) als auch der Identifizierung von Spuren und Spuren­
verursachern, nämlich der Tatortdaktyloskopie. Die erstgenannte Aufgabe bringt - wie schon ein­
gangs erwähnt - keinerlei Probleme. Aus dem einzelnen von allen vorhandenen Fingern genügen 
relativ wenige, dafür aber sichere Informationen, deren Verarbeitung den herkömmlichen Betrieb 
einer Sammlung, wie sie das BKA besitzt (Fingerabdrücke von mehr als 1 1 6 Millionen Personen), 
wesentlich rationalisiert und weit mehr Sicherheit bei der Verarbeitung der Fälle bietet, in denen 
einzelne Finger verletzt, völlig oder zum Teil amputiert wurden oder frühere Vernarbungen in den 
linienbildern wieder ausgeheilt sind. 

Bei der Verarbeitung des Bestandes zur Spurenauswertung müssen materialbedingt gewisse 
Imponderabilien einkalkuliert werden, die dazu führen, daß eine so hochprozentige Erfolgsaussicht 
wie bei der Auswertung im Rahmen der Personen identifizierung nicht gegeben ist. Vor allem aber 
ergibt sich aus der AufgabensteIlung in diesem Bereich, nicht nur bei einigen wenigen, wie bisher, 
sondern bei allen alters- und geschlechtsbedingt als Spurenverursacher in Frage kommenden Per­
sonen so viel Informationen aus den einzelnen Fingern zu entnehmen, daß das Material zur 
Spurenauswertung geeignet ist. 

Diese Informationen bestehen aus einer Klassifizierung nach den herkömmlichen Muster­
bezeichnungen, wie Schleife rechts, links, -Bogen- und Tannenmuster; die Wirbelmuster werden 
in runde und längliche Formen unterteilt, Amputationen und Narben, die das Muster nicht mehr 
erkennen lassen, in einer Klasse zusammengefaßt. Alle Klassen werden weiter untergliedert, je 
nachdem, welche Möglichkeiten die einzelnen Muster und ihre Charakteristika bieten. Daneben 
wird bei Mustern, die ein schleifenförmiges inneres Gebilde aufweisen, weiter unterklassifiziert. 
Zusätzliche Informationen ergeben sich aus der lage des oder der Deltas, die nach Entfernung und 
Richtung definiert werden. Hierzu wird ebenso ein Klassifizierschema mit seinem Mittelpunkt am 
inneren Terminus des Fingerabdrucks nach bestimmten Regeln angelegt wie zur Erfassung wei­
terer gebündelter anatomischer Merkmale. Das sektorförmige Erfassungsschema zur Bestimmung 
der Richtung, in der die Merkmale liegen, welches im Prinzip ein Koordinatennetz mit linienzahl 
und Sektorenbezeichnung als Koordinaten ist, hat gegenüber einem Gitter-Koordinatennetz den Vor­
zug, daß Toleranzen einfacher zu verarbeiten sind. Mit zunehmender Entfernung der Merkmale 
vom Mittelpunkt erhöht sich die Wahrscheinlichkeit der Änderung ihrer lage, nicht aber in der 
Entfernungsbestimmung, weil die Zahl der linien vom inneren Terminus aus erhalten bleibt. Die 
Erfassung nach Sektoren kommt dieser Erscheinung entgegen, die durch Verdrückung beim Abrollen 
des Fingers oder am Tatort beim Verursachen einer Spur unvermeidlich ist. Die Programmierung 
eines Rechners wird vereinfacht und kann präziser erfolgen. Die linienzahl als »harte« Information 
bleibt erhalten oder braucht nicht zusätzlich zur lage des Merkmals in einem Gitter-Koordinaten­
system erfaßt zu werden. 

Das Klassifizierungsgerät, das den Fingerabdruck ca. 7fach linear vergrößert wiedergibt, wurde 
ausschließlich für dieses Verfahren entwickelt. Eine weitere Mechanisierung des Erfassungsvorgangs, 
nämlich das Linienzählen, wurde in Angriff genommen, um auch die Erfassungszeit zu optimieren. 

Die mit Hilfe des Klassifizierschemas aus dem Fingerabdruck entnommene Information 
wird von dem Daktyloskopen in ein Datenerfassungsgerät - heute noch off-line - eingetastet. 
Dabei treten, wie in jeder Sprache so auch in der Sprache der Daktyloskopen, Probleme der Syntax 
und der Semantik auf. Die vom Daktyloskopen eingegebenen Zeichen können vom Rechner oder 
bereits von der Erfassungsstation ohne Schwierigkeiten auf ihre Zulässigkeit und richtige Folge 
geprüft werden. Insofern sind syntaktische Probleme bedeutungslos. Anders ist es mit der Frage, 
ob der Daktyloskop dem jeweiligen Sachverhalt auch die richtige Bezeichnung zugeordnet hat; 
sie läßt sich nur durch den Einsatz eines Prüfers klären. Dieser hat semantische Fehler zu korrigieren. 

Bei der Verarbeitung der Merkmale, insbesondere innerhalb des 9-mm-Kreises, des sogenann­
ten Kernbereiches, treten Probleme der Aussagenlogik auf. Es handelt sich dabei um die Frage, wie 
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die einzelnen Merkmale bzw. die Aussagen hierüber miteinander verknüpft werden sollen. Ein 
einfaches Aneinanderreihen einer Zahl von Aussagen, die dann allerdings eindeutig sein müßten, 
käme der »UND«-Verknüpfung gleich. Ein Vergleich auf dieselbe Folge von Aussagen, sowohl dem 
Inhalt als auch dem Umfang nach, käme kaum zu einem vernünftigen Ergebnis und zu dem 
beabsichtigten Erfolg. Die Zulässigkeit von »ODER«, das einer alternativen Definition gleichkommt 
und durch die Programmierung bestimmter Toleranzen im Vergleichsprogramm ausgedrückt wird, 
würde zwar zum gewünschten Erfolg führen, aber auch die Zahl der von der Maschine als möglicher­
weise identisch bezeichneten Fälle erhöhen. Diese Zahl läßt sich, da auf die Toleranzen bei der 
Verarbeitung nicht verzichtet werden kann, wiederum durch das aussagenlogische »NICHT« ein­
grenzen. Soll z. B. eine Fingerspur identifiziert werden und sind an bestimmten Stellen der Spur 
Merkmale sicher NICHT vorhanden, können damit Fälle eliminiert werden, die in den entsprechen­
den Vergleichsfingerabdrücken sicher Merkmale aufweisen. Dies sind an sich Probleme allgemein­
gültiger Art, die in anderen kriminalpolizeilichen Bereichen, in denen Informationen verarbeitet 
werden, auch auftreten und die, meist unbewußt, bewältigt wurden und auch bei automatischer 
Datenverarbeitung lösbar sind. 

Die Größe der Datenmenge, der Preis der erforderlichen Speicher und Zentraleinheiten, an die 
solche Speicher angeschlossen werden können, verpflichten zu einer wirtschaftlichen Verfahrens­
weise. Es wird deshalb auch ein gemeinsamer Speicher für die Auswertung der daktyloskopischen 
Daten durch die Landeskriminalämter und das Bundeskriminalamt angestrebt. Ebenso wird aus 
Gründen der Rationalisierung und Konsequenz der Arbeitsteilung zwischen Bund und Ländern 
davon ausgegangen, daß die daktyloskopischen Daten aus dem Vergleichsmaterial nur bei einer 
Stelle erfaßt werden. Dieses Verfahren, nämlich das ausschließliche Klassifizieren der Fingerabdrücke 
beim Bundeskriminalamt, ist nicht nur wirtschaftlich begründet, es reduziert zugleich die Menge 
der sonst auftretenden semantischen Probleme. 

Zehnfingerabdrucksammlungen regionalen Charakters, die ausschließlich der Personenidenti­
fizierung dienen sollen, haben bei der heutigen Nachrichtenübermittlungstechnik kaum noch 
Existenzberechtigung. Daß die Erfolgsaussichten, mit denen eine solche Sammlung ausgewertet 
wird, mit der Größe der Sammlung steigen, bedarf keiner besonderen Erläuterung. Der Ausbau 
der Bildübertragungstechnik mit einer Qualität, die für die Daktyloskopie ausreicht, hat bereits 
sieben Landeskriminalämter veranlaßt, ihre Sammlungen ganz oder zum Teil nach anderen Gesichts­
punkten zu ordnen und die Personenidentifizierung dem Bundeskriminalamt zu überlassen. 

Die mit Hilfe der Bildübertragungstechnik mögliche unmittelbare Verbindung der zentralen 
Fingerabdrucksammlung mit der sachbearbeitenden Organisationseinheit steigert die Effizienz der 
Arbeit. Bislang konnte fast immer erst dann die Führung eines falschen Namens oder die Tatsache, 
daß es sich um eine gesuchte Person handelt, nachgewiesen werden, wenn die betreffende Person 
längst wieder in Freiheit und nicht mehr greifbar war. Diese Informationen mußten bei der Länge 
unserer Nachrichtenwege und der Art des Nachrichtentransports zwangsläufig zu spät kommen. 
Die laufende Liberalisierung des Verfahrensrechts begünstigte diese negative Entwicklung, der wie­
derum die Zunahme der Tätermobilität zugrunde liegt. 

Andererseits ist die Auswertung von Tatortspuren in der Einzelfingerabdrucksammlung des 
Bundeskriminalamtes im Regelfall nicht wirkungsvoll genug. Von den Ländern eingesandte Finger­
spuren können auch hier in viel zu wenigen Fällen identifiziert werden, weil das in der EinzeIfinger­
abdrucksammlung einliegende Material vom Umfang her zu gering ist und letztlich nur das Spiegel­
bild eines Teils der in der BRD vorhandenen Einzelfingerabdrucksammlungen darstellt. Folgerichtig 
wurde der sogenannte Sammlungsvergleich beim Bundeskriminalamt eingestellt. 

Diese Ausführungen zeigen, daß die bisherige Verfahrensweise reformbedürftig ist. Sie wurde 
durch den Zwang zu einem sinnvollen Miteinander überrollt. Die anfangs erwähnte Arbeitsgruppe 
»Daktyloskopie« hat deshalb auch der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Landeskriminalämter 'mit 
dem Bundeskriminalamt eine Neufassung der »Erkennungsdienstljchen Richtlinien« vorgeschlagen, 
denn die beste Art der Datenverarbeitung zeitigt nur geringe oder auch keine Erfolge, wenn nicht 
ein sinnvoller Informationsfluß festgelegt wird. 

Diese neuen Richtlinien sehen - wie schon an anderer Stelle angedeutet - vor, daß die Per­
sonenidentifizierung ausschließlich Sache des Bundeskriminalamtes und die IdentifizierUng von 
Spuren und Spurenverursachern, nämlich die Tatortdaktyloskopie, grundsätzlich Sache der Landes-
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kriminalämter ist. Nur so wird aus dem bisherigen Nebeneinander das zuvor erwähnte sinnvolle 
Miteinander, insbesondere dann, wenn auch das Telebildnetz als Teil polizeiinterner Kommuni­
kationsmittel weiter ausgebaut und stärker genutzt wird. Das Bundeskriminalamt ist entsprechend 
eingerichtet. 

In diesem Zusammenhang möchte ich kurz auf eine zweite Art von Daten zu sprechen kommen, 
deren Aufbereitung eine größere Effizienz verspricht als die Aufbereitung anderer Sammlungen 
nichtdaktyloskopischer Art. Es sind die von daktyloskopischen Daten nicht zu trennenden Informa­
tionen über Zeit, Ort und Grund der Gewinnung dieses daktyloskopischen Materials und die von 
den Betroffenen jeweils zur Person gemachten Angaben einschließlich des Ergebnisses des Personen­
feststellungsverfahrens. Diese Informationen sind heute noch in einer Kartei registriert, die laufend 
fortgeschrieben und aus welcher Auskunft an die Einsender daktyloskopischen Materials durch Her­
stellung und Versendung von Ablichtungen erteilt wird. Dieses Verfahren stellt zwar gegenüber der 
früheren Technik eine wesentliche Arbeitsvereinfachung dar, mutet aber einen Informationsverar­
beiter recht antiquiert an. Wäre der Bestand, der äußerst formatisiert, komprimiert und - wegen 
seiner Bindung an den Fingerabdruck - qualitativ von hohem Wert ist, in einem Rechner gespeichert, 
könnte daraus jeder Berechtigte die von ihm gewünschten Informationen abfragen. Im Falle einer 
anstehenden Abnahme von Fingerabdrücken zur Personenidentifizierung wäre dann, wenn gleiche 
Personalien im Rechner gespeichert sind, die Abnahme und Telebildübermittlung nur eines einzigen 
Fingerabdrucks für die Zwecke der Personenidentifizierung und eventuell die Aufnahme von 
ebenfalls nur einem Zehnfingerabdruckblatt notwendig. Auf diese Weise könnten mehr als 45 % 
der daktyloskopischen Behandlungen vereinfacht erledigt werden, das wären 1971 rund 75000 Fälle 
gewesen. 

Wenn auch künftig Informationen vermehrt für die maschinelle Verarbeitung aufbereitet und 
gespeichert werden und der Kampf eines Organisators heute ein Kampf gegen Papier als Informa­
tionsträger ist, wird man wohl nie ganz auf dieses Trägermaterial verzichten können. Dies gilt in 
absehbarer Zeit zumindest auch für die Fingerabdrücke, die visuell immer wieder verglichen werden 
müssen, auch wenn eine Datenverarbeitungsanlage das zu vergleichende Material noch so stark selek­
tiert oder in vielen Fällen mitteilt, daß sie einen gleichen oder ähnlichen Fall nicht gespeichert hat. 
Abgesehen von der beschränkten Haltbarkeit der Telebilder ist der bei der Übermittlung eintretende 
Informationsverlust zwar bei der Auswertung des Einzelvorgangs tragbar, nicht aber bei dem ständig 
benötigten Vergleichsmaterial der Sammlung. Auf die Übersendung des Originals an die Auswer­
tungszentrale kann deshalb nicht verzichtet werden. Die Aufwendigkeit des daneben mit externen 
Stellen erforderlichen Schriftverkehrs hat der Arbeitsgruppe »Daktyloskopie« ebenfalls Veranlassung 
gegeben, eine rationellere Gestaltung aller erkennungsdienstlichen Vordrucke, z. B. durch ein ein­
heitliches Rubrum, vorzuschlagen und das Fingerabdruckblatt so zu gestalten, daß es sich sowohl 
zur Flachablage in den herkömmlichen Sammlungen als auch zum Abstellen in einer Kartei oder 
zur Übermittlung als Telebild eignet. 

Daß die Einführung der elektronischen Datenverarbeitung erhebliche innerbetriebliche Um­
stellungen, die Änderung alteingefahrener Arbeitsabläufe etc. nach sich zieht, ist bekannt. Solche 
Konsequenzen waren deshalb auch zumindest skizzenhaft aufzuzeigen. 

Zusammenfassend ist noch einmal festzustellen, daß es grundsätzliche Probleme bei der Ver­
arbeitung daktyloskopischer Datenbestände nicht gibt und daß diese vielmehr wegen ihres hohen 
Informationswertes geeignet sind, das Fundament kriminalpolizeilicher Informationssysteme dar­
zustellen. Was nützt es, wenn man weiß, daß eine Person Kraftfahrzeuge gestohlen hat oder sich 
als Rauschgifthändler betätigte, diese Information aber nicht eindeutig einem ganz bestimmten 
Subjekt und dessen richtigen Personalien zuzuordnen vermag oder nicht zu beweisen in der Lage 
ist, daß dasselbe Subjekt, aber unter anderen Personalien, weil es eine härtere Strafe als Rückfall­
täter vermeiden will, schon wiederholt solche Straftaten begangen hat oder gesucht wird. Die 
Polizei würde sich um denkbare Erfolge betrügen, wenn sie das Fingerabdruckwesen - die Dakty­
loskopie - und die sich nur im Zusammenhang mit der Datenverarbeitung bietenden Möglichkeiten 
nicht in vollem Umfang nützte. Dazu gehört auch die Kooperation. Daß z. B. Programmierer kaum 
etwas von der Daktyloskopie und Daktyloskopen kaum etwas vom Programmieren verstehen, liegt 
in der Natur der Sache und betrifft auch andere kriminalpolizeiliehe Aufgabengebiete. Es ist deshalb 
daran zu erinnern, daß nicht nur die übliche Kommunikation, sondern eine unmittelbare und inten-
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sive Zusammenarbeit zwischen den Fachleuten beider Gebiete notwendig ist, wenn die bei der 
Einführung neuer Verfahren zwangsläufig zu erwartenden negativen Erfahrungen auf das unumgäng­
liche Maß beschränkt bleiben sollen. 

Die Polizei ist mit ihren ca. 130000 Bediensteten ein Betrieb, der dezentralisiert ist, wie nur 
wenige andere Unternehmen. Die Erfahrungen und Erkenntnisse der Vergangenheit haben m. E. 
aber deutlich gemacht, daß Informationsverarbeitung in bestimmten polizeilichen Bereichen - hierzu 
gehört mit Sicherheit auch die Daktyloskopie - nur noch über politische Grenzen hinweg oder in 
größeren Regionen sinnvoll betrieben werden kann. 

Deshalb ist künftig nicht nur die Datenverarbeitung, sondern vielmehr noch die Datenfern­
verarbeitung einschließlich der Bildübertragungstechnik als unerläßliches Hilfsmittel anzusehen. Nur 
sie läßt die zum Teil hochgesteckten Ziele, nämlich 

- die bis dahin unmögliche Nutzung der Zehnfingerabdrucksammlungen der Landeskriminalämter 
für die Zwecke der Tatortdaktyloskopie, 

- die Verschmelzung der Einzel- und Zehnfingerabdrucksammlungen (insgesamt etwa 60), 

- die Reduzierung der Auswertungszeiten sowie 

- die Vereinheitlichung der fünf in der BRD vorhandenen Klassifiziersysteme und 

- letztlich die rationelle Arbeitsteilung zwischen Bund und Ländern 

als realistisch erscheinen. 
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Stand der Datenverarbeitung bei der Polizei in Baden-Württemberg 

Kriminalüberrat Werner Schü/z, Landeskriminalamt Baden-Württemberg, Stuttgart 

Beim Landeskriminalamt Baden-Württemberg wurde im Sommer 1969 das Dezernat 1/6 -
Datenverarbeitung - eingerichtet. Aufgabe des Dezernats war es, die für den Einsatz der EDV bei 
der Polizei in Baden-Württemberg notwendigen Untersuchungen, die bis zu diesem Zeitpunkt 
nur sporadisch von einzelnen Beamten verschiedener Sachgebiete durchgeführt wurden, zusammen­
zufassen, zu ergänzen und nach Abschluß der Untersuchungen Zielvorstellungen für die praktische 
Anwendung der EDV bei der Polizei zu entwickeln. 

Folgende Aufgaben waren hierbei vorrangig zu realisieren: 

- Erstellung der Polizeilichen Kriminalstatistik, 

- Erfassung der Daten der Wanderungsbewegung und deren Vergleich mit dem DFB-Fahndungs-

band 

unter Verwendung einer Datenverarbeitungsanlage. 

Die Programme für diese Projekte wurden in Zusammenarbeit mit dem Hessischen Landes­
kriminalamt bzw. von dem Bayerischen Landeskriminalamt erstellt und werden seit dem 1. Januar 
1971 (Kriminalstatistik) und 1. Februar 1971 (Wanderungsbewegung) auf der Datenverarbeitungs­
anlage der Stadt Stuttgart bzw. des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg gefahren. 

Im Rahmen der Planungsarbeiten erarbeitete das Dezernat Datenverarbeitung ein Konzept über 
den Aufbau eines »Polizeilichen Informationssystems«, das in drei Stufen bis Ende 1976 erstellt 
werden soll. 

Dieses Konzept wurde dem Innenministerium Baden-Württemberg vorgelegt, das am 16. Juli 
1971 entschied, daß zur Abklärung, Planung und Koordinierung der im Zusammenhang mit dem 
Aufbau eines» Polizeilichen Informationssystems« anstehenden Aufgabe eine Lenkungsgruppe beim 
Innenministerium gebildet wird, der je ein Vertreter des Landeskriminalamtes und der Datenzentrale 
Baden-Württemberg angehört. 

Projektziel ist, unter Einsatz der EDV ein Informationssystem aufzubauen, mit dessen Hilfe die 
Polizei in die Lage versetzt wird, die anfallenden Informationen schnell, rationell und nach unter­
schiedlichen Gesichtspunkten auszuwerten. Dieses Informationssystem muß im Endausbau nach­
stehende Kriterien erfüllen: 

- es muß alle zur Verbrechensbekämpfung wichtigen Daten von Straftätern und Straftaten zentral 
im Land speichern, über ausgesprochene Dialogeigenschaften verfügen und allen Polizeidienst­
stellen die Auswertung vielfältig verknüpfter Daten auf Abruf rund um die Uhr ermöglichen; 

- es muß im Verbund mit den »Polizeilichen Informationssystemen« der anderen Bundesländer 
und dem BKA arbeiten, und 

- es muß den Datenaustausch mit den Datenbanken der Polizeibehörden ermöglichen. 

Dieses Informationssystem, dessen Aufbau bis 1976 abgeschlossen sein soll, umfaßt folgende 
Hauptdateien : 

- Personenauskunftsdatei 

- Sachfahndungsdatei 

- Fall(modus operandi)-datei 

- Fingerspurendatei 

(PAD) 

(SFD) 

(MOD) 

(FSD) 
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Grundlage des Systems und dessen Kernstück ist die PAD, die als erste Datei aufgebaut wird. 
Sie umfaßt folgende Unterdateien : 

- - Personengrunddatei: Personalien 
Aliasnamen 
Spitznamen 
Informationen aus der Kriminalakte 

- - Merkmalsdatei: Personenbeschreibung 
Taterkenntnisse 

- - Personenfahndungsdatei: Daten des DFB 
- - Haftdatei: Haftantritts-, Haftunterbrechungs- und Haftentlassungsdaten. 

Für den Auskunftsdienst aus der PAD sind nachstehende drei Grundfragearten vorgesehen: 

1. Kurz- oder Fahndungsanfrage zur Information beim ersten Einschreiten. 
- Der anfragende Beamte erhält hier Auskunft über Ausschreibungsvermerke und eine Kurz­

information über Vorgänge in Form von Hinweisen auf bereits bekanntgewordene Straftaten 
einer bestimmten Person. 

2. Umfassende Anfrage zur Information des Sachbearbeiters bei der Durchführung von Ermitt­
lungen. 
- Mit dieser Anfrage erhält der Sachbearbeiter Vollauskunft über eine bestimmte Person, d. h. 

es werden ihm alle über diese Person gespeicherten Daten mitgeteilt. 

3. Recherchieranfragen zur Ermittlung der vollständigen Personalien einer Person, des Trägers 
eines Spitz- oder Aliasnamens oder einer Person, auf die bestimmte Merkmalsdaten zutreffen. 
- Mit dieser Frageart soll dem Sachbearbeiter die Möglichkeit gegeben werden, mit unvoll­

ständigen Personendaten, mit Personenbeschreibungsmerkmalen oder aufgrund von Tat­
erkenntnissen personen bezogene Hinweise aus der Personenauskunftsdatei zu erhalten. 

Nach Erstellung der PAD, die 1974 in Betrieb genommen werden soll, erfolgt der Aufbau der 
anderen Dateien mit einer entsprechenden Erweiterung des Fragenkatalogs. 

Die an das System gestellten Forderungen können im Flächenstaat Baden-Württemberg nur 
erfüllt werden, wenn eine dezentrale Datenerfassung mit Datenfernverarbeitung erfolgt, d. h. alle 
größeren Polizeidienststellen des Landes müssen mit Datenstationen ausgestattet werden, die mit 
dem Rechner des Landeskriminalamtes verkehren. Von den Datenstationen werden alle in ihrem 
Einzugsbereich anfallenden Informationen verarbeitet und der Auskunftsdienst durchgeführt. An­
fragen der im Einzugsbereich einer Datenstation liegenden Polizeidienststellen werden über das 
Funk-, Telefon- oder Polizeifernschreibnetz abgewickelt. 

Im Land Baden-Württemberg ist vorerst der Aufbau von 16 Datenstationen vorgesehen. 

Für die Auswahl der Standorte und Einzugsbereiche der Datenstationen waren als Stationie­
rungskriterien maßgebend: 

Informationsanfall und Umfang des Informationsbedürfnisses der einzelnen Dienststellen. 

Diese Werte ergaben sich aus der Anzahl der zu bearbeitenden Straftaten (Kriminalitäts­
belastung) und der Anzahl der im Rahmen von Personenüberprüfungen durchzuführenden Kartei­
anfragen (Karteibewegungen). 

Die Auswertung dieser Kriterien führte zu dem Ergebnis, daß die günstigsten Bedingungen 
für die Einrichtung und den Betrieb einer Datenstation in der Regel in einem Gebiet mit 500000 
bis 600000 Einwohnern liegen. In Ballungsräumen ist von Fall zu Fall die geographische Aus­
dehnung zu berücksichtigen, so daß hier eine in der Regel höhere Einwohnerzahl, etwa 800000, 
angenommen werden kann. 

Soweit der Gesamtüberblick über das Projektvorhaben in Baden-Württemberg. 

Wie eingangs bereits erwähnt, umfaßt die erste Aufbaustufe des Informationssystems die 
Errichtung der Personenauskunftsdatei. Sie wird in drei Phasen realisiert: 

1. Phase: off-line-Erfassung der Daten ab 1. Juli 1972 unter Verwendung von rechnerunabhängigen 
Datenerfassungsgeräten, die beim Landeskriminalamt installiert werden. 

2. Phase: Aufbau der Datenstationen und Durchführung von Testläufen ab Mitte 1973. 

3. Phase: Datenerfassung und Auskunftsdienst im on-line-Betrieb ab Mitte 1974. 
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Da dem landeskriminalamt bis zu diesem Zeitpunkt noch keine eigene DV-Anlage zur Ver­
fügung steht, wi~d die PAD auf einer Anlage der Datenzentrale Baden-Württemberg betrieben. 

Die DateneJ1~bung für die PAD erfolgt, unabhängig davon, ob die Dateneingabe im off-Iine­
oder in on-li ne-Betrieb durchgeführt wird, am Entstehungsort der Daten, bei den Polizei posten 
oder Polizeirevieren bzw. KriminalaußensteIlen oder Kriminalkommissariaten. Da von den derzeit 
bei den Polizeidienststellen verwendeten Formularen keines als Erfassungsformular geeignet ist -
sie sind nicht automationsgerecht -, mußte ein entsprechendes Datenerfassungsformular gestaltet 
werden. Beim Entwurf dieses Vordrucks gingen wir davon aus, daß kein zusätzliches Formular Ein­
gang in den polizeilichen Schriftverkehr finden soll, d. h. ein bisher verwendetes Formular sollte 
unter Erhalt seiner Funktion für die Datenerfassung umgestaltet werden. Der hierfür geeignetste 
Vordruck war das Strafanzeigendeckblatt, das bei jedem Anzeigenvorgang Verwendung findet. Es 
wurde ein Strafanzeigenvordrucksatz mit 6 Blättern und eingelegten Blaupausen entwickelt, die wie 
folgt verwendet werden: 

Blatt 1 Strafanzeigendeckblatt für die Staatsanwaltschaft 

Blatt 2 Datenerfassungsformular mit zusätzlichen Datenblöcken auf der Rückseite 

Blatt 3 

Blatt 4 

Blatt 5 

Dieses Formular kann gleichzeitig als Vordruck KP 13 oder KP 14 verwendet werden. 
Auf der Rückseite befinden sich zusätzliche Datenfelder für die Kriminalstatistik, um nach 
Aufnahme des on-line-Betriebs mit diesem Formular die Daten für die Kriminalstatistik 
zu erfassen. 

Mehrfertigung von Blatt 2 für die Akten der Dienststelle 

Mehrfertigung von Blatt 1 als Aktenvermerk für die Kriminalakte 

Mehrfertigung von Blatt 1 zur Vorlage an die Staatsanwaltschaft für Vorgänge, di,e in 
doppelter Fertigung vorzulegen sind 

Blatt 6 Mitteilung über den Ausgang des Strafverfahrens. 

Dieser Vordrucksatz wird derzeit bei drei Polizeidienststellen erprobt und soll ab 1. Juli 1972 
bei allen Polizeidienststellen verwendet werden. 

Neben der progressiven Datenerfassung ist vorgesehen, ab 1. Oktober 1972 die Daten aus der 
ED-Kartei des landeskriminalamtes retrograd zu erfassen. Diese Daten werden unter Verwendung 
von Endlosschreibern aufgenommen und über einen Belegleser eingelesen. 

Bis zur Aufnahme des Auskunftsdienstes aus der PAD werden die progressiv und retrograd 
erfaßten Daten vierteljährlich auf einer DV-Anlage zusammengeführt und aktualisiert. Bis zur 
Inbetriebnahme der PAD im Jahre 1974 stehen dann ca. 270000 Datensätze über Straftäter für den 
Auskunftsdienst bereit. Hinzu kommt noch der aktuelle Datenbestand des DFB, der vom Bundes­
kriminalamt bereitgestellt wird. 

Beim Aufbau der Datensätze für die PAD wurden die bisher in der Unterkommission Ziel­
planung der Kommission EDV des AK " erarbeiteten Normen für den Austausch der Daten zwischen 
dem Bundeskriminalamt und den landeskriminalämtern berücksichtigt, so daß ein Datenverbund 
gewährleistet ist. Auch ist ein Datenabgleich zwischen den Einwohnerdatenbanken und der PAD 
im Bereich der Personaliendatensätze möglich, da diese entsprechend den EDV-Normen für das 
Einwohnerwesen aufgebaut sind. Diesem Datenabgleich kommt in der Personenfahndung beson­
dere Bedeutung zu. 

Mit der Inbetriebnahme der PAD wird es der Polizei in Baden-Württemberg möglich sein, die 
bei rund 300000 Straftaten im Jahr anfallenden personenbezogenen Informationen mit Hilfe der 
elektronischen Datenverarbeitung schnell und nach verschiedenen Kriterien auszuwerten und die 
Effizienz des Streifen- und Ermittlungsdienstes zu erhöhen. 

45 





Abb.2 

47 



Sach- und Planungsstand der Datenverarbeitung 

bei der Pol izei des Landes Bayern 

Oberregierungsrat Franz Weber, Bayerisches landeskriminalamt, München 

In Bayern haben einzelne Polizeidienststellen vergleichsweise sehr frühzeitig damit begonnen, 
die Möglichkeiten der automatischen Datenverarbeitung für bestimmte kriminalpoJizeiliche Auf­
gaben zu nutzen. Hier sind - wenn auch nur stichpunktartig - folgende Beispiele anzusprechen: 

1. Polizeipräsidium München 

Neben Aufgaben im Zusammenhang mit der Sachfahndung wurde hier insbesondere ein Ver­
fahren zur Ermittlung und Identifizierung von unbekannten Straftätern entwickelt. Das Verfahren 
wird seit 1962 erfolgreich eingesetzt. 
Dies geschah zunächst mit Hilfe der lochkartentechnik und im weiteren Verlauf mehr und mehr 
unter Heranziehung der elektronischen Datenverarbeitung. Die Wirksamkeit des Verfahrens ist 
wesentlich mitbegründet durch das Zusammenspiel mit einer lichtbildkartei. 
Für jeden bekannten Straftäter wird ein Datensatz mit personenbezogenen Angaben gefertigt 
und eine lichtbild karte angelegt. Ausgehend von personenbezogenen Merkmalen eines un­
bekannten Täters - die etwa ein Tatzeuge angeben kann - werden aus dem Datenbestand alle 
jene Sätze ausgewählt, die in diesen Parametern mit den eingegebenen übereinstimmen. Diese 
verweisen unmittelbar auf je eine Karte in der lichtbildkartei. Die endgültige Identifizierung 
durch den Zeugen erfolgt dann anhand der vorgelegten lichtbilder. 

2. Polizeipräsidium Nürnberg 

Hier wird seit 1968 die Datenverarbeitung intensiv eingesetzt. Neben der Verarbeitung von 
Fingerabdrücken, die mit einer Kurzformel erfaßt werden, erfolgt eine Kurzerfassung von 
Straftaten und Straftätern. Die daktyloskopischen Daten dienen auch der Vorauswertung von 
Tatortfingerspuren, während die täterbezogenen Daten gleichzeitig als Indexdaten für die 
kriminalpolizeiliche Aktensammlung verwendet werden. Ferner werden personen- und tat­
bezogene Daten von bekannten Straftätern erfaßt und zur Identifizierung unbekannter Täter 
ausgewertet. 
In Nürnberg wurden insbesondere differenzierte statistische Auswertungsverfahren zur Täter­
mobilität und zur örtlichkeits- und tatzeitbezogenen Kriminalitätsstruktur erstellt. 

3. Die Bayerische Landpolizei 

Die Bayerische landpolizei hat ebenfalls bereits 1968 begonnen, die Polizeiliche Kriminal­
statistik für ihren Bereich mit den Mitteln der EDV zu führen. Dabei übertraf der zu dieser 
Statistik erfaßte Datensatz bereits wesentlich die im KP 31 a enthaltenen Angaben. Die Aus­
wertungsverfahren der gesammelten Daten wurden fortlaufend ergänzt. 
Mit der Einführung der bundesweit einheitlichen Polizeilichen Kriminalstatistik zum 1. Januar 
1971 sah sich das Bayerische landeskriminalamt in die lage versetzt, die bereits bestehenden 
Verfahren vollständig umzustellen. Basierend auf den bereits vorhandenen Erfahrungen wurde 
jedoch der zur Straftat und zum Tatverdächtigen erfaßte Datensatz weit über die bundeseinheit­
liche Mindestanforderung ausgedehnt. Im Gegensatz zur allgemeinen Regelung bleibt ferner 
der volle Zusammenhang von Straftat und zugehörigem Tatverdächtigen stets gewahrt - auch 
in beliebigen Gruppenbildungen. Unter diesen Voraussetzungen werden differenzierte Analysen 
im Sinne der Vorbeugung und der kriminologischen Forschung möglich. 
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Damit sind wir bei den Aufgaben der EDV, die vom Bayerischen Landeskriminalamt zentral 
für die bayerische Polizei durchgeführt werden. Einige weitere seien nach kurz genannt: 

1. Seit 1969 wird in Bayern regelmäßig eine Überprüfung der monatlichen Wanderungsbewegung 
durchgeführt. Alle melderechtlichen Vorgänge werden auf Datenträgern erfaßt und monatlich 
mit dem Datenbestand der zur Festnahme ausgeschriebenen Personen verglichen. Die von der 
DV-Anlage ermittelten gesuchten Personen werden aufgelistet; ferner wird für jede Person ein 
Fahndungsersuchen ausgefertigt und an die für die jeweilige Meldebehörde zuständige Polizei­
dienststelle übermittelt. Um die Aktualität zu gewährleisten, werden die Ergebnisse vor dem 
Versand von der PFK im Landeskriminalamt nochmals überprüft. 

Die Erfolgsquote wird durch folgende Zahlen veranschaulicht: Pro Monat werden zwischen 100 
und 150 Fahndungsersuchen versandt; davon führen etwa 15 bis 20% zu einer positiven 
Erledigung. 

2. Obwohl das folgende Projekt weniger in den Bereich der kriminalpolizeilichen Aufgaben fällt, 
sei seiner praktischen Bedeutung wegen kurz darauf hingewiesen. 
Alle Bußgeldverfahren aus dem Bereich der Ordnungswidrigkeiten im Straßenverkehr werden 
in Bayern über eine zentrale BußgeldsteIle abgewickelt. 
Mit dem Postversand eines Bußgeldbescheides - von dieser Zentralstelle - werden bestimmte 
Grunddaten des Bescheides auf Lochkarten erfaßt und einem Programmsystem »Bußgeld­
verfahren« zugeführt. Von diesem Zeitpunkt an wird das Bußgeldverfahren vollautomatisch 
überwacht. Die wichtigsten Aufgaben dabei sind: 

- Überwachung der Zahlungseingänge; 

- Erstellung von Mahnschreiben bei Fristüberschreitungen; 

- Ausfertigung von Aufenthaltsermittlungsersuchen an die zuständige Polizeidienststelle bei 
Nichtzustellbarkeit des Bescheides oder einer Mahnung; 

- Ausfertigung von Vollstreckungsersuchen an die zuständige Finanzbehörde bei Zahlungs­
verzug; 

- Erstellen verschiedener listen zur manuellen Bearbeitung von Sonderfällen sowie verschie­
dene statistische Auswertungen der Vorgänge pro Monat und pro Jahr. 

3. Gegenwärtig wird für die staatliche Polizei in Bayern eine Personalstammdatei aufgebaut. Die 
Datei enthält detaillierte Angaben über den Werdegang, über allgemeine und besondere Aus­
bildung und Kenntnisse der Polizeibeamten in Bayern. Die dadurch möglichen exakten Aus­
wertungen werden sowohl globale als auch gezielte Aussagen und Entscheidungen ermöglichen. 
Dieses Projekt befindet sich gegenwärtig im Stadium der Datenersterfassung. 

4. Das Bayerische LKA hat mit Beginn dieses Jahres ein elektronisches Datenerfassungssammel­
system installiert. Dieses System ist vorgesehen zur Erfassung der Daten für ein kriminal­
polizeiliches Auskunftssystem. Zunächst jedoch wird das System eingesetzt für die Erfassung 
der Daten zur polizeilichen Personalstammdatei. 

Da dieses Erfassungssystem sehr flexibel ist - es gestattet z. B. die Suche nach Datensätzen aus 
einem zwischengespeicherten Bestand, die vorgegebene Teilinhalte haben -, soll ein Versuch 
mit der Kartei vermißter Personen unternommen werden. Die im LKA vorhandenen Vermißten­
meldungen werden ausführlich erfaßt (einschließlich Gebißbefund), worauf versucht werden 
soll, Meldungen über unbekannte Tote in diesen Bestand einzusuchen. 

Diese kurz skizzierten Einzelverfahren stellen erste kleine Schritte dar auf dem Weg zu einem 
umfassenden Informationssystem für die bayerische Polizei. 

Zur technischen Verwirklichung dieses Systems befindet sich ein Erweiterungsbau für das 
Bayerische LKA in der Planungsphase. In diesem Gebäude werden der EDV rund 2000 qm zur 
Verfügung stehen, davon etwa 320 qm Installationsfläche. Hier wird eine weitestgehend ausfall­
sichere Anlagenkonfiguration stehen, die über eine unterbrechungsfreie Stromversorgung betrieben 
werden wird. 

Ein Abwarten dieser längerfristigen Planung würde jedoch den Fortgang der stufenweisen 
Verwirklichung eines polizeilichen Auskunftssystems in Bayern entscheidend behindern, zum Teil 
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sogar unmöglich machen. Es ist daher vorgesehen, noch in diesem Jahr beim Bayerischen LKA eine 
DV-Anlage mittlerer Größe zu installieren, so daß bereits im kommenden Jahr die ersten Ausbau­
stufen eines Auskunftssystems verwirklicht und erprobt werden können. 

Die Anlage wird ausgestattet sein mit einem Externspeicher von zunächst rund 270 Mio Zeichen 
im direkten Zugriff. Ferner werden in der ersten Ausbaustufe 7 Datenstationen angeschlossen sein. 
Mit dieser Anlage soll ein fortschreitender Erprobungsbetrieb der ersten Ausbaustufen durchgeführt 
werden. In dessen Verlauf wird die Anzahl der angeschlossenen Datenstationen schrittweise erhöht. 

Es sind folgende Phasen geplant: 

1. In der ersten Phase wird die Automatisierung der Kraftfahrzeugfahndung erprobt. Zu diesem 
Zweck wird unter Zugrundelegung von bereits bestehenden Verfahren ein Programmpaket 
erstellt, das eine entsprechende Kfz-Datei verwaltet und die für den polizeilichen Einsatz 
erforderlichen organisatorischen Aufgaben erledigt. 

Mit der Einrichtung von Datenstationen an bestimmten Grenzübergangsstellen soll insbesondere 
die optimale Nutzung dieses Verfahrens für die Überprüfung der über die Grenze ausfahrenden 
Kraftfahrzeuge erprobt, zunächst jedoch die Praktikabilität des folgenden Verfahrens geprüft 
werden: 

Einige hundert Meter vor dem Grenzübergang auf Bundesautobahnen werden zur Registrierung 
des ausfließenden Verkehrs spezielle Fernsehkameras eingerichtet. Diese übertragen die Kfz­
Kennzeichen auf Monitore an einer Datenstation am Grenzübergang. Über die Datenstation 
werden die Kennzeichen an den Rechner im lKA übertragen, der die Überprüfung durchführt. Im 
Trefferfall wird durch eine optische Einrichtung unmittelbar am Kontrollpunkt angezeigt, daß 
sich ein verdächtiges Fahrzeug mit einem bestimmten Kennzeichen nähert. Dieses Fahrzeug 
kann dann hier gezielt überprüft werden. 

Die automatisierte Kfz-Fahndung wird aber erst zufriedenstellend arbeiten können, wenn jede 
Anfrage auf einen Datenbestand trifft, der alle in der Bundesrepublik gesuchten Kraftfahrzeuge 
enthält. Es wird also schon in dieser ersten Phase erforderlich sein, einen bundesweiten auto­
matischen Datenverbund anzustreben. Die Verwirklichung dieses Verbundes mit all den damit 
zusammenhängenden technischen und organisatorischen Problemen wird die wichtigste Auf­
gabe dieser ersten Phase sein. 

Aber auch dann wird der entscheidende Engpaß das manuelle Umsetzen an der Datenstation 
in Anfragen an den Rechner sein. Die Möglichkeiten, die die automatisierte Kfz-Fahndung 
bietet, wird man erst voll nutzen können, wenn es gelingt, die Kennzeichen im fließenden 
Verkehr vollautomatisch abzulesen und an den Rechner weiterzuleiten. Hier jedoch sind von 
der technischen Entwicklung her jetzt noch Grenzen gesetzt. 

2. In der zweiten Phase wird dann auf entsprechende Weise die Automatisierung der Personen­
fahndung erprobt. Für diese Phase ist ein befriedigend funktionierender Datenverbund not­
wendige Voraussetzung, denn die Personenfahndung kann überwiegend nur bundesweit betrie­
ben werden. In dieser Phase werden insbesondere daten- und betriebsorganisatorische Probleme 
zu lösen sein, da die Anforderungen im Bereich personenbezogener Suchvermerke erheblich 
vielfältiger sind als bei der Kfz-Fahndung. 

Es ist vorgesehen, schon in dieser Phase die rund 10 Personenfahndungskarteien in Bayern -
bis auf eine beim LKA - stufenweise abzubauen. Letztere muß naturgemäß bestehenbleiben, 
da bei einer DV-Anlage nicht mit einer ununterbrochenen Betriebsbereitschaft gerechnet 
werden kann. 

3. Neben diesen Ausbaustufen wird noch in diesem Jahr mit der Erfassung der Daten für ein 
personenbezogenes Auskunftssystem begonnen werden. Die Erfassung wird off-line erfolgen; 
die Daten sollen generell zunächst noch nicht für on-Iine-Auskünfte zur Verfügung stehen. 

Die Erfassung ist konzipiert nach der mit dem Schlagwort» Vorwärtserfassung« bezeichneten 
Vorgehensweise. Es werden also bestimmte aktuelle, personenbezogene Vorgänge zum Anlaß 
genommen, die über diese Person vorhandenen Daten zu erfassen; dazu allerdings auch 
zurückliegende Daten, soweit sie noch von Interesse sind. Daneben wird noch ein nach bestimm­
ten Kriterien ausgewählter Teil der Hauptkartei rückwirkend erfaßt. 
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Dieses Verfahren ist bekanntlich am ehesten dazu geeignet, auf dem kürzesten Weg einen 
aktuellen und von sog. Karteileichen weitgehend freien Datenbestand aufzubauen. 

4. Als dritte Ausbaustufe soll dann dieser Datenbestand in das bestehende System zu einem 
personenbezogenen Auskun{tssystem integriert werden. 
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Inwieweit sich der Aufbau einer tatbezogenen Datei, die dann mit den Personendaten zu ver­
knüpfen sein wird, zeitlich mit der dritten Phase überschneiden wird, läßt sich gegenwärtig im 
einzelnen noch nicht absehen. 



Sach- und Planungsstand der Datenverarbeitung 

bei der Polizei in Berlin 

Ud. Kriminaldirektor Hans Ka/eth, Polizeipräsidium Berlin - Abteilung K-

Datenverarbeitung haben wir bei der Kriminalpolizei schon seit je betrieben. Sie ist also nichts 
Neues. Neu ist im Grunde genommen nur das Bewußtmachen, neu ist auch das technische Hilfs­
mittel, mit dem wir die Datenverarbeitung betreiben wollen. Wir haben, bevor wir in eine Planung 
eingetreten sind, wie das auf dem Sektor der Datenverarbeitung üblich ist, erst eine Ana:yse betrieben. 
Wer das nicht tut, begibt sich meines Erachtens in ein Traumland. Aus dieser Analyse möchte ich Ihnen 
nun einige Grundzüge und Grunderkenntnisse vermitteln, damit Ihnen unsere Gedanken zu unserer 
Planung etwas transparenter werden. 

Unsere Datenarten haben wir einfach geordnet. Wir kennen Vorgangsdaten, Personalauskunfts­
daten, Basisdaten für Syntheseauswertungen, Sachfahndungsdaten, Personaldaten der K-Angehörigen 
sowie Wirtschafts- und Inventardaten. Die wesentlichsten Daten sind vorgangsgebunden. Dies ist 
eine wertvolle Erkenntnis, die im Mittelpunkt unserer Überlegungen steht. Die für unsere Verar­
beitung relevanten Daten stammen aus dem Ermittlungsvorgang oder werden für diesen erarbeitet. 
Diese vorgangsgebundenen Daten sind zu 70 bis 80% bereits bei der Erstellung des ersten Form­
blattes eines Vorganges, nämlich der Strafanzeige, bekannt. Alle Ergänzungen, die noch notwendig 
werden, erfolgen während der Bearbeitung des Ermittlungsvorganges bis zu seinem Abschluß, d. h. 
mit anderen Worten, daß die Erfassung der Daten während der Bearbeitung des Ermittlungsvorganges 
Teil unserer Planung ist. Unabhängig vom Ermittlungsvorgang werden nur ganz wenige, wenn auch 
nicht unwichtige Daten bekannt, nämlich die der Angehörigen der Kriminalpolizei und die Wirt­
schafts- und Inventardaten. 

Zu den Datenmengen: Wir haben in Berlin jährlich etwa 300000 Vorgänge zu verarbeiten. 
Diese teilen sich in 180000 Strafanzeigen und ca. 120000 andere Ermittlungsvorgänge auf. Zu diesen 
120000 anderen Ermittlungsvorgängen gehören Vermißtenanzeigen, Selbsttätungsversuche, Ersuchen 
aus anderen Bundesländern usw. 

Zum Verhältnis von Menge und Zeit ist zu sagen, daß wir selbstverständlich am Montag eine 
Spitzenbelastung haben; der Montag ist jedoch nicht der absolute Spitzentag. Es mag eine Besonder­
heit sein - vielleicht kommen Sie möglicherweise auch zu dem Ergebnis, wenn Sie die gleiche 
Untersuchung im eigenen Bereich durchführen -, daß der Spitzentag für sich allein gesehen der 
Donnerstag ist. Eine eindeutige Erklärung dafür haben wir bisher nicht gefunden. 

Die Spitzenzeiten liegen bei uns zwischen 8.00 und 13.00 Uhr. Obwohl wir keine feststehende 
Mittagspause kennen, setzt noch einmal ein Aufschwung um 14.00 Uhr ein und dauert bis 15.00 Uhr; 
dann wird die Belastungskurve langsam flacher. Dies sind einige wesentliche Gedanken und Erkennt­
nisse, die wir in unsere Planung haben einfließen lassen. 

Nun zu unserer Zielsetzung: Wir wollen unsere Organisation unter Einsatz eben dieser Daten­
verarbeitung flexibel halten; flexibel deswegen, weil wir gezwungen sind - wie das auch anderswo 
der Fall ist -, unsere Erkenntnissammlung zentral zu verwalten, zu bearbeiten und auszuwerten, und 
weil wir im manuellen Verfahren außerordentlich viel Mühe haben, die Ergebnisse der zentralen 
Verarbeitung und Auswertung dezentralen Stellen, die sich also nicht am Sitz der Auswertung 
befinden, zugänglich zu machen. Dies hat in Berlin immer dazu geführt, daß wir zentrale Zustän-
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digkeiten für die Bearbeitung von Fällen festgelegt haben, obwohl die Zuständigkeit für ihre 
Bearbeitung besser an der Peripherie gelegen hätte, nämlich dort, wo das Ereignis stattgefunden hat. 
Mit Hilfe der Datenverarbeitung wollen wir also flexibel sein, d. h. wir wollen die Erkenntnisse zwar 
nach wie vor zentral auswerten, aber die Auswertung den dezentralen Stellen an der Peripherie 
unmittelbar zur Verfügung stellen. 

Wir wollen die mit der Vorgangsbearbeitung zwangsläufig einhergehende Verwaltungsarbeit 
nicht nur reduzieren, sondern sie grundsätzlich wegfallen lassen, weil alles, was an Verwaltungs­
daten während der Vorgangsbearbeitung entsteht, auch Daten des Vorganges sind, so daß eine 
besondere Registrierung der Verwaltungsdaten nicht mehr notwendig ist. 

Darüber hinaus wollen wir unsere Dateien funktionsfähig halten und aktualisieren. Zumindest 
für unseren Bereich kann ich sagen, daß wir etwa zu 60% Ballast in unseren Erkenntnissammlungen 
mitführen, ohne daß dieser Ballast zu etwas nütze ist, es sei denn als Hemmnis für eine gute und 
schnelle Auswertung. Wir wollen eine schnelle Abfragemöglichkeit für jedermann erreichen, und 
es soll Parallelarbeit vermieden werden, die dadurch entsteht, daß die eine Stelle nicht weiß, was 
die andere Stelle gegen den gleichen Täter ermittelt. 

Wir wollen eine optimale Datenauswertung nach vielen verschiedenen Gesichtspunkten betrei­
ben, was uns heute im manuellen Verfahren einfach wegen der Menge der Daten und wegen des 
uns dazu fehlenden Personals nicht möglich ist. Außerdem wollen wir die Unmittelbarkeit der 
Datenerfassung gewährleisten, d. h. die Unmittelbarkeit der Datenverarbeitung nach der Erfassung 
und den unmittelbaren Rückfluß der Ergebnisse. 

Verfahrensvoraussetzungen : Wir wollen die Datenerfassung überwiegend, d. h. zu mehr als 
75 %, während der Anzeigenaufnahme und der Vorgangsbearbeitung betreiben und die Ergän­
zungen zu den erfaßten Daten in jedem Stadium der Bearbeitung des Ermittlungsverfahrens sicher­
stellen. Das bedeutet, daß wir dezentral erfassen müssen, auf der anderen Seite jedoch die erfaßten 
Daten zentral verwalten und auswerten. Die Datenerfassung soll - und das ist ein wichtiger Grund­
satz für uns - ohne Mehrarbeit für den Sachbearbeiter erfolgen. 

Technische Voraussetzung für dieses Verfahren sind der Einsatz intelligenter Terminals am 
Arbeitsplatz des Sachbearbeiters, der Einsatz der Datenfernverarbeitung und die ständige Betriebs­
bereitschaft der Zentrale. 

Nun zu unserer Konzeption: Wir wollen insgesamt 86 intelligente Terminals im on-Iine-Verbund 
zur Zentrale sowohl bei den Dienststellen der Peripherie als auch bei den Dienststellen im Hause 
der Zentrale aufstellen. Intelligente Terminals fordern wir, weil wir bestimmte Vorprüfungen, wie 
Berechtigungsprüfungen, Formatprüfungen und dergleichen mehr, bereits am Arbeitsplatz vor­
nehmen wollen, ohne damit die Zentrale zu belasten, und weil wir die Absicht haben, alle Daten, 
die vom Arbeitsplatz - also von der Dienststelle an der Peripherie - zur Zentrale gelangen, nur 
bereinigt dorthin gelangen zu lassen, d. h. frei von allem Ballast, der auch bei der dezentralen 
Datenerfassung entstehen kann; und wir wollen sie gleichzeitig in aufbereiteter Form übermitteln, 
so daß die Daten auch sofort verarbeitet werden können. 

Intelligente Terminals brauchen wir auch deswegen, weil wir die Absicht haben, den Sach­
bearbeiter durch die Erfassungsbelege, die für dieses Verfahren notwendig sind, zu führen. 

Wenn ich jetzt Erfassungsbelege sage, dann denken Sie bitte nicht an neue Formblätter und 
dergleichen mehr; denn wir haben die Absicht, die sonst für den Ermittlungsvorgang übliche und 
notwendige Schreibarbeit für die Datenerfassung zu nutzen, d. h. der Sachbearbeiter merkt gar 
nicht, daß Datenerfassung betrieben wird. Er schreibt nämlich nach wie vor auf einer Schreib­
maschine, nur wird diese Schreibmaschine etwas anders aussehen als bisher, und er wird nicht 
gewahr, daß in dem Moment Datenerfassung betrieben wird, in dem er Formblätter ausfüllt. Er 
merkt es erst dann, wenn er Ergebnisse als Rückfluß aufgrund dieser Datenerfassung sofort an seinen 
Arbeitsplatz zurückbekommt. 

Wir kennen die Inanspruchnahme der Zentrale durch den Eingabefall, und zwar nicht nur im 
Zuge der Erfassung, sondern auch wegen der Auswertung, die mit ihr verbunden ist, wenn Sie daran 
denken, daß es für den Sachbearbeiter zumindest interessant ist zu wissen, wie ein Beschuldigter, 
dessen Personalien er zusammen mit den anderen Daten eingibt, bei uns beleumdet ist und welche 
Akten in Art und Umfang über ihn geführt werden. Diese Erkenntnisse bekommt er durch das 
intelligente Terminal als Quittung auf seine Eingabe im Rückfluß sofort an seinen Arbeitsplatz 
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geliefert. Neben dem normalen Formulareinzug läuft ein Protokollstreifen. Auf diesem Protokoll­
streifen erscheinen die Weisungen, mit denen er neben anderen durch das Formular geführt wird. 
Wenn der Sachbearbeiter bei der Eingabe Fehler macht, werden diese Fehler sofort auf den 
Protokollstreifen geschrieben, und wenn er seine Eingabe richtig vollzogen hat, bekommt er als 
Quittung u. a. die Erkenntnisse an den Arbeitsplatz geschrieben, die für die Bearbeitung des Falles 
notwendig sind. 

Wir kennen eine zweite Inanspruchnahme der Zentrale durch die Anfrage, d. h. durch die 
Korrespondenzmöglichkeit mit dem Datenbestand einmal nach dem Analyseverfahren und zum 
anderen nach dem Syntheseverfahren. Das letztere ist das kriminalistisch interessantere Verfahren; 
es hat die Aufgabe, unbekannte Täter bekanntzumachen und Tatzusammenhänge aufzuweisen. 

Die notwendige Stapelverarbeitung wollen wir in der betriebsschwachen Zeit durchführen, auch 
wenn manche sagen, daß bei uns an betriebsschwacher Zeit bereits mehr als 24 Stunden am Tag 
benötigt werden. 

Als Abfallprodukte dieser on-line-Erfassung und -Verarbeitung im Rahmen un~erer Konzeption 
wollen wir alle Statistiken führen. Statistiken sind Auswertungen des Ermittlungsvorganges nach 
vorgegebenen Kriterien. Wenn wir die Daten des Ermittlungsvorganges erfaßt haben, können wir 
natürlich auch nach den vorgegebenen Kriterien die statistische Auswertung mit der EDV durch­
führen. Außerdem wollen wir noch innerdienstliche Auswertungen ermöglichen, d. h. wir wollen 
sozusagen den Finger am Puls der Beamtenschaft haben. Dazu wollen wir wissen, wie oft jemand 
die zentrale Datenverarbeitung in Anspruch nimmt, ob er sich davor drückt oder sie durch unsinnige 
Fragen strapaziert und wie häufig er Fehler macht, um dann gegebenenfalls mit Belehrungen an ihn 
heranzutreten und dergleichen mehr. 

Zur Analyse der Arbeitsabläufe: Wir kennen Bestandsveränderungen durch die Ersteingabe -
jede Ersteingabe, jede Ersterfassung ist zwangsläufig eine Bestandsveränderung. 

Dann haben wir die Auswertungen, die keine Veränderungen des Datenbestandes mit sich 
bringen: 

a) durch Standardauswertungen, 

b) durch Sonderauswertungen. 

Standardauswertungen erfolgen in der Form, daß wir formatierte Fragen mit formatierten Aus­
gabebereichen zulassen, bei denen aber dennoch für den Beamten Wahlmöglichkeiten gegeben sind, 
deren er sich bedienen kann. 

Welche Dateien haben wir nun zu erstellen? Hier ist zuerst die Vorgangsdatei mit dem Ord­
nungsbegriff »Vorgangsnummer« zu nennen. Sie enthält alle Daten des Falles. Bei einem Unbekannt­
fall gehören hierzu nicht nur die Verwaltungsdaten, sondern auch die kriminalistischen Grunddaten. 
Bei einem Fall mit bekanntem Täter wandern diese kriminalistischen Grunddaten in die Zentral­
datei, bleiben also nicht auf die Vorgangsdatei beschränkt. Diese Vorgangsdatei - das ist unsere 
erklärte Absicht - wird in bestimmten Zeitabständen komprimiert, d. h. sie wird etwa halbjährlich 
um all die Daten reduziert, die nach dieser Zeit nicht mehr vonnöten sind, so etwa um die Daten 
des Anzeigenden, falls er und der Geschädigte nicht personengleich sind, oder wenn Informationen 
mitgespeichert worden sind, die nach gewisser Zeit ihre Aussagekraft verloren haben, z. B. wer der 
Sachbearbeiter war u. a. Wenn es einmal, etwa in disziplinaren Erörterungen, notwendig werden 
sollte, auf diese Informationen zurückzugreifen, steht in der Regel der Vorgang zur Verfügung, so daß 
wir all diese Daten nach bestimmter Zeit unbedenklich aus der Vorgangsdatei entfernen können. 
Aus diesem Grunde unterliegt diese Datei, wie auch unsere anderen Dateien, einer sehr starken 
Fluktuation. 

Ferner besteht eine Personaliendatei als zentraler Namensindex. Sie ist die Datei, über die wir 
immer dann Zugang zu unseren Datenbeständen finden, wenn wir mit dem Suchargument »Perso­
nalien« kommen. 

Weiter haben wir die Zentraldatei, in der alle Erkenntnisse über die einzelnen Tatverdächtigen 
einschließlich Personenbeschreibung, erkennungsdienstlicher Unterlagen, Einsitzzeiten, Tatmerk­
malen, Verhaltensmerkmalen und dergleichen mehr registriert sind. Wenn diese Merkmale auch für 
die Merkmalsdatei bedeutungsvoll sind, fließen sie ebenfalls in diese ein. 
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Die Merkmalsdatei ist also die Datei, die eine Auswertung der Datenbestände im Synthese­
verfahren ermöglicht. Ihr Ordnungsbegriff sind die Einzelmerkmale. Verweisungen aus der Merk­
malsdatei erfolgen entweder zu Vorgängen oder zu Tatverdächtigen, d. h. also entweder in die 
Vorgangsdatei oder in die Zentraldatei in Verbindung mit der Personaliendatei. 

Darüber hinaus haben wir die Personenfahndungsdatei und die Sachfahndungsdatei. Wir unter­
scheiden hier nicht nach Waffen-, Kfz- und sonstigen Sachfahndungen, weil alle diese Dinge in ihr 
enthalten sind. Und wie meist üblich - anders kann man nicht bestehen - muß es schließlich eine 
»Sonstige«-Kiste geben, in der man alles unterbringt, was man sonst nicht einzuordnen in der 
Lage ist, also z. B. Personaldaten, Inventardaten, Wirtschaftsdaten usw. 

Zum Sachstand, zu den Durchführungsphasen und zum Endstand: Wir kennen drei Phasen. Die 
Entwicklungs- und Testphase soll bis Anfang 1974 abgeschlossen sein. Hierzu wird folgende tech­
nische Ausstattung zur Verfügung stehen: 256 K-Bytes, 3 Wechselplattenstationen, 3 Magnetband­
stationen, 1 Schnelldrucker und 1 Kartenleser. In dieser Zeit, also bis Anfang 1974, sollen die Arbeits­
abläufe und Programme geschrieben und codiert sein. Dazu sollen 4 Terminals in das bis zu diesem 
Zeitpunkt aufzustellende System eingegliedert werden. 

Danach kommt bis Ende 1974 die Aufbauphase, in die der technische Ausbau des Systems und 
die Einrichtung der Terminals fallen; dann werden die vorgesehenen 86 Terminals zur Verfügung 
stehen. In den Arbeiten dieser Aufbauphase wird ein Mengentest mit einem Großteil der Dienst­
stellen enthalten sein. 

1975 schließt sich die Endphase an. Bevor der eigentliche Betrieb anlaufen wird, wird ein 
Mengentest mit sämtlichen Dienststellen im Parallelbetrieb zum bisherigen manuellen Verfahren 
durchgeführt werden. Erst dann wird endgültig die Sachbearbeitung unter alleiniger Verwendung 
der Datenverarbeitung erfolgen. 

Für Ende 1974 erwarten wir folgende maschinelle Ausstattung: Die Zentraleinheit wird eine 
Kapazität von 512 K-Bytes haben. Die für uns gedachte Anlage wird nicht in den Räumen der Polizei 
stehen, sondern beim Landesamt für elektronische Datenverarbeitung in Berlin installiert sein. Die 
Arbeitsaufteilung ergibt sich etwa wie folgt: Zuständig für die Dienstleistung, d. h. also für das 
Zurverfügungstellen der Hardware, ist das Landesamt für elektronische Datenverarbeitung; Organi­
sation und Programmierung liegen bei der Kriminalpolizei. 

An Peripherie werden wir dann zur Verfügung haben: Datenübertragungssteuerung, 1 Mia Bytes 
Plattenspeicherkapazität, 6 Magnetbandstationen, 1 Festkopf-Platte, 1 Schnelldrucker, 1 Kartenleser, 
1 Lochstreifenleser, 1 Lochstreifenstanzer und 86 Terminals. 

Als Software sind vorgesehen: UDB 111, OS, MVT der Firma IBM, woran Sie erkennen können, 
welcher Hersteller für uns in Frage kommt. Es steht noch nicht fest, ob es bei dieser Software bleibt 
oder ob eine andere eingesetzt werden wird. Diese Frage wird z. Z. noch erörtert, auch die Frage 
der TCAM-Umschaltsteuerung und Restart-Steuerung. 

Zur Anwendung: Den Sachstand habe ich schon vorweggenommen. Die Aufgaben der Organi­
sation liegen bei der Kriminalpolizei. Folgende Arbeiten haben wir bisher abgeschlossen: Die 
Datenanalyse und die Beschreibung der Arbeitsabläufe sind durchgeführt, das Dateikonzept ist 
festgelegt. 

Z. Z. haben wir in Arbeit: Formatbestimmungen, Abstimmung der Begriffsinhalte mit anderen 
Behörden, Festlegung der Eingabe- und Ausgabeformate, Erstellung von notwendigen Katalogen und 
Tabellen. Hierzu ist noch einmal auf folgendes hinzuweisen: Wir wollen die Datenerfassung während 
der Vorgangsbearbeitung betreiben. Die Vorgangsbearbeitung vollzieht sich immer klarschriftlich, 
so daß der Sachbearbeiter am Terminal mit Katalogen und Tabellen nichts zu tun hat, sondern alles 
klartextlich zu Papier bringt. Der Klartext wird maschinenintern verschlüsselt, so daß wir danach 
maschinenintern nicht mehr mit dem Klartext arbeiten. Die hierfür notwendigen Kataloge und 
Tabellen sind ebenfalls in Arbeit. Das gleiche gilt für die Bestimmungen der Schreibkonventionen. 
Z. Z. sind wir dabei, die Namenskartei der Kriminalaktenhaltung zu übernehmen. Sonst gedenken 
wir, kaum etwas an alten Beständen zu übernehmen. Lediglich wenn ein Rechtsbrecher, über den 
eine Kriminalakte vorliegt, wieder in Erscheinung tritt, wollen wir seine Akte auf die EDV umstellen. 
Das bedeutet, daß wir noch ca. 5 Jahre benötigen werden, um unsere Erkenntnisbestände wieder 
neu aufgebaut zu haben, wenn wir den Vollbetrieb einsetzen lassen. Wir haben uns für diesen 
Weg entschlossen, weil wir auf diese Art und Weise unseren alten Ballast - ich sprach von etwa 
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60% - beseitigen können. Wir müssen allerdings in Kauf nehmen, daß wir in den nächsten 5 Jahren 
nach Inbetriebnahme des Systems nicht hundertprozentig aktuell sind. Wenn wir in dieser Art die 
Erkenntnisse über unsere Stammkunden umstellen, so wollen wir auch alle Unterlagen derjenigen 
umstellen, die vor der Entlassung aus der Strafhaft stehen. In den Rahmen dieses Umstellungs­
verfahrens fällt die Übernahme der Namenskartei der Kriminalaktenhaltung, die uns später 
maschinenintern die Prüfung ermöglicht, ob über einen genannten Beschuldigten bereits eine 
Kriminalakte vorhanden ist oder nicht. Die Übernahme dieser Namenskartei wird sich noch auf 
einen Zeitraum von etwa 1 bis 1'/2 Jahren erstrecken. 

An offenen Arbeiten haben wir noch die Codierung der Arbeitsabläufe, soweit hierzu die 
Bestimmung der Software notwendig ist. Wie ich bereits sagte, ist noch keine Entscheidung getroffen 
worden, ob wir UDB 111 einsetzen oder an ein anderes System verwenden. Soweit die Codierung 
softwareabhängig ist, können wir sie erst durchführen, wenn die Frage der Software endgültig 
entschieden ist. Daneben wird ein Bestand an Testdateien aufzubauen sein. Den Aufbau des Über­
tragungsnetzes haben wir noch nicht in Angriff genommen. 
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Sach- und Planungsstand der Datenverarbeitung 

bei der Kriminalpolizei in Bremen 

Kriminaloberrat Kurt Rahner, Landeskriminalamt Bremen 

Zuständig für die Planung und den Einsatz der EDV in der bremischen Verwaltung ist der durch 
Senatsbeschluß vom 30. April 1964 eingesetzte »Ausschuß für elektronische Datenverarbeitung«. 
Aufgabe dieses Ausschusses ist es, die Notwendigkeit und den Umfang jeder neu aufzustellenden 
DVA bzw. jede Veränderung an vorhandenen oder die Inanspruchnahme vorhandener DVA durch 
andere als ursprünglich vorgesehene Dienststellen zu prüfen. 

Vom EDV-Ausschuß wird der Grundsatz der zentralen Datenverarbeitung bei dezentralisierter 
Datenerfassung vertreten. Das hat zur Folge, daß den Behörden der bremischen Verwaltung hinsicht­
lich der EDV die Aufgabe der Projektorganisation, nämlich Aufgabenanalyse und Programmablauf, 
obliegt. Die Datenverarbeitung einschließlich der Programmierung dagegen obliegt ausschließlich 
dem Rechenzentrum der bremischen Verwaltung, das organisatorisch der Senatskommission für das 
Personalwesen - der zentralen Personalverwaltung der Stadtgemeinde Bremen - unterstellt ist. 

Beginnend mit dem Jahre 1964 beteiligte sich Bremen - zunächst nur informatorisch - an allen 
Planungsprojekten, die im Rahmen des Bemühens der Einführung der EDV bei der Kriminalpo~zei 
in Angriff genommen wurden. Im Dezember 1968 richtete das lKA Bremen eine »Arbeitsgruppe 
EDV«, bestehend aus einem Beamten des gehobenen und zwei Beamten des mittleren Dienstes, 
ein. Diese Gruppe wurde im April 1970 um weitere zwei Beamte des mittleren Dienstes verstärkt. 
Die Stärke von insgesamt 1 : 4 ist bis zum heutigen Tage unverändert geblieben. 

Am 14. Juli 1969 erhielt die Arbeitsgruppe vom lKA den Auftrag, die Polizeiliche Kriminal­
statistik von dem bis dahin praktizierten manuellen Verfahren auf die elektronische Datenverarbei­
tung umzustellen. 

Die zunächst erforderliche Ist-Feststellung und die daraus sich ergebende Soll-Konzeption 
wurde am 13. Februar 1970 der Amtsleitung vorgelegt und von ihr genehmigt. 

In der Folgezeit wurden Richtlinien und Schlüsselverzeichnisse erstellt. Danach erfolgte die 
Einweisung und Handschriftenschulung der Sachbearbeiter. letzteres war deshalb erforderlich, weil 
die Statistik beim Rechenzentrum von einem IBM-Seitenleser 1288 aufbereitet wird. Ab 1. November 
1970 begann die Probeerfassung der Statistik zunächst durch einige ausgewählte Kommissariate. 
leider konnten keine Testläufe vorgenommen werden, da der Seitenleser erst Ende 1970 beim 
Rechenzentrum installiert wurde. 

Dieser Seitenleser hat sich bis zum heutigen Tage nicht bewährt. Als besonders nachteilig 
stellten sich heraus: 

1. die NotWendigkeit, die Belege mit systemgerechten Zahlen handschriftlich ausfüllen zu müssen; 
dies ist ein Mangel, der immer bestehenbleiben wird, solange die Belege handschriftlkh und 
nicht mit Kugelkopfschreibmaschinen ausgefüllt werden. Das aber würde eine völlige Um­
stellung des gesamten Schreibmaschinenbestandes der bremischen Polizei bedeuten, da bis­
lang Kugelkopfschreibmaschinen nicht vorhanden sind. Die dafür nicht unerheblichen Haus­
haltsmittel stehen weder jetzt noch in absehbarer Zeit zur Verfügung. 

2. die überdurchschnittlich hohen Fehlerquoten. Sie betragen 
bei der Überprüfung des Vordrucks KP 31 a durch Sichtkontrolle ca. 10%; 
bei der 1. lesung infolge von Zahlen- und Markierungsfehlern ca. 12 %; 
bei der 2. lesung infolge von Plausibilitätsfehlern ca. 12 % und 
bei der 3. lesung infolge restlicher Zahlen-, Markierungs- und Plausibilitätsfehler ca. 2 0/0; 
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3. die relativ hohen Kosten für die Erfassungsbelege, die von einer Spezialfirma erstellt werden 
müssen. 

Abschließend bleibt festzustellen, daß der Einsatz des Seitenlesers 1288 für die Aufbereitung 
der Statistik nicht die Erwartungen erfüllt hat, die in ihn gesetzt wurden. Es ist daher beabsichtigt, 
als Eingabemedium künftig den Lochstreifen zu verwenden und hierfür einen Lochstreifenstanzer 
einzusetzen, der von einer Angestellten der Verg.Gr. BAT VIII/VII bedient werden soll. 

Unabhängig von der Polizeilichen Kriminalstatistik wurde der »Arbeitsgruppe EDV« beim 
LKA Bremen der Auftrag erteilt, eine aktuelle Übersicht über die sogenannte Straßenkriminalität 
zu erstellen sowie kriminalstrukturelle Erkenntnisse über Tätermobilität, Art und Verbleib des 
Stehlgutes und Angaben über die Eigentumsverhältnisse der bei den Straftaten mitgeführten Kraft­
fahrzeuge zu sammeln. Die dafür erforderliche Ist-Dokumentation konnte im März 1970 vorgelegt 
werden. 

Im Monat Juli legte die Arbeitsgruppe das Soll-Konzept für die Kriminalpolizei vor und ent­
warf die dafür erforderlichen Richtlinien, Schlüsselverzeichnisse und Ablochbelege. Zugleich erhiel­
ten die Sachbearbeiter der Kriminalpolizei eine entsprechende Einweisung in das Projekt. Für den 
Bereich der Schutzpolizei wurde die Erfassung der relevanten Daten formlos auf einfachen Strich­
listen vorgenommen. Die Auswertung dieser Strichlisten mit Hilfe der EDV bereitete nachträglich 
Schwierigkeiten, da zunächst maschinenlesbare Belege erstellt werden mußten. Dies geschah im 
Jahre 1971 durch zusätzlich eingestellte Schreibkräfte mit Hilfe angemieteter Kugelkopfschreib­
maschinen, damit die so erstellten Belege vom Seitenleser verarbeitet werden konnten. Die Daten­
erfassung bei der Schutzpolizei wurde mit Ablauf des Jahres 1971 eingestellt. 

Nach einer am 1. November 1970 begonnenen Probeerfassung in einigen Dienststellen der 
Kriminalpolizei begann die echte Datenerfassung am 1. Januar 1971. Hierfür steht der Kriminal­
polizei ein Nixdorf-Gerät 820/15 zur Verfügung, das von einer Datatypistin der Verg.Gr. BAT VIII/VII 
bedient wird. Die auf Lochstreifen gespeicherten Daten werden dem Rechenzentrum zur weiteren 
Verarbeitung zugeleitet. Das Rechenzentrum erstellt im 10-Tage-Rhythmus jeweils zwei Listen. Die 
Sortierfolge bei Liste 1 ergibt sich aus dem Delikt, die bei Liste 2 aus den Revierbezeichnungen der 
Schutzpolizei in aufsteigender Reihenfolge von 1 bis 22. Beide Listen werden über einen elektro­
statischen Kopierautornaten AM 2300 auf das Format DIN A 4 verkleinert und in entsprechender 
Anzahl fotokopiert. Empfänger beider Listen sind bei der Kriminalpolizei die Inspektionen und 
Kommissariate, bei der Schutzpolizei die Polizeiabschnitte und -reviere. 

Durch eine relativ einfache Markierung des Ermittlungsvorganges der Ablochbelege für die 
Polizeiliche Kriminalstatistik und der Ablochbelege für die Strukturanalyse können die Daten beider 
Belege miteinander verknüpft und spezifisch abgefragt werden. Die möglicherweise unterschied­
lichen Erfassungen, die sich daraus ergeben, daß die Erfassung der Daten auf KP 31 a bei Abgang des 
Vorganges, die der Daten für die Strukturanalyse aber unmittelbar nach Eingang des Vorganges 
erfolgt, werden dadurch ausgeglichen, daß nachträglich bei der Bearbeitung erlangte neue Erkennt­
nisse vom Sachbearbeiter nachzumeiden sind. Dadurch, daß jeder Vorgang unverzüglich nach Eingang 
mit Hilfe eines Paginierstempels eine Registriernummer erhält, ist die Zusammenführung der zu 
unterschiedlichen Zeiten erstellten Ablochbelege problemlos. 

Bislang wurden mit Hilfe der strukturanalytischen Daten Untersuchungen bestimmter Stadt­
teile, insbesondere der sog. Altstadt, hinsichtlich der allgemeinen, aber auch der besonderen Aus­
länderkriminalität durchgeführt. Bedingt durch den verdateten Bestand des Einwohnermeldeamtes 
können Verknüpfungen hergestellt werden, um beispielsweise die Fluktuation oder die Besied­
lungsdichte der Ausländer in bestimmten Stadtteilen festzustellen und mit der Kriminalitätsentwick­
lung zu vergleichen. Gleiche Untersuchungen sind eingeleitet im Hinblick auf die Jugendkriminalität. 

Seit April 1970 wird von der vom BKA geschaffenen Möglichkeit eines Vergleiches zwischen 
dem Magnetfahndungsband des BKA und dem verdateten Einwohnerbestand Bremens Gebrauch 
gemacht. 
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Durch diese Verfahrensweise konnten beispielsweise 1971 in Bremen insgesamt 
131 Personen ermittelt werden. Davon wurden 

25 Personen festgenommen. 



Weiter konnten hierdurch 
- die Unterlagen des Einwohnermeldeamtes aktualisiert, 
- gezielte Fahndungen von auswärtigen Dienststellen übernommen und 
- Nachweise erbracht werden, daß sich gesuchte Personen ins Ausland abgesetzt hatten. 

Gewissermaßen als Abfallprodukt erfolgt mit Hilfe des Nixdorf-Gerätes 820/15 neben der 
Erfassung der strukturanalytischen Daten zugleich eine Vorgangsregistrierung. Bis Ende 1970 wurde 
zum Zwecke der Vorgangserfassung für jeden eingehenden Ermittlungsvorgang jeweils eine Kartei­
karte für die Beschuldigten- und eine Karteikarte für die Geschädigtenkartei handschriftlich erstellt. 
Beide Karteien ersetzen in Bremen das Brief tagebuch und dienen der Feststellung der Vorgangs­
bewegung. Die beiden Karteikarten enthalten die gleichen Angaben. Eine Duplizierung mit Hilfe 
von Kohlepapier scheiterte an der Papierstärke der Karteikarten. Eine Ausfüllung mit Schreibmaschine 
und Durchschlagpapier bereitete wegen des kleinen Formats - DIN A 6 - ebenfalls Schwierigkeiten. 
Entsprechende Versuche verliefen stets negativ. Die Verwendung größerer Karteikarten etwa im 
Format DIN A 5 ließ sich wegen des damit verbundenen größeren Aufbewahrungsraums nicht 
verwirklichen. 

Der Einsatz des Nixdorf-Gerätes mit angeschlossenem Lochstreifenstanzer und mit einer Speicher­
kapazität für insgesamt 1900 Befehle ermöglichte es, die vorgenannten Karteikarten im Format 
DIN A 6 maschinell zu erstellen. Die Duplizierung, in einzelnen Fällen sogar die Vervierfachung, 
erfolgt per Programm. Voraussetzung ist jedoch, daß der Sachbearbeiter einen Ablochbeleg erstellt. 
Die daraus sich ergebende Mehrarbeit wurde insoweit aufgefangen, als ein anderes Formblatt in 
Fortfall kam. Eine weitere Vereinfachung konnte dadurch erzielt werden, daß sowohl die struktur­
analytischen Daten, die nur aus numerischen Zeichen bestehen, als auch die Daten der Vorgangs­
erfassung, bestehend aus numerischen und Alphazeichen, auf einem Ablochbeleg erfaßt werden. 
Für das Übertragen dieses Beleges auf den Lochstreifen bzw. die Karteikarte stehen eine Ganztags­
und eine Halbtagskraft der Verg.Gr. BAT VIII/VII zur Verfügung. 

Geplante Projekte 

Seit April 1971 steht das LKA Bremen in Verhandlungen mit dem LKPA Niedersachsen zwecks 
Beteiligung an dem dort bereits laufenden elektronischen Kfz-Fahndungssystem. Der derzeitige 
Stand der Verhandlungen läßt die Hoffnung zu, daß der Anschluß Bremens an dieses System in 
Kürze von den zuständigen bremischen Behörden genehmigt werden wird. Abgeklärt werden muß 
noch der für Bremen erwachsende Kostenanteil. Die zur Zeit errechneten Kosten belaufen sich auf 
monatlich 17000 DM. Vorgesehen ist, daß in Bremen zwei und in Bremerhaven eine Datensichtstation 
errichtet werden. Von den beiden Stationen in Bremen wird eine bei der Schutzpolizei und eine bei 
der Kriminalpolizei für direkte Anfragen eingerichtet. Darüber hinaus wird von der Kriminalpolizei 
der gesamte für das Land Bremen sich ergebende Arbeitsaufwand für die Datenaufbereitung, 
-erfassung und -pflege übernommen. 

Das größte Projekt, der Aufbau eines polizeilichen Auskunftssystems, ist noch in der Planung. 
Im Januar 1971 wurde mit der Ist-Feststellung begonnen, die jedoch z. Z. stagniert. Es wäre eine 
personelle Verstärkung der »Arbeitsgruppe EDV« um weitere vier Beamte notwendig. Wann diese 
Beamten zur Verfügung stehen werden, ist ungewiß. Das Projekt hat aber dadurch eine besondere 
Intensivierung erfahren, daß das BKA eine termingebundene Konzeption entwickelte, der die 
InnenministerISenatoren der Länder inzwischen zustimmten. Das läßt die Hoffnung zu, daß der 
personelle Engpaß in absehbarer Zeit beseitigt werden kann. Es besteht außerdem die Aussicht, daß 
die bisher für Zwecke der EDV im Haushalt 1972 ausgeworfene Summe von 60000 DM den Anfor­
derungen gemäß erhöht wird. 

In weIchem Umfange Bremen ein Auskunftssystem einrichtet, ob das ein eigenes System sein 
wird oder ob man ein System übernimmt, mit dem andere Länder bereits Erfahrungen gesammelt 
haben, ist noch ungeklärt. Es wird aber sicher eine Entscheidung getroffen werden, die sowohl den 
Landesinteressen als auch den notwendigen Voraussetzungen für einen Verbund mit den anderen 
Bundesländern und dem Bund gerecht wird. 

Probleme 

In dem uns vorgegebenen bescheidenen Rahmen sind wir davon ausgegangen, daß es zweck­
mäßiger ist, auf die Ausbildung von Programmierern aus den Reihen der Kriminalbeamten zu ver-
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zichten und die Programmierung den Fachleuten des Rechenzentrums zu überlassen. Unsere fünf 
Beamten wurden in den Grundlagen der EDV durch die Angestelltenfachschule unterrichtet. Sie 
nahmen ferner in der gleichen Fachschule an einem DV-Organisatorlehrgang teil, und sie bekamen 
Gelegenheit, ein Maschinenpraktikum im Rechenzentrum der AOK zu absolvieren. Der Ausbildungs­
stand ermöglicht es unseren Beamten, in Zusammenarbeit mit den Bediensteten des Rechenzentrums 
alle Projekte zu verwirklichen, die auf dem kriminalpolizeilichen Sektor erforderlich wurden und 
werden. 

Zur besseren Koordinierung wird in Kürze beim Rechenzentrum eine »Projektgruppe Polizei« 
eingerichtet, die in enger Zusammenarbeit mit der »Arbeitsgruppe EDV« des LKA Bremen alle 
polizeibezogenen Projekte in Angriff nehmen und realisieren wird. 

Wenn wir auf die Ausbildung von eigenen Programmierern verzichteten, dann nicht zuletzt 
auch deshalb, um zu vermeiden, daß die so ausgebildeten Beamten später abwandern. Wir gingen 
von der Überlegung aus, daß die Ausbildung zum Organisator so berufsbezogen erfolgt, daß eine 
Abwanderung in die freie Wirtschaft unwahrscheinlich sein dürfte. Nun hat sich aber mit der 
geplanten und unmittelbar bevorstehenden Einrichtung der »Projektgruppe Polizei« beim Rechen­
zentrum ergeben, daß unsere Beamten von dort abgeworben werden, indem man ihnen in Aussicht 
stellt, daß die vier dem mittleren Dienst angehörenden Beamten als Betriebsinspektoren übernommen 
werden. Ferner wurde, wenn auch unverbindlich, zugesichert, die Beamten in absehbarer Zeit in 
Planstellen der Bes.Gr. A 11 einzuweisen. Zwar steht z. Z. eine endgültige Entscheidung der Senats­
kommission für das Personalwesen hinsichtlich der beamtenrechtlichen Gegebenheiten noch aus, 
die Möglichkeit der Abwanderung von der Kriminalpolizei in eine andere bremische Behörde ist 
jedoch zu befürchten. 

Ausgelöst werden solche Abwanderungstendenzen ausschließlich dadurch, daß es noch immer 
nicht möglich ist, Kriminalbeamte des mittleren Dienstes ohne Ablegung der vorgeschriebenen 
Laufbahnprüfungen in den gehobenen Dienst zu überführen, weil die von den Beamten absolvierten 
Lehrgänge auf dem Sektor der EDV als Laufbahnlehrgänge nicht anerkannt werden. 

Dieses Problem ließe sich nur lösen, wenn 

1. entweder eine eigene Laufbahn für EDV-Beamte geschaffen wird - das dürfte aber nach Lage 
der Dinge kaum möglich sein -, oder aber 

2. für Beamte, die in der EDV eingesetzt sind, entsprechend ihrem Ausbildungs- und Leistungs­
stand sowie der von ihnen wahrgenommenen Funktionen Sonderzulagen gezahlt werden, die 
gewährleisten, daß diese Beamten des mittleren Dienstes für die Dauer ihrer Verwendung in 
der EDV die gleichen Bezüge erhalten wie die Beamten des gehobenen Dienstes mit ent­
sprEchenden Funktionen bei den Verwaltungsbehörden. 

Hier sollte die Arbeitsgemeinschaft der Leiter der LKÄ mit dem BKA initiativ werden und auf 
Bundesebene eine Regelung schaffen, die letztlich nicht nur den Beamten gerecht wird, sondern 
vor allem der Sache dient. 
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Sach- und=Planungsstand der Datenverarbeitung 

bei der Polizei des Landes Hessen 

Kriminaloberrat Norbert Noeske, Hessisches Landeskriminalamt, Wiesbaden 

Zu dem, was ich hier vorzutragen habe, ist zu bemerken, daß die Ausführungen zur Sache das 
Ergebnis des Nachdenkens zahlreicher hessischer Polizeibeamter sind, das durch Beratung einiger 
externer Kräfte befruchtet wurde. 

1. Sachstand 
1.1 Personenfahndung (Teilbereich) 

Seit 1969 werden nach einer übereinkunft mit dem Statistischen Landesamt die von den MeIde­
behörden an dieses einzureichenden Exemplare der An'meldungen beim Hessischen Landes­
kriminalamt (HLKA) zentral erfaßt. Anfänglich erfolgte die Erfassung auf Lochkarten. Seit 1971 
werden Schreibmaschinen mit OCR-A-Schrift eingesetzt. Das Lese- und Plausibilitätsprüfungs­
programm läuft in Assembler. Der maschinelle Vergleich mit den vom Bundeskriminalamt auf 
Magnetband zur Verfügung gestellten Fahndungsdaten erfolgt in PL/1 auf einer Anlage der 
Hessischen Zentrale für Datenverarbeitung. 

1.2 Polizeiliche Kriminalstatistik 
Bei der Erfassung der Daten findet ein genormtes Handschriftenverfahren Anwendung. Die 
Belege werden über einen Seitenleser in das System eingelesen. Auch dieses Lese- und 
Plausibilitätsprüfungsprogramm ist in Assembler geschrieben. Die Verarbeitung erfolgt in 
COBOL auf einer Anlage der Hessischen Zentrale für Datenverarbeitung. 

1.3 EDV-übergangslösung bei den Polizeien der Städte 
Bei den Polizeien der Städte werden Daten erfaßt, die die Führung von Tatverdächtigen-, Fall­
und Daktyloskopiedateien und Abfragen aus diesen Beständen ermöglichen. Außerdem können 
noch Kriminalitätsdichtekarten für die Stadtbereiche ausgedruckt werden. 
Das Verfahren beruht auf dem sog. »Nürnberger Modell« und den von der Polizei in Wies­
baden durchgeführten Modifikationen. Es ist von einer Projektgruppe weiterentwickelt worden, 
deren Mitglieder nunmehr bei ihren HeimatdienststeIlen für die einheitliche Durchführung 
sorgen. 
Z. Z. laufen Bemühungen, dieses örtlich begrenzte Übergangsauskunftssystem zu verbessern, 
die Datenbestände zu integrieren und die Abfrageprogramme komfortabler zu gestalten. 
Ab 1973 sollen diese Datenbestände, soweit sie nicht nur von lokaler Bedeutung sind, in das 
Informationssystem der Hessischen Polizei beim HLKA übernommen werden. 
Die jetzigen Datenbestände werden von den jeweils zuständigen kommunalen Gebietsrechen­
zentren verwaltet. 

2. Planungsstand 

Es wäre eine reizvolle Aufgabe, Ihnen an dieser Stelle - bezogen auf unser Projekt - eine 
objektivierte Interpretation der Herstellermöglichkeiten anzubieten, selbstverständlich nur 
innerhalb des bescheidenen Rahmens meiner Beurteilungsmöglichkeiten. Ich muß mir das 
leider versagen, weil sich das Hessische Landeskriminalamt z. Z. insoweit in einer Phase der 
Neutralisation befindet, als über die auf unsere Ausschreibung eingegangenen Angebote in 
den nächsten Wochen entschieden werden soll. 
Sie finden also in meinen Ausführungen keine speziellen Bezugspunkte zu bestimmten hard­
ware- oder soft-ware-Produkten. 
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2.1 Zielvorstellung 
Der Hessischen Polizei soll ein umfassendes Informationssystem an die Hand gegeben werden. 
Dieses System wird im Endausbau alle der Verbrechensbekämpfung dienlichen personen-, sach­
und sachverhaltsbezogenen Informationen direkt oder indirekt zur Verfügung stellen. Die 
Informationsbestände aller hessischen Polizeidienststellen, des Bundeskriminalamtes sowie der 
anderen landeskriminalämter einerseits und die der Hessischen Zentrale für Datenverarbeitung 
sowie der Kommunalen Gebietsrechenzentren andererseits sind im Rahmen der geltenden 
Gesetze hierbei zu berücksichtigen. Wesentliche Teile davon sind zu integrieren. 

Dieses Ziel ist in einem Stufenplan zu realisieren, wobei in der ersten Ausbaustufe ein personen­
bezogenes Auskunftssystem geplant ist, das Gesamt- oder Teilinformationen über bestimmte 
Personen liefert und in zunächst geringerem Umfange unter Verwendung von Deskriptoren 
oder Deskriptorgruppen auch Antworten als Hinweis auf einzelne Tatverdächtige oder Tat­
verdächtigengruppen ermöglicht. 

2.2 Datenbankkonzept 
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Unabhängig von der Schwerpunktsetzung innerhalb der ersten Ausbaustufe wird die Daten­
bank in logischem Sinne aus drei Hauptdateien bestehen, die analog zur Zielsetzung die Grund­
daten zu den Fällen, den Personen und den Sachen enthalten werden. Da der Fall der zentrale 
Ausgangspunkt allen polizeilichen HandeIns ist, wird man seine führende Bedeutung auch in 
der Datenbankstruktur zu berücksichtigen haben. Die einer Person zugeordneten Fälle sind 
mit den Personengrunddaten verknüpft. Die Sachinformationen stehen entweder mit Person 
und Fall oder nur mit dem Fall in Verbindung. 

Die über die Grunddaten hinausgehenden Informationen sind in logischen Unterdateien zu 
speichern und über den Indikatorbereich des jeweiligen Grunddatensatzes erreichbar. 

Für das Personenauskunftssystem sind dies u. a. die Daten zur Personenfahndung, die Haft­
und Verwahrzeiten, die administrativen ED-Informationen, die Personenbeschreibungsmerkmale 
und die sog. Bindungsnotierungen als Unterstützung gezielter Fahndungsmaßnahmen. 

Die Zugriffe zu den Informationen erfolgen über benutzerfreundliche Suchtabellen, deren 
Elemente im Idealfalle unmittelbar mit der physischen Adresse der gewünschten Information 
verknüpft sind. 

Der Komfort und die Eleganz der Datenbank steigen mit der Annäherung an die universelle 
Erreichbarkeit jedes einzelnen Datenelements. Deshalb ist in weiteren Ausbaustufen die Inver­
tierung wesentlicher Datenbestände zu fordern, um von den Ordnungskriterien des Falles, der 
Person oder der Sache unabhängig den Informationswert (besser: Selektions- oder auch Hin­
weiswert) des einzelnen Elements oder einer Elementkombination direkt nutzbar zu machen. 

In dieser Phase sehen wir die Übergangsschwelle vom personenbezogenen Auskunftssystem 
zum umfassenden Informationssystem. Erst wenn wir diese Schwelle mit Glück und Erfolg 
überwunden und uns in einer Konsolidierungsphase ein gehöriges Stück davon entfernt haben, 
sollten wir die dann noch ausstehenden Probleme angehen, die ich zunächst einmal neutral 
mit dem Aufsuchen von Schnittbereichen unterschiedlich strukturierter Datenmengen bezeich­
nen möchte. 

Wir bewegen uns damit im Bereich der möglicherweise nicht ganz richtigen Auffassung von 
dem doch so einfachen Recherchierprozeß. 

Soll der Mensch diese Schnittbereiche per Dialog aus dem System herausholen, werden wir 
wohl oder übel den kriminalistischen Sachbearbeiter in Mengenlehre oder Boole'scher Algebra 
ausbilden müssen. 

Soll der erforderliche Suchprozeß systemintern ablaufen, bedarf es einer sehr komplizierten 
Datenbank-soft-ware, deren Grundzüge ich anzudeuten versuchen will. 

Die Speicherung von beispielsweise nicht durch Normierung eingeengten personengebundenen 
und/oder tatbezogenen Verhaltensweisen gehört in den Bereich der Dokumentation und damit 
in eine Datenbank mit nicht formatierten Beständen. Ein Thesaurus mit allen Möglichkeiten der 
deutschen Sprache wäre die Basis der Informationsmenge. Die Problematik mehrdeutiger Worte, 
deren aktueller Begriffsinhalt erst in der Kombination mit anderen Begriffen, also im Kontext 
offenbar wird, soll nur angerissen werden. 



Eine solche Datenbank unterliegt anderen Gesetzen als die Datenbank mit formatierten Bestän­
den. Die unterschiedlichen Speicher-, Zugriffs- und Suchtechniken bedingen den Aufbau zweier 
Datenbanken oder zumindest zweier Dateisäulen, in deren Vereinigungsebene die nach ver­
schiedenen Gesichtspunkten getrennt abgelegten Detailinformationen auf die gemeinsame 
Kopfinformation zurückgeführt werden können. 

Daß die Analyse der Dokumente für die Datenbank mit nicht formatierten Beständen höchste 
Qualifikationsmaßstäbe bei der Dateneingabe setzt, scheint mir ein nicht unwesentlicher zu­
sätzlicher Schwierigkeitsgrad in diesem Zusammenhang zu sein, der der Verwirklichung dieser 
Idee zumindest in naher Zukunft Grenzen setzen wird. 

Weil wir jedoch der Meinung sind, daß die Synthese der beiden Datenbankfunktionen sich der 
Vorstellung nähert, wie ein Informationssystem zur Verbrechensbekämpfung optimal auszusehen 
hat, wollen wir versuchen, neben dem üblichen Tagesgeschäft noch Zeit zu finden, uns diesen 
Untersuchungen zu widmen. 

2.3 hard-ware-Ausstattung 

Unser Konzept sieht die Installation einer in den wesentlichen Teilen doppelt ausgelegten 
Anlage zum 1. Oktober 1973 in dem Neubau des Hessischen Landeskriminalamtes vor. 

Die Stromversorgung ist unterbrechungsfrei über eine für 12 Minuten Vollastbetrieb ausgelegte 
Pufferbatterie mit elektronisch-synchroner Netzrückschaltung (Bypass-Schaltung) und anschlie­
ßendem Notstrombetrieb sichergestellt. 

Der Maschinensaal und einige Nebenräume sind voll klimatisiert. 

Während auf der einen zentralen DV-Anlage das Informationssystem im Echtzeitverfahren 
betrieben wird, wickelt die andere sämtliche Stapelverarbeitungen ab. 

Den Problemen der System-, Betriebsablauf- und Datensicherung ist bei der Planung große 
Aufmerksamkeit gewidmet worden. Auf sie wie auch auf die Einzelheiten der Konfiguration 
einzugehen, verbietet der zeitliche Rahmen dieser Ausführungen. 

2.4 Datenfernübertragung 

- Leitungsnetz und Datenstationen -

Die in den letzten Monaten öfter modifizierten Überlegungen zum Leitungsnetz haben z. Z. 
folgendes Stadium erreicht: 

Die aufgrund der Kriminalitätsdichte und anderer Überlegungen im Lande lokalisierten Daten­
stationen, zunächst 23, werden über ein speziell für Datenübertragung zu schaffendes multi­
point-Netz an das System angeschlossen. Aus Sicherheitsgründen sind Ring- oder Schleifen­
leitungen vorgesehen, die es ermöglichen, den Stationen die Daten auf zwei Wegen zu über­
mitteln. 

Das geplante Fernsprechsondernetz der Polizei sieht einen hierarchischen Leitungsverlauf vor 
und ist auf Wählvermittlungsknoten aufgebaut. Ob es zur Datenübertragung im Echtzeit­
verfahren geeignet ist, überlasse ich Ihrer Beurteilung. 

Auf lange Sicht ist in Hessen geplant, das bisher vorhandene Fernschreibnetz in das Daten­
übertragungsnetz zu integrieren, die Fernschreibgeräte durch einfache Datenstationen zu 
ersetzen und auch den unformatierten FS-Verkehr rechnergesteuert abzuwickeln. 

Die Datenstationen werden dem unterschiedlichen Nachrichtenaufkommen angepaßt sein. Ihre 
Grundausstattung wird aus einer Tastatur, einem Schreibwerk und einer Steuereinheit bestehen. 
Die Vervollständigung erfolgt durch Bildschirme, die einzeln oder mehrfach vorhanden sein 
können. 

Im Landeskriminalamt werden weitere Datenstationen installiert. Eine davon erfüllt die Funk­
tion eines Master-Terminals, eine andere dient Testzwecken. 

2.5 Datenerfassung 
Die Beschlußgremien der Polizei des Landes Hessen haben entschieden, daß bei der Installation 
der Anlage im Herbst 1973 ein bereits verarbeitbarer und somit den Auskunftsbetrieb ermög­
lichender Datenbestand vorhanden sein soll. 

Die Datenersterfassung wird zunächst nur im Landeskriminalamt betrieben und umfaßt zwei 
Datengruppen. 
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Über Kopien aller Notierungen in der zentralen Such kartei wird ein Personenindex aufgebaut, 
der als Bestandteil der Personengrunddatei die Basis für die Auskunft über das Vorhandensein 
einer Akte im Landeskriminalamt bildet. 
Diese Notierungen bestehen aus Kurzpersonalien und Aktennummern und finden zunächst 
ohne den geschilderten Datenbankkomfort im Speicher Platz. Es handelt sich um etwa 
400000 Karteikarten. Geprüft werden diese Daten sowohl am Eingabeplatz als auch später 
nochmals visuell nach entsprechenden SORT- und DRUCK-Läufen. 
Die zweite Datengruppe ist umfangreicher. Sie entspricht etwa den von der Unterkommission 
»Zielplanung« formulierten Informationsbedürfnissen in den von mir an anderer Stelle erwähn­
ten Untergruppierungen und betrifft rund 20000 Personen, die von den Fachabteilungen des 
HLKA als »polizeilich (besonders) interessante Personen« charakterisiert wurden. 
Eine eigens dafür ausgesuchte Beamtengruppe analysiert die Akten dieser Personen sorgfältig 
und überträgt die so gewonnenen relevanten Daten in Erfassungsbelege. Bei dem nun folgenden 
Erfassungsvorgang findet ebenfalls eine Prüfung am Eingabeplatz statt, die durch visuelle 
Kontrolle - wie oben beschrieben - nochmals abgesichert wird. 
Als Nebeneffekt entsteht nach längerer Zeit, insbesondere bei der ersten Datengruppe, die 
Möglichkeit der Aktenbereinigung, die bisher aus personellen Gründen immer nur in Ansätzen 
und auch dann nur bruchstückhaft stattfand. 
Diese Datenersterfassung erfolgt mit Hilfe eines Datensammelsystems über Tastatur und Bild­
schirm auf Magnetband mit Zwischenspeicherung auf einer Magnetplatte. 
Seit dem 1. Februar 1972 wird auf acht Arbeitsplätzen erfaßt. Eine Erweiterung ist geplant. 

3. Abschließende Meinungsäußerung 
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Ein derart komplexes Problem, wie es die Schaffung eines mit DV-Anlagen betriebenen Infor­
mationssystems bei der Polizei sicherlich ist, kann nur auf der Basis eines vernünftigen Gesamt­
konzepts gelöst werden, das von Anfang an alle voraussehbaren Komponenten berücksichtigt. 
Die Herauslösung von Arbeitsinseln und deren »Elektronisierung« muß den Gesetzen dieser 
Gesamtkonzeption unterworfen sein oder unterbleiben. In Anbetracht der seit langem offenbar 
gewordenen Kooperationsschwierigkeiten, denen die deutsche Polizei unterliegt, müssen der­
artige Lösungen zäh verfolgt und zielstrebig vorangetrieben werden, wenn auch oft in müh­
samen Kommissionserörterungen. 
Wenn wir auch den Föderalismus politisch bejahen, so dürfen wir ihn gerade dort, wo die 
Sachzwänge vorherrschen, nicht zum Hindernis einer erstrebenswerten Gesamtlösung werden 
lassen; deshalb sind Koordinierung, Kooperation und viel guter Wille unbedingt erforderlich. 
Andererseits dürfen Sachzwang und persönlicher Erfolgszwang nicht miteinander verwechselt 
werden. Ich meine, wir brauchen kein prestigebetontes Bundesmodell, sondern ein von allen 
getragenes Verbundmodell mit dem Ziel, unseren Polizeibeamten den Vorteil der schnelleren 
und besseren Information zu liefern. 
Und noch eine persönliche Anmerkung eines nicht in Besoldungsgruppen denkenden politischen 
Laien: 
In unserer Demokratie muß sicher Wirtschaftspolitik betrieben werden. Aber die Kriminal­
politik steht auch auf dem Panier vieler Politiker. 
Wenn wir nun der These folgen wollen, das Verbrechen sei eine Erscheinung im soziologischen 
Bereich, dann ist die Kriminalpolitik ein Zweig der Sozialpolitik. 
Nun könnte man meinen, Wirtschaftspolitik solle man erst betreiben, wenn die Sozialpolitik 
in Ordnung ist. Andererseits wird man eine gesunde Wirtschaft brauchen, um vernünftige 
Sozialpolitik praktizieren zu können. 
Wo beginnt, wo endet dieser Kreis? 
Ich weiß es nicht! 
Aber ich weiß, daß dieses Kreiselspiel z. Z. zumindest in einem Teilbereich auf dem Rücken 
der Polizei als einigermaßen stabilem Punkt ausgetragen wird. 
Ich halte dies nicht für gut, aber ich bin sehr froh, daß ich kein Politiker bin; denn mich kann 
zwar die Auswirkung der auf diesen Überlegungen beruhenden, möglicherweise dubiosen 
Entscheidungen treffen, nicht aber die Verantwortung. 



Sach- und Planungsstand der Datenverarbeitung 

bei der Polizei des Landes Niedersachsen 

Kriminaldirektor Heinz Müller, Landeskriminalpolizeiamt Niedersachsen, Hannover 

1. Allgemeines 

Die Polizei in Niedersachsen hat bereits eine einjährige Praxis in der elektronischen Verarbei­
tung von Fahndungsinformationen. Wertvolle Erfahrungen gewannen wir besonders auf dem 
Gebiete der Datenfernverarbeitung. 

Zunächst will ich Ihnen einige notwendige Angaben über die Polizeiorganisation in Nieder­
sachsen machen. 

Mit dem LKPA Niedersachsen gibt es in Niedersachsen z. Z. 39 Kriminalpolizeidienststellen. 
Sie benutzen die von der Schutzpolizei betriebenen zehn Funkeinsatzzentralen (FEZ-Lage­
dienste), die mit Hilfe von Relaisstellen über die UKW-Leitzentrale »Adler« miteinander 
verbunden sind. 

An die Funkkreise dieser Einsatzzentralen sind ständig rund 400 ortsfeste UKW-Sprechfunk­
stellen bei den Polizeiabschnitten und -revieren und alle Funkstreifenwagen angeschlossen, 
von denen etwa 700 im Einsatz auf den Straßen sind. 

Die ersten EDV-Gehversuche unternahm das LKPA Niedersachsen im Jahre 1966. Das für 
diese Aufgabe geschaffene Dezernat bestand damals aus einer Zwei-Mann-Arbeitsgruppe. 
Heute arbeiten hier fünf Beamte des gehobenen, 17 Beamte des mittleren Dienstes und 
22 Angestellte. 

Das Dezernat ist in die Sachgebiete »Organisation«, »Programmierung« und »Datenerfassung« 
unterteilt; wir hoffen, in naher Zukunft noch ein weiteres Sachgebiet »Rechenzentrum« ein­
richten zu können. Rund 41 neue Planstellen - vor allem für den Bereich Datenerfassung -
sind für das Rechnungsjahr 1972 beantragt worden, und es hängt von der Entwicklung der 
Finanzlage in Niedersachsen ab, ob diese notwendigen Stellen durch den Landtag bewilligt 
werden können. 

2. Sachstand der EDV bei der Kriminalpolizei in Niedersachsen 

Was haben wir bis heute erreicht? 
Ich will Ihnen jetzt den Stand der EDV in Niedersachsen darstellen und berichten, was wir 
tun und wie wir es tun: 

2.1 Vorhandene EDV-Anlage 

Die niedersächsische Polizei verfügt z. Z. leider noch nicht über eine eigene DV-Anlage. 
Wir sind Mitbenutzer des Rechenzentrums des Niedersächsischen Landesverwaltungsamtes in 
Hannover. Es handelt sich um ein Mehrzweckrechenzentrum, in dem auch die Gehälter für 
alle Beamten sowie demnächst für die Angestellten in Niedersachsen berechnet werden. 
Ferner laufen dort Programme der Geodäsie, des Katasteramtes, der Straßenbauämter und 
der Forstwirtschaft. 

Im Rechenzentrum ist eine EDV-Anlage der Firma SIEMENS installiert. Von dieser Anlage, 
einer 4004/45 mit zwei Zentraleinheiten von je 256 KB Kernspeicherkapazität, stehen der 
Polizei seit dem Frühjahr 1971 128 KB zur Verfügung. Diese 128 KB teilen sich auf in 10 KB 
für das Ein-Ausgabe-Programm, 36 KB für das Datenübertragungsprogramm und 82 KB für 
das Benutzerprogramm. 
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Nun noch einige Angaben zur Maschinenkonfiguration: 
Neben den bei den Zentraleinheiten benutzen wir für unsere Programme zwei Magnetplatten, 
auf denen die Systemresidenz und die Suchsätze, die Formate und die Kataloge gespeichert 
sind. Ein Magnetkartenspeicher nimmt die Datensätze auf. 
Zwei Magnetbandeinheiten werden ständig für die Protokollierung aller Zu- und Abgänge 
sowie aller Anfragen und Auskünfte belegt. Vier Magnetbandeinheiten werden täglich (etwa 
30 Minuten) für die Fortschreibungen benötigt. Für die Datenfernverarbeitung ist eine Daten­
übertragungssteuerung (DÜST) installiert, über die Fernschreiber und Datensichtgeräte mit der 
EDVA verbunden sind (Abb. 1). 

Abb.1 

Ein Schnelldrucker und ein lochkartenleser runden die Peripherie ab. 
Das Polizei-Programm hat erste Priorität, und bei Ausfall der benutzten Zentraleinheit besteht 
die Möglichkeit, auf die andere Zentraleinheit, deren gerade laufende Programme dann 
gestoppt und später z. T. neu begonnen werden müssen, umzuschalten. 
Die beschriebene Maschinenkonfiguration zeigt, daß man nicht von einer echten Duplex­
Anlage sprechen kann, da der MKS und die DÜST nur einmal vorhanden sind. Fällt also die 
DÜST aus, so ist eine Kommunikation mit den angeschlossenen Datensichtstationen nicht 
mehr möglich. 
An anderer Stelle werde ich noch erklären, wie wir dennoch eine Auskunft sicherstellen. 
Eine nutzbare Kapazität von 128 KB im Kernspeicher genügt den Ansprüchen nicht, die an 
ein Polizeiliches Auskunftssystem (POLAS) zu stellen sind. 

2.2 Einrichtungen für Datenfernverarbeitung 
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In Niedersachsen werden Stapel-Verarbeitungs-Daten sowohl über lochkarte als auch über 
Band erfaßt. Die Ausgabe erfolgt über vom Schnelldrucker erstellte listen oder on-line über 
Datenendgeräte. 
Die real-time-Daten werden über Datensichtgeräte vom Typ TRANSDATA 8150 ein- und aus­
gegeben. Ein Bildschirm enthält 20 Zeilen mit je 54 Zeichen, insgesamt also 1080 Zeichen. 
Z. Z. sind in Niedersachsen zwölf DSG installiert, und zwar zwei im lKPA Niedersachsen, ein 
Gerät bei der UKW-leitzentrale »Adler«, acht Terminals bei den lKP-Stellen und ein DSG 
beim Bundesautobahnstützpunkt in Helmstedt (Abb. 2). 



Die DSG sind über Vier-Draht-Standleitungen mit einer Übertragungsgeschwindigkeit von 
1.200 bit/s, die auf 2.400 bit/s erhöht werden soll, an die DV-Anlage angeschlossen. 

DATENSICHTSTATIONEN IN NIEDERSACHSEN 

Abb.2 

2.3 laufende Datenverarbeitungsprogramme 

Das Niedersächsische Ministerium des Innern hat im Jahre 1968 das lKPA Niedersachsen 
angewiesen, ein umfassendes elektronisches Auskunftssystem zur Verbrechensbekämpfung 
zu erarbeiten, das im Endausbau die hierzu erforderlichen personen-, sach- und verhaltens­
bezogenen Informationen zur Verfügung stellen kann. 
Es war von Anfang an klar, daß dieses Fernziel nur stufenweise zu verwirklichen ist. Auch 
mußte die Planung der einzelnen Phasen der parallelen Entwicklung bei den anderen landes­
kriminalämtern und dem Bundeskriminalamt Rechnung tragen, dies besonders im Hinblick 
auf den notwendigen Datenverbund. 

2.3.1 Statistik 

Wie in anderen Bundesländern, wird auch in Niedersachsen seit 1971 die Polizeiliche Kriminal­
statistik mit Hilfe der EDV erstellt. 
Die Belege werden mit Nixdorf-Geräten 820/03 erfaßt und im Rechenzentrum verarbeitet. 
Es sind im Monat rund 30000 Belege mit etwa 80 Zeichen zu verkraften. Die verschiedenen 
Programme benötigen maximal 118 KB und für alle Tabellen eine Verarbeitungszeit von 
rund 150 Stunden/Jahr. Die Verarbeitung erfolgt im Multiprogramming neben der Daten­
fernverarbeitung. 
Im April dieses Jahres wollen wir umrüsten und die Statistik-Daten mit OLIVETTI-Geräten 
vom Typ DE 521 erfassen. 
Wir erhoffen uns von diesen Erfassungsgeräten eine größere Beweglichkeit bei der Gesamt­
datenerfassung - auch für andere Vorhaben. 
Im übrigen wurden die Programme der Statistik von einer Programmiergemeinschaft der 
landeskriminalämter Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen geschrieben. Bedauerlicherweise 
war eine bundeseinheitliche Programmierung trotz Bestehens einer Unterkommission nicht 
zustande gekommen. 

2.3.2 Kraftfahrzeugfahndung 

Niedersachsen entschloß sich 1968, die Kfz-Fahndung vorrangig als Teil eines Polizeilichen 
Auskunftssystems (POLAS) auf die elektronische Verarbeitung der Informationsdaten um­
zustellen. Wir betraten damit - in der BRD - Neuland. 
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Für diese Entscheidung sprach die Tatsache, daß die Kriminalität gerade im Hinblick auf 
Kraftfahrzeuge bedrohlich angestiegen ist. Wir erhofften uns auch, daß eine effektivere 
Fahndung nach entwendeten Kfz eine Intensivierung der allgemeinen Verbrechensbekämpfung 
nach sich ziehen würde. 

Zudem sind Kraftfahrzeuge durch die drei signifikanten Merkmale 

- Kennzeichen, 

- Fahrgestellnummer und 

- Motornummer 

eindeutig zu bezeichnen; diese Merkmale stellen brauchbare und eindeutige Suchbegriffe dar. 

KFZ - FAHNDUNG 

GE5AMTBESTAND AN PATENSÄTZEN A6000 
MÄRZ -1972 ' I 

ZUSAMMENSETZUNG NAC" ANLASS 

ABHANDEN GEKOMMENf KFZ pp. 
SIC-HERGESTfLLTE KfZ pp. 

PERSON GESUCtiT 

93%'-"-""--2% • ,% • 
ZUSAMMENSETZUNG NAC-H GRUPPEN 

PKW 
MOPEDS 
kR~OER 
kFZ-SC-HEINE 
KENNZfIC+tEN 
SONSTIGE 

DATENsaCHTSTATJONEN 

GESAMT ANZAHL 

DER DATENSIC+lT6ERÄTE: 
DER TÄGLlC4IEN ANFRAGEN: 

AUFTEILUNB DER TXGLlCHEN ANFRAGEN 

lKPA 
1tö(f 

=30% 

Abb.3 

Es werden alle Daten von 

- Kraftfahrzeugen, 

- Kfz-Motoren, 

- Kfz-Kennzeichen, 

- Kfz-Briefen und -Scheinen (ausgefüllten), 

- Betriebserlaubnissen für Kräder. 

- Mopeds und 

- Anhänger für Kfz 

gespeichert, soweit sie durch eine mit Strafe bedrohte Handlung abhanden gekommen oder 
aber sichergestellt sind und der Besitzer nicht sofort zu ermitteln ist. 



Darüber hinaus werden auch noch Daten gespeichert von Fahrzeugen, die ohne Versiche­
rungsschutz fahren, und die Daten von Kfz, die wahrscheinlich von einer gesuchten Person 
benutzt werden. 

Vom LKPA Niedersachsen werden alle von anderen Bundesländern und vom BKA bekannt­
gewordenen Kfz-Fahndungen über ein DSG in die Kfz-Datei der DVA eingespeichert. Die 
LKP-Stellen und die UKW-Leitzentrale »Adler« geben über ihre DSG die Fahndungsdaten 
aus ihren Bereichen ein. 

Die Aufnahme der Altbestände an Kfz-Fahndungsdaten konnte 1970 abgeschlossen werden. 
Seit 11. Februar 1971 läuft die Kfz-Fahndung in Niedersachsen offiziell, und zwischenzeitlich 
sind die zwölf Datensichtstationen rund um die Uhr besetzt. 

Insgesamt sind z. Z. Daten von rund 16000 Kfz abrufbereit. So haben wir z. B. rund 1600 Daten­
sätze von Kfz pp. aus Hannover gespeichert. Es sind aber u. a. auch 200 Kfz-Datensätze aus 
München, fast 800 aus Hamburg, mehr als 450 aus Bremen und etwa 200 aus Berlin sowie 
aus Frankfurt in der Kfz-Datenbank enthalten. 

Rund 93 % der Daten beziehen sich auf abhanden gekommene, 2 % auf sichergestellte und 
etwa 5 % auf Kfz, deren Benutzer gesucht werden. 

Einige Zahlen seien als Beispiel angeführt: ca. 30% der Daten sind solche von Pkw, 16% 
von Krädern, 25 % von Mopeds, und 10% der Daten beziehen sich auf entwendete Kfz­
Zulassungskennzeichen (Abb. 3). 

Z. Z. werden im Durchschnitt pro Monat 2100 Datensätze zum bestehenden Bestand zu­
gespeichert und 1800 erledigte Datensätze gelöscht, so daß unsere Kfz-Datei um ca. 
300 Datensätze monatlich wächst. 

Pro Tag werden rund 1350 Anfragen von den zwölf DSG gestellt. Allein 400 dieser Anfragen 
entfallen auf die zwei DSG des LKPA Niedersachsen (Abb.3). 

Nach unserer Betriebsstatistik werden seit acht Monaten jeweils rund 11,5 % der Kfz-Daten 
einen Tag, weitere 6 % zwei Tage und 4,5 % drei Tage nach der Speicherung wieder gelöscht, 
weil sich die Fahndung erledigt hat. Wir konnten also feststellen, daß nur rund 22 % der 
Gesamtdaten der Kfz-Fahndung bis zum vierten Tag nach der Einspeicherung wieder gelöscht 
werden (Abb.4). 

Erwähnenswert ist das Verhältnis Geschwindigkeit und Menge des Informationsflusses. 

Bei Testkontrollen im Stadtgebiet von Hannover, bei denen wir Kraftfahrzeugkennzeichen 
über Funk bei der nächsten Datensichtstation überprüft haben, konnten wir feststellen, daß 
acht Sekunden vom Beginn der Anfrage bis zur Mitteilung des Ergebnisses durch die Daten­
sichtstation an das anfragende Fahrzeug vergingen, so daß theoretisch alle acht Sekunden eine 
neue Anfrage gestellt werden konnte. 

Pro Minute waren somit 7,5, pro Stunde 450 Anfragen je Datensichtgerät möglich. 

Die tatsächliche Durchsetzquote betrug dagegen pro Fahrzeug/Datensichtstation nur drei 
Fälle in der Minute. Diese Diskrepanz hatte ihre Ursachen im Zeitverlust durch Lücken im 
Fahrzeugstrom, durch Rückfragen und nötige Regieanweisungen. 

Die Suchzeit des Rechners vom Drücken der Datenübertragungstaste am DSG bis zum Erschei­
nen der Antwort auf dem Bildschirm dauerte jeweils ca. eine Sekunde. 

Nun noch etwas zum System: 

Schon bei der Anzeigeerstattung leitet der Polizeibeamte die für eine Fahndung notwendigen 
Daten über Funk oder Fernsprecher der zuständigen Datensichtstation zu. 

Die Soforteingabe in die Kfz-Datei ist in der Regel in wenigen Minuten, maximal in 20 Minuten, 
nachdem der Polizei das Ereignis gemeldet wird, gespeichert. Später setzt der Beamte ein 
FS mit den gemeldeten und weiteren Daten an die örtlich zuständige Datensichtstation, das 
LKPA Niedersachsen und - in den vorgeschriebenen Fällen - an das BKA ab. 
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I<FZ- FAHNDUNG 
BEWEGUNGUNGEN DES DATENBESTANDES 

GESAMTBESTAND MARZ 197.2. "6000 DATENSlTzE 
TÄGUCff HONATlIC+f 

NEUZUGÄNGE 10 
LÖSCftUNGEN 60 
ERWEITERUNG 10 = }OO DATENSÄTZE 

LÖSC"'UNGEN IN ZEITRAUMEN HAC'" DER SPEIC.f.fERUNG 

~ 0/0 0/0 ZUS. NAC-H 

1 TAG 

2. TAGEN 
'TAGEN 

4-10 TAGEN 

11,' 
(,,0 

2.2.,0 } TAGEN 4." 

22,6 

-18,2 40,8 62.,& 'Yo NAc.H'" MDM 
GE'LOSCftT 

RESTBESTAND 
NAC"'''' MONAT 

,s,z '8,2. 

Abb.4 

Die Datensichtstation vervollständigt nunmehr aufgrund der formatierten Daten des Fern­
schreibens die Eingabe, die jetzt folgenden Gesamt-Datensatz enthält: 

TAT Straftat (Diebstahl, Unterschlagung pp.) 
ART (Pkw, Lkw, Moped, Kfz-Schein pp.) 
FAB Fabrikat (Opel, VW, BMW pp.) 
KEZ Kennzeichen 
FNR Fahrgestellnummer 
MNR Motornummer 
FAR Farbe (10 Grundfarben einschI. »bunt«) 
DAT Datum (des Ereignisses, der Straftat pp.) 
ORT Tatort (mit Kreisschlüssel) 
HAL Halter 
SAD Sachbearbeitende Dienststelle mit FS-Nummer 
UVT Unverbindlicher Teil 

(mit Leitungsnummer des Eingabe-DSG, Täterverfügung und besondere Hinweise) 
(Abb.5) 

In Kürze sollen auch noch auf einem erweiterten Bildschirmformat 

TYP Fahrzeugtyp (VW1302 5, Ford 12 M pp.) 
NAT Nationalität (D, GB, NL pp.) 
BAU Bauart (Limousine, Kabriolett pp.) 
OER Örtlichkeit (Parkplatz X-Straße pp.) 

angegeben werden. 



Unsere »Kfz-Programme« geben uns auch die Möglichkeit, vom Schnelldrucker listen erstellen 
zu lassen, die dem Ermittlungsbeamten wertvolle Hilfe leisten können. So ist es z. B. möglich, 
eine liste der 

»roten VW - Pkw -, die in der Zeit vom 6. bis zum 11. Februar 1972 in Hannover 
gestohlen wurden«, 

erstellen zu lassen oder festzustellen, wieviel 

»grüne Mercedes - Lkw - im Monat Dezember 1971 im Regierungsbezirk Stade zu welcher 
Zeit in welchen Ortschaften« 

entwendet wurden. 

Ein Programm für die Abfrage nach nur unvollständig abgelesenen Kennzeichen ermöglicht 
es, Hinweise für weitere Ermittlungen zu geben. Es werden dabei sämtliche gespeicherten 
Kennzeichen ausgegeben, in denen das Fragment enthalten ist. 

KFZ-FAHNDUNG 
ßILDSC-HI RMFORMAT 

AI<" LI<PA NDS kFZ-FAHNDUNG 
AUSkUNFT 

13.013. 72. ~1.~_ UHR 
EDV-NR. 38151 

TAT: ______________________________________ _ 
ART: ____________________ __ 
FAS: ____________ _ 
kEZ; ____________ _ 
FNR: ____________ _ 
MNR: ____________ _ 
FAR ; __________ _ 
DAT : ______ _ 
ORT: ____________________ _ 
HAL: ______________________________________ _ 
SAD: __________________________________ __ 
UVT: ________________________________________ __ 

ABWEICHUNG: ____ _ 

Abb.5 

Vor einiger Zeit wurde eine Tankstelle im Raum Oldenburg überfallen. Die Täter flüchteten 
mit einem Pkw der Marke Ford. Von dem Zulassungskennzeichen wurde von Zeugen lediglich 
das Fragment »CLP-???24« abgelesen. Nach Abfrage am DSG stellte sich heraus, daß in der 
Nacht vor dem Raubüberfall an einem Pkw in C10ppenburg zwei Kennzeichen mit der 
Nummer »CLP-RX 924« entwendet worden waren. Die gezielte Fahndung aller Funkstreifen­
wagen brachte innerhalb von zwei Stunden den erhofften Erfolg: Drei Täter mit einem in 
Nordrhein-Westfalen entwendeten Ford, an dem sich die gestohlenen Kennzeichen befanden, 
konnten in Oldenburg festgenommen werden. Im Wagen befand sich umfangreiches Diebesgut. 

Voraussetzung für eine Fragmentabfrage ist z. Z. noch, daß das Kfz in der BRD zugelassen 
ist und die Kennbuchstaben der Zulassungsstelle bekannt sind. 
Es liegt auf der Hand, daß die von Niedersachsen konzipierte und durchgeführte Kfz-Fahndung 
ihre volle Wirksamkeit erst dann erreichen kann, wenn über alle in der BRD entwendeten 
Kfz Auskünfte gegeben werden können. 
Dennoch stellt sich hier die Frage nach den Erfolgen. 
Wegen der geringen Kernspeicherkapazität haben wir wohl eine Betriebsstatistik, aber noch 
keine Erfolgsstatistik per Programm erstellen können. Die Trefferfälle haben wir uns von den 
Dienststellen melden lassen. Für die Zeit vom 1. August 1971 bis zum 29. Februar 1972 hatten 
wir in rund 1350 Fällen EDV-Erfolge zu verbuchen. 
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Lassen Sie mich noch einige Worte zu der angewandten Suchstrategie bei der Kfz-Fahndung 
sagen: 

Wir haben unsere Dateien z. Z. so organisiert, daß Kennzeichen, Fahrgestellnummer und 
Motornummer auf einer Platte mit einer Kapazität von 7,25 Mio Bytes gespeichert und 
abgefragt werden. Im Trefferfall findet eine Verknüpfung zu den restlichen Angaben statt, 
die auf dem eingangs erwähnten Magnetkartenspeicher gespeichert sind. 

Versagt uns der nur einmal vorhandene Magnetkartenspeicher seine Dienste, so können 
alle Negativ-Auskünfte dennoch über die Magnetplatte ausgegeben werden. Im Trefferfall 
erhält das anfragende Datensichtgerät auf dem Bildschirm die Mitteilung, unter der angezeigten 
EDV-Nummer beim LKPA Niedersachsen fernmündlich anzufragen. Auskunft wird dann aus 
einer Liste erteilt. 

2.3.3 Allgemeine Sachfahndung 

Zusammen mit der Kfz-Fahndung wurden die Programme für die Allgemeine Sachfahndung 
erstellt. 

Seit März 1970 haben wir Sachfahndungsdaten erfaßt, und zwar bis jetzt Daten von rund 
60000 Gegenständen, davon 50000 mit einer Geräte-Nummer, durch die der Gegenstand 
unverwechselbar gekennzeichnet ist. Die Daten wurden verschlüsselt und nach Übertragung 
auf Lochkarten auf Bändern gespeichert. 

Die Hauptposten der sogenannten Nummerngegenstände stellen die Fahrräder mit ca. 15000, 
die Radioapparate mit ca. 6500, die Werkzeuge mit etwa 2000 und die Blanko-Reisepässe 
und Blanko-Bundespersonalausweise mit ca. 1100 Stück. 

Schon seit Jahresfrist können die Ermittlungsbeamten für Vernehmungs- und Auswertungs­
zwecke vom LKPA Niedersachsen Listen anfordern, die vom Schnelldrucker erstellt werden. 
Diese Listen sind nach verschiedenen Ordnungsfaktoren, z. B. nach Warengruppen, Tatzeiten, 
Deliktsarten usw., gegliedert. 

Ab April wird es möglich sein, über die DSG Auskünfte über alle gespeicherten Nummern­
Gegenstände zu erteilen. Zunächst wird noch die zentrale Eingabe der Daten im Stapel­
verkehr beibehalten werden müssen, bis eine größere DV-Anlage einen anderen und elegan­
teren Weg zuläßt. 

Nun noch ein Wort zu den »Nicht-Nummern-Gegenständen« (hierzu sind u. a. zu zählen: 
Kunstgegenstände, Teppiche, Pelzmäntel, Schmuck): 

Die Umstellung dieses Spezialgebietes der Sachfahndung auf die EDV stellte an die Organi­
sation und die Programmierung besonders hohe Anforderungen, denn im Gegensatz zu vielen 
anderen Anwendungsgebieten der EDV sind die Daten hier variabel und oft nicht konkret. 

Das liegt vor a·llem daran, daß die vom Geschädigten über einen entwendeten Gegenstand 
gemachten Angaben in den meisten Fällen nicht identisch sind mit der Beschreibung des 
gleichen Gegenstandes, die später der Polizeibeamte abgibt. 
Die Übernahme wird noch so lange auf sich warten lassen müssen, bis der niedersächsischen 
Kriminalpolizei mehr Kernspeicherkapazität zur Verfügung steht. 

3. Planungsstand der EDV bei der Polizei in Niedersachsen 
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Für die Weiterführung unserer Arbeitsvorhaben bestehen folgende Pläne: 

Wir erwarten, bis 1975 ein eigenes Rechenzentrum in einem Erweiterungsbau des LKPA 
Niedersachsen zu haben. Mit der Anlage wollen wir eine EDV-Auskunft rund um die Uhr 
sicherstellen. Als Interimslösung streben wir an, eine DV-Anlage mit Maschinensaal und allem 
Dazugehörigen anzumieten. 

Wir glauben, für die Jahre der Zwischenlösung mit einer nach dem Baukastenprinzip erweite­
rungsfähigen Anlage von zweimal 256 KB Kernspeicherausbau mit der entsprechenden Peri­
pherie auskommen zu können, bei der alle der Echtzeitverarbeitung dienenden Geräte doppelt 
vorhanden sind. Die beiden Zentraleinheiten sollen gleich, miteinander verbunden und gegen­
seitig schaltbar sein. Die eine ZE wird mit der real-time-Arbeit, die andere mit batch­
Verarbeitung und der Abwicklung von Dauertests beschäftigt sein. 



Die Anlage muß weiter für die »direkte Datenfernverarbeitung« (Kombination von real-time 
mit tele-processing) geeignet sein. Die Daten müssen von den Datenstationen direkt nach 
Hannover übertragen und hier mit Hilfe eines von der OVA zentral verwalteten Daten- und 
Programm bestandes verarbeitet werden können. Falls erforderlich, sind die Verarbeitungs­
ergebnisse (Auskünfte) direkt zu beliebigen Bedarfsorten zu übertragen und dort in der ent­
sprechenden Form auszugeben. 
Wir haben vor, über die jetzt angeschlossenen zwölf DSG hinaus in den Bezirken weitere 
DSG zu installieren. Bis zum Jahre 1974 - so sieht es die Planung vor - sollen noch 37 DSG, 
insbesondere bei den 14 lKP-Außenstellen, an das Datenfernverarbeitungsnetz angeschlossen 
werden, damit zu jeder Zeit und örtlich möglichst breit gestreut über Funk, Draht oder direkt 
über die Datensichtstationen der Zugriff zur Polizeidatenbank in Hannover bzw. beim BKA 
gewährleistet ist. 
Neben den laufenden EDV-Programmen sind noch weitere Vorhaben in der Planung und 
auch schon im Stadium der Analyse. Ihre Durchführbarkeit ist unmittelbar abhängig von der 
Möglichkeit, einen größeren Rechner benutzen zu können. 
Auf dem Sektor» Personenauskunft« haben wir in den vergangenen zwei Jahren Ist-Zustands­
Erhebungen vorgenommen und eine Testversion für die Personenauskunft entwickelt. 
Die Arbeiten an diesem Teilbereich des POlAS konnten nicht im angestrebten Maße voran­
getrieben werden, weil es an Personal fehlte, das vordringlich für die Übernahme der Statistik, 
der Sach- und Kfz-Fahndung auf die EDV benötigt wurde. 
Seit Ende 1970 wird eine Organisationsanalyse für die technischen Einsatzmittel und die 
Ausrüstungsgegenstände der Niedersächsischen Polizei erstellt. 
Die Vorarb~iten für die Programmierung eines Teilbereichs sind nach Erhebung des Ist­
Zustandes und der Erstellung der Soll-Konzeption abgeschlossen (Dienst-Kfz, Boote und 
Hubschrauber). 
In Niedersachsen stehen für nicht allzu ferne Zeiten u. a. noch die Erstellung einer Verkehrs­
unfalldatei und einer Personaldatei auf dem Programm. 

4. Schlußbetrachtung 

Die Arbeit der Niedersächsischen Polizei auf dem Gebiete der Datenverarbeitung wurde und 
wird in erheblichem Maße dadurch behindert, daß wir auf eine DV-Aniage in einem Mehr­
zweckrechenzentrum angewiesen sind und uns nur 128 KB des Kernspeichers zugestanden 
werden können. 
Wir - und auch die anderen Mitbenutzer des Mehrzweckrechenzentrums im Niedersächsischen 
landesverwaltungsamt - sind zu der Überzeugung gekommen, daß die Polizei mit ihrem 
24-Stunden-Betrieb und ihrer absoluten Priorität gegenüber den Mitbenutzern der DVA 
ein eigenes Rechenzentrum benötigt. 
Die sachlichen Gründe hierfür sind mannigfaltig. Sie reichen von der Behinderung der Benutzer 
bei Ausfall der von der Polizei benutzten Zentraleinheit bis zu Sicherheitsüberlegungen per­
soneller und baulicher Art. 
Es bleibt nur zu hoffen, daß sich die Finanzlage in Niedersachsen schnell und in dem Maße 
bessert, daß wir die Mittel für eine eigene Datenverarbeitungsanlage recht bald bewilligt 
bekommen. Die Ausschreibung für ein solches Rechenzentrum ist vor wenigen Tagen den 
Firmen übersandt worden. 
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Einsatz der EDV bei der Polizei in Nordrhein-Westfalen 

Oberregierungsrat Dr. Paul S. Pütter, Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen, Düsseldorf 

Die Polizei in Nordrhein-Westfalen hat inzwischen als erste der Bundesrepublik ihr eigenes Rechen­
zentrum mit einer Großrechenanlage in Betrieb nehmen können. 
Über den Stand der Arbeiten, über den laufenden Probebetrieb und über weitere Pläne möchte ich 
Ihnen im folgenden berichten. 

1. Kriminalstatistik 

Schon seit einer Reihe von Jahren wird in Nordrhein-Westfalen die gesamte Kriminalstatistik 
mittels EDV erstellt. Dadurch konnte eine termingerechte und unter einheitlichen Gesichts­
punkten ablaufende Bearbeitung sichergestellt werden, und außerdem wurden die ersten 
Erfahrungen im Einsatz der EDV gewonnen. 
Die ab 1. Januar 1971 geltenden neuen bundeseinheitlichen Richtlinien machten eine Umstellung 
aller Programme erforderlich; dabei gelang es in enger Zusammenarbeit mit dem Lande 
Niedersachsen, sämtliche geplanten Termine einzuhalten. Die unter Mitarbeit von Nieder­
sachsen entwickelten Programme werden heute in beiden Bundesländern eingesetzt. 
Seit im Juli 1971 die erste eigene OVA im landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen in Betrieb 
genommen wurde, laufen alle Statistikprogramme auf dieser Polizeianiage. 

DATENENDSTELLEN 
des polizeilichen Auskunfusystems 

in Nordrhein • Westfalen 
( 1. Ausbaustufe ) 

AC = Aachen 

AR = Arnsberg 

BI = Bielefeld 

BN = Bonn 

BO = Bochum 

o = Oüsseldorf 

00 = Dortmund 

OT = Oetmold 

DU = Ouisburg 

E = Essen 

GE =: Gelsenkirchen 

HA = Hagen 

K = Köln 

KR = Krefeld 

MG = Mönchengladbach 

MS = Münster 

OB = Oberhausen 

RE = Reckl inghausen 

W = Wuppertal 

Abb.1 

Standorte von Terminals in Nordrhein-Westfalen; 
1. Ausbaustufe, Stand Mai 1972 
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2. Kfz-Fahndung 
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Um Programmierungsaufwand einsparen und gleichzeitig eine möglichst frühzeitige Aufnahme 
des echten Betriebes erreichen zu können, wurde die bewährte Kooperation mit dem Lande 
Niedersachsen auch auf dem Gebiet der Kfz-Fahndung fortgesetzt. 
Die in Niedersachsen laufenden Programme, von denen heute in einem getrennten Referat 
bereits berichtet wurde, konnten mit relativ geringen Abänderungen übernommen werden. Für 
den Einsatz in Nordrhein-Westfalen war vor allem eine Anpassung an das größere Datenvolumen 
und an die höhere Abfragehäufigkeit erforderlich. 
Der Probebetrieb der Kfz-Fahndung konnte im Dezember 1971 aufgenommen werden. Neben 
einigen Terminals im Landeskriminalamt wurde auch ein Terminal beim Polizeipräsidenten in 
Düsseldorf aufgestellt, das jetzt seit einigen Monaten im 24-Stunden-Betrieb einwandfrei 
arbeitet. 
Inzwischen wurde auch das Polizei rechenzentrum im Landeskriminalamt weiter ausgebaut. Es 
ist jetzt mit einer Duplexanlage SIEMENS 4004/45 mit je 256 K Kernspeicher ausgestattet. 
Bis zum April 1972 sollen die in den Karteien des LKA geführten Meldungen vollständig in die 
EDV-Anlage übernommen sein. Erfaßt werden dabei nicht nur Meldungen über Kfz-Diebstähle, 
sondern auch über abhanden gekommene Kennzeichen und Wagenpapiere. Auch Kraftfahr­
zeuge, nach denen im Zusammenhang mit einer Personenausschreibung gefahndet wird, werden 
in die Datei übernommen. 
Bis Mitte 1972 soll die erste Ausbaustufe der Terminal-Installationen in Nordrhein-Westfalen ab­
geschlossen sein. Es werden dann außerhalb des Landeskriminalamtes insgesamt 23 Terminals so 
aufgestellt sein, wie es Abb. 1 zeigt. 

o 0 

(Krim.) Pol. 
Sachbearb. 

Abb.2 

Möglichkeiten des Kontaktes zum Terminal 

Fu Str. LSt 

D 

- Der Funkstreifenwagen kann von jedem beliebigen Ort Nordrhein-Westfalens über 
seine Funkstreifenleitstelle (FU Str L St) per Funk direkt ein Tefminal erreichen. 

- Der (kriminal)polizeiliche Sachbearbeiter kann persönlich zum Terminal gehen, oder 
er kann sich per Telefon oder Fernschreiber an ein Terminal wenden. 



In dieser ersten Ausbaustufe werden im wesentlichen sämtliche KriminalhauptsteIlen und die 
Regierungspräsidenten mit je einem Terminal ausgestattet. Da der Einsatz der EDV im poli­
zeilichen Bereich unter anderem dazu dienen soll, die vorhandene große Informationsfülle 
möglichst schnell und möglichst eng an den einzelnen Polizeibeamten heranzubringen, wurde 
in Nordrhein-Westfalen großer Wert auf den direkten Kontakt zum Terminal gelegt. Die beiden 
grundsätzlichen Möglichkeiten dieses Kontaktes zeigt Abb. 2. 
Dementsprechend wurden auch bei der Standortwahl funktechnische Gesichtspunkte besonders 
berücksichtigt. Die in Abb. 1 gezeigte erste Ausbaustufe ermöglicht es bereits, daß Funkfahr­
zeuge von jedem Ort in Nordrhein-Westfalen per Funk direkten Kontakt zu einem Terminal 
aufnehmen können. 
In, ihrer technischen Ausführung entsprechen die Terminals dem in Abb. 3 gezeigten Beispiel. 
Auf einem Schreibtisch ist ein Bildschirm aufgestellt, der die aus der Datenverarbeitungsanlage 
kommenden Auskünfte anzeigt. Zur Kontaktaufnahme mit der Datenverarbeitungsanlage und 
zur Eingabe von Fragen dient die danebenstehende Tastatur. Neben dem Schreibtisch steht ein 
Datenschreiber, der auf Wunsch die am Bildschirm angezeigten Antworten ausdruckt. 

3. Personenauskunft 

Abb.3 

Ausstattung des Terminals mit Datensichtgerät (Bildschirm), 
Tastatur und Datenschreiber 

Da die Personenauskunft zu den zentralen Aufgaben der EDV im Bereich der Polizei gehört, 
wurden entsprechende Vorarbeiten in Nordrhein-Westfalen bereits vor einer Reihe von Jahren 
aufgenommen. Es ist vorgesehen, eine zentrale Auskunftsdatei (ZAD) aufzubauen, die folgende 
Datengruppen umfassen wird: 

P - Personalien 
A - Aliaspersonalien 

- Informationen 
B - Bundessuchvermerk 
o - örtlicher Suchvermerk 
H - örtliche Hinweise und Auflagen 
V - Inhaftierungen (Vollzug) 

In der Datengruppe P (Personalien) wird zusätzlich eine Angabe geführt, ob und wo zu der 
angesprochenen Person eine Akte oder Sammlung vorhanden ist. 
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Wegen des sehr großen Datenvolumens, das zu erfassen ist, wird die ZAD in Stufen aufgebaut. 
In der ersten Stufe sollen die Datengruppen B (Bundessuchvermerk) und P (Personalien) ein­
gespeichert werden. Bereits im Frühjahr 1970 wurde mit der Erfassung sämtlicher Daten zur 
Datengruppe P im gesamten Lande Nordrhein-Westfalen begonnen. Diese Datenerfassung ist 
inzwischen abgeschlossen, doch hat sich dabei gezeigt, daß die erfaßten Daten nicht direkt in 
das Auskunftssystem eingegeben werden dürfen. Die in der Vergangenheit in zahlreichen 
Karteien getrennt geführten Angaben bedürfen vielmehr noch einer eingehenden Bereinigung, 
bevor sie für den Auskunftsbetrieb geeignet sind. Diese Bereinigung ist z. Z. in Zusammenarbeit 
mit sämtlichen Kreispolizeibehörden des Landes in vollem Gange. 

~,:~-----------+,~~. ~. 1---------~ 
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Abb.4 

Netzplan für Kfz-Fahndung und ZAD 

Umfang und Komplexität der Vorarbeiten veranlaßten uns, zur Planung und Überwachung die 
Netzplantechnik einzusetzen. Es wurde daher ein Netzplan aufgestellt, der sämtliche Arbeiten für 
die zentrale Auskunftdatei und für die Kfz-Fahndung umfaßt. Abb.4 vermittelt einen Eindruck 
von diesem Netzplan, während Abb. 5 zeigt, wie innerhalb des Netzplanes die einzelne Tätigkeit 
beschrieben wird. 

TÄTIGKEITSDAUER ABTEILUNG 

~--L----&.. __ ---i--T Ä TIG KElTS - N R. 

Abb.5 

TÄTIGKEITS -
BESCHREIBUNG 

Beschreibung der einzelnen Tätigkeit innerhalb des Netzplanes 



Für den Aufbau der ZAD gilt folgender Zeitplan : 

- Die Erfassung der Datengruppe P (Personalien) konnte inzwischen für das gesamte land 
Nordrhein-Westfalen abgeschlossen werden. 

- Die erforderliche Datenbereinigung der Datengruppe P wird voraussichtlich noch einige 
Monate in Anspruch nehmen. 

- Mit dem BKA wurde verabredet, daß die Daten zur Datengruppe B (Bundessuchvermerk) 
vom BKA zunächst auf Magnetband bereitgestellt werden. 

- Nach Beginn des echten Auskunftsbetriebes zur Kfz-Fahndung (Mitte 1972) soll sich dieses 
System zunächst einige Monate bewähren. Während dieser Zeit werden auftretende Fehler 
und Schwierigkeiten beseitigt. Direkt anschließend wird es möglich sein, das gesamte Daten­
volumen der Datengruppen P (Personalien) und B (Bundessuchvermerk) kurzfristig auf die 
DVA zu übernehmen und damit für diese Datengruppen den Betrieb der zentralen Auskunfts­
datei aufzunehmen. 

Der weitere Ausbau der ZAD - die Übernahme weiterer Datengruppen - erfolgt, indem dieser 
Kern systematisch ergänzt wird. Ein rückwirkendes Ergänzen aus den bestehenden Akten wird 
allerdings wegen des großen Aufwandes nur für einen sehr beschränkten Personenkreis möglich 
sein. Im wesentlichen wird es sich daher beim Ausbau der ZAD um eine Neuübernahme der 
aktuellen Fälle handeln. 

Abb.6 

Prinzipskizze für einen EDV-Verbund der Polizei 
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4. EDV-Verbund der Polizei 

Es ist im polizeilichen Interesse dringend erforderlich, die in den einzelnen Bundesländern 
vorhandenen polizeilichen Informationen auch über die landesgrenzen hinweg verfügbar zu 
machen. Besonders auf dem Gebiet der Fahndung (Personenfahndung, Kfz-Fahndung) muß 
schnellstmöglich erreicht werden, daß die von dem Terminal eines Bundeslandes abfragbaren 
Fahndungsdaten sich nicht nur auf dieses Bundesland, sondern auf die gesamte Bundesrepublik 
beziehen. 
Der technische Weg, um diese Forderung zu realisieren, liegt in einem EDV-Verbund der 
Polizei (Abb. 6). 
Diese Abbildung zeigt in einer Prinzipskizze, wie man sich einen derartigen Verbund vor­
zustellen hat. Die Datenverarbeitungsanlagen der landeskriminalämter sind jeweils durch eine 
Standleitung direkt mit dem BKA verbunden, und sie sind wahlweise auch untereinander 
verbunden (gestrichelte linie). An die Datenverarbeitungsanlagen der lKÄ und des BKA sind 
die zugehörigen Terminals direkt angeschlossen. 
In einem derartigen Verbund würden Fahndungsinformationen innerhalb von Sekunden über 
das gesamte Bundesgebiet ausgetauscht. Neue Fahndungsfälle, die vom Terminal in die OVA 
eines landeskriminalamtes eingegeben werden, würden über das BKA sofort an alle anderen 
landeskriminalämter weitergeleitet, und Fahndungsanfragen könnten im Verbund innerhalb von 
Sekunden für das gesamte Bundesgebiet gültig beantwortet werden. 
Als Vorstufe und 1 est für einen die gesamte Bundesrepublik umfassenden Verbund könnte man 
einen Verbund der Kfz-Fahndung zwischen Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen planen. 
Erste Überlegungen wurden bereits zwischen diesen ländern angestellt. Falls die technischen 
Gegebenheiten es zulassen, wird möglicherweise noch im Jahre 1972 für die Kfz-Fahndung der 
Verbundbetrieb zwischen Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen aufgenommen. 

5. Allgemeine Aufgaben 

Neben den bisher beschriebenen Aufgaben, die im Zentrum des Interesses stehen, bieten sich 
noch weitere polizeiliche Gebiete für den Einsatz der EDV an. 
Auch von diesen, etwas im Hintergrund stehenden Anwendungsfällen, deren praktische Bedeu­
tung man keinesfalls unterschätzen sollte, wurden in Nordrhein-Westfalen bereits einige in die 
EDV übernommen, oder es laufen die entsprechenden Vorarbeiten. Beispiele dafür sind: 

5.1 Personaldatei der Polizeivollzugsbeamten 

Es wurde eine Personaldatei erstellt, die einen Überblick über sämtliche Polizeivollzugsbeamten 
des landes 0 Nordrhein-Westfalen bietet. Diese Personaldatei gestattet es, kurzfristig beliebige 
statistische Auswertungen vorzunehmen, wie sie etwa für Personalplanung, Haushaltsplanung 
und Einsatzplanung erforderlich sind. Mit ihrer Hilfe können aber auch Sonderfragen beantwortet 
werden, wie etwa: »Welche Polizeivollzugsbeamten kommen für einen Sondereinsatz in Frage, 
bei dem Kenntnisse der italienischen Sprache erforderlich sind?« 

5.2 Verkehrsunfallstatistik 

Vorarbeiten laufen, um die Verkehrsunfallstatistik mit Hilfe der EDV abzuwickeln. Auch hier 
liegt das Ziel nicht nur in der routinemäßigen Zusammenstellung statistischer Übersichten, 
sondern es soll gleichzeitig eine Verkehrsunfalldatenbank für Sonderuntersuchungen geschaffen 
werden. 

Weitere Arbeitsgebiete, die heute bereits über EDV abgewickelt werden, sind 

- Krankenstatistik des Polizeivollzugsdienstes, 

- Datei der polizeieigenen Fahrzeuge, 

- lagerbestandsführung der Polizeibekleidung. 

6. Ausblick 

82 

Die Einführung der EDV bei der Polizei in Nordrhein-Westfalen ist in vollem Gange. Dabei 
genügt es keinesfalls, lediglich einen technisch einwandfreien Apparat zu installieren, der bei 
geschickter Abfrage in der lage ist, auch die richtigen Informationen zu liefern. 



Es ist vielmehr gleichzeitig erforderiich, im ganzen Lande jeden einzelnen Beamten an die EDV 
heranzuführen. Wir müssen bestrebt sein, ein möglichst breites Wissen über Möglichkeiten 
und Grenzen der EDV zu vermitteln. Es muß uns bewußt sein, daß ein zu optimistisches Bild 
von den Möglichkeiten der EDV - ein auch heute noch manchmal vorhandener Wunderglaube­
unserer Sache in gleicher Weise schadet wie übertriebener Pessimismus. 
Über allen Einführungsschwierigkeiten im eigenen Lande dürfen wir aber keinesfalls die Not­
wendigkeit der überregionalen Kooperation vergessen. Unser Ziel muß der bundesweite Daten­
verbund sein. Datenverbund bedeutet Zusammenschluß der regionalen Datenbanken der ein­
zelnen Landeskriminalämter und des Bundeskriminalamtes zu einer großen, im Verbund arbei­
tenden überregionalen Datenbank. Wir erwarten, daß es gelingen wird, gemeinsam mit den 
übrigen Bundesländern und dem Bundeskriminalamt diese im Verbund arbeitende überregionale 
Datenbank der Polizei schon bald in einer ersten Ausbaustufe zu realisieren. 
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Sach- und Planungsstand der Datenverarbeitung 

bei der Polizei des Landes Rheinland-Pfalz 

Kriminaloberkommissar Johannes Ceglowski, Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz, Koblenz 

Das bunte Bild, das sich dem Betrachter der EDV-Anwendung bei der Polizei in der Bundes­
republik zeigt, wird um eine Farbtönung reicher durch das in Rheinland-Pfalz im Aufbau befindliche 
universelle Informationssystem, in das die Polizei integriert ist. 

Unter dem Sachzwang der Automation in der Verwaltung, wobei der Begriff» Verwaltung« hier 
der weitesten Interpretation bedarf, wurde am 5. Mai 1971 daslandesrechenzentrum Rheinland-Pfalz 
in Mainz eröffnet. 

Wegen seiner zentralen Bedeutung innerhalb des Einwohnerwesens wurde das EinwohnermeIde­
system in einer ersten Aufbaustufe in Angriff genommen. 

Für diese erste Stufe des Einwohnermeldesystems wurde ein Datenfernübertragungsnetz ge­
schaffen, das es den Verwaltungen des Landes möglich macht, Einwohnerdaten schnell abzurufen. 

Zur Zeit sind 15 größere Polizeidienststellen des Landes, das sind alle 

Polizeipräsidien, 

Polizeidirektionen und 

4 Polizeiämter, 

an das Landesrechenzentrum angeschlossen. Die Installation des ersten Terminals im Landeskriminal­
amt steht bevor. Der Anschluß der restlichen Dienststellen bis hin zu den Kriminalkommissariaten in 
den Landkreisen soll stufenweise nach den aus den Istzustandsfeststellungen hervorgehenden Dring­
lichkeiten erfolgen. 

Der Datensatz des Einwohnermeldewesens läßt es zu, für jeden der 3,6 Millionen Landesbürger 
bis zu 120 Merkmale zu speichern. 

Es kann nicht nur die Frage gestellt werden, ob oder für welche Wohnung oder Wohnungen der 
Träger bestimmter Personalien in Rheinland-Pfalz gemeldet ist, sondern auch die, welche Personen 
in einem bestimmten Hause wohnen bzw. als wohnhaft dort gemeldet sind. 

Die erste mögliche Frage lautet also: 

- »Wo wohnt Lieschen Müller?«, 

und die zweite Frage wäre: 

- » Welche Personen wohnen im Anwesen 
Mainz, Hauptstraße Nr. 5?« 

Diese zweite Frage kann ausbaustufenbedingt allerdings erst ab 1. Juni 1972 gestellt und be­
antwortet werden. 

Darüber hinaus kann die Informationszentrale Auskunft über Schulneulinge, Impflisten, Wahl­
unterlagen, Lohnsteuerkarten bis hin zur Wehrerfassung geben. 

Die schrittweise Integration weiterer Behördenbereiche ist geplant, und es kann z. B. schon im 
Herbst dieses Jahres für einen Teil der Zulassungsstellen in Rheinland-Pfalz mit der maschinellen 
Auskunftsbereitschaft für Fragen der Kfz-Halter-Feststellungen und den damit zusammenhängenden 
Fragen gerechnet werden. 

Die Einrichtung einer Grundstücksdatenbank ist eines der nächsten großen Vorhaben zur Schaf­
fung eines universalen Verwaltungs-Informationssystems. 
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Technisch ist das Landesrechenzentrum zur Zeit mit einer Anlage IBM 360/40 mit 256 KB aus­
gestattet. Bei den angeschlossenen Polizeidienststellen befinden sich die Sichtgeräte IBM 2260 und 
die angeschlossenen Drucker IBM 1053. 

Die Umrüstung im Landesrechenzentrum auf IBM 370/145 mit 512 KB im Duplexsystem wird bis 
zum 1. Juli dieses Jahres abgeschlossen sein. Diese Anlage wird auch im 24-Stunden-Betrieb von der 
Polizei mitbenutzt werden können. Priorität wurde zugesichert. 

Bis heute wird aus dem kriminalpolizeilichen Bereich nur die Statistik mittels EDV abgewickelt. 
Die Statistikvordrucke EDV 1 und EDV 2 gehen ausgefüllt beim Landeskriminalamt ein, werden hier 
sortiert und an das Landesrechenzentrum in Mainz weitergegeben, wo sie abgelocht und in der 
dortigen Anlage verarbeitet werden. 

Von den aufgrund des Beschlusses des AK 11 festgelegten acht bundeseinheitlichen Tabellen 
werden zwei bereits ausgedruckt, und die restlichen sechs befinden sich im Teststadium. Auf Landes­
ebene kommt bereits eine weitere Zusatztabelle zum Ausdruck, und außerdem sind vier bis fünf 
Landestabellen in Vorbereitung. 

Die bereits im Ausdruck befindliche Zusatztabelle hat den gleichen Aufbau wie die bundes­
einheitliche Tabelle 1 - Grundtabelle -. Sie basiert jedoch nicht auf den Tatortschlüsselzahlen, sondern 
auf den Schlüsselzahlen für die »Erfassende Behörde«, so daß hier die jeweilige Arbeitsbelastung der 
einzelnen Dienststellen erkennbar wird. Diese Tabelle erfüllt außerdem für die Wasserschutzpolizei 
und die Deutsche Bundesbahn den gleichen Zweck wie für die anderen Dienststellen die normale 
Grundtabelle. 

Im Rahmen eines weiteren Projektes wird bereits seit dem 1. Juli 1971 eine Erfassung durch­
geführt, die der Erlangung von Erkenntnissen über die Tätermobilität dient. Hiermit sollen vor allem 
Anhaltspunkte für ein zukünftiges kriminalgeographisch orientiertes Organisationsmodell gewonnen 
werden, das den besonderen Bedürfnissen unseres Landes entspricht. 

Die »Erfassung Täterwohnsitz« ist auf ein Jahr beschränkt. Die Verarbeitung wird im Stapel­
verfahren nach Abschluß der Erfassung durchgeführt werden. 

Aufgrund der erfaßten Schlüsselzahlen für den Wohnort des Tatverdächtigen und den Tatort 
werden im Zusammenhang mit weiteren Merkmalen wie Alter, Geschlecht, Benutzung von Kfz usw. 
nicht nur Erkenntnisse über die Mobilität des Tatverdächtigen gewonnen, sondern auch Unterlagen 
für die kriminologische Forschung bereitgestellt. 

Ohne den Einsatz der Elektronischen Datenverarbeitung für die Kriminalpolizei könnten der­
artige Erhebungen, deren Wert für eine sinnvolle Planung und Führung in der Kriminalitäts­
bekämpfung unbestritten ist, in dieser Form und mit dieser Aussagekraft nicht durchgeführt werden. 

Aber auch in Rheinland-Pfalz denkt man nicht daran, sich mit der Abwicklung der Statistik und 
mit derartigen Sondererhebungen bei den gegebenen Einsatzmöglichkeiten der EDV zu begnügen. 

Die Feststellung des Istzustandes ist noch nicht in allen Polizeibereichen und für alle Problem­
kreise abgeschlossen. 

Die Personenfahndung wird mit Sicherheit der nächste Schritt der Integration der Kriminalpolizei 
in das universelle Informationssystem sein. Noch in diesem Monat werden erste Gespräche zwischen 
Beamten des Landeskriminalamtes und den Fachleuten der EDV im Landesrechenzentrum geführt 
werden, um die Umrisse für eine Sollregelung erkennbar zu machen. Dabei werden die Möglichkeiten 
des Zusammenwirkens mit dem Bundeskriminalamt genauso zu erörtern sein, wie die angestrebte, 
für einen Datenverbund so notwendige Kompatibilität mit den Ländersystemen. 

Die Kfz-Fahndung wird der folgende Schritt sein in Richtung auf die Verbesserung unseres 
gegenwärtigen Informations- und Auskunftssystems mittels Elektronischer Datenverarbeitung, und 
die übrige Sachfahndung wird nach sinnvoller Einengung des zu erfassenden Sachenbereiches folgen. 

Wir werden uns bei den bevorstehenden Sollregelungsgesprächen nicht nur auf die Erkenntnisse 
aus den eigenen Istzustandsfeststellungen stützen, sondern auch die Erfahrungen der anderen Länder, 
wie z. B. des Kriminalpolizeiamtes Schleswig-Holstein mit der dortigen Personenerkenntnisdatei, 
einer intensiven Prüfung auf Praktikabilität im Lande Rheinland-Pfalz unterziehen. 

Aber nicht nur bereits bestehende oder im Aufbau befindliche Datenverarbeitungssysteme sollen 
hier berücksichtigt werden. 

Das von der Firma IBM vorgelegte Konzept für ein Informationsauffindungsprogramm wirkt 
bestechend in den aufgezeigten Möglichkeiten für eine kriminalpolizeiliche Recherche. 
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Es handelt sich dabei um das Programmsystem IRS (Information Retrieval System), das dem in 
der kriminalpolizeilichen Arbeit immer wiederkehrenden Umstand Rechnung trägt, daß bei Bekannt­
werden eines Sachverhaltes selten mit Bestimmtheit gesagt werden kann, welche Einzelheit aus dem 
Gesamtsachverhalt später einmal für ein Wiedererkennen oder für ein Anknüpfen von Bedeutung ist. 

Es ermöglicht die vollständige Eingabe von Dokumenten wie Anzeigen, Kp-13- oder Kp-14-
Meldungen, ohne daß es einer starren Ordnung der suchrelevanten Begriffe bedarf, wie es das Ein­
pferchen von Auszügen aus den der Kriminalpolizei bekanntgewordenen Sachverhalten darstellt. 

Geht man davon aus, daß bei der Polizei jede erkannte und gesammelte Information potentiell 
eine suchrelevante Information ist, es in einem festgelegten Ordnungssystem für vorkommende 
Begriffe, d. h. einem Datensatz, aber nur die Möglichkeit gibt, die im voraus als suchrelevant erkann­
ten Begriffe in der ihnen gegebenen Eindeutigkeit auffindbar wegzuspeichern, so werden die Grenzen 
eines jeden noch so weit gefaßten Datensatzes sichtbar. 

Die Tatsache, daß jede Information je nach Sachzusammenhang unterschiedliche Bedeutung für 
den Suchvorgang haben kann, zwingt denn auch dazu, sich bei Datensatzgestaltungen immer wieder 
zu beschränken. 

Dem Benutzer des IRS-Systems soll nun die Möglichkeit eröffnet werden, im gesamten Bestand 
aller vorhandenen Informationen nach Begriffen zu fragen, sich im Dialog mit der Maschine über die 
jeweilige Bedeutung des Begriffes unterrichten zu lassen und so nach den Informationen zu recher­
chieren, derer er bedarf. 

Er kann dabei kriminalistisch kombinierend die Begriffe mit »und«, mit »oder« oder mit »mit« 
verknünfen. kann durch Kennzeichnung eines Begriffes mit »nicht« alle Informationsketten, in denen 
dieser Begriff enthalten ist, aus der Recherche ausschließen und kann auch nach den Informations­
sätzen suchen, in denen zwei Begriffe »aufeinanderfolgend« vorhanden sind. 

Das freie Recherchieren ist genauso möglich wie das Stellen von Standardfragen und die 
Nutzung von Ouerverweisen, welche auf eingegebene Dokumente zielen, die in sachlichem 
Zusammenhang stehen. 

In einem solchen System können die Personenfahndung und auch iedes andere format­
gebundene Programm wie auch eine noch gar nicht vollständig abzugrenzende Vielzahl von krimi­
nalistischen Problemkreisen sowie die Programme für die kriminologische Forschung eingebettet sein. 
Das Bestechende an diesem Informationsauffindungssystem liegt iedoch in der erklärten Möglichkeit, 
die Probleme Verbrecheroerseveranz und modus ooerandi, die schon viel zu oft aufgrund der 
erkannten Klassifizierungsunzulänglichkeiten aus den Planungen für eine Automation ausgeklammert 
wurden, in den Griff zu bekommen. 

Ein solches Programmsystem stellt hohe Anforderungen an den Ausbildungsstand des Krimi­
nalisten, der den Dialog mit der Maschine führen soll, und setzt eine hochqualifizierte Daten­
verarbeitungsanlage voraus, die allerdings ab 1. Juli 1972 mit der dann installierten IBM 370/145 in 
Rheinland-Pfalz vorhanden ist. 

Es sind in unserem lande noch keine endgültigen Entscheidungen darüber getroffen worden, ob 
und wann dieses Programmsystem 'in das universelle Verwaltungsinformationssystem integriert 
werden soll. 

Es werden kriminalistische Argumente sein, die den Ausschlag für oder gegen die Einführung 
geben werden. Fragen der Zuverlässigkeit und Geeignetheit unseres gegenwärtigen Meldesystems 
und der Möglichkeiten einer rationalen Umgestaltung werden dabei mit im Vordergrund stehen. 

Von seiten des landesrechenzentrums wurde die grundsätzliche Bereitschaft erklärt, dieses 
Programmsystem zu testen. Die Basis an maximal vollständigen Informationen zu liefern und die 
Bedingungen eindeutig festzulegen, soll unsere Aufgabe sein. 

In diesem Zusammenhang soll auch darauf eingegangen werden, warum von seiten des landes­
kriminalamtes auf einen ausschließlich für die Kriminalpolizei arbeitenden Computer verzichtet 
wurde. 

Es gibt bekanntermaßen eine Reihe von Argumenten, die dafür sprechen. 
Die besonderen Struktur- und Größenverhältnisse unseres landes und der Grundsatz der nur 

durch maximale Ausnutzung von Hochleistungsrechnern zu erreichenden Wirtschaftlichkeit ließen 
zunächst einen separaten Kripo-Rechner als nicht zu rechtfertigenden luxus, eben als nicht not­
wendig erscheinen. 
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Darüber hinaus hat sich in der Vergangenheit gezeigt, daß die im Dialog zwischen Vertretern 
des Landeskriminalamtes und den Datenverarbeitungsfachleuten des Landesrechenzentrums ange­
gangenen Probleme überwiegend zufriedenstellend gelöst werden konnten und da, wo es Schwierig­
keiten gab, diese nicht im Unterstellungsverhältnis begründet waren. 

Im Landeskriminalamt sind in der Zentralabteilung vier Beamte des Laufbahnabschnittes " und 
vier Angestellte mit Planung und Abwicklung von EDV-Belangen befaßt. Ein enges Zusammenwirken 
mit dem Landesrechenzentrum ist trotz der räumlichen Trennung gewährleistet und macht sich nach­
teilig nur durch entstehende Telefon- und Reisekosten bemerkbar. 

Das Entscheidende dürfte jedoch eine andere Erkenntnis sein, die auch bei den Beratungen 
des nun schon der Vergangenheit angehörenden Grunddatensatzes für ein Allgemeines Kriminal­
polizeiliches Informations- und Auskunftssystem »AKIAS« häufig bestätigt wurde: Die Kriminal­
polizei bedarf zur Erfüllung ihrer Aufgaben einer Vielzahl von Informationen, die in polizei­
fremden Behörden anfallen, entstehen und dort gesammelt und aktualisiert werden. Erfragt die 
Polizei bei diesen Behörden aus gegebenem Anlaß solche Informationen, so kann sie Aktualität 
annehmen. Sammelt sie diese Informationen selbst und greift sie später auf die früher einmal 
gewonnene Erkenntnis zurück, so besteht die Gefahr des Überholtseins. Es wird also deutlich, daß 
es nicht sinnvoll ist, solche Daten selbst zu speichern, sondern sie bei Bedarf immer wieder neu 
zu erfragen. In einem universellen Verwaltungsinformationssystem, in dem alle diese Behörden 
ihre Daten zentral führen, aktualisieren und löschen, verbinden sich die Vorteile der schnellen 
Erlangung und der weitestgehenden Aktualität. 

Die Möglichkeit der Auskunft, daß Ede Klemm gestern einen Pkw »Opel« mit dem Kenn­
zeichen »x« besaß und heute mit einem Pkw »Ford« mit dem Kennzeichen »v« auf Deutschlands 
Straßen fährt, bestand auch bisher. Die Auskunft schnell am eigenen Terminal zu bekommen und 
auch Fragen nach dem Führerschein, dem Reisepaß, dem Jagdschein, Waffenschein usw. zu stellen 
und sich der Aktualität dabei sicher sein zu können, ist heute noch Wunschdenken, in einem uni­
versellen Verwaltungsinformationssystem, in dem die Polizei integriert ist, aber durchaus möglich. 

Daß hierbei der Schutz vor Datenmißbrauch gewährleistet sein muß, ist selbstverständlich und 
auch sowohl organisatorisch als technisch durchzuführen. 

Wir stehen am Anfang einer Entwicklung, die es uns nach Jahrzehnten des Nachlassens unserer 
Schlagkraft und des Verwaltens von Informationen, welche zum Teil als Datenmüll anzusehen sind, 
ermöglichen soll, den ermittelnden Kriminalisten und den wachenden Schutzmann mit den Erkennt­
nissen zu versorgen, die er zur Erfüllung seiner Aufgaben, zum Schutze des Bürgers und seiner 
Rechte benötigt. 
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Sach- und Planungsstand der elektronischen Datenverarbeitung 

beim Kriminalpolizeiamt des Saarlandes 

Kriminaloberrat Pirmin Becker, Kriminalpolizeiamt des Saarlandes, Saarbrücken 

1. Voraussetzungen zur Einführung der EDV im Bereich des Kriminalpolizeiamtes des Saarlandes 
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Abb.1 

1.1 Auftrag und Zielsetzung der im mechanisierten Verfahren verarbeiteten Polizeilichen Kriminal­
statistik 

Am 23. März 1970 sind Beamte des Kriminalpolizeiamtes des Saarlandes in die Entwicklungs­
arbeit der Unterkommission »Polizeiliche Kriminalstatistik« eingetreten. 
Zu diesem Zeitpunkt waren die bundeseinheitlich verbindlichen 

Richtlinien 
für die Führung der Polizeilichen Kriminalstatistik 

bereits konzipiert. 

Für unser Haus ergab sich, da damals im Saarland erst mit den Vorbereitungsarbeiten zu diesem 
Projekt begonnen werden konnte, die Möglichkeit, die Kriminalstatistik über ihre originäre 
Aufgabe - ein Mittel der Kriminalitätsbeobachtung zu sein - hinaus als Einsatzhilfe in der 
Repression und, soweit dies überhaupt möglich ist, als Erkenntnisquelle in der Prävention 
auszubauen. 
Darüber hinaus bietet die maschinell verarbeitete Polizeiliche Kriminalstatistik auch die Vor­
aussetzung, die victimologische Seite einer deliktischen Handlung in verschiedenen Kriminali­
tätsbereichen durchsichtiger gestalten zu helfen. 
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Um diese Aufgabe erfüllen zu können, müssen die kriminalstatistischen Informationen mög­
lichst geschehensnah in den Rechner geführt, zum anderen muß von den eingegebenen Infor­
mationen ein Höchstmaß an Verläßlichkeit im Aussagewert verlangt werden. 

1.2 Mitwirkung anderer Institutionen 

Innerhalb der koordinierten Gesamtplanung der elektronischen Datenverarbeitung auf der 
Ebene des Saarlandes ist jedes Ressort für die Planung elektronisch gesteuerter Verfahrens­
abläufe innerhalb seines Verwaltungsbereiches zuständig. Diese Zuständigkeit erstreckt sich 
von der Richtlinienkompetenz für die Planung eines Projektes bis zur Beschreibung des Soll­
ablaufes in Form einer Programmvorgabe. 

Dieser dezentralen Funktion steht die zentrale Funktion der Planungs- und Koordinierungs­
stelle für elektronische Datenverarbeitung beim Ministerium für Finanzen und Forsten gegen­
über. Ihr obliegt die zentrale Lenkung der Datenverarbeitung auf Landesebene. Sie stimmt 
die einzelnen Programmier-Vorhaben aufeinander ab und erteilt auch die Programm-Aufträge. 
Mit der Planungs- und Koordinierungsstelle wurde noch im März 1970 in Kontakt getreten, 
um die überführung der Polizeilichen Kriminalstatistik in die Maschinenverarbeitung sicher­
zustellen. Unter Anleitung erfahrener, schon länger im Metier tätiger Programmierer der 
Planungs- und Koordinierungsstelle wurde im Juni 1970 von »unvorbelasteten« Kriminal­
beamten die sog. Programmvorgabe in Angriff genommen. 

Diese Maßnahme bedeutete ein nicht ganz risikoloses Experiment. Dadurch jedoch, daß in 
engster Verbindung mit der Planungs- und Koordinierungsstelle gearbeitet wurde, konnten 
bei der Zusammenstellung der Plausibilitätskontrollen, der Fehlerhinweislisten, der »Berech­
nung der Listenbilder« und der übrigen programmorientierten Vorarbeiten auftretende 
Unstimmigkeiten schon von vornherein weitestgehend beseitigt werden. 

Da bezüglich des Eingabebeleges KP 31 a/EDV nur in bestimmten Details eine bundeseinheit­
liche Fassung vorgeschrieben war, mußte auf Landesebene dieser Vordruck gesondert organi­
siert werden. Im engsten Zusammenhang hierzu ist das Konzept zu einer 

Arbeitsanweisung 
für die datenliefernden und datenempfangenden Dienststellen 

zu sehen. Die vorzitierte Dienstvorschrift richtet sich nach den von der Planungs- und Koordi­
nierungsstelle für Elektronische Datenverarbeitung herausgegebenen »Richtlinien für die 
Programmierung« aus. 

1.3 Personalausbildung 

In diesem Bereich mußte in zweierlei Richtung angesetzt werden. Einmal sollten Program­
mierer herangebildet werden, welche später die Programmpflege, den Änderungsdienst und 
weitere Projekte zu übernehmen hatten; andererseits war es notwendig, alle im Polizeidienst 
(SB) tätigen Sachbearbeiter (ca. 3000 Beamte) über die Gegebenheiten der maschinell ver­
arbeiteten Kriminalstatistik und der sich daraus herleitenden Konsequenzen zu unterrichten. 
über die Ausbildung der Programmierer kann ich in diesem Rahmen hinweggehen. Zu der 
Unterrichtung der saarländischen Polizeibeamten ist zu bemerken, daß diese durch Angehörige 
unseres Hauses erfolgte. Zur fortlaufenden Repetition war eine Sammlung aller kriminal­
statistisch möglichen Fälle zusammengestellt worden. Diese Fallsammlung bekam jeder Sach­
bearbeiter in die Hand. Darüber hinaus wurden über die an hand der Kasuistik ausgefertigten 
Vordrucke KP 31 a/EDV Diapositive gezogen, die als Unterrichtsgrundlage dienten. Die Rück­
weisungsquote falsch ausgefertigter Eingabebelege lag 1971 unter 1 % (auf ca. 34500 Straftaten 
bezogen). 

2. Landesinterne Erweiterungen der Polizeilichen Kriminalstatistik 
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Das Saarland hatte die Möglichkeit, insbesondere da es nicht seit deren Konstituierung in der 
Unterkommission »Polizeiliche Kriminalstatistik« vertreten war, seine Kriminalstatistik breiter, 
als es sich aus den kriminalstatistischen Richtlinien ergibt, d. h. über den Charakter des Krimi­
nalitätsbeobachtungs- und -registriermittels hinaus, auszubauen. 



2.1 Fallerfassung 

Beim bekanntgewordenen Fall bieten sich im victimologischen Bereich und in der Prävention 
Informationen, welche nach Auffassung unseres Hauses besonders ausgewertet werden sollten. 
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Um auf längere Sicht einen Überblick über tatmotivierende oder besonders verbrechens­
empfindliche Berufe zu erlangen, wurde der saarländische Vordruck KP 31 a/EDV mit einem 
Katalog verschiedener, nach unserer Meinung täteranreizender Berufsgruppen ausgestattet. 
Untersuchungsziel ist hier, einen Zusammenhang zwischen ausgeübtem Beruf und begangener 
Tat zumindest kriminalstatistisch evident zu machen. 
Darüber hinaus sind unter »sonstigen Berufen« die Fälle zu erfassen, bei denen ein Opfer in 
Ausübung seines Berufes geschädigt wurde. 
Auch hier muß ein Tatzusammenhang zwischen Tat und ausgeübter Tätigkeit vorliegen. 

2.1.2 Tatverdächtigen- und Opfer-Verhältnis 

Über die Polizeiliche Kriminalstatistik ist bei bestimmten Delikten das Täter-Opfer-Verhältnis 
von der Zahl her weitestgehend verifizierbar. 
Es ist in diesem Bereich der statistischen Teilanalyse nicht zuletzt auch an die Aufschlüsselung 
des Täter-Opfer-Verhältnisses innerhalb der Kinderschändung gedacht worden. 
Ziel dieser Abfrage soll sein, einen möglichst wirklichkeitsnahen Hintergrund über die Bezie­
hungen eines Tatverdächtigen zu seinem Opfer bei den O-Straftaten zu erlangen. 
Es erschien uns wichtig, das Verwandtschafts- oder Schwägerschaftsverhältnis, das Zusammen­
leben in einer Hausgemeinschaft, die Beziehungen im näheren Bekanntenkreis, das Zusammen­
treffen am gemeinsamen Arbeitsplatz sowie das Erzieher- bzw. Vorgesetztenverhältnis näher 
zu untersuchen. 
Darüber hinaus wurde noch eine Sammelmöglichkeit unter »sonstige Beziehungen« eingeräumt 
und auch eine Negativierung in den Möglichkeitskatalog eingebaut für den Fall, daß zwischen 
Täter und Opfer keinerlei Beziehungen vorgelegen haben. 

2.1.3 Rauschgiftfall 

Obschon es einige Argumente gegen die Einführung eines sogenannten Rauschgiftfalles in den 
Vordruck KP 31 a/EDV gibt, war es aus der Sicht des Kriminalpolizeiamtes notwendig, die von 
vielerlei Institutionen angebotenen Zahlen, welche sich um den Komplex »Rauschgiftgenuß«, 
»Suchtabhängigkeit« pp. ranken, auf ihre kriminalstatistische Wirklichkeit hin zu untersuchen. 
Ausschließlich kriminalpolizeiliche Aspekte waren Grundlage für diese Maßnahme, die auf 
exaktes Zahlenmaterial in der »direkten Beschaffungskriminalität«, der »indirekten Beschaf­
fungskriminalität« sowie der »Folgekriminalität« abstellte. 
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Unter Beschaffungskriminalität werden die Straftaten zusammengefaßt, die auf die unmittel­
bare oder mittelbare Erlangung von Rauschmitteln (SB) abzielen. 

Unter Folgekriminalität werden die Straftaten erfaßt, welche ein Tatverdächtiger unter Ein­
wirkung eines Rauschmittels begeht. 

Diese Erfassung erfolgt zusätzlich zur Schlüsselzahl der zu registrierenden Straftat. Es versteht 
sich, daß das Spektrum dieser Delikte einen wesentlichen Teil der Straf tatbestände zu um­
schließen in der lage ist. 

Das Kriminalpolizeiamt des Saarlandes ist der Auffassung, daß durch auf diese Weise gewon­
nene Daten im laufe mehrerer Berichtszeiträume eine exakte Zahlengrundlage über die 
tatsächlichen Auswirkungen des Rauschmittelgenusses und seiner Folgeerscheinungen im 
kriminalpolizeilichen Bereich erreicht werden kann. 

Das Sammeln dieser Informationen sollte als Versuch angesehen werden, auf einem kriminal­
polizeilich im Augenblick noch nicht ganz überschaubaren Kriminalitätssektor Verflechtungen 
so früh wie möglich erkennbar zu machen, wie sie aus anderen ländern - allerdings ohne 
repräsentatives Zahlenmaterial - berichtet werden. 

2.1.4 Sicherungsvorkehrungen 

Ein weiterer Aspekt liegt in der Prävention. 

Dadurch, daß statistische Daten über Sicherungseinrichtungen an angegriffenen Objekten 
gefordert werden, will unser Haus versuchen, die Erfolge bzw. Mißerfolge innerhalb der 
präventiven Verbrechensbekämpfung zu eruieren. 

Unter den Sicherungseinrichtungen sind im kriminalstatistischen Sinne einmal »Alarmanlagen« 
und zum anderen »sonstige Sicherungen« angeführt. 

Die geforderten, vom Ermittlungsvorgang (Anzeige) her bekannten Informationen zielen 
darauf, ob diese Sicherungseinrichtungen vorhanden waren oder ob dieselben überwunden 
wurden. 

Das Vorhandensein der Sicherungsvorkehrungen in Verbindung mit dem ausgewiesenen Ver­
such bei der Fallerfassung läßt den Schluß nicht abwegig erscheinen, daß die Alarmanlagen 
oder andere Sicherungen als wesentlich für die Verhinderung des gesamten strafbaren Erfolges 
angesehen werden können. 

Ist ein Täter im Stadium des Versuches gestört worden, erfolgt keine Eintragung. 

2.2 Tatverdächtigenerfassung 
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Zum 1.Januar1972 wurden die geforderten Daten zum aufgeklärten Fall (Vordruck KP 31 alEDV) 
in verschiedener Hinsicht erweitert. 
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2.2.1 Verifizierungsmöglichkeit der Kriminalitätsbelastungsziffer im Saarland 

Bei der Tatverdächtigenerfassung müssen der Familienname, der Vorname und das Geburts­
datum auf dem Eingabebeleg eingetragen werden. Anhand dieser Abfragekriterien soll durch 
Sortiervorgänge erreicht werden, daß die von einem Tatverdächtigen im Berichtszeitraum mehr­
fach verübten meldepflichtigen Straftaten diesem auch zugeordnet werden können. 
Bei der heutigen Fassung der »Richtlinien für die Polizeiliche Kriminalstatistik« ist es unver­
meidbar, daß ein Täter mehrfach als Tatverdächtiger gezählt wird, wenn er im Verlaufe eines 
Berichtszeitraumes mehrfach strafrechtlich relevant gehandelt hat. 
Dadurch muß die Kriminalitätsbelastungsziffer (Anzahl der Täter auf 100000 Einwohner 
bezogen) zwangsläufig in ihrer tatsächlichen Höhe verfälscht werden. 
Die Neuregelung innerhalb der Polizeilichen Kriminalstatistik des Saarlandes soll diese Fehl­
zählung weitgehend ausschalten. 
Es steht zu erwarten, daß sich der Relationswert Kriminalitätsbelastungsziffer künftighin im 
Bereich des Kriminalpolizeiamtes des Saarlandes verringern wird, da die Mehrfachzählungen 
des gleichen Täters fast ganz ausgeschaltet werden können. 

2.2.2 Mobilitätsuntersuchung saarländischer Tatverdächtiger 

Ferner wird seit 1. Januar 1972 bei Tatverdächtigen, welche ihren Wohnsitz im Saarland haben, 
die Schlüsselzahl des Wohnortes mit eingetragen. 
Ebenfalls über Sortiervorgänge wird der Schlüsselzahl des Wohnortes die Schlüsselzahl des Tat­
ortes einem im Saarland seßhaften Tatverdächtigen zugeordnet. 
Dadurch wird die Möglichkeit erzielt, wenn auch keine exakte Untersuchung der Tätermobilität, 
so doch zumindest eine Trendaufzeichnung in dieser Hinsicht vornehmen zu können. 
Schließlich ist auf dem Eingabebeleg KP 31 a/EDV noch zu vermerken, ob ein Tatverdächtiger 
in demselben Ermittlungsverfahren bereits kriminalstatistisch erfaßt wurde. Diese Eintragung 
ist als Sperre für eine Doppelerfassung des gleichen Falles gedacht und kann nur im Zusammen­
hang mit den übrigen landesinternen Erweiterungen gesehen werden. 

3. Auswertung der Polizeilichen Kriminalstatistik 

Außerhalb der nach den bundeseinheitlichen »Richtlinien für die Führung der Polizeilichen 
Kriminalstatistik« vereinbarten Grundtabelle 1 wurden landesintern verschiedene Tabellen 

Abb.4 

Tatortbereiche des Stadtkreises Saarbrücken 
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gleichen Inhalts konzipiert, und zwar für den Landesbereich Saarland, für die derzeit noch im 
Saarland vorhandenen 7 Landkreise und für den Stadtkreis Saarbrücken. 

Diese Aufschlüsselung war erforderlich aufgrund der spezifischen Organisationsstruktur des 
Kriminalpolizeiamtes des Saarlandes. 

Das Kriminalpolizeiamt und die Kriminalpolizei im Saarland werden in Personalunion 
geleitet, die Kriminalkommissariate sowie die KriminalaußensteIlen sind zugleich in den 
einzelnen Landkreisen zur Wahrnehmung kriminalpolizeilicher Aufgaben sachlich zuständig. 
Notwendigerweise müssen die letztgenannten Dienststellen, wenn sie ihren sicherheitspolizei­
lichen Aufgaben gerecht werden wollen, auch mit aktuellen Informationen ausgestattet werden. 
Die Landeshauptstadt - als kreisfreie Stadt - ist als Statistikbereich in 23 Tatortbereiche unter­
gliedert, um auf diesem Wege zu einer exakten kriminalgeographischen Aussage und zu einer 
kriminalitätsgerechten Führungshilfe zu kommen. 

Die 23 Tatortbereiche wurden 

nach der Objektempfindlichkeit und 
nach der Personen konzentration im Stadtbereich 

festgelegt. 

Die bisher errechneten Unterlagen ermöglichen es, polizeiempfindliche Stadtbezirke pp. gezielt 
zu observieren, um andere kriminalpolizeiliche Aufgaben zweckgerichtet durchführen zu 
können. 

Insbesondere die Unterteilung der Landeshauptstadt in Verbindung mit der erweiterten Tat­
zeitstatistik läßt die Polizeiliche Kriminalstatistik nicht nur als Mittel der Kriminalitätsbeobach­
tung, sondern auch als wesentliche Einsatzhilfe erscheinen. 

4. Programmaufwand 

Die Eingabe kriminalstatistischer Daten in den Landesrechner erfolgt im Saarland über Loch­
karte. 

Umfangreiche Plausibilitätsprüfungen schalten ein großes Maß an Fehlermöglichkeiten bei 
der Eingabe von vornherein aus. 

Die erkannten Fehler werden über Fehlerhinweislisten sichtbar gemacht. Das Monatsband 
der Grundtabelle 1 wird mit geprüften Eingabewerten erstellt, der alte Bestand fortgeschrieben. 
Die Kapazität dieses Programmes liegt bei 35 Kb. 

Die erstellten Tabellen 1 und 2 erfahren ihre Ausgabe sowohl auf Liste als auch auf Magnet­
band, wobei jede Tabelle durch ein gesondertes Programm erstellt wird. 

Für die Bandverarbeitung der Grundtabelle 1 umfaßt das Programm 49 Kb, während die 
Kapazität für die Tabelle 2 bei 55 Kb liegt. 

Um einen Überblick über die Eingabedatei zu vermitteln, sei festgestellt, daß deren Umfang 
ca. 3000 bis 4000 Sätze pro Monat umfaßt. 

Für beide Tabellen liegt die Dauer eines Rechentermins um 2 Stunden. 

Die Ausgabe der Jahrestabellen 1 bis 8 geschieht auf Liste und Magnetband. 

Diese Rechenoperationen erfolgen über Plattenverarbeitung, und zwar über den Aufbau einer 
index-sequentiellen Datei. 

Das Rechenprogramm hierzu besitzt eine Kapazität von 55 Kb, das Druckprogramm von 30 Kb. 

5. Daktyloskopie 
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Beim Kriminalpolizeiamt des Saarlandes wird davon ausgegangen, daß die Daten der Finger­
abdrücke, welche durch Klassifizierung in dem zu erwartenden neuen System erlangt werden, 
zentral beim Bundeskriminalamt ihre Speicherung finden. 

Aus diesem Grunde ist vorgesehen, am Sitz des Kriminalpolizeiamtes in Saarbrücken ein 
NIXDORF-TERMINAL mit 4000 verdrahteten Befehlen, wie es augenblicklich beim Bundes­
kriminalamt zur Eingabe verwendet wird, zu installieren. 

Dieser Plan kann dann realisiert werden, wenn die Testläufe mit den Daten der klassifizierten 
Zehnfingerabdrücke beim Bundeskriminalamt die Freigabe der Programme nach sich ziehen. 



5.1 Personalausstattung 

Bis Ende 1972 stehen dem Kriminalpolizeiamt des Saarlandes 7 in dem neuen Klassifizierungs­
system ausgebildete Daktyloskopen zur Verfügung. 

In dieser Hinsicht wurde schon seit geraumer Zeit Vorsorge getroffen, damit die Einführung 
des Klassifizierungssystems nicht an personellen Schwierigkeiten scheitern kann. 

6. Grundkonzept zu einem Polizeilichen Auskunftssystem 

Die Zielvorstellungen, welche das Bundeskriminalamt im Auftrag des zuständigen Bundes­
ministeriums für die Elektronische Datenverarbeitung zu kriminalpolizeilichen Zwecken ent­
wickelt hat, werden vom Kriminalpolizeiamt des Saarlandes unterstützt. 

Von den bisher in unserem Hause konzipierten vier Modellvorstellungen wird der unmittel­

bare Verbund zwischen dem Bundeskriminalamt in Wiesbaden und dem Kriminalpolizeiamt 
des Saarlandes in Saarbrücken als vorläufige Problem lösung verwirklicht werden. Die Gründe 
hierzu liegen auf der Hand. Das Saarland ist im Durchschnitt mit ca. 1,3 % am Gesamtkrimi­
nalitätsaufkommen der Bundesrepublik Deutschland beteiligt. 

Die Anteile der Unterlagen verschiedenster Provenienz (Kriminalakten, erkennungsdienstliche 
Unterlagen, Fahndungsunterlagen, FS- und KP 13/KP 14-Verkehr pp.) stehen in gleichbleibender 
Relation zu dem saarländischen Kriminalitätsaufkommen. 

Abb.5 

Vor dem Hintergrund dieser Zahlen erscheint es nicht effektiv, jedoch sehr kostspielig, jetzt 
schon ein eigenes Informationssystem unter Einbeziehung eines eigenen Rechners parallel zu 
dem Rechner im Bundeskriminalamt aufzubauen. Aus der Sicht unseres Hauses hat es sich 
vielmehr empfohlen, die Integration in das Informationssystem des Bundeskriminalamtes 

anzustreben. 

Die Fahndungsdatensätze Straftäter/Straftaten/Numerische Fahndung, welche im Saarland auf­
laufen, werden also in dem Bundeskriminalamt-Rechner gespeichert und auch dort aktualisiert. 
Die Organisationsstruktur der saarländischen Polizei, eine deutlich unterschiedliche Bevölke­
rungsdichte in den einzelnen Landesteilen und letztlich auch die ins Auge gefaßte Raum­
neuordnung des Saarlandes lassen es notwendig erscheinen, am Sitz des Kriminalpolizeiamtes 
eine on-line-Datenstation mit zwei Datenendplätzen in Saarlouis und Neunkirchen zu 
installieren. 
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Zu diesen 3 Abfragemöglichkeiten stehen der saarländischen Polizei (SB) noch weitere 9 Ter­
minals bei den Grenzdienststellen 

Nennig, 

Perl und 
Funkleitstelle Orscholz, 

Überherrn, 

Großrossein, 

Bundesbahnübergang Saarbrücken-Goldene Bremm, 

Fun kleitstelle Saarbrücken-Eschberg, 

Güdingen und 
Hanweiler 

zur Verfügung. 

Unter Einbeziehung der 9 Abfragestellen an den Grenzübergängen und den Funkleitstellen 
ist es möglich, unter Berücksichtigung der kriminalgeographischen Gegebenheiten ein enges 
Abfragenetz über das gesamte Saarland zu ziehen. 
Nachdem zwischen dem Bundeskriminalamt und dem Kriminalpolizeiamt in dieser Hinsicht 
Übereinstimmung erzielt werden konnte, werden die nächsten Monate darauf verwendet 
werden müssen, den Ausbau dieses Abfragesystems in organisatorischer, ausbildungsmäßiger 
und gerätemäßiger Hinsicht zu vollenden, damit dieses Kommunikationsnetz in Kürze seine 
Funktion übernehmen kann. 



Zwei Jahre Personenerkenntnisdatei in Schieswig-Hoistein 

Regierungskriminalrat Hans-Georg Stuff, Kriminalpolizeiamt Schieswig-Hoistein, Kiel 

1. Einleitung 

Der Erfolg kriminalpolizeilicher Arbeit hängt weitgehend von schneller, umfassender Infor­
mation ab. Gerade auf diesem Gebiet hat aber die Polizei mit der rasanten Entwicklung nicht 
Schritt halten können. Wir mußten schon seit geraumer Zeit erkennen, daß die Möglichkeiten 
der Informationssammlung, Aufbereitung und Auswertung nur noch unvollkommen genutzt 
wurden. 

Aufgrund der fortschreitenden Entwicklung auf dem Gebiet der elektronischen Datenverarbei­
tung gab der Innenminister des Landes Schleswig-Holstein bereits im Jahre 1967 den Auftrag, 
eine auf die Bedürfnisse des Landes Schleswig-Holstein zugeschnittene Lösung für den Aufbau 
eines polizeilichen Informationssystems zu erarbeiten. 

Mit der Durchführung dieses Auftrages wurde das Organisationsreferat des Innenministeriums, 
unterstützt durch Beamte der Kriminalpolizei und - im Hinblick auf die technische Realisierung­
durch die Datenzentrale Schleswig-Holstein, betraut. 

Das Ergebnis dieser Arbeit - ein praktikables und in den heutigen Arbeitsablauf voll integriertes 
Informationssystem - konnte am 30. Januar 1970 in die Hände der Fachverwaltung gegeben 
werden. 

Es gilt hier, Bericht zu erstatten 

über das gedankliche Modell, 

über die technische und organisatorische Realisation sowie 

über die Erfahrungen, die im Verlaufe eines nunmehr über zweijährigen Betriebsdienstes 
rund um die Uhr gewonnen wurden. 

2. Der Istzustand des Informationswesens 

Lassen Sie mich das Ergebnis der Ermittlung des Istzustandes, das der Einführung einer Rationali­
sierungsmaßnahme vorangeht, kurz skizzieren: 

2.1 Funktionelle und institutionelle Organisation 

Die Polizei schlechthin - insbesondere aber die Kriminalpolizei - benötigt zur Durchführung 
der ihr übertragenen Aufgaben auf den Gebieten der repressiven und präventiven Verbrechens­
bekämpfung wie auch der allgemeinen Gefahrenabwehr umfangreiche Personen- und Sach­
informationen. Diese Informationen werden einmal gesammelt in Form von Kriminalakten, 
zum anderen aber auch in Form der verschiedenen Karteien des Personen- und Sachfahndungs­
wesens, des kriminalpolizei lichen Meldedienstes sowie des Erkennungsdienstes. 

Derartige Informationen werden bei allen Kriminalpolizeidienststellen - allerdings in durchaus 
unterschiedlichem Umfang und in unterschiedlicher Anzahl - geführt. 

Soweit die Schutzpolizei in die Verbrechensbekämpfung eingeschaltet ist, bedient sie sich der 
bei der Kriminalpolizei vorliegenden Erkenntnisse. 

2.2 Ergebnis der Analyse 

Es gibt im Lande Schleswig-Holstein 26 Kriminalpolizeidienststellen unterschiedlicher Größen­
ordnung. Bei allen diesen Dienststellen werden kriminalpolizeilich relevante Daten gewonnen 
und gesammelt; Informationen, die zur Anlage von ca. 635000 Kriminalakten führten und für 
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die ca. 1,2 Millionen Karteikarten angelegt wurden; Informationen, die sich nicht unbedingt 
auf verschiedene Personen beziehen müssen, sondern die zum Teil doppelt oder gar vielfach an 
verschiedenen Stellen vorhanden sind. Nirgends jedoch war ein vollständiger Überblick über 
alle - eine bestimmte Person betreffende - Informationen zu erlangen; eine Situation, die den 
einzelnen Sachbearbeiter zwang, durch eine Vielzahl von Anrufen oder durch das weitbekannte 
»Fernschreiben an alle« Aktivitäten an vielen Stellen auszulösen, um diesen geschlossenen 
Überblick zu erhalten. 

Insgesamt gesehen entstand damit der Eindruck eines im Grunde geeigneten, in der Form aber 
dem Aufgabenzuwachs nicht mehr voll genügenden speziellen Informationssystems. 

3. Das Konzept der Personenerkenntnisdatei 

Die Überlegungen zum Konzept eines umfassenden kriminalpolizeilichen Informationssystems 
können an folgenden Punkten ansetzen: 

bei der Erhebung statistischer Werte primär für die Lösung von Organisationsfragen und die 
kriminaltaktische Einsatzplanung, aber auch für kriminologische Untersuchungen, 

- in der Sammlung von Falldaten im Sinne der Straftatenkartei des Kriminalpolizeilichen MeIde-
dienstes, 

- in der Sammlung von Erkenntnissen über Gegenstände im Bereich der Sachfahndung, 

- in der Sammlung von Personenerkenntnissen schlechthin. 

Das Ergebnis all unserer Untersuchungen sprach dafür, bei der Person zu beginnen, da gerade 
sie als Täter, Zeuge, Opfer oder Anzeigender immer wieder im Mittelpunkt der kriminalpolizei­
lichen Arbeit steht. 

3.1 Ermittlung der optimalen Informationsmenge 
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Für den Aufbau eines solchen Personeninformationssystems wird es zwei Möglichkeiten der 
Realisation geben: 

- eine universelle Lösung, bei der möglichst alle Erkenntnisse bereits in der ersten Phase in das 
System einbezogen werden, bei der aber auch eine hohe Redundanz in Kauf genommen 
werden muß, 

- eine partielle Lösung, die in der ersten Aufbauphase nur einen ganz bestimmten Extrakt von 
Daten in das Informationssystem einbezieht. 

Planungen mit dem Ziel einer universellen Lösung sollten aber auch die arbeitspsychologische 
Wirkung auf den EDV-ungewohnten Benutzerkreis berücksichtigen. Wir bieten hier große 
Informationsmengen an, die nur in einer relativ geringen Zahl von Fällen in ihrer ganzen Breite 
benötigt werden; wir zwingen die Benutzer aber auf der anderen Seite auch in Fällen, die für 
sie nur von sekundärer Bedeutung sind, im Interesse einer hohen Aktualität des Informations­
bestandes zu Aktualisierungsmaßnahmen. 

Die zweite Alternative nötigt dazu, besondere Überlegungen über den Umfang des Daten­
extraktes anzustellen. 

Der Ermittlung einer optimalen Datenmenge kommt eine erhebliche Bedeutung zu; sie sollte 
daher wesentliche Aufgabe der Organisatoren sein. 

Alle kriminalpolizeilichen Informationen unterliegen einer erheblichen Fluktuation. Je größer 
der Umfang der gespeicherten Daten ist, desto höher muß der für die Aktualisierung erforder­
liche Zeitaufwand angesetzt werden. Andererseits darf jedoch der Datenbestand auch nicht zu 
gering bemessen sein, soll er ein kriminalpolizeiliches Informationsbedürfnis befriedigen. Die 
Übernahme beispielsweise nur einer einzigen Kartei wird den Benutzer kaum befriedigen. 

Bei all diesen Überlegungen hilft die Tatsache, daß kriminalpolizeilich relevante Personen­
informationen in Personenakten gesammelt werden, daß aber daneben Karteien, gewissermaßen 
als Auszug - bezogen auf bestimmte Sachverhalte -, geführt werden. Das läßt den Schluß zu, 
daß überall dort, wo neben den Akten auch Karteien entstanden sind, ein besonderes Infor­
mationsbedürfnis vorliegen dürfte. 



So sieht denn auch die schleswig-holsteinische Lösung vor, einen Datenspiegel aus dem Infor­
mationsinhalt von 13 verschiedenen Karteien zu entwickeln. 

Wir haben in der ersten Phase die Informationen der folgenden Karteien in die Personen­
erkenntnisdatei übernommen: 

- Suchkartei zu den Personenakten 

- Jugendlichenkartei 

- Fahndungskartei 

- Haftkartei 

- Berufs- und Gewohnheitsverbrecherkartei 

- Verbrecherkartei (KP 13) 

- Alias-, Spitz- und Decknamenskartei 

- Merkmalskartei 

- Kartei der Hersteller und Verbreiter unzüchtiger Schriften 

- Kartei der Glücks- und Falschspieler 

- Kartei der Falschgeldhersteller und -verb reiter 

- Rauschgiftkartei 

- Unterbringungskartei zur Rauschgiftkartei. 

Zur Erfassung der in diesen unterschiedlichen Karteien enthaltenen Informationen wurde ein 
aus 40 Feldern bestehender Personendatensatz gebildet. 

3.2 Das technische Konzept 

Das technische Konzept der Personenerkenntnisdatei wird maßgeblich beeinflußt durch die 
taktischen Erfordernisse der Polizei. In einem Flächenstaat muß davon ausgegangen werden, 
daß eine dezentrale Datenverarbeitung - das gilt sowohl für den Abfrage- als auch für den 
Anderungsdienst - benötigt wird, wenn die notwendige Aktualität gewährleistet sein soll. Die 
Besonderheiten des polizeilichen Dienstes erfordern ferner eine ständige Auskunftsbereitschaft 
rund um die Uhr, auch an Sonn- und Feiertagen. 

Das bedeutet die Entscheidung für 

- teleprocessing und 

- real-time-Verarbeitung. 

Die diesen Planungen angepaßte Maschinenkonfiguration läßt sich wie folgt beschreiben: 

Wir arbeiten derzeit mit einer Anlage IBM 360-40 mit einer Kernspeicherkapazität von 256 KB, 
wovon z. Z. 184 KB für die Verarbeitung der Personenerkenntnisdatei benötigt werden. 

Die Erhebungen zum Datenumfang und die Forderung nach einer vielseitigen Auswertung haben 
zu dem Ergebnis geführt, daß ein Direktzugriff mit zeitlich vertretbarem Aufwand nur unter 
Verwendung eines Plattenspeichers möglich ist. Wir haben uns für einen Plattenspeicher 2314 
entschieden. Daneben benötigen wir für Zwecke der Datensicherung und der Statistik zwei 
Magnetbandeinheiten 2415, Modell 4. 

Die hier geschilderte Ausstattung ist im Interesse einer ständigen Betriebsbereitschaft doppelt 
vorhanden, läuft allerdings nicht im Vollduplexbetrieb, sondern lediglich wechselweise um­
schaltbar. Sie wird abgerundet durch eine verzögerungsfreie Notstromversorgung. 
Zur Erledigung der Aufgaben im Rahmen der Personenerkenntnisdatei benötigen wir selbst 
bei sparsamster Assembler-Programmierung bereits 184 KB Kernspeicherstellen. Das bedeutet 
- will man gewisse Programme der Datensicherung und der Betriebsstatistik im background 
fahren -, daß eine Erweiterung der Programme auf Anlagen der von uns benutzten Größen­
ordnung nicht möglich ist. 

Wir haben ermittelt, daß ein echtes Mißverhältnis zwischen Kernspeicherbedarf - der bei 74% 
liegt- und der Ausnutzung der Rechnerkapazität- mit etwa 15 % - besteht. 

Damit ist deutlich geworden, daß die Kernspeicherkapazität von 256 KB - gemessen einmal 
am Gesamtumfang des kriminalpolizeilichen Informationsbedürfnisses, zum anderen aber auch 
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im Hinblick auf eine optimale wirtschaftliche Ausnutzung des Rechners - an der untersten 
Grenze liegt. 

Als Terminals für den on-line-Verkehr verwenden wir Siemens-Fernschreiber T 100 S mit dem 
Modem D 200 S 2 in den einzelnen Datenstationen. Der Anschluß der angemieteten Postlei­
tungen an den Rechner erfolgt über das FS-Modem 3945 und die Datenfernübertragungs­
kontrolleinheit 2702. 

Die Forderung nach einer dezentralen Datenverarbeitung zwingt zur Einrichtung von Daten­
stationen an Orten, in denen eine besondere Häufung des Informationsbedürfnisses festgestellt 
wurde. 

Wir haben uns in der ersten Ausbauphase für die Einrichtung von fünf Datenstationen beim 
Kriminalpolizeiamt und bei den vier Kriminalpolizeidirektionen entschieden. Die nachgeord­
neten Dienststellen erreichen diese Datenstationen über alle gebräuchlichen Fernmeldemittel -
Posttelefon, Telefon des polizeieigenen Netzes, Funk und Fernschreiber. 

4. Die Realisation 

4.1 Die Datenersterfassung 

Die Entscheidung, den Informationsinhalt von Karteikarten zur Grundlage der Personen­
erkenntnisdatei zu machen, bedeutete die Möglichkeit der Datenerfassung ohne Erstellung 
von Zwischenbelegen. Mit einer Arbeitsleistung von 450 Mann/Monaten war es möglich, inner­
halb von 14 Monaten die Informationen aus ca. 1,2 Mio Karteikarten auf Lochstreifen zu erfassen, 
zu prüfen und maschinell zu etwa 550000 Personendatensätzen zusammenzufügen. 

4.2 Einrichtung von Datenstationen 

Seit dem 30. Januar 1970 arbeiten die fünf Datenstationen des Landes im Abfrage- und 
Änderungsdienst. 
Jede dieser Datenstationen ist mit mindestens zwei Datenfernschreibern an das System an­
geschlossen. Sie arbeiten mit einer Geschwindigkeit von 100 bit/sec., d. s. 800 Anschläge/min., 
einer relativ langsamen Arbeitsgeschwindigkeit also. 

Für die Verbindung zu den Datenstationen stehen dem Benutzer Posthauptanschlüsse zur Ver­
fügung - jede der Datenstationen verfügt über vier Posthauptanschlüsse als Endstellen ohne 
Zwischenschaltung einer Vermittlung und über vier Anschlüsse des Polizeifernsprechnetzes. 
Diese acht Fernsprechanschlüsse sind über eine Makleranlage geschaltet, so daß von jedem 
Arbeitsplatz jeder Ruf angenommen werden kann. Unabhängig von den Polizeifernschreib­
stellen sind auch die Datenstationen mit je einem 50 Baud-Fernschreiber an das Polizeifern­
schreibnetz angeschlossen. 

Formatisiert eingehende Anfragen werden mit Lochstreifen abgenommen, auf die Datenfern­
schreiber aufgelegt, wobei der Dialog mit der DVA wiederum auf Lochstreifen mitgestanzt 
wird. So ist die Möglichkeit geschaffen, ohne nennenswerte Arbeitsleistung diesen Dialog­
verkehr dem Anfragenden zu übermitteln. 

Über diese Fernmeldemittel hinaus befindet sich in jeder Datenstation eine Revierstation des 
Polizei-Funknetzes, so daß letztlich jeder Funkstreifenwagen unmittelbar bei seiner zuständigen 
Datenstation Auskünfte aus der DVA erlangen kann. 

Die Datenstationen versehen ihren Dienst rund um die Uhr im Vier-Schichten-Dienst. Die 
einzelne Schicht besteht aus einem Polizei beamten des mittleren Dienstes als Schichtführer 
und jeweils zwei Angestellten. 

4.3 Konzeption des Abfragedienstes 
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Die unterschiedlichen Informationsbedürfnisse des täglichen Dienstes haben die Entwicklung 
der verschiedenen Fragearten an die Personenerkenntnisdatei bestimmt. 

Dabei beziehen sich 

5 Grundfragen auf bekannte Personen und 
1 Frageart auf den noch unbekannten Täter. 



Als Mindestsuchbegriff bei den Fragen zur bekannten Person werden folgende Daten benötigt: 

- Familienname - der auch Alias-, Deck- oder Spitzname, Geburts-, Verwitweten- oder 
Geschiedenenname sein kann, 

- Geschlecht, 
- Geburtsdatum - oder nur Teile davon. 

Der Vorname wird nur in Notfällen als Suchkriterium benutzt. Bei unbekannter Schreibweise 
von Namen besteht die Möglichkeit des Durchlaufs einer Phonetik-Routine. 

Unter der Bezeichnung XP 20 fordert der Benutzer eine Vollinformation - d. h. den Ausdruck 
des gesamten vorhandenen Informationsbestandes einer bekannten Person - an. Diese Frage­
art gibt Auskunft über die gesamten Erkenntnisse aus den übernommenen unterschiedlichen 
Karteiarten und aus allen Dienststellen - von den personenbezogenen Daten über vorliegende 
Fahndungen, Haft- oder Unterbringungserkenntnisse bis hin zu den körperlichen Merkmalen 
und der Klassifizierung seiner Arbeitsweise nach der Grundeinteilung der Straftaten. 

Für Zwecke besonderer Arbeitsbereiche und damit für gezielte Teilinformationen wurden wei­
tere Fragearten entwickelt: 

XP 19: Wird eine bestimmte Person gesucht? 

Die Antwort ist auf das begrenzte Informationsbedürfnis des Sachbearbeiters zu­
geschnitten, der eine Person zu überprüfen hat, auf den Streifenbeamten auf der 
Straße. 

Die Antwort besteht daher lediglich aus dem Hinweis auf das Vorliegen eines Haft­
befehls oder einer anderweitigen Ausschreibung, dem Grund der Ausschreibung und 
der Bekanntgabe evtl. vorhandener besonderer Hinweise gemäß den Vorbemerkungen 
zum Deutschen Fahndungsbuch - F - (z. B. Schußwaffe, übertragbare Krankheit, Aus­
brecher). 

Bei der Kurzauskunft sind wir davon ausgegangen, daß es dem Sachbearbeiter bei der 
Überprüfung einer Person auf der Straße nicht darauf ankommt, schon jetzt die erst 
für die weitere Bearbeitung des Falles erforderlichen Daten, wie 

- ausschreibende Dienststelle, 

- Aktenzeichen dieser Stelle, 

- Hinterlegungsort des Haftbefehls, 

- Aktennummer des BKA, 

- Hinweis auf Ausschreibungen im BKBlatt und/oder in LKBlättern, 

kennenzulernen, zumal in aller Regel der festnehmende Streifenbeamte mit der wei­
teren Sachbearbeitung kaum noch etwas zu tun hat. 

XP 10: Wird eine bestimmte Person gesucht? (Vollinformation) 

Diese Frageart enthält die schon zuvor angedeutete volle Information zum Fahndungs­
fall. Die Frage soll regelmäßig erst dann gestellt werden, wenn dies zur weiteren Sach­
bearbeitung erforderlich ist, d. h., wenn sich der Gesuchte im Gewahrsam der Polizei 
befindet. 

Bei den beiden genannten Fragearten im Bereich der Fahndung sind drei Antwortarten möglich: 

1. Die Auskunft ist negativ - Antwort: »unbekannt«. 

2. Es liegen zwar Erkenntnisse anderer Art, jedoch keine Fahndungen vor - Antwort: »Erkennt­
nisse, sonst nein«. 

3. Es liegen eine oder mehrere Fahndungen vor - es erfolgt der der Frageart entsprechende 
Ausdruck. 

XP 30: Sitzt eine bestimmte Person ein? 

Diese Frageart kann einmal der Alibiüberprüfung dienen, sie hilft aber ganz sicher auch 
bei der Überprüfung von Neuausschreibungen seitens der Gerichte und der StA, die 
häufig vorgenommen werden, ohne daß geprüft wurde, ob die gesuchte Person 
irgendwo einsitzt. 

101 



102 

Dabei kann sich »Einsitzen« beziehen auf 

- die U-Haft, 

- die Strafverbüßung, 

- die Unterbringung in Fürsorgeerziehung, 

- die Unterbringung in Heil- und Pflegeanstalten, 

- die gerichtliche Unterbringung in Krankenhäusern. 

Auch hier sind - wie bei den Fahndungsfragen - wieder drei Antwortmöglichkeiten 
gegeben: 

- die Auskunft über eine derartige Unterbringung, 

- die negative Auskunft mit dem Hinweis auf das Vorhandensein anderer Erkenntnisse, 

- die völlig negative Auskunft. 

XP 40: Wo werden Kriminalakten über eine bestimmte Person geführt? 

Diese letzte Variante der Teilfragen zur bekannten Person dient dem Auffinden von 
Kriminalakten (Kriminalpolizeilichen Personenakten) und im wesentlichen sowohl der 
Fernschreibsteuerung als auch der gezielten Steuerung von Personenanfragen allgemei­
ner Art. 

Fernschreiben an alle etwa des Typs »Hier festgenommen ... - wo Erkenntnisse« 
gehören in Schleswig-Holstein der Vergangenheit an. Die häufig negativen Such prozesse 
der Sachbearbeiter in den Informationssammlungen sind damit erheblich eingeschränkt 
worden. 

Die letzte der möglichen Fragearten bezieht sich auf Fragen nach der noch unbekannten Person. 
Unter der Bezeichnung XP 50 können wir in drei Varianten nach einer namentlich unbekannten 
Person suchen: 

- durch Eingabe von maximal 7 Werten der Grundeinteilung der Straftaten, 

- durch Eingabe von höchstens 5 Schlüsselwerten körperlicher Merkmale, 

- durch eine Kombination aus Werten der Grundeinteilung und der körperlichen Merkmale. 

Dabei sucht das System zunächst nach voller Übereinstimmung. Ist hier kein Fall auffindbar, 
wird nach der größtmöglichen Übereinstimmung gesucht unter Hinweis auf die jeweils über­
einstimmenden Schlüsselpositionen. 

Der Ausdruck erfolgt in Form einer Liste unter Angabe 

- der EDV-Nummer, 

- der Kurzpersonalien, 

- des Wohnortes, 

- des Vorliegens eines Löschvermerks. 

Bei kombinierten Fragen ist - wegen der höheren Wertigkeit - vorgesehen, daß körperliche 
Merkmale vor der Übereinstimmung nach der Grundeinteilung rangieren. 

Bei den einzelnen Fragearten muß - wenn nur mangelhafte Identifizierungsdaten eingegeben 
werden können, und das tritt besonders häufig bei der Frageart XP 50 auf - mit Leitungs­
blockierungen bei Massenausdrucken gerechnet werden. Aus diesem Grunde ist die Sende­
dauer für einen Fall auf 3 Minuten begrenzt worden. In diesen drei Minuten können zu den 
Fragen 

XP 10 - 9 Fälle 
XP 19 - 25 Fälle 
XP 20 - 3 Fälle 
XP 30 - 18 Fälle 
XP 40 - 15 Fälle 
XP 50 - 25 Fälle 

ausgedruckt werden. 



Müßte die normale Sendedauer überschritten werden, druckt die OVA zunächst die Anzahl 
der vorliegenden Fälle und die voraussichtlich benötigte Sendedauer aus. Vom Bediener ist 
eine der folgenden drei Entscheidungen zu treffen: 

»Ja« - Es werden sämtliche Fälle unter Blockierung der Leitung über die vorgesehenen 
drei Minuten hinaus sofort ausgedruckt. 

»Band« - Die Fälle werden nicht sofort übermittelt, sondern auf Magnetband zwischen­
gespeichert. Ein Verfahren, das zwar umfangreiche Ausdrucke ermöglicht, trotzdem 
aber Leitungsblockierungen vermeidet. Der Ausdruck erfolgt regelmäßig zusammen 
mit der Datensicherung jeden Morgen um 6.00 Uhr. Bei besonderer Eilbedürftigkeit 
ist es jedoch auch möglich, sofort einen Ausdruck des Bandes zu veranlassen. 

»Nein« - Auf einen Ausdruck wird verzichtet. Das System betrachtet die Anfrage als nicht 
gestellt. 

Bei der Realisierung der Personenerkenntnisdatei mußte davon ausgegangen werden, daß es 
sich bei den Benutzern um einen in der Datenverarbeitung ungeübten Kreis handelt. Schon 
aus diesem Grunde werden alle Auskünfte im Klartext oder in allgemeinverständlichen Abkür­
zungen gegeben. Selbst die Feldkennzeichen sind als mnemonische Abkürzungen relativ schnell 
begreifbar gestaltet worden, so daß heute in den Datenstationen Schlüsselverzeichnisse für die 
laufenden Arbeiten nicht benötigt werden. 

Lediglich in zwei Bereichen mußte aus sachlichen Gründen von diesem Konzept abgewichen 
werden: 

- Bei der Ein- und Ausgabe von körperlichen Merkmalen. 

Hier verwenden wir einen achtstelligen Schlüssel, der in seinen beiden ersten Positionen 
die Art des Merkmals, in drei weiteren Stellen den Sitz dieses Merkmals am Körper und 
in seinen letzten drei Stellen die Beschreibung von Tätowierungen darstellt. 

- Bei der Verschlüsselung von Klassifizierungen nach der Grundeinteilung der Straftaten. 

Hier haben wir uns im Prinzip des altbekannten Schlüssels der Grundeinteilung bedient. 
Allerdings haben wir gleiche Formate für alle Beschreibungsmöglichkeiten gebildet. Darüber 
hinaus wurde dieser alten Grundeinteilung eine Klasse C/J vorangesetzt, in der wir das 
Geschlecht, das Alter in 10-Jahres-Sprüngen und die Größe in 10-cm-Sprüngen eingeben 
können. 

Diese einfache Form des Abfragedienstes hat die Integration des neuen Arbeitsverfahrens ganz 
sicher erleichtert; ca. 120000 Anfragen allmonatlich beweisen, daß dieses System angenommen 
wurde. 

4.4 Der Änderungsdienst 

Der Wert einer Erkenntnisdatei steht und fällt mit ihrer Aktualität. Gerade im Bereich der Ver­
brechensbekämpfung unterliegen Karteien und Sammlungen einer ganz enormen Fluktuation. 
Die durchschnittliche Anzahl der Änderungsfälle ist mit ca. 38000 seit Monaten nahezu konstant. 
Das sind etwa 24 % der Gesamttätigkeiten bei dem relativ kleinen Datensatz von 40 Feldern. 
Bei der Durchführung des Änderungsdienstes durch die Datenstationen bei den Kriminalpolizei­
direktionen gibt es lediglich zwei Einschränkungen: 

- Fahndungen werden ausschließlich durch die Datenstation des Kriminalpolizeiamtes ein-
gegeben, ebenso 

- Vollöschungen eines gesamten Datensatzes. 

Im Rahmen des Änderungsdienstes unterscheiden wir drei verschiedene Arten: 

XA 00 - den Neuzugang bisher nicht erfaßter Personen, 
XA 10 - den Zugang von Fahndungen zu bestehenden Datensätzen und deren Löschungen, 
XA 20 - die Ergänzung, Änderung oder Löschung von bestehenden Datensätzen. 

Alle Maßnahmen des Änderungsdienstes werden in einem Dialogverkehr mit der OVA ab­
gewickelt, so daß der Bediener einen ständigen Überblick über den Ablauf des Änderungs­
vorganges hat. 
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Als zusätzliche Sicherung werden jeweils morgens um 6.00 Uhr alle löschungsmaßnahmen 
vom Band über Schnelldrucker ausgedruckt und bieten die Möglichkeit der Prüfung dieser 
Tätigkeiten. 

In das Konzept sind zwei weitere ArbeitshiIfen eingeplant: 

- Der Andruck einer Fristablaufliste bei den Fahndungen. Hier werden monatlich alle Fahn­
dungen angedruckt, deren Einliegefrist abgelaufen ist. Das erlaubt insbesondere eine Über­
prüfung der eingegebenen Notkarten, die mit einer Höchstgeltungsdauer von drei Monaten 
eingegeben werden. 

Die so angedruckten Fahndungen können geschlossen zur löschung freigegeben werden, 
nachdem die liste überprüft worden ist und evtl. veränderte Geltungszeiten eingegeben 
worden sind. 

- Eine ähnliche Möglichkeit bietet sich auf dem Gebiet der Datenbereinigung schlechthin. Bei 
der Verarbeitung der Totenlisten des Bundeskriminalamtes werden entsprechend den Bestim­
mungen löschvormerkungen gesetzt, die zum vorgegebenen Zeitpunkt über eine liste an­
gedruckt werden und eine beschleunigte und gezielte Bereinigung auch der manuell geführten 
Bestände ermöglichen. 

5. Ausblick 
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Über zwei Jahre Betriebserfahrungen haben uns gezeigt, daß der Einsatz der EDV erhebliche 
Änderungen in der täglichen Arbeit der Polizei bringt; Änderungen nicht nur im Bereich des 
Arbeitsablaufes, sondern auch in der Organisation. 

Die hohe Zahl der Anfragen hat uns aber auch gezeigt, daß dieses Projekt beim Benutzer 
angekommen ist. Die Personenerkenntnisdatei ist nicht Selbstzweck - sie ist ganz sicher auch 
nicht nur als Symbol fortschrittlicher Denkungsweise konzipiert -, sondern es sind im wesent­
lichen drei nüchterne Ziele angestrebt und auch erreicht worden: 

1. eine größere Genauigkeit bei der Überprüfung von Erkenntnissen, 

2. eine Rationalisierung unserer Arbeit - sowohl bei der Sachbearbeitung als auch auf dem 
Gebiet des Informationswesens - und 

3. eine Beschleunigung der Informationsvermittlung. 



Das polizeiliche Informationssystem in Hamburg 

- Ziel und Stand der Planung -

Kriminalhauptkommissar Ulrich Kennhöfer, Landeskriminalamt Hamburg 

1. Entwicklung seit 1966 

Im Jahre 1966 untersuchte eine Arbeitsgruppe »Kriminalpolizei« Möglichkeiten der Umstellung 
polizeilicher Aufgabengebiete auf automatische Datenverarbeitung. Die Gruppe setzte sich aus 
Vertretern des Kriminalamtes, des Organisationsamtes und des Statistischen Landesamtes zu­
sammen. Grundlage der Voruntersuchungen waren die seit 1965 geltenden Richtlinien für die 
automatisierte Informationsverarbeitung in der Hamburgischen Verwaltung. 
In dem Untersuchungsbericht vom Oktober 1966 wird festgestellt, daß die Umstellung von 
Aufgaben der Kriminalpolizei auf automatische Datenverarbeitung nur dann zweckmäßig ist, 
wenn sie das gesamte Informationswesen umfaßt. 
Im Zusammenhang mit der Einführung des »Meldedienstes für die Einsatzplanung mit Hilfe 
der EDV« begann im Jahre 1967 der Aufbau einer hauptamtlichen Planungs- und Programmier­
gruppe für automatische Datenverarbeitung beim Kriminalamt Hamburg und die Ausbildung 
von Polizeibeamten durch das Organisationsamt. 
Die Planungsgruppe legte im März 1969 als Ergebnis der Untersuchung des Aufgabengebietes 
»Personenfahndung« einen Bericht vor, der das gesamte polizeiliche Informationssystem in 
groben Zügen als Planungshorizont umreißt und die Planungsstufen beschreibt, in denen die 
Umstellung realisiert werden soll. 
Die Ist-Aufnahme des Aufgabengebietes »Personenfahndungs- und Haftkartei« war im Mai 1969, 
die Soll-Regelung im November 1969 fertiggestellt. Sie umfaßt bereits die erste Aufbaustufe des 
Gesamtsystems. 
Da das Ziel der Planung in Hamburg von Anfang an auf einen späteren Datenverbund zwischen 
dem Bundeskriminalamt und den Landeskriminalämtern ausgerichtet war, wurde der Vorschlag 
des Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom Januar 1969 zur gemeinsamen Erarbeitung 
eines Personendatensatzes begrüßt. In insgesamt sieben Arbeitstagungen mit den Landes­
kriminalämtern Bayern und Niedersachsen sind die Mindestdaten eines solchen Satzes erarbeitet 
worden. An den Tagungen haben zeitweise die Landeskriminalämter Bremen, Nordrhein­
Westfalen, Schleswig-Holstein und Baden-Württemberg teilgenommen. Dem Bundeskriminal­
amt sind die Ergebnisprotokolle der Tagungen jeweils übersandt worden. 

2. Planungsziel 

Das Ziel der Umstellung im polizeilichen Informationswesen ist eine Datenbank mit direktem 
Zugriff über Datenendgeräte in allen Polizeidienststellen in Hamburg. Das Konzept sieht daher 
ein Datenfernverarbeitungssystem im real-time-Verfahren vor. Von allen Datenendgeräten sind 
sowohl Abfragen als auch - mit wenigen Beschränkungen - bestandsverändernde Eingaben 
möglich. 
Da an die Durchsatzrate des Systems gewisse Mindestanforderungen gestellt werden müssen, 
werden als Datenendgeräte Bildschirmstationen mit angeschlossenen Datenschreibern eingesetzt. 
Die Umstellung erfolgt in mehreren Aufbaustufen, die gleichzeitig Integrationsstufen für den 
polizeiinternen Datenbestand sind. 
Darüber hinaus ist der Verbund mit anderen Fachbehörden in Hamburg, mit dem Bundes­
kriminalamt und den LKÄ Ziel der Gesamtplanung. 
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2.1 Die erste Aufbaustufe 

Die erste Stufe ist der Aufbau des Datenbankabschnitts - P - (Personendatei), das Datenbank­
verwaltungssystem und das Datenübertragungssystem. 
In der Personendatei sind alle Informationen über bekannte Personen einschließlich der 
Personenfahndung integriert. Der Datensatz zu einer Person enthält mehrere logische Daten­
gruppen, die zusammen oder einzeln ausgegeben werden können. Es können daher sowohl 
Gesamtauskünfte als auch Teilauskünfte aus der Personendatei abgefragt werden. Suchargumente 
in diesem Datenbankabschnitt sind volle oder fragmentarische Personalien einschließlich der 
Alias-Personalien und Spitznamen, personengebundene Merkmale und Merkmale des modus 
operandi in fast ausschließlicher Klartextverarbeitung. 

Dabei sind die logischen Verknüpfungen 

Konjunktion (log. und), 
Adjunktion (log. oder) und 
Negation (log. und nicht) 

möglich. 

Das interne Suchprogramm arbeitet nach dem Prinzip des Koinzidenzvergleiches der einzelnen 
Suchargumente. Für die Phonetisierung der Zunamen wird die »Kölner Phonetik« eingesetzt. 
Der Änderungsdienst erfolgt stets gruppenweise in einer Dialogkette. Der ganze Datensatz kann 
in einer nicht unterbrochenen Dialogkettenfolge eingegeben bzw. verändert werden, bevor er 
endgültig in die Datenbank geschrieben wird. Jeder Änderungsgang kann vom Bediener an 
beliebiger Stelle abgebrochen werden. 
Trifft eine Abfrage auf mehr als einen Datensatz, so werden bis zu 18 Kurzinformationen aus 
den Sätzen auf den Bildschirm ausgegeben. Bis zu 3000 Datensätze können vom Bediener 
nacheinander abgerufen oder über eine Druckroutine auf den Schnelldrucker im Rechenzentrum 
ausgegeben werden. 

2.2 Die zweite Aufbaustufe 
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Die zweite Stufe umfaßt den Aufbau des Datenbankabschnitts - F - (Falldatei) mit dem zentralen 
Vorgangsnachweis und der Sachfahndung. 
Der Datensatz wird in seiner Struktur dem Personendatensatz entsprechen. 
Er enthält in drei Datenbereichen wiederum mehrere logische Datengruppen, die auch hier 
sowohl die Gesamt- als auch eine Teilauskunft ermöglichen. 

Die drei Teilbereiche sind: 

- Registerdaten (Verwaltungsdaten) für den zentralen Vorgangsnachweis, die Fallstatistik und 
den Aufklärungsvermerk, 

- Tathergangsbeschreibung mit personengebundenen Merkmalen des unbekannten Täters, dem 
modus operandi und der Spurenbeschreibung, 

- Beschreibung der in die Sachfahndung aufzunehmenden Sachen einschließlich der Kraftfahr-
zeuge. 

Suchargumente sind neben der vom System vorgegebenen Fallnummer (EDV-Nummer) be­
stimmte Fallmerkmale, wie Tatort und Tatzeit, Beschreibungsmerkmale des unbekannten Täters, 
modus-operandi-Merkmale, Fabrikationsnummern sowie andere Beschreibungsmerkmale von 
Sachen. 
Bei der Eingabe der modus-operandi-Daten eines Falles registriert das System bestimmte 
empirisch festgelegte Standardkombinationen von Merkmalen und gibt Hinweise auf mögliche 
Straftatenserien. 
Auch in diesem Datenbankabschnitt sind dieselben logischen Verknüpfungen möglich wie in der 
Personendatei. Mit der Realisierung der zweiten Aufbaustufe erfolgt auch die Verbindung 
beider Datenbankabschnitte über ein EDV-Nummernsystem in logisch zusammengehörenden 
Datensätzen der Personen- und der Falldatei. 
In beiden Datenbankabschnitten sind jeweils drei Prioritäten für die Abarbeitung der Such­
vorgänge in den Warteschlangen vorgesehen. Die Personen- und Sachfahndungsabfragen haben 
die höchste Priorität. 



Die Reorganisation der Datenbestände erfolgt permanent während des real-time-Änderungs­
dienstes. Die Löschung ganzer Datensätze ist aus Sicherheitsgründen nur im batch-Betrieb 
möglich. 

3. Stand der Planungsausführung 

Die erste Stufe des Informationssystems, der Datenbankabschnitt - P - und die Datenbank­
verwaltung einschließlich der Datenübertragung, sind programmiert und werden z. Z. erprobt. 
Nach der Genehmigung der Planungsausführung im Mai 1970 wurden zunächst die Programme 
für die Datenersterfassung geschrieben. Im September 1970 begann die manuelle Daten­
aufbereitung in einem Zirkularverfahren, das zugleich die Integrierung der Bestände der 
Personenfahndungs- und Haftkartei, der Kriminalaktenhaltung und einiger Hilfskarteien 
ermöglicht. Der Änderungsdienst lief parallel vom ersten Tag der Aufbereitung an. 
Nach der Installierung von zunächst vier Datensichtgeräten und deren Anschaltung an eine 
Datenverarbeitungsanlage Siemens 4004/45 begann die on-line-Erfassung der aufbereiteten 
Daten am 4. Januar 1971. 
Nachdem sich in den ersten Monaten diese Art der Datenerfassung als zweckmäßig erwiesen 
hatte, ist die Zahl der Datensichtgeräte im Mai um eine Schul- und Teststation und im Oktober 
1971 um weitere 10 Geräte auf insgesamt 15 erhöht worden. 
Damit begann im Oktober des letzten Jahres die beschleunigte Erfassung ·der Personengrund­
daten aus der Kriminalaktenhaltung. 
Während wir über das Zirkularverfahren nur solche Personen erfassen, die entweder zur Fahn­
dung ausgeschrieben oder erkennungsdienstlich behandelt werden, erfolgt die Erfassung der 
Personengrunddaten aus der Aktenhaltung von der Namenskarte, unabhängig von Zugängen 
zur Kriminalakte. 
Die Kriminalakten werden zugleich überprüft und bereinigt. Z. Z. sind rd. 265000 Personen­
datensätze erfaßt. 
Die Ersterfassung wird in wenigen Wochen abgeschlossen sein. Nach dem endgültigen Laden der 
Daten auf Magnetplattenspeicher werden alle Zugänge zu den bisherigen personengebundenen 
Karteien und zur Kriminalakte über die Datenerfassungsplätze geleitet. Die Personendatei wird 
dann im real-time-Änderungsdienst aktuell gehalten. 
Das Auskunftsprogramm für die Suche über Personalien ist mit dem Programm für den Ände­
rungsdienst fertiggestellt worden. Die Programmierung der Merkmalsdatengruppe beginnt im 
Sommer dieses Jahres. 
Neben der Programmierung der Personendatei laufen seit etwa einem Jahr vorbereitende 
Arbeiten für die Falldatei. 
Vor allem sind Tatmerkmale in der Deliktsgruppe »Diebstahl« untersucht und zusammen­
gestellt worden. 
Die Auswertung der Untersuchungsergebnisse wird Grundlage für die detaillierte Aufgaben­
beschreibung in der Soll-Regelung der Falldatei sein. 
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AUSSPRACHE 

Wirkl. Hofrat Dr. Ambrosi, Wien 

Mich würde interessieren die ungefähre Größe, die das projektierte Programm, das ja sicherlich on-line 
laufen soll, im Kernspeicher benötigt, und ob Sie die Software selbst gemacht haben oder ob Sie sie von 
einer Vertragsfirma gemietet, gekauft oder sonstwie erhalten haben. 

Kriminalhauptkommissar Kennhöfer, Hamburg 

Dazu ist zu sagen, daß wir einen Entwicklungsvertrag mit der Firma Siemens abgeschlossen haben im 
Jahre 1970. Dieser Vertrag sieht die Entwicklung eines polizeilichen Informationssystems vor, das in seinen 
beiden Bausteinen Datenbankverwaltung und Datenübertragungssystem auf die Gesamtstufe ausgerichtet ist, 
also nicht auf die erste Ausbaustufe etwa, sondern auf das Gesamtsystem. Daher ist das Datenbankverwaltungs­
system, wenn wir damit nur Personenauskunft betreiben würden, etwas zu groß. Es braucht mit Anwenderteil 
z. Z. etwa 320 K. Da sind natürlich Betriebssystem und Datenübertragungsteil drin. Das ist - ich kann sagen -
zu vier Fünf tein von Siemens geschrieben, zu einem Fünftel von uns, z. B. die Plausibilität; alles, was von der 
kriminalistischen Seite zu berücksichtigen ist in dem Programm, ist von uns geschrieben worden. 
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Zusammenfassung 

Diplom-Physiker Dr. Helmut Karl, Bundeskriminalamt 

In den bisherigen Vorträgen dieser Tagung wurde ein umfassender Überblick über den Planungs­
und Entwicklungsstand der Datenverarbeitung bei der Polizei in der Bundesrepublik gegeben. Dieser 
Sachstandsbericht ist zweifellos eine wichtige und notwendige Bilanz für das bisherige Vorgehen. 

Die schwierigen und langwierigen Diskussionen über die Anwendungsmöglichkeiten der Daten­
verarbeitung im Polizeiwesen haben Ergebnisse gezeitigt. Die neue Technik hat heute einen festen 
Platz im planerischen Denken und auf verschiedenen Einsatzgebieten der Polizei gefunden. Die 
ersten Realisierungsschritte haben Lösungen erbracht, an denen die Möglichkeiten und Probleme 
der zukünftigen Entwicklung abgelesen werden können. 

In diesem Zusammenhang verdienen die Berichte der Länder Schleswig-Holstein und Nieder­
sachsen besondere Erwähnung. Als erstes Land in der Bundesrepublik hat Schleswig-Holstein die 
Datenverarbeitung in den Dienst der Polizei gestellt. Die seit zwei Jahren betriebene Personen­
erkenntnisdatei (PED) lieferte bis heute eine Reihe wichtiger Erfahrungen, die sich mit Sicherheit 
in den Entwicklungen bei Bund und Ländern ausgewirkt haben. In ähnlicher Weise hat Nieder­
sachsen mit der Kfz-Fahndung die Entwicklung in Richtung allgemeiner Sachfahndung begonnen. 
Der bei der Kfz-Fahndung auftretende hohe Änderungsdienst ist in diesem System voll berücksichtigt. 
Die Rationalisierung des Fernschreibverkehrs in diesem Sachgebiet mit Hilfe der Datenverarbeitung 
wurde als entscheidendes Lösungselement erkannt. 

Es würde den Rahmen dieser Zusammenfassung sprengen, weitere, in den Vorträgen dar­
gestellte Erkenntnisse und Ideen im einzelnen zu erörtern. Darüber hinaus wäre jede Erörterung 
unter allgemeinen Gesichtspunkten ohne detaillierte Kenntnis der zugrunde liegenden sachlichen 
Bedürfnisse im einzelnen Land unvollständig oder gar unangemessen. Man denke an die verschie­
denen Problemschwerpunkte in Stadt- und Flächenstaaten oder an die unterschiedlichen Polizei­
organisationen in den Ländern. 

In dieser Situation ist ein gemeinsames Ergebnis aller dargestellten Überlegungen besonders 
hoch zu bewerten, nämlich das, dem Ausbau eines bundesweiten, integrierten Informations- und 
Kommunikationssystems der Polizei höchste Priorität zuzuerkennen. Die Möglichkeiten der Daten­
verarbeitung für die Intensivierung des polizeilichen Nachrichtenaustausches als Voraussetzung der 
besseren Koordinierung der polizeilichen Arbeit in der Bundesrepublik sind klar erkannt worden. 
Dem beschleunigten Aufbau eines Verbundsystems kommt darüber hinaus noch eine praktische 
Bedeutung zu: Eine intensive Verbundplanung und die schnelle Verwirklichung eines entsprechen­
den Konzepts ist die wirksamste Form der Koordinierung der polizeilichen Datenverarbeitungs­
aktivitäten in der Bundesrepublik. Diese Überlegungen haben im jüngsten Beschluß der ständigen 
Innenministerkonferenz über ein vom Herrn Bundesminister des Innern vorgelegtes Konzept ihren 
Niederschlag gefunden. Darüber hinaus hat die Unterkommission »DV-Koordinierung«, die sich 
als Projektleitung für den Aufbau des Verbundsystems versteht, im Februar 1972 ihre Arbeit auf­
genommen. 

Als weiterer wichtiger Punkt ist festzuhalten, daß beim Aufbau des Informationssystems ein 
schrittweises Vorgehen notwendig ist. Übereinstimmung besteht auch darin, daß der Fahndung 
(Personen- wie Sachfahndung) dabei die höchste Priorität eingeräumt wird. Die dafür notwendigen 
Festlegungen bezüglich Informationsumfang des Fahndungssatzes und Austausch-Konventionen 
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werden in den Unterkommissionen »Zielplanung« und »DV-System-Technik« z. Z. abschließend 
behandelt. Die UK »DV-Koordinierung« ist dabei, die organisatorischen Abläufe im Fahndungs­
verbund festzulegen. Als nächstes werden diese Konventionen für die Kfz-Fahndung erarbeitet. 

Diese Konventionen sind auf den Verbund abgestimmt. Das endgültige Verbundkonzept geht 
davon aus, daß die Fahndungsdaten in jedem Regionalsystem unmittelbar dem regionalen Benutzer 
zur Verfügung gestellt werden und das Regionalsystem durch das zentrale System im BKA koordiniert 
wird. Das Modell dieses Verbundes wurde von Herrn Dr. Pütter diskutiert. 

Vergleicht man nun die Entwicklungsziele und den Realisierungsstand bei den verschiedenen 
ländern, so stellt man fest, daß der Zeitpunkt der Inbetriebnahme des endgültigen Fahndungssystems 
erst in 1 bis 2 Jahren liegen dürfte. Da ein Verbundsystem nur so wirksam ist, wie es der schwächste 
Verbundpartner erlaubt, würde von diesen Voraussetzungen eine Reihe der bei Bund und Ländern 
gemachten Investitionen über diesen Zeitraum nicht die volle Wirksamkeit erreichen. Es ist daher 
ein besonderes Anliegen des Bundes, durch geeignete Zwischenlösungen diesen Zeitraum möglichst 
zu verkürzen. Nach Inbetriebnahme des eigenen Systems im Frühjahr nächsten Jahres könnten Ter­
minals etwa anstelle der heutigen Fahndungskarteien die Datenverarbeitung auf dem Fahndungssektor 
voll zum Tragen bringen. Ein solche Zwischenlösung muß organisatorisch und technisch jederzeit 
bei Einführung der Datenverarbeitung im land in eine andere, dann praktizierte lösung überführt 
werden können. Dies gilt insbesondere auch für die Rückgabe der zwischenzeitlich im BKA-System 
unter regionalen Gesichtspunkten abgelegten Daten des landes. Unter diesem Aspekt wird die 
in naher Zukunft einsetzende engere Zusammenarbeit zwischen dem Saarland und dem Bund von 
besonderem Interesse hinsichtlich Gestaltung und Ergebnis sein. 

Ein möglichst frühzeitiges Einsetzen der Zusammenarbeit im Hinblick auf den Verbund würde in 
entscheidendem Maße der Gefahr einer isolierten Entwicklung der einzelnen Länder entgegenwirken. 
Auch sollte man sich hier immer deutlich vor Augen halten, daß ein Verbundsystem nie besser sein 
kann als der schwächste Partner. Es muß im Interesse aller sein, diese gleichwertigen Lösungen in 
Bund und ländern zu erreichen. Gleichwertig bedeutet dabei nicht technisch und organisatorisch 
gleich, sondern es bezieht sich auf den im System verfügbaren Informationsumfang, der selbst­
verständlich über die gemeinsame Verbundbasis hinaus besonderen Bedürfnissen der einzelnen 
Verbundpartner Rechnung tragen muß. 

Ein weiterer wichtiger Aspekt eines solchen Verbundsystems ist ein bundesweiter Straf täter­
nachweis oder -index. Mit Hilfe eines solchen Indexsystems ist es möglich, an jedem Ort zu jeder 
Zeit die notwendigen Informationen über eine einmal polizeilich in Erscheinung getretene Person 
zu erlangen. Ein solcher Straftäternachweis muß ganz besonders unter dem Gesichtspunkt der 
Arbeitsteilung zwischen Bund und ländern aufgebaut und weitergeführt werden. Als Grundvorstel­
lung in einem solchen Verbundsystem könnte man etwa von folgendem ausgehen: 

Tritt eine Person zum ersten Mal als Straftäter in einem Regionalsystem auf, 50 wird in diesem 
System ein Datensatz aufgebaut, der zumindest alle Fakten, die im Rahmen der Personenkurz­
auskunft notwendig sind, enthält. Dem Zentralsystem werden dabei die Personalien und die EDV­
Nummer, unter der die Personendaten in dem Regionalsystem gespeichert sind, übergeben. Solange 
die Person nur im Bereich des Regionalsystems kriminell aktiv ist, wird der Datensatz im Regional­
system fortgeschrieben, ohne weitere Meldung zum Zentralsystem. Tritt nun die gleiche Person im 
Bereich eines anderen Regionalsystems auf, wird dieses eine Auskunft zur Person zunächst nicht 
beantworten können. In einem solchen Fall würde das Regionalsystem selbständig auf das Zentral­
system zurückgreifen und nun durch dessen Vermittlung die entsprechende Kurzauskunft im Ver­
bund aus dem vorhergenannten Regionalsystem abrufen können. 

Darüber hinaus würde sich der Straftäter den Systemen als überregionaler Täter darstellen. Die 
Kurzdaten aus den verschiedenen Regionalsystemen könnten dann in das Zentralsystem übernommen 
und dort zu einem umfassenden Personenkurzdatensatz mit entsprechenden Verweisungen auf die 
FundsteIlen zusammengeführt werden. Der Aufbau eines solchen umfassenden Verbundsystems wird 
sich über viele Jahre erstrecken. Es wäre daher im Interesse des Ganzen, über diese Frage eine 
gemeinsame Vorstellung zu entwickeln. Dabei sollte davon ausgegangen werden, daß der Aufbau 
eines solchen Index sich zunächst nicht im Verbund zu vollziehen braucht, sondern wie in Nordrhein­
Westfalen direkt oder im Rahmen einer gemeinsamen Vorgangserfassung, wie sie etwa den Plänen 
des BKA entspricht, durch ständige Vorwärtsdokumentation aufgebaut wird. Notwendig wäre dabei 
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allerdings, daß von Zeit zu Zeit die Datenbestände, z. B. von Bändern, gegenseitig ausgetauscht und 
abgeglichen werden, um die Verweisungen möglichst zu vervollständigen. Bei diesem Verfahren 
müßte man aus Rationalisierungsüberlegungen weiterhin bestrebt sein zu erreichen, daß Daten, die 
in einem Land bereits erfaßt sind, nicht an einem anderen Ort nochmals erfaßt werden. Dies betrifft 
insbesondere die Erfassung im Rahmen des Fahndungseinganges oder des Straftatenmeldedienstes 
beim Bundeskriminalamt, die als Ergänzung der regionalen Erfassungsaktivität gesehen werden 
könnte. In diesem Fall würde das BKA erfaßte Datenbestände an das Ursprungsland in näher zu 
vereinbarender Form auf Datenträgern übergeben können. 

Wenn ich in dieser Zusammenfassung die Fragen des Verbundes gegenüber den Problemen 
in einzelnen Anwendungsgebieten polizeilicher Datenverarbeitung in den Vordergrund gestellt 
habe, so deswegen, weil mir die Bedeutung der Datenverarbeitung aus den jetzigen Gegebenheiten 
heraus in ihrer Funktion als Kommunikationsinstrument entscheidend zu sein scheint. Für die 
heutige Situation der Polizei in der Bundesrepublik würde organisatorisch ein einheitliches System 
der Information über dem im übrigen föderalistischen Aufbau der Polizei entstehen, der die heute 
manchmal von Außenstehenden beklagte Unwirksamkeit im großen entscheidend verbessern könnte. 

Meines Erachtens wird hier ein Effekt erreicht, der weit über dem liegt, durch Datenverarbeitung 
vordergründig konventionelle Karteiarbeit abzulösen. Die technische und organisatorische Aufgabe, 
den Verbund aufzubauen, sehe ich als eine der wichtigsten Aufgaben des Bundeskriminalamtes im 
Bereich der Datenverarbeitung. Die Entwicklung vieler bereits diskutierter und noch nicht in Betracht 
gezogener Anwendungsgebiete der Datenverarbeitung im Polizeiwesen muß parallel zu dieser 
Arbeit vorangetrieben werden. Hier scheint mir ein besonderer Vorzug eines Parallelvorganges 
zwischen Bund und Ländern zu liegen. Eine Arbeitsteilung wäre sehr zu begrüßen. Die Voraus­
setzungen für eine Koordinierung solcher einzelner Aktivitäten bei Bund und Ländern würden 
durch das intensive Vorwärtstreiben der Verbundfrage mit Sicherheit zunehmend verbessert werden. 
Das wäre von wesentlicher Bedeutung für die Übertragbarkeit der im Einzelsystem gefundenen 
Lösung auf die anderen Systeme. 

In diesem Sinne möchte ich meine Zusammenfassung abschließen. Ich bin der festen Über­
zeugung, daß die Ergebnisse und Diskussionen dieses Tages einen wichtigen Beitrag für die weitere 
Entwicklung der Datenverarbeitung bei der Polizei in der Bundesrepublik Deutschland darstellen. 
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EDV im Kraftfahrt-Bundesamt 

- auch für die Polizei -

leitender Regierungsdirektor Heinz Hade/er, Kraftfahrt-Bundesamt, Flensburg 

Meine Damen und Herren, ich möchte meinem Referat - entgegen der ursprünglichen Fassung­
etwas Gewürz beimischen, um zu einer Aussprache anzuregen, die programmwidrig nur draußen 
- hinter vorgehaltener Hand - stattgefunden hat. 

An sich freue ich mich, daß ich vor diesem Kreis sprechen kann, weil ich wie der Schirmherr 
dieser Veranstaltung, Herr Präsident Dr. Herold, viele Jahre meines Lebens Staatsanwalt war und die 
Bemühungen der Polizei um eine moderne Verbrechensbekämpfung mit sehr regem Interesse ver­
folgt habe - allerdings hier in den letzten bei den Tagen leider mit starker Resignation. Man hätte 
doch erwartet, daß bei einem so modernen EDV-Instrument zumindest ein westeuropäisches Konzept 
erwogen worden wäre, und muß nun resigniert feststellen, daß nicht einmal eine bundeseinheitliche, 
sondern eine - verzeihen Sie mir das Wortspiel - »ländliche« Organisationsform eingeführt wird. 

Wenn ich trotzdem die Möglichkeit begrüße, hier referieren zu dürfen, so aus einem anderen 
Grunde, weil nämlich das Kraftfahrt-Bundesamt durch die Ermittlungshilfen sehr enge, häufige und 
vielseitige Kontakte zur Polizei pflegt. 

In den vorangegangenen Referaten ist mehrfach auf die Geschichte, allerdings meistens auf die 
Geschichte der Planung oder in einigen Fällen auch der EDV-Versuche, eingegangen worden. Des­
wegen möchte auch ich etwas zu der Geschichte - in unserem Fall allerdings zu der Geschichte der 
Anwendung, der Praxis ausführen: 

Entwicklung 

Das Kraftfahrt-Bundesamt zählt zu jenen Behörden, die auf eine mehr als ein Vierteljahrhundert 
dauernde Geschichte der maschinellen Datenverarbeitung zurückblicken können. Am Beginn dieser 
Periode stand die Lochkarten kartei für die zulassungspflichtigen Kraftfahrzeuge, die maschinell fort­
geschrieben und statistisch ausgewertet wurde. Die elektronische Datenverarbeitung kam 1962 
- also vor zehn Jahren; man benutzte zwei Anlagen der zweiten Generation für statistische 
Zwecke. Im Jahre 1966 wurde auch die Kraftfahrzeugkartei in die elektronische Bearbeitung über­
nommen. Die alte Loch karten kartei bildete somit die Erfassungsgrundlage für den sehr umfang­
reichen Datenbestand. Bis zum Jahre 1970 haben wir zwei Anlagen IBM 360/40 verwendet. Da die 
Anlagen in ihrer Kapazität den Aufgaben nicht mehr gewachsen waren, mußten sie umgerüstet 
werden. 

Ausstattung 

Die gegenwärtige Ausstattung sieht - wenn man außer acht läßt, daß wir vorübergehend noch 
eine dritte Anlage aus SicherheitsgrQnden betrieben haben - folgende Duplexanlage vor, deren 
Schaltsystem in Abb.1 dargestellt wird: 

1 Anlage Siemens 4004/45 
mit je 256000 Kernspeicherstellen 

12 bzw. 8 Magnetbandeinheiten nebst Steuergeräten 
je 2 Lochkartenlesern 
je 2 Schnelldruckern 
je 1 Lochkartenstanzer 
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sowie 1 Großplattenspeicher mit 8 Laufwerken zu je 28 Millionen Bytes 
1 Datenübertragungssteuereinheit, auch für Fernbetrieb 
2 Terminals (Bildschirmgeräte). 

Das Duplexsystem ist aus Gründen der Sicherheit erforderlich, um auch bei Ausfall einer Anlage 
die wichtigsten Arbeiten - insbesondere den Auskunftsdienst für die Polizei in Eilfällen - auf der 
anderen Anlage durchführen zu können. Für diese Fälle, aber auch zur rationellen Ausnutzung 
der Anlagen - insbesondere durch weitgehende Parallelläufe -, ist die Umschaltbarkeit der Band­
und Platteneinheiten von großer Bedeutung. Beide Anlagen sind schon jetzt durchweg rund um die 
Uhr in Betrieb und voll ausgelastet. 

Abb.1 

Zukünftige Ausstattung 

Da sich der Bestand an Daten, der Arbeitsanfall und die AufgabensteIlung ständig erweitern, 
ist für 1973 eine Umrüstung beider Anlagen auf das System Siemens 4004/150 G mit einmal 393 KB 
und 296 KB sowie eine Erweiterung der peripheren Einheiten vorgesehen. 

Kosten 

Das Kraftfahrt-Bundesamt muß z. Z. jährlich rund 4 Mio DM und zukünftig rund 5 Mio DM 
an Mieten für die EDV-Anlagen aufwenden. Die Anlagen sind nur gemietet, um je nach Aufgaben 
und Arbeitsanfall stets die angemessene und modernste Einrichtung zu besitzen. Hinzu kommen 
rund 3 Mio DM für Personalkosten; alles in allem - mit Unterhaltungskosten und Verwaltungs­
aufwand - rund 10 Mio DM, das ist etwa ein Drittel unserer Ausgaben, die übrigens durch Ein­
nahmen voll gedeckt sind. 
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Verwendungsarten 

Das Kraftfahrt-Bundesamt bedient sich der EDV in fast allen Aufgabengebieten, wie die Über­
sichten über den Informationsfluß zeigen (Abb. 2 und 3): 
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VZR 

Die weithin bekannteste Einrichtung, das Verkehrszentralregister, ist jedoch nur insoweit 
beteiligt, als die Entscheidungen über Fahrerlaubnisentziehungen und Daten über Personen mit 
mehr als sieben belastenden Eintragungen elektronisch aufbereitet werden. Die elektronische 
Erfassung der Daten aller 3,6 Mio eingetragenen Personen ist noch im Versuchsstadium. Soweit 
die Personaldaten betroffen sind, ist der Versuch positiv verlaufen. Die Erfassung der anderen Daten 
bietet noch Probleme, vor denen auch das Bundeszentralregister steht. 

Technik 

Die technische Abteilung des Amtes, die für die Typprüfung und die Erteilung der Allgemeinen 
Betriebserlaubnisse und der Allgemeinen Bauartgenehmigungen zuständig ist - also den Herstellern 
von Kraftfahrzeugen und genehmigungspflichtigen Fahrzeugteilen die Erlaubnis erteilt, Fahrzeuge 
und Fahrzeugteile in Serie zu fertigen und zu vertreiben -, gibt einerseits den wesentlichen Inhalt der 
Erlaubnis in die sog. Typkartei, sie bezieht andererseits die Typschlüsselnummer von der statistischen 
Abteilung und teilt diese dem Hersteller für den einzelnen Fahrzeugtyp zu. Mit den Fahrzeug­
papieren gelangt das Fahrzeug an den Halter, bei der Zulassung wird dem Amt eine Karteikarte 
durch die Zulassungsstelle übersandt zum Zweck der zentralen Erfassung. 

Erfassung 

Diese Belege - wie auch die Meldungen über Besitzumschreibungen und löschungen - werden 
geprüft, soweit erforderlich verschlüsselt und mit Hilfe von lochkarten auf Magnetbänder übertragen. 

Wir verwenden für andere Aufgaben zwar auch die Datenerfassung mit Klarschriftbelegen und 
Beleglesern, in der Kraftfahrzeugerfassung lassen sich jedoch automatische lesegeräte bei der Art 
der Belege und im Hinblick darauf, daß sie bei rund 600 Zulassungsstellen erstellt werden, noch 
nicht einsetzen. 

Die Erfassung muß absolut fehlerfrei sein. (Was würden Sie sagen, wenn unsere Auskunft auf 
Ihre Anfrage nach einem mordverdächtigen Fahrzeughalter den Zusatz »ohne Gewähr - Computer­
auskunft« tragen würde?) 

Die jetzt rund 19,3 Mio Kraftfahrzeuge und Anhänger sind doppelt erfaßt, einmal geordnet 
nach dem Kennzeichen, zum anderen nach Hersteller, Typ und Fahrgestellnummer. Auf einem 
Historienband werden noch 5 Jahre nach dem Außer-Betrieb-Setzen alle Fahrzeuge weitergeführt, 
so daß insgesamt rund 50 Mio Datensätze über Kraftfahrzeuge im Amt vorhanden sind. 

Verwendungszwecke 

Die zentrale Kraftfahrzeugerfassung dient vor allem folgenden Zwecken: 

Sicherung des Eigentums am Fahrzeug 

Die Kraftfahrzeugbriefe werden zentral vom KBA ausgegeben. Die Hersteller und Zulassungs­
stellen haben dem KBA die Verwendung nachzuweisen (Brief-Verwendungsnachweis). Gestohlene 
und abhanden gekommene Fahrzeuge und Fahrzeugbriefe sind auf Plattenstapeln registriert, jede 
Kfz-Meldung läuft durch diese Kontrolle, so daß meldende Behörden sofort unterrichtet werden 
können, wenn die Mitteilungen sich auf abhanden gekommene Fahrzeuge oder Briefe beziehen. 

Fertigung von Statistiken 

Das Amt veröffentlicht in jährlichen, halbjährlichen und monatlichen Schriftenreihen tief auf­
gegliederte Statistiken über Neuzulassungen, Besitzumschreibungen, löschungen und den Bestand 
an Kraftfahrzeugen, ferner Verkehrsleistungsstatistiken usw., die für Verkehrspolitik und -wirtschaft 
unentbehrlich sind. Sondererhebungen für Wissenschaft, Verwaltung, Wirtschaftsunternehmen und 
andere nehmen einen ständig wachsenden Umfang an. 

Auskunftsdienst 

Der Auskunftsdienst wird zwar auch von Versicherungen und Privatpersonen, insbesondere aber 
von der Polizei in Anspruch genommen. Er hat eine erheblich zunehmende Bedeutung, die in fol­
genden Zahlen zum Ausdruck kommt: 1968 = 47000,1969 = 93000,1970 = 208000 und 1971 = 
370000 Auskunftsfälle; die Zahl dieser Ermittlungshilfen hat sich also von Jahr zu Jahr mehr als, 
im letzten Jahr fast verdoppelt. 
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Ermittlungshilfe 

Diese Hilfe wird in allen Fällen erteilt, wenn der unbekannte Täter durch Erkenntnisse über das 
Tatfahrzeug zu identifizieren ist, z. B.: 

Kennzeichen vollständig 

Die Masse der Auskünfte (es geschehen ja nicht etwa 370000 Kapitalverbrechen mit Kraftfahr­
zeugen pro Jahr) betrifft sog. Halteranfragen, z. B. in Fällen des Falschüberholens oder überhöhter 
Geschwindigkeit, bei denen nur das vollständige Kennzeichen, nicht aber der Fahrer festgestellt 
werden konnte. Diese Anfragen werden im KBA zumeist nachts parallel zur Kfz-Bestandsführung 
erledigt. Bei der sequentiellen Erfassung der Fahrzeugdaten wäre eine Einzelbearbeitung nach dem 
Maschinenzeitaufwand unmöglich. Das für diese Fälle benutzte Anfrage-Formular hat sich bei der 
Polizei gut eingeführt. Wir erhalten allerdings auch (was uns natürlich lieber ist) die Anfragen in 
bereits abgelochter Form oder auf Magnetband. 

Bruchteilkennzeichen, Fahrgestellnummer, Spuren 

Weitaus größere Bedeutung - der Sache und nicht der Anzahl nach - haben die Fälle, in denen­
z. B. bei Mord, Bankraub, Notzucht oder Unfallflucht - das amtliche Kennzeichen nicht vollständig 
oder durch Zeugenaussagen widerspruchsvoll bekannt ist oder ein Kennzeichen am Tatfahrzeug 
fehlt, aber die Fahrgestellnummer bekannt ist oder am Tatort Spuren und insbesondere Fahrzeug­
teile - z. B. bei einem Unfall - gesichert werden können, die es uns ermöglichen, den Typ zu 
bestimmen. In allen diesen Fällen kann - wenn überhaupt - nur das KBA helfen. Und für alle Fälle 
gilt der polizeiliche Grundsatz, je sicherer und umfassender die Erkenntnisse über das Tatfahrzeug, 
um so sicherer ist die Auskunft, um so kleiner ist die Zahl der von uns gemeldeten und von der 
Polizei zu überprüfenden Fahrzeuge. Die Antwort des KBA auf ein derartiges Fernschreiben in 
Kapitalsachen kann in den Fällen der Bruchteilkennzeichen durchweg in 30 bis 60 Minuten bei der 
Polizei erwartet werden. 

Brieffälschungen 

Am Rande sei erwähnt, daß wir durch den sog. Briefverwendungsnachweis, aber auch durch 
die elektronische Erfassung der wesentlichen, im Kraftfahrzeugbrief und im Zulassungsschein an­
geführten Daten in der Lage sind festzustellen, ob die in den Papieren angeführten Daten zutreffen 
oder der Verdacht einer Fälschung besteht, der dann durch kriminaltechnische Untersuchungen 
geprüft werden muß. 

Gestohlene, abhanden gekommene, nicht versicherte und schrottreife Fahrzeuge, 
abhanden gekommene Briefe 

Da das Kraftfahrt-Bundesamt die gestohlenen und abhanden gekommenen Fahrzeuge sowie 
- nach m. E. viel zu langen Verhandlungen mit dem BKA - demnächst die nicht versicherten und 
möglicherweise die Schrottfahrzeuge auf Plattentellern verzeichnet hat, sind bzw. werden selbst­
verständlich auch darüber Auskünfte an die Polizei möglich, und zwar - falls gewünscht - in direktem 
Abrufverfahren. Der von uns angebotene Test für den direkten Abruf hätte nach unserer technischen 
Ausstattung längst beendet sein können. 

Datenverbund 

Da das Bundeskriminalamt in absehbarer Zeit über EDV-Anlagen ähnlicher Art wie das Kraft­
fahrt-Bundesamt verfügen wird, dürfte ein Datenverbund technisch keine Schwierigkeiten bereiten, 
möglicherweise allerdings in rechtlicher Hinsicht - und das gilt für alle EDV-Anwender -, wenn man 
die z. Z. erörterten Bestimmungen des zukünftigen Datenschutzgesetzes berücksichtigt. 

Dezentrale Fahndungseinrichtungen 

Bei dem gegenwärtigen Stand der Kraftfahrzeugfahndung mutet es mittelalterlich an, wenn 
man gelegentlich hört, daß sich mit dieser Frage auch regionale Datenzentralen befassen wollen. 
Das kann - mit Verlaub gesagt - entweder nur auf Unkenntnis über den Stand der Dinge oder auf 
die Tatsache zurückzuführen sein, daß man nach der Anschaffung der teuren Anlagen eine Fehl­
planung, mangelnde und daher unwirtschaftliche Auslastung der Anlagen oder mangelndes Personal 
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für die Aufbereitung eigener Datenbestände feststellt und nunmehr auf zwar fremde, aber vor­
handene Kfz-Datenbestände hofft, um wenigstens mit dem »teuren Spielzeug« etwas anfangen zu 
können. Lassen Sie es mich ganz deutlich sagen: Eine regionale Kraftfahrzeugfahndung wäre ein 
unverantwortlicher Unsinn. Man würde ein Problem aufgreifen, das bereits perfekt gelöst ist, regional 
gar nicht gelöst werden kann, und zwar auch nicht bei einem Datenverbund, einfach weil den 
Zentralen nicht alle - insbesondere nicht die nur bei uns in den Unterlagen der technischen Abteilung 
erfaßten - Daten bekannt sind. Unverantwortlich, weil man an 10 oder 20 Stellen Mittel aufwendet, 
die nur einmal nötig sind, und vor allem das so geringe EDV-Personal für Aufgaben einsetzen müßte, 
die bereits erfüllt werden, statt es für vordringlichere Maßnahmen - wie etwa die Personenfahndung -
zu verwenden. 

Man würde auch den Polizeibeamten in seiner täglichen Routinearbeit durcheinanderbringen; 
er weiß jetzt, daß er alle Auskünfte über Kraftfahrzeuge beim Kraftfahrt-Bundesamt erhalten kann. 
Künftig müßte er nach Studium des Kennzeichen- und des Datenzentralenkatalogs prüfen, ob außer­
dem noch eine Datenzentrale ihm dieselbe Auskunft erteilen kann. Wenn das Kennzeichen nicht 
vollständig bekannt ist, hätte er bei einer Datendezentrale keinen Erfolg - außer jenem des unter 
Umständen gefährlichen Zeitverlustes. 

ESG 

In diesem Zusammenhang und in diesem Kreise muß ich auch sehr ernst vor der Elektronik­
System-Gesellschaft, die von einigen EDV-Herstellern getragen wird, und vor allem vor deren 
Gutachten »Integriertes Daten- und Nachrichtenverbundsystem für die Polizei« warnen. Das Gut­
achten ist eine Utopie und zeigt eine außerordentlich geringe Sachkenntnis. Ich kann das hier offen 
aussprechen, ich habe gleiches übrigens auch einem der Verfasser des Gutachtens offenbart. 

Ich wünsche der Polizei und vor allem dem Bundeskriminalamt gute und schnelle. Fortschritte 
in der Verbrechensbekämpfung mit Hilfe der EDV. Das Kraftfahrt-Bundesamt wird wie bisher mit 
Rat und Tat bereitstehen. 
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Weiterentwicklung der Automatisierung 

des Ausländerzentral registers 

Regierungsdirektor Horst Philipps, Bundesverwaltungsamt, Köln 

1. Funktionale und institutionelle Betrachtung 

1.1 Funktionale Betrachtung 

Das Ausländerwesen ist aus der bei der Automation wichtigen funktionalen Sicht Teil der 
Funktionsgruppe Einwohnerwesen, in der alle durch die öffentliche Verwaltung für natür­
liche Personen zu erfüllenden (überwiegend auf personenbezogene Daten gerichteten) 
Registrierfunktionen zusammengefaßt sind. 
Das Ausländerwesen umfaßt mit Ausnahmen alle natürlichen Personen, die nicht Deutsche 
im Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes sind. 

Die Funktionen des Ausländerwesens sind im wesentlichen in drei Gruppen zu gliedern: 

1. Vielfältige Überwachungsfunktionen (Aufenthaltsermittlung, Erkenntnisermittlung) , 

2. Betreuungsfunktionen, 

3. Planungsfunktionen. 

Die beiden letztgenannten Funktionsgruppen werden in Zukunft an Bedeutung gewinnen. 

1.2 Institutionelle Betrachtung 

Die Funktionen des Ausländerwesens werden von kommunalen und staatlichen Behörden 
erfüllt. 
Auf Kreisebene bestehen Ausländerbehörden, die mit den Einwohnermeldebehörden zu­
sammenarbeiten. Auf Bundesebene besteht das Ausländerzentralregister beim BV A. 

Ferner wirkt bei der Erfüllung von Funktionen des Ausländerwesens eine Vielzahl anderer 
Behörden mit, wie z. B. 

Paß- und Personalausweisbehörden, 

Justizbehörden, 

Finanz- und Zollbehörden, 

Polizei- und Grenzschutzbehörden. 

2. Automatisierbare Funktionen des Ausländerzentralregisters 

2.1 Relevante Ausländerdaten 

Die Erfüllung der grob umrissenen Funktionen des Ausländerwesens erfordert die Registrie­
rung einer Vielzahl von Daten, die im wesentlichen in fünf Datengruppen gegliedert werden 
können. 

1. Personengrunddaten 

2. Ausländerrechtliche Ergänzungsdaten (z. B. Daten der Aufenthaltserlaubnis, Einreise­
datum, Asylberechtigung) 

3. Ausländerrechtliche Erkenntnisdaten (z. B. Ausweisung, Abschiebung, Einreise un­
erwünscht) 

4. andere Erkenntnisdaten (öffentliche Sicherheit und Ordnung) 

5. Sonstige Erkenntnisdaten (z. B. Mitteilungen von Jugendämtern, Krankenkassen usw.). 
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2.2 Zentrale Registrierung von Ausländerdaten auf Bundesebene 

Die kommunalen Ausländerbehörden können die Funktionen des Ausländerwesens dezentral 
allein nicht erfüllen. Es wurde daher ein Ausländerzentralregister - AZR - auf Bundesebene 
errichtet, das die Ausländerdaten der fünf Datengruppen in einer Hauptdatei und einer 
Erkenntnisdatei enthält. 

Generelle Funktionen des Ausländerzentralregisters sind die überörtliche Verknüpfung der 
auf Kreisebene geführten Ausländerkarteien und die Verbindung mit verschiedenen Registern 
auf Bundesebene, die Ausländerdaten zu Überwachungs- und Betreuungszwecken benötigen. 

Das Ausländerzentralregister enthält in seiner Hauptdatei z. Z. die Daten von rund 4,2 Mil­
lionen Personen, die in der Bundesrepublik ansässig sind oder waren. Die Erkenntnisdatei 
enthält Daten von rund 210000 Personen. 

3. Stufenweise Automation des Ausländerwesens im Bundesbereich 

3.1 Erste Automationsstufe des Ausländerzentralregisters 1967 bis 1971 

In Anbetracht des ständig wachsenden Volumens der Daten und Auswertungen wurde im 
Jahre 1967 zur Sicherung der Funktionsfähigkeit des AZR kurzfristig die Umstellung auf das 
elektronische Datenverarbeitungsverfahren mit lochkartenorientierter Datenerfassung und 
magnetbandorientierter Datenverarbeitung durchgeführt. 

Suchverfahren 

Von besonderer Bedeutung für die Umstellung auf das elektronische Datenverarbeitungs­
verfahren war die Entwicklung eines maschinellen Suchverfahrens, das nicht nur das Auf­
finden der Daten eines Ausländers mit Hilfe der als Identifizierungs- und Verknüpfungs­
merkmal dienenden Hauptdatei-Nummer und Erkenntnisdatei-Nummer ermöglichte (direkte 
Suchkriterien), sondern auch das Auffinden der Ausländer-Daten mit vollständigen und un­
vollständigen Namen, Geburtsdaten, Geburtsort und Geschlecht (indirekte Suchkriterien) 
weitgehend erlaubte. 

Dieses Problem aller personenbezogenen Dateien wurde für das AZR weitgehend durch 
ein Suchverfahren gelöst, das auf phonetischen und statistischen Grundlagen beruht. 

Es sei bemerkt, daß es für personenbezogene Dateien kein Suchverfahren gibt, das eine 
100 % ige Such- und Zeiteffektivität aufweist. Wenn ein Minimum von Suchkriterien nicht 
vorhanden ist, versagt das ausgeklügeltste Suchverfahren. Der Effektivität derartiger Ver­
fahren werden ökonomische Grenzen durch den zunehmenden Speicherbedarf der sekun­
dären Dateien des Suchverfahrens und den zunehmenden Zeitbedarf für die Durchführung 
der Suchprozesse gezogen. 

3.2 Zweite Automationsstufe des Ausländerzentralregisters 

3.2.1 Ausgangsgrundlagen, Zielsetzungen und Beschränkungen 
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Der Herr Bundesminister des Innern hat vor dem Bundestag dargelegt, daß vorhandene 
Daten über hier lebende Ausländer von den Sicherheitsbehörden nicht vollständig und 
vor allem nicht schnell genug erreicht werden können. 

Eine sinnvolle Verhütung oder Verfolgung von Gewalttaten ist nur dann möglich, wenn 
die Daten des Ausländerzentralregisters zu jeder Tages- und Nachtzeit ohne Zeitverlust 
für Sicherheitsbehörden erreichbar sind. Hieraus erwuchs der Auftrag zur Entwicklung und 
Durchführung der zweiten Automationsstufe des AZR. 

Ausgangsgrundlagen 

Die Entwicklung der zweiten Automationsstufe mußte auf einem lochkartenorientierten 
Datenerfassungsverfahren und einem magnetbandorientierten Datenverarbeitungsverfahren 
aufbauen. Hieraus ergaben sich erhebliche Beschränkungen der organisatorischen Reform; 
auf manche wünschenswerte Verbesserung mußte aus organisatorischen und zeitlichen 
Gründen zunächst verzichtet werden. 



Zielsetzungen 

Die wesentlichen Zielsetzungen der zweiten Automationsstufe sind: 

1. Wesentliche Verkürzung der Fortschreibungszeiträume der Dateien zur Steigerung der 
Aktualität durch Übergang zur Direktzugriffspeicherung; 

2. Steigerung der Vollständigkeit und Richtigkeit der Dateien durch ausgebaute, organisierte 
und programmierte Kontrollen; 

3. Steigerung der Aktualität, Vollständigkeit und Richtigkeit der Einzel- und Massenauswer­
tungen sowie Erweiterung des Angebotes an Datengruppenauswertungen und anderen 
qualifizierten Informationen; 

4. Wesentliche Verbesserung des Zugangs der Ausländerbehörden und sonstiger berech­
tigter Behörden zu den Daten des AZR im Wege der Datenfernverarbeitung (Übergang 
von der periodischen zur Sofortauskunft) ; 

5. Entwicklung von Ansätzen für einen späteren Verbund mit anderen automatisierten 
Registern des staatlichen und kommunalen Bereichs. 

Beschränkungen 

Die Entwicklung der zweiten Automationsstufe des AZR unterlag folgenden Beschränkungen: 

1. Zeitliche Beschränkungen 

Für die Verfahrensentwicklung und -einführung stand ein so gering wie. möglich zu 
haltender Zeitraum zur Verfügung, da der zunehmende Umfang des Registers und die 
steigenden Anforderungen an das Register die weitere Anwendung des lochkarten­
orientierten Datenerfassungsverfahrens und der magnetbandorientierten Datenverarbei­
tung nicht mehr zuließen. 

2. Personelle Beschränkungen 

Die Verfahrensentwicklung wurde wesentlich durch quantitative und qualitative perso­
nelle Engpässe eingeschränkt. 

3. Beschränkungen wegen der Auswirkung auf eine Vielzahl von Institutionen 

In Anbetracht des Zeitdrucks mußte auf viele wünschenswerte Verfahrensänderungen 
verzichtet werden, da diese erhebliche Auswirkungen auf mehr als 600 Behörden gehabt 
hätten und von diesen in der gegebenen Zeit nicht bewältigt werden konnten. 

3.2.2 Die Konfiguration der eingesetzten EDV-Anlage 

Die z. Z. eingesetzte EDVA setzt sich im wesentlichen aus folgenden technischen Kompo­
nenten zusammen: 
Für die Programmspeicherung und Datenverarbeitung steht eine Zentraleinheit mit einer 
Arbeitsspeicherkapazität von 262000 Bytes zur Verfügung. 
Der sequentiellen Datenspeicherung (Dateieingabe durch magnetbandorientierte Daten­
erfassung, Datensicherung und Datenschutz, periodische Massenauswertungen in Parallel­
verarbeitung) dienen sechs Magnetbandlaufwerke mit einer Lese- und Schreibgeschwindig­
keit von 60000 Bytes pro Sec. 
Für die Direktzugriffspeicherung stehen 36 Plattenspeicherlaufwerke mit einer Brutto­
speicherkapazität von 933 Mio. Bytes zur Verfügung. 
Für die Datenfernverarbeitung sind entsprechende zentrale Hardware-Komponenten in­
stalliert. 
Der Übermittlung von Anfragen und Auskünften dienen acht Fernschreibanschlüsse, über 
die schrittweise eine zunehmende Zahl von berechtigten Behörden unmittelbare Auskünfte 
aus den Datenbeständen des AZR erhalten kann. 
Daneben stehen den Sachbearbeitern des AZR Datensichtgeräte zur Verfügung. Zur Proto­
kollierung der Anfragen und Auskünfte sind die Datenstationen neben Tastatur und Bild­
schirm mit einem Datenschreiber versehen. 
Für periodische Massenauswertungen steht ein Schnelldrucker mit einer Druckgeschwindig­
keit von 60000 Zeilen je Stunde zur Verfügung. 
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3.2.3 Technik der Datenerfassung 

Auf dem Gebiet der Datenerfassung hat sich in den letzten Jahren ein technischer Fortschritt 
vollzogen, der bei der Weiterentwicklung der zweiten Stufe der Automation genutzt wurde, 
um ein angemessenes Organisations-, Leistungs-Kostenverhältnis zwischen Datenerfassung 
und sofortzugriffs- und datenfernverarbeitungsorientierter Datenverarbeitung herbei­
führen. Die lochkartenorientierte Datenerfassung wurde durch magnetbandorientierte 
Datenerfassung ersetzt. 
Es wurden magnetbandorientierte Datenerfassungsgeräte mit Bildschirm eingesetzt. 
Diese Technik der Datenerfassung entspricht den Erfordernissen der vollständigen und 
weitgehend unverschlüsselten Datenerfassung bei beträchtlich gesteigerter Sicherheit und 
Arbeitsleistung der Datenerfassungskräfte. Gegenüber der lochkartenorientierten Daten­
erfassung ist die Leistung um 30% gestiegen. 

3.2.4 Führung und Auswertung der Dateien des automatisierten Ausländerzentralregisters 

Es bestehen folgende Dateien: 

- Hauptdatei 

- Erkenntnisdatei 

- Dateien des Suchverfahrens 

- Behördenadreßdatei. 

3.2.4.1 Verfahren der Dateiänderung und ihrer Prüfung 

Der Änderungsdienst der Hauptdatei und der Erkenntnisdatei wird durch eine Kette von 
Programmen vollzogen. 
Der Änderungsdienst umfaßt das Ändern der Hauptdatei, der Erkenntnisdatei und der 
Dateien des Suchverfahrens, eine umfassende Einzelprüfung der eingehenden Änderungs­
daten sowie eine Verbundprüfung der Änderungsdaten mit den gespeicherten Daten durch 
programmierte Kontrollen, die auf vorgegebenen Konventionen und der Logik der geltenden 
Rechts- und Verfahrensvorschriften aufbauen. 
Insgesamt werden weit mehr als 100 programmierte Kontrollen durchgeführt. 
Ferner vollziehen die Programme des Veränderungsdienstes die Komprimierung der Daten 
zur Speicherung in den Direktzugriffspeichern und die Entkomprimierung der Daten zur 
Ausgabe von Datenverarbeitungs-Ergebnissen. 
Bei Neuaufnahme in die Hauptdatei wird gleichzeitig geprüft, ob Daten des gleichen Aus­
länders oder auf Gleichheit schließende Daten von Ausländern gespeichert sind und ob 
gegen den aufgenommenen Ausländer Erkenntnisse gespeichert wurden. Die Überwachung 
einreisender Ausländer ist wesentlich erWeitert worden. 

3.2.4.2 Periodische und sofortige Einzelauskünfte 
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Einzelauskünfte haben im wesentlichen die Bekanntgabe des Aufenthalts und die Mitteilung 
von Erkenntnissen zum Inhalt. 
Das neue Verfahren bietet den anfrageberechtigten Behörden in Zukunft drei Anfrage­
möglichkeiten : 

- schriftlich, 

- telefonisch, 

- fernschriftlich. 

Eilige Anfragen können künftig im Wege der Datenfernverarbeitung von den dazu berech­
tigten Behörden auf dem Fernschreibwege direkt an das Datenverarbeitungszentrum des 
BVA gerichtet werden. 
Das Fachreferat AZR des BVA hat über Datensichtgeräte und Standleitungen unmittelbar 
Zugriff zu allen Daten der Hauptdatei und der Erkenntnisdatei; es kann telefonische Anfragen 
in kürzester Zeit beantworten. 
Anfragen über Fernschreiber und Datensichtgeräte haben Vorrang vor allen anderen 
Verarbeitungsprozessen, die erforderlichenfalls vorübergehend programmgesteuert unter­
brochen werden. 



3.2.4.3 Statistische Information 

Der wachsenden Bedeutung der Ausländer als Bevölkerungsgruppe entsprechend, wurden 
im Rahmen der erweiterten maschinellen Datenspeicherung und -verarbeitung mehrere 
Programme für die statistische Information erstellt. 

So werden z. B. folgende Tabellen angeboten: 

1. Tabelle über die Zahl der Ausländer und ihre ausländerrechtliche Struktur, geordnet nach 
Ausländerbehörden (ABH), Regierungsbezirken und Bundesländern; 

2. Tabelle über die Aufenthaltsdauer in Jahren, geordnet nach ABH, Staatsangehörigkeit 
(STA) und Geschlecht; 

3. Tabelle der Altersstruktur, geordnet nach STA und ABH; 

4. Tabelle der durchgeführten Einbürgerungen, geordnet nach STA und Geschlecht; 

5. Zwei Tabellen in Gliederung nach Erkenntnisarten, geordnet nach ABH bzw. ST A. 

3.2.4.4 Periodische Massenauskünfte - Querschnittsanfragen -

Während der statistische Informationsdienst nach sachlichen, räumlichen, zeitlichen und 
institutionellen Kriterien summarische Informationen liefert, ermöglicht das System der 
Querschnittsanfragen ein breites, variables Spektrum von Informationen, welche aus den 
je Ausländer in der Hauptdatei und Erkenntnisdatei gespeicherten Einzeldaten gebildet und 
nach gewünschten Gruppierungen mit Hilfe des Schnelldruckers ausgedruckt werden 
(Gruppeninformation). 
Diese Querschnittsanfragen stellen eine wesentliche Hilfe für Fahndungszwecke und 
Gruppenuntersuchungen verschiedenster Art dar. 

3.2.5 Datensicherung und Datenschutz 

Datensicherung und Datenschutz sind nicht voneinander zu trennen. 

3.2.5.1 Datensicherung im Datenerfassungsdienst 

Cründe: Transportverluste und -schäden. 

Beschädigung des Datenerfassungsträgers oder Zerstörung des Dateninhalts durch 
maschinentechnische und programmtechnische Fehler oder durch Bedienungs­
fehler im Datenverarbeitungszentrum. 

Zerstörung durch äußere Einwirkung wie Feuer sowie Einfluß magnetischer Felder. 

3.2.5.2 Datensicherung im Datenverarbeitungszentrum 

Cründe: Beschädigung der Datenspeicher durch maschinentechnische Fehler oder Bedie­
nungsfehler. 

Zerstörung des Dateninhalts durch maschinentechnische, programmtechnische oder 
Bedienungsfehler. 

Die Datensicherungsmaßnahmen haben ein Optimum der Sofortauskunft zum Ziel, sie 
führen regelmäßig zur Duplizierung und Auslagerung der Speichermedien. Dabei ist der 
Aufwand an Maschinenzeit und Speichermedien zu beachten. 

3.2.5.3 Datenschutz 

Das Ausländerzentralregister enthält schutzbedürftige Daten, die insbesondere durch die 
Einführung der Datenfernverarbeitung gegen unbefugten Zugriff geschützt werden müssen. 
Das gilt sowohl für die Anfrageberechtigung der einzelnen Behörden als auch für die Art 
der Anfrage und die daraus resultierenden Auskünfte, die nicht für alle anfrageberechtigten 
Institutionen gleich sind. 

Datenschutz bei Benutzung der Datensichtgeräte 

Hier wird der Datenschutz durch einen wechselnden Code der anfrageberechtigten Dienst­
stelle und durch einen Anfrage-Code, der die Art der Anfrage, den Inhalt sowie den Umfang 
der Auskunft durch Programmprüfung und -steuerung festlegt, gewährleistet. 
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Datenschutz bei Anfragen im Wege des Fernschreibverfahrens 

In absehbarer Zeit werden mehrere Behörden im Bundesgebiet die Möglichkeit erhalten, 
per Fernschreiber Anfragen unmittelbar an das automatisierte AZR zu richten. 
Dabei ist zunächst zwischen geschützten Anschlüssen und allgemeinen Fernschreibanschlüs­
sen zu unterscheiden. 
Als weitere Sicherungsmaßnahme wird wiederum ein wechselnder Code der anfrageberech­
tigten Behörden verwendet, wobei für die über geschützte Fernschreibleitungen anfrage­
berechtigten Behörden eine programmierte Kontrolle der Übereinstimmung zwischen Code 
der anfrageberechtigten Institution und der für die Anfrage benutzten Leitungen vorgenom­
men wird. 
Ferner wird ein Code für die Anfrageart gefordert und durch Programm geprüft. In Ver­
bindung mit dem Code der anfrageberechtigten Institution wird weiter geprüft, welche Art 
von Auskünften mit welchem Dateninhalt und in welchem Umfang der anfrageberechtigten 
Behörde erteilt werden kann. 
Im ganzen ist das Problem des Datenschutzes durch ein kombiniertes System von organi­
sierten, programmierten und technischen Kontrollen mit wechselnden Kontrollfaktoren 
realisiert worden. 
Darüber hinaus wird zur laufenden Überwachung des Verfahrens und zur Realisierung des 
Datenschutzes jede Anfrage und jede erteilte Auskunft mit Angabe des Zeitpunktes und der 
anfragenden Institution auf Magnetband protokolliert. 

3.3 Weiterentwicklung der Automation im Ausländerwesen 

3.3.1 Automation von Funktionen des Ausländerwesens im kommunalen Bereich 

Einige Kommunalverwaltungen haben die Entwicklung automatisierter Verfahren zur Füh­
rung und Auswertung der Ausländerdaten eingeleitet. Dabei sind die Integrationsmöglich­
keiten von Einwohnermeldedatensammlungen und Ausländerdatensammlungen zu beachten. 
Ein weiteres wichtiges Ziel der Automationsbestrebungen im kommunalen Bereich ist die 
rationellere Übermittlung der Ausländerdaten an das Ausländerzentralregister durch Aus­
tausch von maschinell lesbaren Datenträgern anstelle von Datenermittlungsformularen und 
Mitteilungen in herkömmlicher Form, die eine personal- und zeitaufwendige Bearbeitung 
mit entsprechender Fehleranfälligkeit erfordern. 
Die kommunalen Automationsbestrebungen im Bereich des Ausländerwesens werden die 
Automationsbestrebungen im Bundesbereich wesentlich unterstützen können. 

3.3.2 Dritte Automationsstufe des Ausländerzentralregisters 

124 

1. Untersuchung der Verbesserungsmöglichkeiten des programmgesteuerten Suchverfahrens 
(Steigerung der Treffergenauigkeit) bei gleichzeitiger Verbesserung der Speicher- und 
Zeiteffektivität. 

2. Änderungen und Ergänzungen der Datenspeicherung entsprechend den Forderungen 
kommunaler Ausländerbehörden und staatlicher Behörden, insbesondere der Staats­
schutzbehörden. 

3. Übernahme des bundeseinheitlichen Personenkennzeichens als einheitliches Identi­
fizierungs- und Verknüpfungsmerkmal in die Dateien des AZR anstelle der z. Z. ver­
wendeten Identifizierungs- und Verknüpfungsmerkmale. Die Datenspeicherorganisation 
der zweiten Automationsstufe sieht diesen Austausch vor. 

4. Vorbereitung der Integration des AZR mit automatisierten kommunalen und staatlichen 
Datensammlungen. 
Aus dem Vorgetragenen ergibt sich, daß die zweite Automationsstufe des AZR die 
Grundlage für weitere organisatorisch-technische Reformen dieses Registers bildet, die 
jedoch nur dann in angemessener Zeit realisiert werden können, wenn qualifiziertes 
Personal in hinreichendem Maße zur Verfügung steht. Die Schwierigkeiten der Personal­
gewinnung und der Personalerhaltung im Sektor Automation sollen hier im Zusammen­
hang mit den realen Möglichkeiten der Weiterentwicklung der Automation des AZR 
nur angedeutet werden. 



Organisation und Aufgaben der automatisierten Informationsverarbeitung 

in den Behörden für Verfassungsschutz 

Hans-Joachim PosteI, Bundesamt für Verfassungsschutz, Köln 

1. Aufgaben der Behörden für Verfassungsschutz 

Aufgabe der Ämter für Verfassungsschutz ist nach der gesetzlichen Umschreibung die Sammlung 
und Auswertung von Auskünften, Nachrichten und sonstigen Unterlagen über Bestrebungen, 
die eine Aufhebung, Änderung oder Störung der verfassungsmäßigen Ordnung im Bund oder 
in einem lande oder eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsführung von Mitgliedern 
verfassungsmäßiger Organe des Bundes oder eines landes zum Ziele haben (§ 3, Abs. 1 
BVerfSchutzG). UnterSammeln und Auswerten ist dabei nicht nur eine rein redaktionelle Bearbei­
tung des gewonnenen Materials über verfassungsfeindliche Bestrebungen im Sinne einer bloßen 
Prüfung auf dessen sachliche Bedeutung und Wahrheitsgehalt zu verstehen. Der Kern der Auf­
gaben der Verfassungsschutzbehörden ist die Information der Stellen der politischen Staats­
führung, denen der politische, militärische und wirtschaftliche Schutz des Staates anvertraut ist, 
im Sinne einer Gefahrenabwehr. 
Andererseits sind die Behörden des Verfassungsschutzes in mannigfachen Formen an der Straf­
verfolgung beteiligt. Die repressive Verbrechensbekämpfung durch Strafverfolgung ist Aufgabe 
der Staatsanwaltschaften und ihrer Hilfsorgane sowie der Gerichte. Bei der Verfolgung von 
Straftaten, die gemeinhin als Staatsschutzsachen bezeichnet werden, kommt der Beteiligung 
der Behörden des Verfassungsschutzes, denen obliegt, diese Handlungen durch systematische 
Beobachtung aufzudecken, besondere Bedeutung zu. Die Strafverfolgungsbehörden sind in 
weitem Umfang auf diese Unterstützung angewiesen. Die Behörden des Verfassungsschutzes 
haben jedoch keinen bestimmenden Einfluß auf die Einleitung, den Fortgang oder das Ergebnis 
eines Strafverfahrens, sondern bleiben auf eine unterstützende Tätigkeit beschränkt. 
Zu den Aufgaben des Verfassungsschutzes gehört auch die Mitwirkung bei allen Maßnahmen 
des personellen und materiellen Geheimschutzes, deren rationeller Ablauf von einer funktions­
tüchtigen Informationsverarbeitung maßgeblich mitbestimmt wird. 

2. Organisation, Zuständigkeiten, Informationsfluß 

Erstmalig in der Geschichte des deutschen Staatsschutzes sind die vorbeugenden und straf­
verfolgenden Aufgaben dieses Bereiches staatlicher Verwaltung, also die der früheren politischen 
Polizei, organisatorisch getrennt und verschiedenen Institutionen, teils dem Verfassungsschutz 
und teils den Polizeibehörden, übertragen worden. 
Der Gesetzgeber hat sich somit von den traditionellen Formen der politischen Polizei, die 
Nachrichtensammlung und Strafverfolgung in einer Hand vereinigte, vor allem aber von dem 
Machtmißbrauch der Geheimen Staatspolizei der NS-Zeit, distanziert. 
DerVerfassungsschutz wird vom Grundgesetz funktionell wie eine Gesamtorganisation begriffen, 
deren Glieder nach § 1, Absatz 1 des Gesetzes vom 27. September 1950 zur Zusammenarbeit 
verpflichtet sind. In Angelegenheiten des Verfassungsschutzes sind Bund und länder in gleicher 
Weise zuständig, wobei sich die Zuständigkeit eines landes selbstverständlich auf sein Gebiet 
besch rän kt. 
Daraus ergaben sich anfänglich Überschneidungen in der Zusammenarbeit. Durch Koordinie­
rungsrichtlinien und Dienstanweisungen ist der gesetzliche Rahmen inzwischen ausgefüllt 
worden. Die Zuständigkeiten sind klarer abgegrenzt. 
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Grundlage für das Beschaffen, Sammeln und Auswerten von Informationen ist - und das in 
einem ungeahnten Ausmaß - die Karteiarbeit. 
Dieses Karteiwesen hatte sich anfänglich in der Zielsetzung und den Ergebnissen, aufgrund 
unkoordinierter, vielfacher Erfassung gleicher Sachverhalte in den verschiedenen Ämtern, unter­
schiedlich entwickelt. 
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Durch eine Koordinierungsabsprache wurde im Jahre 1963 die Zusammenarbeit auf diesem 
Sektor verstärkt und damit allmählich auch der Weg für eine einheitlichere Formalisierung 
des gesamten Informationsprozesses frei. Da dem Bundesamt auf dem Gebiet der nachrichten­
dienstlichen Informatik über die koordinierende Tätigkeit hinaus gleichzeitig auch eine anlei­
tende Funktion der gleichrangigen Ämter für Verfassungsschutz zuerkannt wurde, eröffneten 
sich günstige Aussichten für eine vertrauensvolle Zusammenarbeit im Sinne einer Partnerschaft 
der Staatsschutzbehörden in einer sich gerade auf diesem Gebiet schnell verändernden Welt. 

Vorrangige Aufgabe war es zunächst, 

- die weitere Ausbreitung unterschiedlicher Methoden und Techniken der Informations­
erschließung und -verarbeitung zu vermeiden, 

- eine einheitliche Datenlogik zu entwickeln, 

- die parallele Erfassung inhaltlich gleicher Daten in den Sammlungen der Ämter auf das 
unvermeidbare Mindestmaß zu beschränken, 

- die anfänglich ausschließlich informelle gegenseitige Unterrichtung der Fachbereiche, soweit 
durchführbar, durch formalisierte Arbeitsabläufe zu ersetzen (Meldeweg). 

Als Fernziel ist zu dieser Zeit bereits ein einheitlich formalisiertes Informationssystem der 
Staatsschutzbehörden ins Auge gefaßt worden, das ohne Beeinträchtigung der verfassungs­
rechtlichen Struktur des Staatsschutzes und ohne Veränderung der jeweiligen behördlichen 
Organisation die konventionelle, ausschließlich kasuistische und vergangenheitsbezogene Ver­
arbeitung des umfangreichen Informationsmaterials in den zahlreichen Sammlungen durch eine 
zusammenfassende, einheitliche Speicherung und Verarbeitung verknüpfter Datenbestände 
ersetzen und dafür geeignete technische Hilfsmittel verwenden sollte. 
Es waren nun noch die Beziehungen der Behörden für Verfassungsschutz zu den anderen 
Sicherheitsbehörden des Bundes auf diesem Gebiet zu klären. Nachdem im Bundesamt für 
Verfassungsschutz im Jahre 1965 eine »Zentrale Hinweiskartei der Nachrichtendienste (ZKN)« 
eingerichtet worden ist, erfassen die Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder Hinweise 
auf ihre für die innere Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland relevanten Daten in dieser 
zentralen Informationsstelle. 

3. Grundsätzliche Überlegungen für die künftige Organisation der Informationsverarbeitung in den 
Staatsschutzbehörden 

3.1 Charakteristik nachrichtendienstlicher Aufgaben 

Die Verwaltungslehre bezeichnet die» Verwaltung« als das 

planmäßige Handeln 

zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben durch 

- Herausgabe allgemeiner Richtlinien für die Verwaltung, 

- den Verwaltungsakt, 

- Verrichtungen tatsächlicher Art. 

Planmäßiges Handeln erfordert zur Bearbeitung der gestellten Aufgabe die Beschaffung von 
Arbeitsunterlagen rechtlicher und tatsächlicher Art. 
Die Behörden für Verfassungsschutz verfahren nach den gleichen Grundsätzen. Ein Wesens­
merkmal ihres planvollen Handeins ist die systematische Nachrichtenbeschaffung in dem durch 
die Gesetze bestimmten Rahmen und Zuständigkeitsbereich. 
Aus diesen Nachrichten und Informationen entstehen durch Filterung und Bewertung die aus­
sagefähigen Grundelemente für die Berichterstattung, mit denen Entscheidungsprozesse vor­
bereitet werden. 
Die Behörden für Verfassungsschutz erscheinen nach außen hin als einheitliches Großsystem 
zur Vorbereitung von Entscheidungen der politischen Instanzen, Strafverfolgungs- und Sicher­
heitsbehörden. Tatsächlich beruht ihr gemeinsames Handeln jedoch auf ungezählten Arbeits­
und Informationsprozessen innerhalb einer vielschichtigen Organisations- und Aufgabenstruktur 
vieler Behörden. Die Erfassung inhaltlich gleicher Sachverhalte in zahlreichen Karteien der 
Behörden erschwert diese Zusammenarbeit. 
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3.2 Automation der Informationsverarbeitung 

Mit der Schaffung der »Zentralen Hinweiskartei der Nachrichtendienste (ZKN)« beim Bundesamt 
für Verfassungsschutz war eine, wenn auch bescheidene, neue Entwicklung der Zusammen­
arbeit der Staatsschutzbehörden eingeleitet worden. Gemeinsamen Datensammlungen wurden 
erstmals Daten in größerem Umfang (einheitlich formalisiert) für Auskunftszwecke zugeführt. 
Da die beteiligten Stellen damit, wenn auch in Grenzen, zusätzlich belastet wurden, galt es, 
diesen Aufwand durch einen befriedigenden Auskunftsdienst zu rechtfertigen. Die konven­
tionelle manuelle Karteitechnik wäre, das war frühzeitig zu erkennen, als Organisationsform und 
Suchtechnik für Karteien der zu erwartenden Größenordnungen ungeeignet gewesen. Deshalb 
wurden die Karteien des Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV) bereits vor dem Inkrafttreten 
der Vereinbarungen mechanisiert. Neue Organisationsformen und moderne Suchtechniken er­
möglichten nun, das Auskunftswesen zu verbessern und auch zu beschleunigen. Bedeutsam war 
vor allem, daß auch große Karteibestände querschnittsmäßig ausgewertet werden konnten. 
Aus (Mikro-)Karteidaten konnten erstmals verdichtete Daten (Informationen) gewonnen werden. 
Bald war aber zu erkennen, daß auch den technischen Möglichkeiten des Lochkartenverfahrens 
Grenzen gesetzt sind. Aufgaben dieser Größenordnung können langfristig nur in rationellen, 
technisch-administrativen Arbeitsabläufen, übertragen auf speicherprogrammierte Datenverar­
beitungsanlagen, zufriedenstellend gelöst werden. 

Die elektronische Datenverarbeitung eröffnet heute günstige Aussichten für ein zielgerichtetes 
Zusammenwirken gleichrangiger, organisatorisch selbständiger Verwaltungsbehörden. 

Voraussetzungen dafür sind 

- Übereinstimmung in einer klaren, eindeutigen Zielsetzung, insbesondere einer einheitlichen 
AufgabensteIlung für das gemeinsame System der gegenseitigen Information, 

- die vorbehaltlose und für jeden Bediensteten erkennbare Unterstützung der gesamten Ziel-
setzung und der einzelnen Planungsabschnitte durch das Behörden-Management. 

Eine weitreichende Zielsetzung wie diese würde die Zusammenarbeit der beteiligten Stellen 
fördern. Die Rechte und Pflichten können im Rahmen von Verwaltungs-Vereinbarungen fest­
gelegt und gesichert werden. 

3.3 Organisatorische und verfahrenstechnische Grundsätze 

Die Aufgaben des überregional orientierten, automatisierten Informationswesens der Staats­
schutzbehörden zeichnen sich in folgenden Umrissen ab: 

- Die Daten müssen, bei Vermeidung mehrfacher Speicherung gleicher Daten im System 
(Datenredundanz), einheitlich formalisiert im direkten Zugriff (Großraumspeicher) gespeichert 
werden. 

- Die Daten sind nach einheitlichen Regeln und unter Berücksichtigung der Querverbindungen 
in der Verwaltung (Verknüpfung) zu verarbeiten. 

- Zur Vermeidung von Doppelarbeit müssen die Daten zum frühesten Zeitpunkt am Ort der 
Entstehung erfaßt und im Wege der Datenfernübertragung in den gemeinsamen Daten­
bestand eingespeichert werden, wo sie sämtlichen Teilhabern für den Auskunfts- und 
Änderungsdienst zur Verfügung stehen. 

- Datenkontrolle und Datensicherung müssen einheitlich geregelt werden. 

3.4 Ermittlung des Informationsbedürfnisses der Teilhaber 
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Die skizzierte Organisation der Zusammenarbeit hat, verfahrenstechnisch gesehen, die Wesens­
merkmale eines Teilhabersystems. Charakteristisch für diese Anwendungsrichtung ist das Erfassen 
und Speichern der Daten verschiedener Stellen nach einheitlichen Maßstäben in einem gemein­
samen Bestand. Die Verarbeitung richtet sich nach den gleichen Grundsätzen. 

Eine Schwierigkeit besteht vor allem darin, die Informationsbedürfnisse der Bedarfsträger zu 
erkennen, abzustimmen und für alle Teilhaber verbindlich festzulegen. 



Das Informationsbedürfnis einer Verwaltung wird dem Behördenaufbau entsprechend schwer­
punktmäßig von oben nach unten festgelegt. Demnach benötigen die Staatsschutzbehörden 
Informationen für 

- die eigene Arbeitsplanung (Organisations- und Aufgabenstruktur), 

- die Steuerung der Informationsbeschaffung zur ständigen Anpassung ihres eigenen Infor-
mationsbildes an die politische und gesellschaftliche Entwicklung, 

- die Unterrichtung der politischen Führung, Mitwirkung im Strafverfahren und Geheimschutz. 

Die Fachbereiche der Staatsschutzbehörden sammeln und verarbeiten die Daten und Infor­
mationen für die vorstehenden Zwecke im Sinne zahlreicher, wechselseitig abhängiger Funk­
tionskreise. Der gemeinsame Datenbestand der Teilhaber spiegelt dann das aktuelle Informa­
tionsbild der verschiedenen Zuständigkeits- und Aufgabenbereiche wider. 

3.5 Bedeutung des Mensch-Maschinen-Dialogs 

Zwischen der Informationserschließung, Speicherung und Wiederverwendung sowie Aktuali­
sierung von Daten und Informationen bestehen Wechselbeziehungen, an denen der Nutz­
nießer maßgeblich beteiligt ist. Die Auswirkungen seiner Mitarbeit können im Gegensatz zu 
den formalen Grundlagen eines automatisierten Informationssystems (Maschine, Programme, 
Daten) jedoch nicht verläßlich eingeschätzt werden. Unterschiedliche Einflußgrößen wie die 
persönliche Qualifikation, Zuverlässigkeit und Tagesstimmung können sich auf den Ablauf und 
die Ergebnisse seiner Tätigkeit unterschiedlich auswirken. Diese Überlegungen müssen in die 
Planungen für das Informationssystem, dessen formale Handhabung durch den Benutzer und 
die Gestaltung der Arbeitsergebnisse mit eingehen; mit anderen Worten: das Verfahren muß 
dem technisch durchschnittlich qualifizierten Mitarbeiter jeder Funktionsebene gerecht werden 
können. 

Ein Informationssystem wird das Informationsbedürfnis seiner Teilhaber angemessen befrie­
digen, wenn den Mitarbeitern der verschiedenen Fachbereiche und Funktionsebenen für die 
planvolle Erfüllung ihrer Aufgaben 

- im Echtzeitbetrieb (Dialog) 

- im Rahmen ihrer Zuständigkeiten und Befugnisse 

- aus konkretem Anlaß und zum richtigen Zeitpunkt 

vergangenheits- } 
gegenwarts- bezogene Informationen 
zukunfts-

- mit dem richtigen aktuellen Inhalt 

- in der zweckmäßigsten Form 

zur Verfügung gestellt werden. 

3.6 Grundsätze der Dateiorganisation 

Vom Aufbau und der Kapazität einer Datenbank hängt es ab, wie vollständig und aussagefähig 
die Informationen sind, die das System einem befugten Bedarfsträger für seinen Zuständigkeits­
bereich im Mensch-Maschinen-Dialog zur Verfügung stellen kann. Da die darauf aufbauenden 
Lösungen und Entscheidungen nur so gut sein können, wie die Daten und Informationen, aus 
denen sie sich entwickeln und ableiten, muß auf die Organisation und den Aufbau der Daten­
bank, die Integration der Dateien und den Verknüpfungsgrad ihrer Verarbeitung größter Wert 
gelegt werden. 

Die Datenbank eines Informationssystems gliedert sich in 

Grunddaten, 

Fachdaten, 

Führungsinformationen (Abb. 2). 
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Grunddaten sind in erster Linie für die operationelle Ebene zur Erledigung von Routine-Arbeiten 
(Identifizierung von Personen, Ermittlung von Sachverhalten untergeordneter Bedeutung) be­
stimmt. Als Ergebnis einer Recherche erhält der Bedarfsträger hier Hinweise auf die FundsteIlen 
der den Ausgabedaten zugrunde liegenden Informationen (Akten). 

Anders sind Funktion und Bedeutung der Fachdaten zu sehen. Fachdaten ergänzen die Grund­
daten und erhöhen dadurch deren Aussagewert für die operationelle Ebene (z. B. personen­
bezogener modus operandi). Sie geben dem qualifizierten Sachbearbeiter aber auch das Hinter­
grundmaterial für die Vorbereitung von Entscheidungsprozessen (objektbezogener modus 
operandi). Die Satzstrukturen der Grunddaten müssen sich von denen der Fachdaten zwangs­
läufig unterscheiden. Eine Schwierigkeit ergibt sich hier dadurch, daß ein Sachbearbeiter zur 
Erfüllung definierter Aufgaben Informationen aus verschiedenen Aufgabenbereichen benötigen 
wird. Die Grundstrukturen der verschiedenen Dateien müssen daher in der Weise organisiert 
sein, daß sie von den Bedarfsträgern sämtlicher Funktionsbereiche verstanden und optimal 
genutzt werden können. 

Auswertungsergebnisse der Grund- und Fachdaten ergeben Führungsinformationen. Es wird 
unterschieden zwischen maschinell verdichteten Daten und gespeicherten Arbeitsergebnissen. 
Entsprechend verschieden werden der Verarbeitungs- und der Verdichtungsgrad der Daten sein. 
Der Bedarf an Führungsinformationen läßt sich permanent in zeitlicher und sachlicher Hinsicht 
nur in Grenzen voraussehen. Es wird eine wesentliche organisatorische Aufgabe sein, die Nach­
richtenmengen an Führungsinformationen bei steigendem Informationsgehalt so weit wie mög­
lich zu verrmgern. Voraussetzung dafür ist eine Verfahrenstechnik, mit der Grund- und Fachdaten 
sowie gespeicherte Führungsinformationen auf einfache Weise verknüpft verarbeitet werden 
können. 

4. Das »Nachrichtendienstliche Informations- und Verbundsystem - NADI5« 

Die Datenverarbeitungsanlagen der dritten Generation, ihre besseren Leistungsdaten und 
Betriebssysteme, vor allem aber die große Kapazität ihrer Direkt-Zugriffsspeicher und die 
maschinen- sowie programmtechnischen Voraussetzungen für die Dialogtechnik und Daten­
fernübertragung schufen erstmals die Grundlagen für Datenbanken und Informationssysteme. 

Die Planungen für NADIS setzten mit dieser Generation ein. 

4.1 Planung der Anwendungsstufen 
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Datenbanken und Auskunftssysteme werden vorwiegend von der operativen Ebene genutzt. 
Ein automatisiertes Auskunftssystem für diese Ebene würde, so wurde unterstellt, am ehesten 
eine breite Anwendung eines automatisierten Verfahrens erzwingen und dazu beitragen, daß 
die EDV-Anlage sofort ökonomisch genutzt wird. Die Planungen der ersten Anwendungsstufe 
konzentrierten sich daher auf die Speicherung und Verarbeitung biographischer Daten als 
Grunddatenbestand. Sie erhielt dadurch den Charakter eines wirtschaftlich genutzten Lern­
modells für Planer, Ausführende und Benutzer im Hinblick auf 

- die Datenbank-Organisation, 

- das Dialogverfahren und 

- die Datenfernübertragung. 

Dieses Vorgehen hat folgende weitere Vorteile: 

- In der Grunddatenbank werden Daten bereits in großem Umfang in horizontaler Anordnung 
zusammengefaßt und integriert verarbeitet, die vorher in zahlreichen vertikal organisierten 
Karteien der zahlreichen Teilhaber verstreut vorhanden, aber nur für diese erreichbar waren 
(z. B. Personenkarteien, Adreßkarteien etc.). 

- Durch die nachfolgende schrittweise Erweiterung des Systems (z. B. durch Fachdaten) wird 
der Bedarf an den kaum verfügbaren Fachkräften (EDV-kundige Fachleute, fachkundige EDV­
Spezialisten) zwar auf einen längeren Zeitraum verteilt, aber gering gehalten. 

- Behörden-Management und EDV-Planer werden hinsichtlich der Formulierung des Informa­
tionsbedarfs für Führungsentscheidungen nicht überfordert. Den EDV-Planern werden zur 



gegebenen Zeit außer Erfahrungen mit dem Auskunftssystem und der Datenbankorganisation 
bessere Erkenntnisse über Verknüpfungsmodelle, z. B. nach dem Generator-Prinzip, zur Ver­
fügung stehen, so daß diese Anwendungen später mit geringerem eigenem Aufwand als 
heute durchgeführt werden können. 

4.2 Konfiguration der Dateien 

Planvolles Handeln einer Verwaltung setzt, wie bereits dargelegt, gut funktionierende und 
hochwertige Informationsprozesse voraus. Die Dateien des »Nachrichtendienstlichen Informa­
tionssystems - NADI5«, ihre Verknüpfung für Einzel- und Querschnittsauswertungen und zur 
Erstellung von Führungsinformationen sollen, wie in Abb. 2 dargestellt, die Voraussetzungen 
dafür schaffen. 

Grunddaten 

Fachdaten 

Führungs­
informationen 

o Bio~raphi8che Daten 

o Organisationen, Pub­
likationen 

o 

o 

o ortsbezogene Daten 
(z.B.Adressen,Tel.Nr.) 

o technische Hilfsmittel 

o personenbezogene Modus­
operandi-Daten 

o objektbezogene Modus­
operandi-Daten 

o Textinformationen 

Verdichtete system­
interne Daten 
(z.B.Ak~nsanalysen 

Methoden 

Statistiken 

Trends) 

Andere Auswertungs­
ergebnisse 
(z.B. amtl.Sta~istiken 

sonstige Hinter­
grundinformationen) 

Abb.2 

4.3 Verfahrenstechnische Besonderheiten 

Ein Informationssystem der Staatsschutzbehörden bezieht seine Grunddaten von der operatio­
neIlen Ebene vieler Behörden und Fachbereiche des Verfassungsschutzes (eigene Beschaffung, 
Polizeibehörden, sonstige Quellen). Diese Daten werden von einem großen Teilhaberkreis in 
Anspruch genommen und aktualisiert. 
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Die Qualität der Daten unterscheidet sich von denen anderer Anwendungsgebiete der öffent­
lichen Verwaltung dadurch, daß Informationselemente in größerem Umfange bruchstückhaft 
und/oder fehlerhaft dargestellt sind oder gänzlich fehlen. Sie können nur begrenzt auf Plausi­
bilität und sachliche Richtigkeit überprüft werden. Für die Organisation der Datenspeicherung, 
die Suchtechnik und den Änderungsdienst ergeben sich daraus besondere Anforderungen. 

Ein Auskunftssystem wird nach seiner praktischen Eignung beurteilt. Der Benutzer wird ein 
automatisiertes Verfahren als Verbesserung gegenüber einem bestehenden Arbeitsablauf an­
sehen, wenn das technische Gerät einfach zu bedienen ist und die Ergebnisse des Verfahrens 
sich in sachlich relevanten Ausgabedaten niederschlagen. 

Für den Bedarfsträger in einer Behörde für Verfassungsschutz ist das Ergebnis einer Recherche 
brauchbar, wenn das System ihm über die konkreten Übereinstimmungen von Such- und 
Speicherdaten hinaus ohne besondere Anforderung auch die Informationen zur Verfügung 
stellt, die er als möglicherweise relevante Informationen noch in seine Betrachtungen ein­
beziehen möchte. Die Organisatoren stehen hier vor der schwierigen Aufgabe, ein nicht exakt 
definierbares Informationsbedürfnis einer Benutzergruppe mit programmtechnischen Mitteln 
dennoch praxisgerecht zu befriedigen. 

Andere Probleme stellen sich den Organisatoren durch die Fachdaten (siehe Abb. 2), die, wie 
bereits dargelegt, eine wichtige Funktion zwischen den Grunddaten und den Führungsinforma­
tionen erfüllen. Die typischen Mängel der Masseninformationen treten hier nicht auf. Diese 
Daten-Kategorie unterscheidet sich aber nach Format und Inhalt beträchtlich von den Grund­
daten; Aufbereitung und Verarbeitung erfordern gänzlich neue Überlegungen. 

Fachdaten stellen das Informationspotential einer Benutzerebene dar, die, selbst höheren 
fachlichen Anforderungen gegenübergestellt, entsprechend höhere Anforderungen an die 
Informationsverarbeitung und deren Ergebnisse stellen muß. Damit ist die mittlere Führungs­
ebene der Referenten und gehobenen Sachbearbeiter der Behörden angesprochen. 

Von diesem Personenkreis wird zunächst einmal eine hinreichende Kenntnis des Verfahrens zur 
maschinellen Verarbeitung der Grunddaten erwartet. Als Ergebnis einer Recherche erhält der 
Benutzer hier, wie bereits aufgezeigt, nur Hinweise auf die FundsteIlen der relevanten Daten in 
den Akten der Behörden. Von Fachdaten wird er höherwertige Information erwarten dürfen. 
Ihre Verarbeitung durch das EDV-System soll dem Bedarfsträger die für eine bestimmte Entschei­
dungsvorbereitung relevanten Informationen nach entsprechender Fragestellung aus der Fülle 
der Informationen herausfiltern. Ergebnis der Recherche sollte hier eine im Dialogbetrieb ver­
fügbare aussagefähige Information, bestehend aus bibliographischen Daten, Inhaltsangaben und 
in bestimmten Fällen auch Texten sein. 

Für das Gebiet der maschinellen Informationsverarbeitung bieten sich zwei Verfahren an, die sich 
durch die Art der Informationsaufbereitung grundlegend unterscheiden. Es sind dies die Tech­
niken der unformatierten (formales Ordnungs-System) und der formatisierten (klassifizierendes 
Ordnungs-System) Dokumentation. 

Bei dem formalen Ordnungs-System, auch Volltextverfahren genannt, werden neben biblio­
graphischen Daten eines Dokumentes Sachinformationen gespeichert, die keinen bestimmten 
Satzaufbau haben, also nicht formatisiert sind. Das zentrale Problem ist hier, wie eine EDV­
Anlage aus der Menge der gespeicherten Informationen die für eine bestimmte Abfrage rele­
vanten Daten herausfindet. Die Daten sind nicht klassifiziert, die Maschine kann die Bedeutung 
der Informationen zunächst nicht erkennen. 

Die Auswahl und Zuordnung der Stichworte für die spätere Wiederauffindung der Informa­
tionen (lndizierung) kann hier weitgehend automatisch erfolgen. Programm-Systeme, die aus 
eingegebenen Texten Füllwörter (z. B. Artikel, Präpositionen etc.) aussondern und die ver­
bleibenden Begriffe als Beschreibungselemente (Stichwörter) ansehen, stehen dafür zur Ver­
fügung. Über ein Stichwort-Verzeichnis (Thesaurus), das den Sprachschatz der gespeicherten 
Informationen widerspiegelt, können die zugehörigen Informationen später wieder aufgefunden 
werden. Dieses Verfahren funktioniert jedoch nur unter der Voraussetzung, daß die Verfasser 
der zu speichernden Texte und der Abfragen zur Charakterisierung ihrer Probleme stets gleiche 
Begriffe verwenden. In Anbetracht der breiten Anwendung dieses Verfahrens durch viele 
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Personen in zahlreichen Behörden würden diese Voraussetzungen nicht immer der Wirklich­
keit entsprechen. Es besteht also die Gefahr, daß relevante Informationen nicht gefunden 
werden, weil Anfragende andere Begriffe als die Verfasser der Dokumente oder der Eingabe­
Informationen verwenden. 

Das klassifizierende Ordnungs-System erfordert wie die konventionellen Methoden der Infor­
mationserschließung und -verarbeitung die Anwendung hierarchischer Klassifikations-Systeme. 
Der Inhalt der Informationen wird hier bestimmten Deskriptoren zugeordnet und ist auf diesem 
Wege wieder auffindbar. 

Nachteilig ist, daß die Daten jeweils nur nach den Kategorien abgefragt werden können, die 
das Ordnungs-System zum Zeitpunkt der Indizierung vorgegeben hat. Die Speicherung und 
Verarbeitung formatisierter Fachdaten erscheint für das »Nachrichtendienstliche Informations­
system - NADIS« dennoch als geeignetere Methode, da für diese Zwecke auf bereits bestehende 
und in der mechanisierten Datenverarbeitung erprobte Begriffs-Systeme zurückgegriffen werden 
kann. 

Das Ergebnis einer Recherche würde allerdings nicht aus einer Volltextinformation, sondern aus 
Deskriptoren klassifizierender Ordnungs-Systeme, aus statistischen Aussagen und FundsteIlen­
angaben bestehen und damit die an die Verarbeitung von Fachdaten gestellten Forderungen 
nicht voll erfüllen. 

Als Ersatz für die Volltextausgabe aus dem Datenspeicher müßte hier ein automatisiertes Doku­
menten-Speicher- und Zugriffs-System verfügbar sein, weIches dem Benutzer im Anschluß an 
die formatisierte Informations-Recherche (Computer-Dialog) am gleichen Arbeitsplatz im Echt­
zeitbetrieb unmittelbaren Zugriff zu den Ursprungsinformationen (z. B. Mikrofilm-Retrieval) 
ermöglicht. Die Entwicklung technischer Systeme für diese Zwecke ist bereits weit fortgeschritten, 
so daß in Kürze entsprechende Geräte zur Verfügung stehen werden. Das Interesse der Organi­
satoren des NADIS richtet sich daher z. Z. auf die schlagwortorientierte Informations-Recherche. 
Allerdings werden auch unformatierte Daten, wenn auch in begrenztem Umfang, verarbeitet 
werden müssen. 

44 Stand des Projektes NADIS 
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Das »Nachrichtendienstliche Informationssystem - NADIS« wurde nach etwa fünf jähriger 
Planung und Vorbereitung zunächst als Auskunftssystem für Grunddaten eingerichtet. Nachdem 
sich die erste Anwendungsstufe in der täglichen Praxis bewährt hat, sind der Dialog-Betrieb 
ein~eführt und die Datenfernübertragung im Testbetrieb aufgenommen worden. Ab 1973 steht 
NADIS dann den Teilhabern für den Verbund-Betrieb (siehe Abb. 3) mit Suchtechniken und 
Bestandsdaten des Grunddatenbestandes, denen teilweise bereits Fachdaten zugeordnet sind, 
zur Verfügung. Die Fachdaten stehen im übrigen, auf maschinell lesbaren Datenträgern voll­
ständig erfaßt, für sequentielle Verarbeitungen bereit. 

NADIS ist durch aktive Zusammenarbeit seiner Teilhaber entstanden. Mit der gleichen Energie 
und Sorgfalt wird an der Weiterentwicklung des Projektes gearbeitet werden müssen. Besondere 
Bedeutung kommt den materiellen, personellen und programmtechnischen Maßnahmen zu, die 
zur Absicherung der technischen Einrichtungen, der Datenbestände und sonstigen Arbeitsgrund­
lagen gegen unerwünschte Einflüsse (Zerstörung, Diebstahl, Fälschung, unbefugte Benutzung) 
unerläßlich sind. 



AUSSPRACHE 

Oberregierungsrat Dr. Paul S. Pütter, Düsseldorf 

Ich glaube, es müssen einige Mißverständnisse ausgeräumt werden, die sich vielleicht im Zusammenhang 
mit dem Referat des Herrn Hadeler eingeschlichen haben. Herr Hadeler selbst sprach ja von einer Würze, die 
er seinem Referat beigemengt habe. Nun, meine Sorge ist ein bißchen, daß die Würze vielleicht in die falsche 
Speise geraten sein könne. Ich möchte über zwei Dinge aus dem Referat des Herrn Hadeler sprechen, und 
zwar das eine Thema Kfz-Fahndung und das zweite Thema EDV-Verbund. 

Erstes Thema: Kfz-Fahndung. Aussage des Herrn Hadeler: Es wäre sinnvoll, sich olur Kfz-Fahndung für 
die Polizei ausschließlich des Datenbestandes des KBA zu bedienen, d. h. der Möglichkeiten zu bedienen, 
die heute beim Kraftfahrt-Bundesamt gegeben sind. 

Da liegt ein Mißverständnis von seiten des Herrn Hadeler in folgendem Punkt vor: Wenn wir Kfz­
Fahndung mit Hilfe der EDV betreiben wollen, dann kommt es uns genau darauf an, daß wir die Diebstahls­
meldungen innerhalb von Minuten nach Eingang dieser Meldungen im Speicher unserer Anlage haben. Das 
ist das entscheidende Argument für die Kfz-Fahndung mittels EDV. Die Diebstahlsmeldungen beim Kraftfahrt­
Bundesamt sind - jedenfalls soweit es sich um die Diebstahlsmeldungen aus Nordrhein-Westfalen handelt -
schätzungsweise mindestens fünf Tage alt - und das noch mit Optimismus. Ich könnte das jetzt nachrechnen, 
ich bin eben noch einmal kurz die einzelnen Zeitspannen durchgegangen, und wir sind dazu gekommen, daß 
sie keinesfalls früher als in fünf Tagen eingehen können, und das ist einfach zu spät. 

Ein Beispiel: Nehmen wir den Kölner Bankraub am 27. Dezember 1971. Das Tatfahrzeug war am 23. De­
zember gestohlen worden. Während der Weihnachtsfeiertage wurde zusätzlich ein Kennzeichen gestohlen, 
das an das Kraftfahrzeug montiert wurde. Während des Ablaufs des Bankraubes befand sich vor der Bank 
besagtes Tatfahrzeug mit gestohlenem Kennzeichen und mit einem danebenstehenden Mann. Da die Polizei 
nicht wußte, daß es sich hierbei um ein gestohlenes und in die Tat verwickeltes Fahrzeug handelte, war die 
Reaktion die, daß dem Mann mit Fahrzeug gesagt wurde: »Nun machen Sie doch endlich die Szene frei.« 

Nun, gehen wir konkret darauf ein, wie sich eine derartige Kfz-Fahndung mittels EDV abwickeln muß. 
Ich sprach gestern davon, daß wir in Nordrhein-Westfalen für die nächsten Monate planen, bis zu etwa 
23 Terminals zu installieren. Wir planen für 1973 die Installation von etwa 100 Terminals im gesamten Lande 
Nordrhein-Westfalen. Wenn wir uns nun des Bestandes beim Kraftfahrt-Bundesamt bedienen wollten, dann 
müßte das also heißen, daß unsere Diebstahlsmeldungen über Terminal direkt ins Kraftfahrt-Bundesamt 
geraten müssen. Da gibt es zwei technische Möglichkeiten. Möglichkeit 1: Die Terminals hängen an der 
Anlage des Kraftfahrt-Bundesamtes, was ein finanzieller Unsinn wäre, denn dann müßten wir zwei Terminals, 
sozusagen rote und grüne Terminals aufstellen; rote Terminals, die am Kraftfahrt-Bundesamt hängen, grüne 
Terminals, die an unserer eigenen Anlage hängen. Sie werden mir konzedieren, daß das nicht geht, daß das 
von jedem beteiligten Beamten als eine unsinnige Maßnahme empfunden würde. 

Die zweite Möglichkeit wäre die, daß die Eingabe der Kfz-Fahndungen so, wie gefordert, über unsere 
Terminals in unsere Anlage geht. Nun, wenn wir dann noch weiter davon sprechen, daß die Abspeicherung 
generell im Kraftfahrt-Bundesamt erfolgen soll, würde das übrigens ganz nebenbei bedeuten, daß wir im 
Verbund arbeiten müßten - und damit hätten wir schon ein entscheidendes Verbund-Argument. 

Es ist aber dann nicht sinnvoll, daß man diese Abspeicherung im Kraftfahrt-Bundesamt vornimmt, denn, 
da die Rechner der Landeskriminalämter sowieso mit dem Rechner des Bundeskriminalamtes in einem Verbund 
stehen werden, ist es natürlich weitaus sinnvoller, daß man von der bisherigen Organisation abgeht, bei der 
irgendwelche Karten über das Landeskriminalamt, über das Bundeskriminalamt zum Kraftfahrt-Bundesamt 
wandern, sondern es ist der technisch weitaus vernünftigere Weg, daß man die entsprechende Gesamtdatei 
beim Bundeskriminalamt aufbaut, und daß man im Rahmen des Verbundes den Anteil der Anfragen, die im 
Rahmen der Auskunftsmöglichkeiten eines einzelnen Landes beantwortet werden können, in diesem Land 
beantwortet. 
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Der Ablauf ist der: 99 % der Anfragen bei der Kfz-Fahndung werden negativ beantwortet. Diese nega­
tiven Antworten können für das gesamte Bundesgebiet gültig bereits im Rechner des landeskriminalamtes 
beantwortet werden, da - ich möchte nicht auf Einzelheiten eingehen - nach dem allgemein verabredeten 
Verbundkonzept jedes landeskriminalamt Index-Daten aus der gesamten Bundesrepublik führt. Das heißt 
also, 99 % der Antworten werden im landeskriminalamt abgeblockt. Von dem restlichen einen Prozent kann 
das landeskriminalamt wieder diejenigen Fragen selbst beantworten, wo die Diebstahlsmeldung aus dem 
eigenen Bundesland kommt. Bloß der Bruchteil von dem einen Prozent, wO.die Diebstahlsmeldung aus einem 
anderen Bundesland kommt, erfordert im Rahmen der Auskunft einen Rückgriff auf den Verbund. Das ist 
ein winziger Bruchteil der Gesamtanfragen, und in diesem Sinne ist elektronische Kfz-Fahndung mit Terminals 
und mit einem Zentrum beim Bundeskriminalamt und nicht beim Kraftfahrt-Bundesamt die technisch einzig 
sinnvolle lösung und zweitens ein Verbundsystem für Kfz-Fahndung - übrigens natürlich nicht für Kfz­
Fahndung alleine, sondern noch für einiges mehr - ebenfalls die polizeilich einzig wünschenswerte lösung. 

Ja, wir alle begrüßen die recht gute - das möchte ich gerne sagen - Zusammenarbeit mit dem Kraftfahrt­
Bundesamt, und ich glaube, wir alle würden es bedauern, wenn durch gewisse Mißverständnisse sich in diese 
gute Zusammenarbeit Schwierigkeiten einschleichen würden. 

Po/izeioberrat Helmut Stawitzki, Niedersächsisches Ministerium des Innern, Hannover 

Herr Dr. Pütter hat bereits wesentliche Ausführungen zu dem Referat von Herrn Hadeler gemacht. Viel­
leicht nur ergänzende Hinweise: Die Kraftfahrzeug-Fahndung ist ja nur ein Teil der Sachfahndung allgemein 
und ist so gesehen ein Anfang. Zweitens, wenn ich die Verhältnisse Niedersachsens betrachte, so rechne ich 
in etwa mit 2000 Anfragen in der Stunde bei einem eingespielten System. Das bedeutet rund eine Anfrage 
in zwei Sekunden. Ich bezweifle deshalb, daß das Kraftfahrt-Bundesamt in der lage wäre, wenn man das 
nun umsetzt auf das Bundesgebiet, diese Anfragenhäufigkeit abzufangen. 

Direktor Huelke, Landeskriminalpolizeiamt Niedersachsen, Hannover 

Ich bleibe beim Thema Kfz-Fahndung. Da das landeskriminalpolizeiamt Niedersachsen mit der Kfz-Fahn­
dung begonnen hat und ich bei der Einführung der Kfz-Fahndung mich hinter die Sache gestellt und sie 
vorangetrieben habe, geht es mir darum, einige Bemerkungen zu den Ausführungen von Herrn Hadeler 
zu machen. 

Ich möchte vorab die einleitende Bemerkung von Herrn Dr. Pütter noch etwas variieren: Die Prise, Herr 
Hadeler, scheint mir etwas zu groß ausgefallen zu sein. Es war schon ein löffel voll. 

Wir wissen natürlich auch in Niedersachsen, daß es ein KBA gibt, und wir wissen auch, genauso wie es 
Herr Dr. Pütter sagte, die Mitarbeit mit dem KBA zu schätzen. Und selbstverständlich sind nicht nur bei uns 
in Niedersachsen, sondern hier auf Bundesebene - und das Bundeskriminalamt hat seinerzeit ja die Erörterungen 
mit dem KBA geführt - solche Erörterungen über die Möglichkeit, die Kfz-Fahndung beim KBA durchzuführen, 
angestellt worden. Aber diese Erörterungen führten eben zu dem Ergebnis, daß das sinnlos ist. Sie wiesen 
ja schon darauf hin, daß Sie sequentiell verarbeiten. Sie sind heute nicht in der lage, in Sekundenschnelle aus 
irgendeinem Bereich des Bundesgebietes eine Kfz-Verlustmeldung aufzugeben und auch in Sekundenschnelle 
eine Anfrage zu beantworten. Wenn Sie es machen wollten, müßten Sie ein solches System aufbauen, wie es 
:eben bei uns aufgebaut wird und wie es Herr Stawitzki eben schon ganz richtig sagte. Die Kfz-Fahndung kann 
ja nicht isoliert betrachtet werden, sie ist ein Teil der Sachfahndung, und die werden Sie uns sicher nicht ab­
nehmen wollen. Sie ist nicht nur ein Teil der Sachfahndung, sondern sie ist ein Teil der Fahndung überhaupt, 
denn sie ist ja auf das innigste auch mit der Personenfahndung verknüpft. 

Und wenn Sie sich an die Ausführungen von Herrn Müller erinnern, dann werden Sie an die Bemerkung 
denken, daß wir ja auch solche Kraftfahrzeuge erfassen, die gar nicht gestohlen sind, sondern wo der ordnungs­
mäßige Halter drinsitzt - aber uns interessiert der Halter. Und ich glaube nicht, daß das Kraftfahrt-Bundesamt 
die Aufgabe übernehmen kann, derartige Dinge bei sich zu führen. Ich glaube, das ist die Angelegenheit der 
Polizei. 

Weiter glaube ich nicht, daß das Kraftfahrt-Bundesamt einen solchen Datensatz übernehmen kann, wie wir 
ihn bei uns eingeführt haben. Es geht uns eben nicht nur um die nackte Feststellung, daß ein Kraftfahrzeug 
mit dem Kennzeichen, der Fahrgestellnummer und der Motornummer gestohlen ist, sondern wir wollen ja 
aus unseren Unterlagen etwas mehr wissen: wo es gestohlen ist, wie die Tatwirklichkeit war und was beispiels­
weise sich noch im Wagen befand. 
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Wenn nämlich dieser Wagen angehalten wird und in der Meldung erscheint auf dem Bildschirm, daß sich 
in dem Wagen ein Pelzmantel befand, dann tut natürlich der Polizeibeamte, der den Wagen draußen anhält 
mit den Insassen, gut daran, einmal nachzufragen, wo dieser Pelzmantel geblieben ist, wenn er ihn nicht mehr 
im Wagen sieht. Ich glaube auch nicht, daß das Kraftfahrt-Bundesamt diese Aufgabe übernehmen kann. 

Die fernmeldetechnischen Dinge hat Herr Dr. Pütter schon angesprochen. Ich bin auch völlig Ihrer Mei­
nung, Herr Dr. Pütter, wir müßten dasselbe nochmal machen, was wir an und für sich aufbauen wollen - und 
nur gezielt auf die Kfz-Fahndung. 

Ebenso die Bemerkung von Herrn Stawitzki: Der Anfall der Anfragen - ich weiß z. B. nicht, wenn die 
Terminals an den Grenzen aufgestellt werden und eine laufende Überprüfung der Kfz-Kennzeichen stattfindet, 
wie das an einer zentralen Stelle verkraftet werden wird. Sie müßten praktisch genau dass-elbe machen, 
wie wir es jetzt auch tun. Die technischen Schwierigkeiten sind m. E. nicht anders zu überwinden als mit dem 
System, wie es Herr Dr. Pütter aufgezeigt hat. 

Kriminaldirektor Günter Bertling, Hamburg 

Ich will nicht versuchen, Würzen zu verteilen, sondern ich versuche, die Sache in ein richtiges lot zu 
bekommen. Ich habe mir über die Ausführungen des Vertreters des Kraftfahrt-Bundesamtes viel Gedanken 
gemacht und bin zu folgenden Überlegungen gekommen: Es kommt im Verlaufe unserer gesamtpolizeilichen 
Arbeit entscheidend auf folgendes an: Wir können uns nicht nur auf die Diebstahlsfrage usw. beschränken, 
sondern auch auf sonstige Sicherheitsdinge müssen wir einen gesteigerten Wert legen in der Zukunft unserer 
polizeilichen Arbeit. Ich denke da an amerikanische Beispiele. Ich meine also, daß wir auf lange Sicht gesehen 
nicht damit auskommen, nur eine Kfz-Diebstahlsfahndung elektronisch zu führen, sondern daß das System 
wesentlich erweitert werden muß. Es muß möglich sein, daß jeder Polizeibeamte schnell über eine bereit­
stehende Datenstation, in Zukunft vielleicht mit Hilfe des Funks vom Funkwagen zur Datenstation hin, die 
Nachfrage halten kann, beispielsweise: Welche Farbe hat das und das Fahrzeug laut gespeicherter Daten. 
Das wird sehr wichtig sein, und wenn die Auskunft lautet, die Farbe muß rot sein, und die Farbe des Fahr­
zeugs ist eine andere, dann müßte er sich wohl umschauen, ob hier nicht etwas zu unternehmen ist, ob hier 
die Möglichkeit eines polizeilichen Einschreitens oder die Notwendigkeit dazu besteht. 

Ich könnte das Beispiel sehr erweitern, will aber aus Zeitgründen darauf verzichten. Es gibt noch ver­
schiedene andere Merkmale, die gespeichert sein müßten, für alle Fahrzeuge, die sich in der Bundesrepublik 
im Verkehr befinden, um sie dem anfragenden Polizeibeamten nutzbar zu machen. Und ich meine, wenn 
man diese Notwendigkeit auf lange Sicht gesehen erkennt, dann hat sicher die lösung in den einzelnen landes­
kriminalämtern erhebliche Nachteile. Das würde nämlich die Notwendigkeit erfordern, in allen landeskriminal­
ämtern praktisch die Dateien des Kraftfahrt-Bundesamtes noch einmal auf der Platte zu haben. Das wäre 
kosten mäßig und auch von sonstigen Überlegungen her völliger Unsinn. 

Ich möchte also sagen, die Entwicklung der Kraftfahrzeugfahndung darf nicht auf sich beschränkt bleiben, 
sondern wir müssen ein Auskunftssystem in diesem Bereich schaffen, das auch allen polizeilichen Auskunfts­
bedürfnissen gerecht wird. Wenn ich das so sehe, dann komme ich eigentlich nur zu dem Ergebnis: Man sollte 
sich überlegen, das Kraftfahrt-Bundesamt - das hört sich nun ein bißchen ketzerisch an - von Flensburg, wo es, 
glaube ich, seinen Sitz hat, hier in die Nachbarschaft zu verlegen und dann eine einheitliche Datenverarbeitung 
vorzubereiten. Das wird sich aber sicher technisch auch anders lösen lassen, meine ich. Ich bin insoweit kein 
Fachmann, glaube aber, so einfach, wie das einige Diskussionsredner sich gemacht haben, kann man das 
Problem nicht abtun, das wäre zu sehr vereinfacht. 

Ich habe aus langem Studium der amerikanischen Verfahren an verschiedenen Orten in den Vereinigten 
Staaten - nicht überall wird es gleichmäßig gehandhabt - festgestellt, daß man auf diesem Gebiete in ver­
schiedenen ländern doch sehr viel weiter ist - örtlich natürlich. Und das führt zu erheblichen polizeilichen 
Erfolgen. Denken Sie daran: Kraftfahrzeug ist gesichtet worden, Farbe, VW Typ etwa soundso. Endziffern 
soundso - und wer soll uns dann den Hinweis geben, um welches Fahrzeug es sich möglicherweise handelt? 
Hier wären wir sicher angewiesen auf das Kraftfahrt-Bundesamt, das wohl seinen Datenbestand auch um 
zusätzliche Angaben, bezogen auf die Fahrzeuge, erweitern müßte. 

Regierungsamtmann Kurt Peters, Koblenz 

Ich habe eine Frage zur Kraftfahrzeugfahndung. Ich halte die zentrale Erfassung gestohlener Kraftfahrzeuge 
allein für die Fahndung an den Grenzen nicht für ausreichend. Wie bekannt, werden vorwiegend nur hoch­
wertige Fahrzeuge ins Ausland gebracht. Man schätzt etwa 100/0 des Gesamtaufkommens und somit 6000 Fahr-
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zeuge jährlich. Nach den vorliegenden Erkenntnissen werden die Fahrzeuge in vielen Fällen bereits vor der 
Anzeigeerstattung bzw. vor Herausgabe der Fahndung über die Grenze gebracht. Außerdem werden diese 
Fahrzeuge in aller Regel mit anderen, gefälschten Kennzeichen ausgestattet. Mit den vorgegebenen Angaben 
des Computers ist also für die Grenzfahndung z. Z. nur wenig anzufangen. 

Eine wesentliche Erleichterung bei der Grenzfahndung würde die sofortige halterfeststellung bedeuten, 
die bisher nicht durchführbar ist. Ich brauche Ihnen nicht zu erzählen, wie es am Freitagabend geschieht, wenn 
die Grenzbehörden bei einer Polizeibehörde nachfragen: Können Sie uns den Halter feststellen? 

Die Frage, die sich den Grenzbehörden stellt, ist also: Kann das Kraftfahrt-Bundesamt oder können die 
Dateien der Länder in absehbarer Zeit Sofortauskünfte über Halter geben - und dies rund um die Uhr und 
im Sekundenbereich? 

Ltd. Regierungsdirektor Heinz Hade/er, F1ensburg 

Meine Damen und Herren, das Gewürz hat gewirkt. Wir haben zum ersten Mal eine Aussprache, und 
darüber freue ich mich. Das Gewürz ist aber nicht in die falsche Suppe gekommen, sondern gelegentlich 
in den falschen Hals. Dazu möchte ich Ihnen folgendes sagen - vielleicht habe ich das in der Eile des Vortrags 
nicht ganz so deutlich zum Ausdruck gebracht: Wir haben den Gesamtkraftfahrzeugbestand auf Magnetbändern 
sequentiell erfaßt. Insofern beantwortet sich die letzte Frage. Die gegenwärtige Technik erlaubt es nicht, 
sofort Direktauskünfte über den Halter eines Fahrzeugs zu erteilen, einfach weil ja jeweils ein Magnetband 
durch die Maschinen laufen muß. Wenn es so große Speicher geben würde, würden wir sie uns sofort 
anschaffen. Die Frage »Rund um die Uhr« kann ich heute mit »ja« beantworten, wir sind rund um die Uhr 
besetzt. Nur der Arbeitsgang ist ein anderer. 

Verwechselt worden ist bei den Herren Dr. Pütter und Stawitzki, daß die als gestohlen oder abhanden 
gekommen gemeldeten Fahrzeuge und Fahrzeugbriefe bei uns nicht auf Magnetbändern, sondern auf einer 
sog. Sperrolle, auf einem Plattenteller verzeichnet sind, also für den direkten Zugriff zur Verfügung stehen. 
Und dieses Angebot haben wir der Polizei - ich möchte keine Stelle direkt ansprechen - vor eineinhalb 
Jahren gemacht. Es ist auch nicht zutreffend, wie hier gesagt wurde, daß sich bei uns jemand auf den Stand­
punkt gestellt hätte, die Wünsche für eine solche Fahndungsarbeit seien bei uns nicht zu verwirklichen. 
Richtig ist vielmehr, daß Sie sich in den Ländern und vielleicht auch im Bund - das kann ich nicht beurteilen, 
ich bin bei den Gesprächen nicht zugegen gewesen -, jedenfalls im Kreise der Polizei nicht einigen konnten, 
was denn nun auf diesem Plattenteller verzeichnet werden soll. Und das ist auch das, worüber ich meine 
Sorge zum Ausdruck brachte, womit ich die Bedenken gegen den Datenverbund verbinde. Wir können Ihnen 
alle diese Wünsche erfüllen, technisch ist es möglich, bloß Sie müssen einheitlich sagen, wie das Programm 
aussehen soll und welche Daten erfaßt werden sollen. Wir können nicht für Niedersachsen vielleicht fünf 
Stellen und für Hamburg etwa 110 Stellen vorsehen, weil der eine die Pelze haben möchte, der andere die 
Hautfarbe des Insassen, der Dritte den Namen. Das geht natürlich nicht bei einer Zentrale, das wird aber 
auch das Bundeskriminalamt nicht fertigbringen und das schafft auch kein Datenverbund. Ich meine, daß ich 
damit diese Frage, die vielleicht eine Kritik andeutete, geklärt habe. 

Ich stehe zwar nicht auf dem Standpunkt, daß die Kraftfahrzeugfahndung nicht eine Sachfahndung sei. 
Aber diese Zuordnung bedeutet doch nicht, daß man sie nun auch notwendigerweise bei dem Arbeitsprozeß 
eingliedern muß in das sonst übliche System der Sachfahndung, denn diese funktioniert ja ganz anders: Sie 
gehen doch in der Praxis in die Pfand- und Leihhäuser, gucken dort nach, ob Sie gestohlene, zur Ausschreibung 
registrierte Dinge finden '- ganz anders als die Beamten auf der Straße, die für ein verdächtiges Kraftfahrzeug 
eine Kennzeichen-Anfrage direkt zu stellen gedenken. Warum also soll der Arbeitsgang gleich sein? Dafür 
gibt es keinen sachlichen Grund. 

Herr Dr. Pütter wies darauf hin, daß bei uns die Datenbestände recht spät zur Verfügung stehen. Das 
ist richtig. Aber, meine Herren, das liegt an Ihnen. Wir haben es mehrfach gesagt. Geben Sie uns doch nicht 
auf diesem unsinnig langen Dienstweg der schriftlichen Anzeige über LKA und BKA den Sachfahndungs­
nachweis, daß wir ihn abarbeiten können, sondern geben Sie uns die Meldungen direkt - wir arbeiten das 
am seI ben Tage ab -, oder in die Sperrolle könnten Sie es direkt eingeben, wenn Sie ein Nachrichtenverbund­
netz schaffen. Es ist möglich, aber die Möglichkeit auszunutzen, liegt bei Ihnen. Da können Sie uns nicht den 
Schwarzen Peter in die Schuhe schieben. Die Erfassung bestimmter gesuchter Fahrzeuge und die Erfassung der 
Kraftfahrzeuge schlechthin dauert bei uns nicht länger als bei Ihnen. So schnell wie Ihre Zulassungsstellen im 
Lande arbeiten, so schnell werden Sie in den Datenzentralen versorgt, so schnell werden auch wir versorgt. 
Wenn Sie die Meldung kriegen, die Sie abarbeiten müssen, kriegen wir sie auch; wenn Sie ein Magnetband 
bekommen, bekommen wir es auch; wir spielen es in derselben Zeit ein. Das liegt aber alles in Ihrem Bereich. 
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Zu der letzten Frage des Herrn vom Grenzschutz: Ich habe nicht darauf hingewiesen, daß wir übrigens 
auch dem Grenzschutz auf eine entsprechende Anfrage hin dieses Angebot für den Test gemacht haben. Eines 
schien mir doch sehr wichtig zu sein, als er nämlich sagte, für diesen Bereich - und das gilt für einen sehr 
wichtigen Bereich der Kraftfahrzeugfahndung - kann die von Ihnen praktizierte Fahndung nicht brauchbar sein, 
weil die Täter, die sich mit fremden Fahrzeugen befassen, so schnell arbeiten, daß sie, bevor es der Betroffene 
überhaupt merkt und sein Fahrzeug als gestohlen melden kann, bereits damit im Ausland sind. Das ist 
bezeichnend. Es widerlegt zwar nicht die Ziele der Kraftfahrzeugfahndung, aber es bringt die Frage zum 
Ausdruck, die ich eingangs heute morgen brachte. Man hätte sich vorstellen können, daß zur Bekämpfung 
der modernen Kriminalität auch moderne Mittel eingesetzt werden, die nicht an der Grenze aufhalten. Ich 
weiß, daß ich damit Dinge anspreche, die im Bereich des Auswärtigen Amtes liegen, daß es an internationalen 
Verträgen fehlt, die eine Zusammenarbeit mit dem Ausland, die dringend notwendig wäre, ermöglichen; ich 
hätte mir gewünscht, daß die ausländischen Gäste, die in unserem Kreise sind, sich ganz frei zu den Projekten 
äußern würden. 

Ich hoffe, ich habe keine Frage vergessen zu beantworten. 

Oberregierungsrat Dr. Pauf S. Pütter, Düssefdorf 

Ich glaube, ich muß mich schon fast entschuldigen, daß ich noch etwas sage, aber ich habe den Ein­
druck, die Mißverständnisse bestehen doch fort. Es geht hier nicht um die Frage, ob die gestohlenen Kraft­
fahrzeuge im Kraftfahrt-Bundesamt auf Platten, Magnetbändern oder sonstigen Trägern abgespeichert sind. Auf 
diese Frage hatte ich auch nicht eingehen wollen, und ich glaube, ich bin auch nicht darauf eingegangen. 

Es geht um die Frage, daß die Daten heute und mit den bisherigen technischen Mitteln beim Kraftfahrt­
Bundesamt notwendigerweise mit einer Verspätung ankommen, wie sie für die Kfz-Fahndung mittels EDV 
nicht tragbar ist. Die Konsequenz ist: Es müssen die technischen Mittel geändert werden, es muß eine Eingabe 
der Diebstahlsmeldungen über die Kraftfahrzeuge mittels Datenstationen erfolgen. Und damit sind wir bei 
der Diskussion des gesamten polizeilichen Verbundnetzes, das mit Sicherheit aus völlig anderen Gründen 
existieren wird, und unter diesen Umständen ist es sinnlos, die Kfz-Diebstahlsmeldungen im Kraftfahrt­
Bundesamt abzuspeichern, erstens wegen der eben erwähnten Kopplung zur Sachfahndung, zweitens wegen 
der Kopplung zur Personenfahndung, drittens wegen der Möglichkeit, bereits 99 % - wie ich es eben 
erwähnte - der Diebstahls-Abfragen auf regionaler Ebene abzufangen und deshalb an den zentralen Rechner 
überhaupt nicht mit dem vollen, sondern nur mit einem winzigen Bruchteil des Datenvolumens heranzugehen. 

Und vielleicht noch eines zum Schluß: Es besteht natürlich außerordentlich großes Interesse an einem 
Verbund zum Kraftfahrt-Bundesamt, aber nicht wegen der Kfz-Diebstahlsmeldungen, sondern wegen even­
tueller Halterfeststellungen für den Fall, daß die Technik einmal so weit sein sollte, daß das Kraftfahrt­
Bundesamt auf Direktzugriffsspeichern die entsprechenden Daten speichern könnte. Das ist, glaube ich, auch 
das, Herr Bertling, was Sie ansprachen, und was natürlich außerordentlich interessant wär~. 
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Aufbau eines Juristischen Informationssystems 

Ministerialrat Dr. Josef Fabry, Bundesministerium der Justiz, Bonn 

1. Vorgeschichte 

Die Erkenntnis, daß auf dem Gebiet der juristischen Informationserschließung manches im argen 
liegt, und das in der Entwicklung der Computertechnik liegende Angebot auf Abhilfe haben seit 
einigen Jahren in der Bundesrepublik Deutschland Überlegungen veranlaßt, ob und gegebenen­
falls auf welche Weise durch Einsatz moderner Techniken der Informationsnot abgeholfen 
werden kann. 
Bereits im Jahre 1967 hat das Bundesministerium der Justiz auf Initiative des damaligen Bundes­
justizministers Dr. Heinemann erste Überlegungen über den Einsatz von Computern zum 
Nachweis juristischer Informationen angestellt. Besprechungen mit Vertretern der Gerichtshöfe 
des Bundes und mit den Landesjustizverwaltungen, eine Studie der Professoren Fiedler,Simitis 
und Klug sowie ein Bericht der Arbeitsgruppe für Datenverarbeitung im Bundesministerium 
der Justiz waren die Stufen eines Klärungsprozesses über die Zielvorstellungen für ein um­
fassendes juristisches Informationssystem. Auf dieser Basis und aufgrund der teilweise recht 
ermutigenden Versuche im In- und Ausland, vor allem in den Vereinigten Staaten von Amerika, 
hat die Bundesregierung die Entwicklung einer juristischen Datenbank unter der Federführung 
des Bundesjustizministeriums beschlossen. 

2. Justizpolitische Zielsetzung 

Das Projekt »Juristisches Informationssystem« ist abgestützt sowohl auf eine Entscheidung der 
Bundesregierung als auch auf eine Entschließung der Justizministerkonferenz vom 31. Mai 1969. 
Im zweiten Bericht der Bundesregierung über die Anwendung der elektronischen Datenverar­
beitung vom 17. April 1970 ist es wie folgt beschrieben worden: 

»Ziel dieses Projektes ist es, ein automatisiertes Informationssystem zu entwickeln, das es 
erlaubt, zu einer optimalen Beherrschung der Informationsfülle auf dem Gebiet der Gesetz­
gebung, der Rechtsprechung und der Rechtsliteratur zu kommen. Das System soll der Erleich­
terung der Gesetzgebungsarbeit dienen, indem es schnelle und zuverlässige Kontrollen der 
verwendeten Rechtsbegriffe sowohl innerhalb des in Frage stehenden Gesetzes wie auch 
in anderen Gesetzen, Kontrollen von Konkurrenzen und Widersprüchen sowie von Blankett­
normen ermöglicht. Ferner soll es die mit der Rechtsanwendung betrauten Stellen von 
einer zeitraubenden herkömmlichen Informationsbereitstellung befreien, eine einheitliche 
Rechtsanwendung fördern und damit die Rechtssicherheit erhöhen. Schließlich soll das 
System in der Lage sein, allen interessierten Stellen zu bestimmten Rechtsfragen die beste­
henden gesetzlichen Regelungen, die dazu ergangene Rechtsprechung und die einschlägige 
Rechtsliteratur nachzuweisen.« 

Diese Zielsetzung ist motiviert durch: 

- die Unüberschaubarkeit dessen, womit sich der Jurist bei der Rechtsfindung ständig beschäf­
tigen muß (Normsetzung, Rechtsprechung, Literatur), 

- die daraus folgende Rechtsunsicherheit, gekennzeichnet durch die unterschiedliche Rechts­
anwendung, und 

- den damit einhergehenden unverhältnismäßig großen Arbeits- und Zeitaufwand bei der 
Informationsbeschaffung. 
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3. Projektablauf 
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a) Konkretisierung der Problemstellung 

Soweit die juristische Welt sich überhaupt mit der Frage der Errichtung einer juristischen 
Datenbank beschäftigte, war durchweg ein positives Votum zu diesem Vorhaben zu 
registrieren, wobei allerdings je nach Temperament oder Gläubigkeit Stufungen festzustellen 
waren: von nüchternen, vorsichtigen Vorschlägen zur Entwicklung eines auf ein Teilrechts­
gebiet beschränkten Dokumentationssystems bis zur Forderung eines wirklich umfassenden 
Informationssystems, das selbstverständlich die Dokumentation aller Normen, Urteile und 
Literatur enthält, darüber hinaus aber als wesentlich interessanteren Teil des Informations­
systems alle nur denkbaren statistischen, kriminologischen, soziologischen, psychologischen 
und medizinischen Daten, sofern solche Daten der juristischen Arbeit nur irgendwie und 
irgendwann nutzbar gemacht werden könnten. 

Schon diese Beobachtung zeigt, daß die Skala der Wunschvorstellungen, die sich an den 
Begriff »Juristisches Informationssystem« oder »Juristische Datenbank« anknüpfen lassen, 
eine große Spannweite hat. Auch die politischen Willenserklärungen, die auf die Errichtung 
einer juristischen Datenbank gerichtet waren, ließen noch eine große Vielfalt von Möglich­
lichkeiten für die Realisierung eines solchen Projektes zu. 

Denn alles, was bisher als Motivation für die Errichtung einer juristischen Datenbank 
artikuliert worden ist, beruht auf einigen wenigen Annahmen, von denen die eine oder 
andere mehr oder weniger, im wesentlichen sogar nur intuitiv abgesichert ist. Diese An­
nahmen lauten etwa: 

- Auf dem Gebiet der Gesetzgebung, Rechtsprechung und Literatur ist ein ständiges 
Anwachsen festzustellen (Informationslawine). 

- Die Formen, in der neue Informationen geschaffen und verbreitet werden, sind unzu­
länglich, was zur Folge hat, daß der aktuelle Zustand des Rechts nicht oder nur unter 
erheblichem Aufwand zu ermitteln ist. 

- Beides führt zu Schwierigkeiten in der Gesetzgebung, Rechtsprechung, Verwaltung und 

Forschung. 

- Die Schwierigkeiten können durch Einsatz der EDV behoben oder wenigstens gemildert 

werden. 

Wie soll nun eine Datenbank aussehen, die die Unübersichtlichkeit der rechtlich relevanten 

Informationen behebt? 

b) Gründung einer Projektgruppe 

Zur Klärung dieser Frage, d. h. zur Umsetzung von Wunschvorstellungen in Zielvorstellungen, 
ist vom BMJ eine Projektgruppe ins leben gerufen worden. Diese Projektgruppe mußte 
interdisziplinär zusammengesetzt sein, d. h. von allen Fachrichtungen, die bei der Entwick­
lung eines Informationssystems etwas beizutragen haben, mußten Vertreter hinzugezogen 
werden. Die Basis für eine derart zusammengesetzte Projektgruppe wurde in einer vertrag­
lichen Vereinbarung zwischen dem BMJ, der GMD und einem privaten Beratungsunter­
nehmen gelegt. Am 15. September 1970 begann die Projektgruppe mit ihrer Arbeit. 

Der Auftrag an die Projektgruppe kann kurz zusammengefaßt beschrieben werden als die 
Erarbeitung eines System konzepts für ein Juristisches Informationssystem. 

Der Umfang und die Gestalt des später zu errichtenden Juristischen Informationssystems 
war, wie zuvor angedeutet, noch in vieler Hinsicht ungewiß. Die Arbeit der Projektgruppe 
sollte wesentlich dazu beitragen, die Zielvorstellungen zu klären. Insbesondere stand nicht 
fest, welche Dokumente im System gespeichert werden sollen oder können, wer als Benutzer 
in Frage kommt und welche Arten des Zugriffs zum System vorgesehen werden sollen. Man 
konnte daher nicht nur eine einzige lösung anvisieren, sondern mußte mehrere Alternativen 
betrachten, die sich in Zielsetzung, Umfang und Aufwand ganz erheblich unterschieden. 



c) Arbeiten der Projektgruppe 

Die Projektgruppe hat sich zunächst an der groben Zielbeschreibung orientiert, daß nämlich 
das Juristische Informationssystem 

- alle juristisch relevante Literatur, von Gesetzen über Verordnungen zu Verwaltungs­
vorschriften, über die Urteile aller Instanzen und Gerichtsbarkeiten bis zu allem, was 
in Büchern und Zeitschriften zum Thema Recht geschrieben worden ist, enthalten soll, 

- für jeden Interessenten zur Verfügung stehen soll und schließlich 

- möglichst schnell, unmittelbar und komfortabel vom Benutzer in Anspruch genommen 
werden kann. 

aa) Quantitative Aspekte und erste Modellbildung 

Um zu erfahren, mit welchen Größenordnungen man es auf der Basis dieser Vorstel­
lungen zu tun hat, mußte ganz schlicht gezählt werden. Dabei hat sich z. B. zur Frage 
des Umfangs der juristischen Dokumentmengen folgendes ergeben: 

Jährlicher Zeichenzuwachs: 

Normen .......... . 

Rechtsprechung .... . 

60 Mio. 

5000 Mio. 

Literatur ...••...•. 3000 Mio. 

(= 5 Mio. Schreibmaschinenseiten/1000 Schreibkräfte). 

Nur auf die letzten 20 Jahre zurückgerechnet, muß aufgrund dieser Zählung mit einem 
Dokumentenbestand von 100 bis 150 Mrd. Zeichen gerechnet werden. 

Bei der Ermittlung der in Betracht kommenden Benutzer gelangte man zu etwa 
160000 Personen oder auf etwa 35000 Institutionen. 

Diese Zahlen konfrontiert mit der Vorstellung, daß das Informationssystem für jeden 
oder wenigstens für jede Institution im unmittelbaren Dialogverkehr zur Verfügung 
stehen und möglichst viel Dokumentenmaterial im Volltext zur Suche und zur Aus­
gabe gespeichert haben soll, ergab alsbald, daß mit diesen Größenordnungen eine 
realistische Planung nicht möglich ist. Die technischen, zeitlichen und finanziellen 
Grenzen waren offensichtlich. 

Die Projektgruppe sah sich deshalb vor die Aufgabe gestellt, in den Größenordnungen 
Beschränkungen anzubringen. Dabei waren zwei Grenzen zu beachten. Einmal mugten 
die Beschränkungen so weit gehen, daß das Projekt technisch, zeitlich und finanziell 
realisierbar erschien. Andererseits durften die Beschränkungen nicht so weit gehen, 
daß dadurch der Gesamtzweck gefährdet wurde. 

Mit dieser AufgabensteIlung war gleichzeitig Veranlassung zu weittragenden und 
prinzipiellen Auseinandersetzungen gegeben; zunächst innerhalb der Projektgruppe 
und später in einer beschränkten und dann immer größer werdenden Öffentlichkeit. 

Die Projektgruppe ist diesen Fragestellungen nicht ausgewichen. Sie hat sie in ihrem 
Kreis diskutiert und hat in vielen Fällen aufgrund eigener Sachkompetenz Entschei­
dungen treffen können, im übrigen die Diskussion mit kompetenten Außenstehenden 
gesucht und in manchen Fällen auch nur die Entscheidungsgrundlagen für auf politischer 
Ebene zu treffende Entscheidungen gesammelt. Sie hat ferner erkannt, daß es für 
manche Entscheidungen an hinreichendem Erfahrungswissen mangelt, nicht nur inner­
halb der Gruppe, sondern überhaupt bei allen, die sich mit der Planung oder dem 
Aufbau großer Informationssysteme beschäftigen. Die Entwicklungen auf diesem Gebiet 
sind noch viel zu jung, als daß schon auf einem abgesicherten Erfahrungswissen auf­
gebaut werden könnte. Unternehmungen dieser Art sind daher zu einem erheblichen 
Bestandteil Forschungsunternehmen. Das gibt ihnen einen besonderen Reiz, macht 
aber auch klar, daß die Zukunft nicht sicher zu berechnen und damit zuverlässig zu 
planen ist. 
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Die Ergebnisse der ersten 4 Monate ihrer Arbeit hat die Projektgruppe in einem 
1. Zwischen bericht zusammengefaßt, der unter dem 1. Februar 1971 veröffentlicht 
worden ist. Der Hauptzweck der Veröffentlichung war, die interessierte oder noch 
zu interessierende juristische Öffentlichkeit über die ersten konkreten Vorstellungen 
von einem juristischen Informationssystem zu unterrichten, die Probleme aufzuzeigen, 
denen die Projektgruppe bis dahin begegnet war, und eine breitere Diskussion zu 
ermöglichen. 

bb) Diskussionen 

An einer solchen Diskussion war der Projektgruppe sehr gelegen. Sie hat, soweit es 
ihr zeitlich, personell und organisatorisch irgend möglich war, die Diskussion gesucht, 
organisiert und geführt. 

Als erstes fand am 14. und 15. Januar 1971 im Bundesministerium der Justiz eine 
Tagung mit Richtern, Bibliothekaren und Dokumentaren sämtlicher Gerichte des Bundes 
und einem Vertreter des Generalbundesanwalts statt. 

Die Arbeit dieses Kreises hat sich als außerordentlich wertvoll erwiesen. Das ist nicht 
verwunderlich, wenn man bedenkt, daß in diesem Kreis langjährige und umfassende 
Erfahrungen und Kenntnisse auf dem Gebiet der Rechtsdokumentation repräsentiert sind. 

Am 29./30. April 1971 fand eine Tagung mit Vertretern der juristischen Fakultäten bzw. 
Lehrstühle statt. Es handelte sich hier um eine außerordentlich lebhafte Tagung, auf 
der weniger Fragen der praktischen Verwirklichung diskutiert wurden als vielmehr 
mögliche rechtspolitische Implikationen, die mit der einen oder anderen Version ver­
bunden sind. Die hier geführten Diskussionen haben in der Folgezeit zu mehreren 
Veröffentlichungen in der juristischen Fachliteratur geführt. 

Zu einer weiteren Tagung im BMJ waren am 15. Juni 1971 Vertreter von etwa 30 Standes­
organisationen, Gewerkschaften und interessierten Verbänden erschienen. Auch diese 
Tagung ergab auf der Basis des 1. Zwischenberichts interessante Diskussionsbeiträge 
aus der Sicht potentieller künftiger Benutzer eines Juristischen Informationssystems. 
Eine Woche später waren sämtliche auf dem deutschen Markt vertretene Computer­
HersteIler zur Diskussion über die ersten Vorstellungen der Projektgruppe eingeladen. 
Schließlich ist der 1. Zwischenbericht in mehreren hundert Exemplaren den Landes­
justizverwaltungen zugegangen, die es übernommen hatten, in ihren Bereichen, d. h. 
bei den Gerichten und Staatsanwaltschaften und sonstigen sachlich interessierten zen­
tralen Landesbehörden, für Verteilung und Einholung von Stellungnahmen an Hand 
eines vom BMJ beigegebenen Themenkataloges zu sorgen. 

ce) Reisen 

Für die Projektgruppe war es selbstverständlich, daß sie sich, soweit möglich, die 
Erfahrungen derer zunutze machte, die sich mit gleichartigen oder ähnlichen Projekten 
befaßten. Dabei fanden naturgemäß solche Unternehmungen besonderes Interesse, 
die seit Jahren in der Literatur als besonders fortschrittlich, interessant oder erfolgreich 
beschrieben worden waren. Die Projektgruppe sammelte systematisch alle erreichbaren 
Beschreibungen von juristischen Dokumentationsvorhaben auf EDV-Basis und wählte 
diejenigen für ein näheres Studium aus, die der Problematik, wie sie für unser Vorhaben 
erkannt war, am nächsten standen. Schließlich wurden die interessantesten Projekte 

besucht und, soweit möglich, getestet. 

Diese Reisen waren sehr instruktiv. Sie zeigten insbesondere, wie vorsichtig und kritisch 
schriftliche Äußerungen über den Stand und die Leistungsfähigkeit der beschriebenen 
Systeme zu werten sind. Vor allem bei Selbstdarstellungen ist die Tendenz erkennbar 
geworden, das Erreichte hervorzuheben und bestehende Schwächen zu verschweigen 
oder durch programmatische Äußerungen zu relativieren. Häufig wird Erreichtes und 

Geplantes bunt gemischt. 



Als einige wesentliche Erkenntnisse aus den Reisen sind die folgenden zu nennen: 

- Es gibt noch nirgends ein Dokumentationssystem, das für ein breiteres publikum 
bestimmt ist und von sich behaupten könnte, die Entwicklungsphase schon hinter 
sich gebracht zu haben; 

- eine Reihe von Systemen, die im Rahmen ihrer technischen Konzeption schon einen 
gewissen Reifegrad erlangt haben, finden kaum Benutzer oder können sie, falls sie 
welche gefunden haben, nicht halten; 

- zahlreiche Systementwicklungen, die in der Vergangenheit teilweise euphorisch 
beschrieben worden sind, wurden inzwischen aufgegeben. 

dd) Benutzerforschung 

Die Projektgruppe war sich von Anfang an der Bedeutung des Umstandes bewußt, daß 
das von ihr zu konzipierende Informationssystem nur dann den mit ihm verfolgten 
rechtspolitischen Zielen dienen kann, wenn es von demjenigen, der es benutzen soll, 
akzeptiert und in Anspruch genommen wird. Sie hat es demgemäß als eine ihrer 
wesentlichsten Aufgaben betrachtet, Wege zu finden, wie das für die Entwicklung eines 
Dokumentationssystems relevante Informationsverhalten ermittelt werden kann. Sie 
mußte hier absolutes Neuland betreten, da keinerlei systematische Untersuchungen 
über die Informationsgewinnungsprozesse bei Juristen vorlagen. 

Als Maßnahmen, die der Inangriffnahme dieser Problematik dienten, sind zu nennen: 

- verhältnismäßig starke Beteiligung von Juristen in der Projektgruppe. Dadurch sol'lte 
sichergestellt werden, daß die Erfahrungen dieser Juristen als Richter, Staatsanwälte 
und Verwaltungsbeamte wenigstens intuitiv unmittelbar in die Planungsarbeiten Ein­
gang fanden; 

- Studium der bisherigen konventionellen juristischen Dokumentationen. Daraus konn­
ten Hinweise auf Benutzerfrequenz und mögliche Fragetypen gewonnen werden; 

- Diskussionen mit Vertretern bestimmter juristischer Berufsgruppen. Diese sollten Hin­
weise auf vorhandene Intormationsengpässe und typische Fragesituationen ergeben; 

- Umfrage bei zahlreichen Gerichten und Staatsanwaltschaften an Hand eines mit dem 
1. Zwischenbericht versandten Themenkatalogs. Hiermit wurden einige Fragen des 
bisherigen Informationssuchverhaltens zu ermitteln versucht, um daraus Rückschlüsse 
auf die gegenwärtigen Schwierigkeiten ziehen und Anhaltspunkte dafür gewinnen 
zu können, mit welchen Leistungen ein automatisiertes Dokumentationssystem 
besonders wirkungsvoll sein könnte; 

Entwicklung eines Fragebogens in Zusammenarbeit mit einem Meinungsforschungs­
institut, Gruppendiskussionen und ein Pretest des Fragebogens als Vorstufe für eine 
breit angelegte Fragebogenaktion. 

d) Einige Ergebnisse und Erkenntnisse 

10 

Es ist hier nicht möglich, die gesamten Erkenntnisse und Ergebnisse der Projektgruppen­
arbeit darzustellen. Dazu reicht die Zeit bei weitem nicht aus. Auch eine bloße Auflistung 
wäre sinnlos, weil sie ohne Erklärung und ohne Darstellung der gegenseitigen Abhängig­
keiten nicht verständlich wäre. Ich will mich deshalb auf einige wenige Punkte beschränken, 
die, wie ich hoffe, geeignet sind, wenigstens ein grobes Bild von dem zu vermitteln, was 
die Projektgruppe für vernünftig und realisierbar hält. 

aa) Dokumentationssystem (document-retrieval-System) 

Das Juristische Informationssystem wird abweichend von einer mit diesem Begriff ver­
knüpfbaren weitergehenden Vorstellung zunächst als ein Dokumentationssystem ent­
wickelt werden. Grob gesagt handelt es sich dabei um ein System, das einem Frage­
steller nur die Dokumente ermitteln und ggf. zur Verfügung stellen kann, in denen 
zu dem in der gestellten Fragen angeschnittenen Problem etwas ausgeführt ist, nicht 
aber eine Antwort zum Problem selbst liefert. 
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Daß die Projektgruppe für ein document-retrieval-System votiert und nicht etwa 
für ein Fakt-Daten-System oder ein Frage-Antwort-System, hat mehrere Gründe. Zwei 
möchte ich kurz nennen: 

- Ein juristisches Informationssystem, das diese Bezeichnung verdient, kann auf keinen 
Fall auf diese Komponente verzichten. Das document-retrieval-System ist daher ein 
elementarer Baustein eines jeden weitergehenden Systems. Es bietet noch eine Reihe 
ungelöster technischer Probleme, an deren Bewältigung alle verfügbare Kraft gesetzt 
werden sollte. 

- Alle über ein reines document-retrieval-System hinausgehenden Systeme setzen 
Vorinterpretationen, also rechtliche Wertungen, voraus, und zwar in um so stärkerem 
Maße, als die Leistungserwartungen steigen. Bei einem universellen Informations­
system ist die Frage der Zulässigkeit von Vorinterpretationen eine sehr heikle Frage. 
Es käme darauf an, eine fachlich und funktionell kompetente Stelle für derartige 
Vorinterpretationen zu finden, die für alle Systembenutzer akzeptabel ist. Das wird, 
wie die Dinge heute aussehen, ein außerordentlich schwieriges, wenn nicht unmög­
liches Unterfangen sein. 

bb) Umfang der Dokumentation 

Die Dokumentation des geschriebenen Rechts muß den vollständigen, unverkürzten 
Text zum Gegenstand haben: 

- Bei der juristischen Arbeit kommt es auf den genauen Wortlaut der Vorschriften an. 
Beschreibungen, Umschreibungen und Paraphrasierungen können nie Ausgangspunkt 
juristischer Argumentation sein, sondern allenfalls ein ergänzendes Hilfsmittel. 

- Der größte Teil der Leistungserwartungen an eine automatische Dokumentation, 
insbesondere zur Erleichterung der Gesetzgebungsarbeit, setzt die Abspeicherung 
des Volltextes und die Möglichkeit der automatischen Suche nach dem Vorkommen 
jedes x-beliebigen Wortes voraus. 

Die Rechtsprechung wird nur zu einem (kleinen) Teil erfaßt, dieser aber möglichst 
im Volltext. Von den mehr als 1 Mio. Entscheidungen pro Jahr werden z. Z. etwa 20000 
veröffentlicht. Für das Juristische Informationssystem wird mit dokumentationswürdigen 
Entscheidungen in etwa gleicher Größenordnung gerechnet (20000 bis 40000). 
Die wissenschaftliche Literatur wird nur gekürzt erfaßt. Ober den Umfang der Doku­
mentation, etwaige Auswahlkriterien und die Art der Aufnahme (bibliographische An­
gaben, Deskriptoren, Kurzfassungen oder Vo 11 text) ist noch keine Vorentscheidung 
gefallen, weil es dazu noch einiger klärender Diskussionen bedarf. 
Die Aufnahme von statistischen Daten, insbesondere auch von Sozialdaten, bleibt der 
Untersuchung in einer späteren Phase vorbehalten. 

cc) Zuverlässigkeit 

Wenn sich Rechtspraxis und Rechtswissenschaft auf eine Rechtsdokumentation verlassen 
können sollen, müssen Vorkehrungen getroffen werden, die sicherstellen, daß die 
einzuspeichernde Information nicht verfälscht wird. 

Verfälschungen können dadurch eintreten, daß 

- einzelne Dokumente nicht abgespeichert werden, als Information also verloren­
gehen und für die Gesamtinformation keine Bedeutung mehr gewinnen können, 

- die Dokumente zum Zweck der wirtschaftlichen Abspeicherung gekürzt oder durch 
Kurzfassungen ersetzt oder zum Zwecke der Klassifizierung mit Schlag- oder Stich­
wörtern versehen werden. 

Als geeignete Vorkehrungen gegen diese Gefahren kommen in Betracht: 

- gegen bewußte Informationsunterdrückung: organisatorische Maßnahmen und Kon­
trollen durch unabhängige Instanzen, 



- im übrigen: Definition klarer Auswahlkriterien und möglichst weitgehende Einschal­
tung der Dokument-Autoren sowohl zur Beurteilung der Dokumentationswürdigkeit 
als auch besonders zur Bearbeitung und Auswertung der Dokumente, wenn dies 
notwendig ist, 

- weitgehende Erübrigung von Bearbeitungen und Auswertungen durch Anwendung 
der Volltextmethode. 

dd) Komfort 

Eine automatische Dokumentation muß vor allem effektiver sein als die herkömmliche 
Informationsvermittlung, d. h. das Verhältnis zwischen Zeit- und Kraftaufwand und dem 
Ergebnis der Suche muß wesentlich günstiger gestaltet werden. 

Dem Anliegen, die Dokumentation am Arbeitsplatz zur Verfügung zu haben, kann 
prinzipiell durch die Möglichkeiten der Datenfernverarbeitung Rechnung getragen wer­
den. Durch die Installierung einer Datenendstation am Arbeitsplatz ist es dem Benutzer 
möglich, mit der irgendwo installierten zentralen DV-Anlage in Verbindung zu treten 
und sie zu benutzen, als stünde sie nur für ihn zur Verfügung. Hauptprobleme bei der 
Verwirklichung eines über die gesamte Bundesrepublik verzweigten Datenendstationen­
Subsystems sind die hohe Anzahl der benötigten Anschlüsse und die hohen Leitungs­
kosten. Daß diese Probleme einmal bewältigt werden, dürfte keine Frage sein. Es gibt 
Anzeichen dafür, daß es nicht einmal mehr sehr lange dauern wird. 

Die Einschaltung von Maschinen in den Informationssuchprozeß darf nicht ab­
schreckend wirken. Erfahrungsgemäß bestehen gegenüber neuem technischem Gerät 
oftmals Vorbehalte. 

Derartige Vorbehalte dürfen nicht durch umständliche und unverständliche Abfrage­
strategien und -sprachen bestätigt werden. Die im Verkehr mit dem Computer an­
zuwendende Sprache sollte möglichst der Umgangs- und Fachsprache der Juristen 
entsprechen. Der vorprogrammierte Dialogaufbau muß den juristischen Arbeits­
techniken entsprechen. 

ee) Realisierungsvorschläge, Zeitvorstellungen 

Wegen des Fehlens gesicherter Erfahrungen über den Aufbau großer Informations­
systeme schlägt die Projektgruppe ein stufenweises Vorgehen vor. Nach ihrer Vor­
stellung soll zunächst ein sog. Entwicklungssystem aufgebaut werden. Zweck dieses 
Systems soll es sein, an Hand eines beschränkten Datenmaterials (Dokumente zu zwei 
Rechtsgebieten in der Größenordnung von insgesamt etwa 2 Mrd. Zeichen) und einer 
beschränkten Benutzerzahl Erfahrungen zu sammeln, um für den Entwurf eines um­
fassenden Juristischen Informationssystems eine hinreichend sichere Basis zu erhalten. 
Anzumerken ist, daß dieses, auf »beschränkter Datenbasis« aufzubauende Entwicklungs­
system die Größenordnung bisheriger Realisierungen weit übersteigen würde und allein 
schon deshalb einige Risiken in sich birgt. 

Bis hinreichend sichere Erkenntnisse aus dem Entwicklungssystem für den Entwurf des 
Ausbausystems gewonnen sind, werden nach Auffassung der Projektgruppe selbst bei 
Einsatz ausreichenden, hochqualifizierten Personals mindestens 6 Jahre vergehen. 
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Arbeiten an einem Informations-Bereitstellungs-System 

für Fakten und Dokumente politischen Inhalts 

Ministerialrat Dr. Gerhard Kohnen, Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, Bonn 

Entwicklung und Grundlagen 

Seit mehr als fünf Jahren wird im Presse- und Informationsamt der Bundesregierung an einem 
aus Datenverarbeitung und Mikroverfilmung integrierten Informations-Bereitstellungs-System (lBS) 
für Fakten und Dokumente politischen Inhalts gearbeitet. Dabei mußten sowohl in der Daten­
verarbeitung als auch in der Mikroverfilmung neue VVege erprobt und beschritten werden. 

Die Frage nach der Art der Dokumente, die für das IBS aufbereitet werden, ist z. Z. mit einem 
Hinweis auf die allgemeine AufgabensteIlung des BPA zu beantworten. Nach der derzeitigen Rege­
lung hat das BPA eine umfassende informationspolitische Zuständigkeit für die Politik der Bundes­
regierung. Die informationspolitische Zuständigkeit der Bundesministerien beschränkt sich dagegen 
auf ihren Geschäftsbereich. Dementsprechend wird vorwiegend offizielles/offiziöses Material wie 
Reden, Statements, Presseverlautbarungen der Ministerien und des BPA, Niederschriften von Presse­
konferenzen, Interviews ete. eingespeichert. Hinzu kommen aber auch noch ausgewählte Zeitungs­
artikel und Agenturmeldungen sowie Pressemitteilungen von Parteien und Verbänden. 

Mit einer Freigabe dieses Systems ist in ca. drei bis vier Jahren zu rechnen. Künftige Benutzer 
werden sein: die Regierung, das Parlament, wissenschaftliche Institute, Rundfunk- und Fernseh­
anstalten, Zeitungsverlage, Privatpersonen. 

Das System geht von drei Grundvoraussetzungen aus. Zunächst wird bei der Einspeicherung 
des Materials keines der bekannten Klassifikationssysteme, wie z. B. die Dezimalklassifikation, ver­
wendet. Zum zweiten existiert für die Dokumentaufbereitung (Indexierung) kein vorgegebener 
Thesaurus. Dem Indexierer ist vielmehr gestattet, die inhaltlichen und bibliographischen Deskriptoren 
frei zu vergeben. Lediglich bei den Inhaltsdeskriptoren ist er gehalten, nur Substantive im Singular 
zu verwenden. Die dritte Grundvoraussetzung ist schließlich, daß das Dokument nicht mit seinem 
vollen Text, sondern als genau formulierte Kurzfassung (Abstract) eingespeichert wird. Diese Kurz­
fassung enthält die Bildnummer des mikroverfilmten Originals und führt somit bei Bedarf auch 
auf das reproduzierbare Originaldokument. 

Datenerfassung 

Zunächst soll die Datenerfassung für das IBS beschrieben werden (Abb.1). Die Originaldoku­
mente werden von den Fachleuten, die diese Dokumente für ihre tägliche Arbeit benutzen, auf 
ihre »Dokumentationswürdigkeit« ausgewählt und der Gruppe »Datenverarbeitung« im Presse- und 
Informationsamt der Bundesregierung zur weiteren Bearbeitung zugeleitet. Hier werden die Doku­
mente zunächst mit einer sechsstelligen Zahl paginiert und mikroverfilmt (siehe dazu die Beschrei­
bung auf 5.151 und Abb. 2). Im Schnitt sind die Originaldokumente drei bis vier Seiten lang. 

Das paginierte und mikroverfilmte Originaldokument wird dann unter Verwendung eines eigens 
dazu entwickelten Erfassungsbogens indexiert. Es handelt sich dabei um eine manuelle Indexierung. 
Die Methoden der automatischen Indexierung sind noch nicht so weit entwickelt, daß sie auf die 
sehr unterschiedlichen Dokumente, die für das IBS aufbereitet werden, angewandt werden können. 
Von den einunddreißig verschiedenen Kategorien des Erfassungsbogens befaßt sich eine große 
Anzahl mit der äußeren, bibliographischen Beschreibung des zu indexierenden Dokuments. Dabei 
werden nicht nur der Autor, die Überschrift, der geographische und politische Bereich des vorlie-
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genden Dokuments beschrieben, sondern auch verschiedene Datumsangaben aufgenommen und 
der äußere und inhaltliche Typ des Dokuments beschrieben. Schließlich werden in einer Kategorie 
die freien Deskriptoren aufgenommen, die den Inhalt des Dokuments beschreiben. Durchschnittlich 
werden pro Dokument fünfzehn freie Deskriptoren vergeben. Die letzte Kategorie des Erfassungs­
bogens enthält den Abstract des Dokuments mit der oder den Mikrobildnummer(n) des Originals. 
Im Durchschnitt umfaßt jede der so aufbereiteten Dokumentdarstellungen 1500 bis 1600 Zeichen 
(Buchstaben und Sonderzeichen) , wovon etwa ein Drittel auf den Abstract entfällt. 

Nach der Indexierung findet die erste Korrektur statt. Sie erstreckt sich auf Inhalt und Recht­
schreibung. Danach wird das Dokument mit Hilfe von Magnetband-Erfassungsgeräten maschinell 
erfaßt. Bei dieser Erfassung werden keine Lochkarten oder Lochstreifen erzeugt, sondern die erfaßten 
Daten werden direkt auf einem zentralen Magnetband gespeichert. 

Die Daten auf diesem Magnetband werden im Rechenzentrum sortiert, durchlaufen dann eine 
Plausibilitätskontrolle und werden mit Hilfe eines Schnelldruckers ausgedruckt. Dieser Computer­
Ausdruck wird anschließend noch mehrfach hintereinander auf Fehler durchsucht. Nach Beseitigung 
aller Fehler - hoffentlich! - werden schließlich die so erfaßten und korrigierten Dokumente in das 
IBS endgültig abgespeichert. 

Mikroverfilmung 

Im folgenden soll als Teil der Datenerfassung auch kurz die Mikroverfilmung beschrieben 
werden (Abb.2). Das paginierte Originaldokument wird vor der Indexierung auf 16 mm Rollfilm 
mikroverfilmt. Jeder Rollfilm enthält ca. 3000 DIN A 4-Seiten. Der so erzeugte Rollfilm wird dupli­
ziert, das Duplikat unzerschnitten in einem Kühlschrank verwahrt, in dem es weitgehend vor 
schädlichen Umwelteinflüssen sicher ist. 

Der Originalrollfilm wird zerschnitten und in Microjackets eingetascht. Jedes Microjacket, das 
etwa postkartengroß ist, enthält fünfzig aufsteigend sortierte Mikrobilder. Von diesem Microjacket 
werden dann noch Kopien gemacht, die den Abfragestationen für das Bildschirm-Retrieval zur 
Verfügung gestellt werden. 

Retrieva/-Betrieb 

In der Gruppe »Datenverarbeitung« des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung 
sind mehrere Abfragestationen eingerichtet, die über Standleitungen mit dem Rechner des Presse­
und Informationsamtes verbunden sind (Abb. 3). Jede Abfragestation besteht aus einem Bildschirm 
mit einer Zeichenkapazität von 1080 Großbuchstaben und einer damit verbundenen Tastatur. Dazu 
gehört außerdem noch ein Drucker oder ein Kopiergerät, mit dessen Hilfe der Bildschirminhalt 1 : 1 
reproduziert werden kann. Schließlich befinden sich noch bei jeder Abfragestation ein kompletter 
Satz von Kopien der Microjackets und ein Mikrofilm-Lesegerät oder ein Lesegerät mit Kopiergerät 
(Reader/Printer) . 

Über diese Abfragestation wird das IBS im Dialogverfahren nach eingespeicherten Dokumenten 
zu bestimmten Themen oder Themenkreisen durchsucht. Dazu werden dem IBS über die Tastatur 
die Deskriptoren mitgeteilt, die den Inhalt des oder der zu findenden Dokumente beschreiben. 
Diese Beschreibung mit Hilfe von Deskriptoren wird dadurch erleichtert, daß sie untereinander 
mit »und«, »oder« sowie »nicht« logisch verknüpft werden können. Außerdem kann der Suchende 
mit Hilfe der bibliographischen Deskriptoren das gesuchte Material genau beschreiben und mit 
den Zeitkriterien »von ... bis«, »vor«, »ab« und »um« enger eingrenzen. All das geschieht in einem 
ständigen Dialog mit dem System. 

Das System bietet die gefundenen Dokumente in jeder Form an. Man kann sie sich als Benutzer 
sowohl mit allen indexierten Kategorien als auch gezielter mit jeder gewünschten Kategorienkombi­
nation zeigen lassen. In der Regel wird man sich zumindest den Autor, die Überschrift und den 
Abstract geben lassen. Über die im Abstract enthaltene Mikrobildnummer kann der Benutzer sich 
neben der Kurzfassung auf dem Bildschirm auch die mikroverfilmte Originalfassung auf dem 
danebenstehenden Mikrofilm-Lesegerät ansehen. Schließlich kann er sich noch eine Rückvergröße­
rung vom Original mit allen Überschriften, Zwischentiteln, Fotografien, Zeichnungen, Sonderbuch­
staben etc. anfertigen lassen, was nicht möglich wäre, wenn man auf die Mikroverfilmung verzichten 
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und den Volltext in das Computer-System einspeichern würde. Die Einsparung von Speicherplatz 
und die Möglichkeit, größere Dokumentmengen am Bildschirm schneller durchsuchen zu können, 
waren die Gründe für die Entscheidung, nicht den vollen Text, sondern »nur« einen klar formulierten 
Abstract einzuspeichern. 

Gegenwärtiger Stand 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung hat für das IBS sowie für die Erledigung 
einiger Verwaltungsaufgaben im Herbst 1971 einen eigenen Rechner mit einer Kernspeicherkapazität 
von 384 K, 6 Magnetbandeinheiten, 6 Magnetplatteneinheiten, 1 Magnetkartenspeicher und 1 Schnell­
drucker in Betrieb genommen. Z. Z. sind etwa 30000 Dokumente eingespeichert; monatlich kommen 
etwa 1000 bis 1500 hinzu. 

Der Bestand an freien, inhaltsbeschreibenden Deskriptoren beträgt z. Z. 50000. Einige Fachleute 
sind damit beschäftigt, diesen Bestand, der noch ständig anwächst, in eine Begriffsfeldliste ein­
zuordnen. Diese Liste, in der die einzelnen Deskriptoren und ihre begriffliche »Umgebung« auf­
genommen werden, soll jedoch nicht für die Indexierung, sondern zunächst nur als Suchhilfsmittel 
eingesetzt werden. 

Trotz der großen Schwierigkeiten, insbesondere bei der Datenerfassung und im linguistischen 
Bereich, müssen solche oder verwandte Systeme eingeführt werden, um zusammen mit den her­
kömmlichen Dokumentationsmitteln die ständig steigende Menge von Informationen meistern 
zu können. 
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Aufbau und Organisation des Bundeszentralregisters 

Bundesanwalt Siegfried Buback, Bundesanwaltschaft, Karlsruhe 

Mit dem Bundeszentralregister darf ich Ihnen ein weiteres Projekt vorstellen, für das der 
Bundesminister der justiz federführend ist. 

Am 1. januar 1972 ist das Gesetz über das Zentralregister und das Erziehungsregister vom 
18. März 1971 (Bundeszentralregistergesetz) in Kraft getreten. Es bestimmt in den §§ 1 und 2, daß 
der Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof in Berlin ein zentrales Register zu führen hat, 
das künftig an die Stelle der bisherigen 93 Strafregister und des Bundesstrafregisters treten soll. 

Mit dem Bundeszentralregistergesetz wird das Strafregisterrecht vereinheitlicht und am Reso­
zialisierungsgedanken neu orientiert. Eine erhebliche Verkürzung der Tilgungsfristen, eine drastische 
Einschränkung der Auskunftsberechtigungen und die Erteilung der Führungszeugnisse durch das 
Bundeszentralregister sind die markantesten Neuerungen. Es war der Wunsch der Bundesregierung 
und des Gesetzgebers, das Bundeszentralregistergesetz in eine den Erfordernissen und technischen 
Gegebenheiten unserer Zeit entsprechenden Weise zu verwirklichen. Und damit sind wir bei der 
elektronischen Datenverarbeitung. 

Erste konkrete Überlegungen fallen in das Jahr 1964. Befruchtend wirkten in den folgenden 
Jahren der Erfahrungsaustausch mit unserem österreichischen Kollegen Hofrat Dr. Ambrosi und die 
intensive Beratung durch EDV-Hersteller, an ihrer Spitze die Firmen Siemens und IBM-Deutschland. 
Das sei bei dieser Gelegenheit mit Dankbarkeit ausdrücklich vermerkt. 

Ende 1967 entstand nach längeren Erörterungen in einer aus den Organisations-Referenten des 
Bundesjustizministeriums und der Landesjustizministerien zusammengesetzten Fachkommission 
beim Bundesstrafregister die Arbeitsgruppe EDV, die heute zu einer Abteilung mit zwei Beamten 
des höheren Dienstes, einem Systemanalytiker und einer ansehnlichen Zahl von Organisatoren, 
Normierern, Programmierern, Operatoren und Datentypistinnen angewachsen ist. In ihr werden 
alle den Aufbau des Bundeszentralregisters betreffenden organisatorisch-technischen Fragen 
bearbeitet. 

In einer» Ist-Analyse« wurde die Arbeitsweise des damaligen Bundesstrafregisters aufgezeichnet 
und die Ausgangslage für den Einsatz der EDV fixiert. Aufgrund dieser» Ist-Analyse« und mit einem 
im wesentlichen auf Schätzungen beruhenden Mengengerüst wurde sodann mit interessierten EDV­
Herstellern geprüft, in weIcher Form der Betrieb auf elektronische Datenverarbeitung umgestellt 
werden könnte. Die Vorschläge reichten von der »Bandlösung« und der »Datenerfassung auf Loch­
karten« bis zu modernsten Speichersystemen mit Direktzugriff und der Datenerfassung mittels 
intelligenter Terminals und optischer Belegleser. Etwa um die Jahreswende 1968/1969 machten uns 
EDV-Firmen brauchbare und technisch befriedigende Vorschläge. Diese brachten erstmals hin­
reichend Klarheit darüber, daß die bei einem Bundeszentralregister zu bewältigenden Probleme 
technisch lösbar waren. Unter den justizministern Dr. Heinemann und Prof. Dr. Ehmke erhielt das 
Bundeszentralregistergesetz nunmehr Gestalt, konnte aber während ihrer Amtszeit nicht mehr im 
Bundestag behandelt werden. 

Der Aufbau des Bundeszentralregisters soll nach dem erklärten Willen des Gesetzgebers 
spätestens am 31. Dezember 1976 abgeschlossen sein. 

Ab 1. januar 1977 soll es vollautomatisch betrieben werden. Bis zu diesem Zeitpunkt müssen 
seine Aufgaben und die des Generalbundesanwalts von den bisher zuständigen Behörden wahr­
genommen werden. Das ist in § 71 Abs. 3 BZRG nachzulesen. Wir haben folgenden Zeitplan 
entwickelt: 
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1. Vorwärtsdokumentation 

Ab 1. juli 1972 melden die etwa 1100 mitteilungspflichtigen Stellen (Gerichte, Staatsanwalt­
schaften) dem Bundeszentralregister neu anfallende mitteilungspflichtige Tatsachen und Ent­
scheidungen (Neumitteilungen) auf einem eigens dafür entwickelten einseitigen, teilformati­
sierten Vordruck (BZR 1), und zwar in maschinenlesbarer Form. Eine Ausfüllanleitung, die der 
Zustimmung des Bundesrates bedarf (§ 2 Abs. 2 BZRG), soll dafür ein einheitliches Verfahren 
sicherstellen. Die mitteilungspflichtigen Stellen haben dafür bereits mit OCR-B-Schrift aus­
gerüstete Schreibmaschinen angeschafft. Diese (Norm-)Schrift wird von dem beim Bundes­
zentralregister bereits seit Ende 1971 aufgestellten und auf Betriebssicherheit getesteten 
optischen Klarschriftleser Scan-Data 250 (Kaufpreis ca. 1,5 Millionen DM) maschinell gelesen. 
Belege mit Fehlern oder nicht erkennbaren Schriftzeichen werden von ihm ausgesondert und 
müssen entweder über ein eingebautes Bildschirmgerät korrigiert oder aber im Sachgebiet 
Prüfung und Korrektur einer besonderen Behandlung unterzogen werden. Die fehlerfreien 
Daten werden vom Klarschriftleser auf ein Magnetband geschrieben, von wo sie später auf 
die schnellen Magnetplattenspeicher des EDV-Systems eingelesen werden sollen. 
Der optische Klarschriftleser hat neben seiner Schnelligkeit den Vorteil, daß die Daten nur 
einmal, und zwar am Ort ihrer Entstehung, geschrieben werden müssen. Außerdem kann ein 
mit OCR-B-Schrift geschriebener Beleg optisch verhältnismäßig leicht auf Fehler überprüft 
werden. 

2. Rückwärtsdokumentation 
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Wie bei allen Datenbank-Projekten bereitet auch uns die übernahme der Altbestände besondere 
Schwierigkeiten. Nach dem im April 1970 erhobenen Mengengerüst waren in den 94 Straf­
registern der Bundesrepublik rund 6 Millionen Personen registriert, davon im Bundesstraf­
register etwa 1,6 Millionen und im Strafregister Berlin etwa 225000 Personen. 
Von diesen 6 Millionen Straflisten, von denen jede im Durchschnitt zwei Strafvermerke enthält, 
müssen nach unseren allerdings noch auf den 1. januar 1972 als Beginn der Datenerfassung 
abgestellten Berechnungen etwa 3,4 Millionen umgeschrieben werden, beim bisherigen Bundes­
strafregister und dem Strafregister Berlin zusammen etwa 1,1 Millionen, also rund ein Drittel 
aller Straflisten. 
Die Differenz zwischen dem Ist- und dem übernahmebestand geht im wesentlichen auf die 
Verkürzung der Tilgungsfristen und darauf zurück, daß nur die Eintragungen in die Speicher 
übernommen werden, die bei Beginn der Auskunftserteilung (Betriebsphase) noch nicht 
tilgungsreif sind. Der zu übernehmende Altbestand wird sich allerdings wieder um die vom 
1. januar 1972 bis zum Beginn der Datenerfassung anfallenden Neumitteilungen vergrößern. 
Wir hoffen zuversichtlich, daß es uns in Kürze gelingt, mit den Landesjustizverwaltungen eine 
dem Bundesrat genehme Ausfüllanleitung (2. BZRVwV) auszuhandeln, damit die Erfassung der 
Neumitteilungen am 1. juli 1972 beginnen kann. Das zur Programmierung des optischen Klar­
schriftlesers erforderliche Fachpersonal steht z~r Verfügung. 
Die Altbestände der Strafregister müssen nach einem einhelligen und mit Nachdruck vertretenen 
VVunsch der Landesjustizverwaltungen beim BZR zentral normiert und maschinenlesbar um­
geschrieben werden, und zwar die Bestände des bisherigen Bundesstrafregisters und des Straf­
registers Berlin bis zum 31. Dezember 1974, die Altbestände der übrigen 92 Strafregister -
das sind zwei Drittel des Bestandes - bis zum 31. Dezember 1976. 
Für diese Aufgabe werden vom 1. juli 1972 bis zum 31. Dezember 1974 mindestens 37 Normierer 
(vorgesehen: Beamte des gehobenen Dienstes, Rechtspfleger) und 52 Datentypistinnen und vom 
1. januar 1975 bis zum 31. Dezember 1976 weitere 76 Normierer und weitere 80 Daten­
typistinnen benötigt. Während Datentypistinnen in genügender Anzahl zur Verfügung stehen, 
wird der Bedarf an Normierern aus dem Reservoir der Landesjustizverwaltungen nicht zu befrie­
digen sein. Es müssen deshalb Ersatzlösungen erprobt werden. Nach der übernahme der Alt­
bestände des Bundesstrafregisters und des Strafregisters Berlin soll für deren Bereiche mit der 
maschinellen Auskunftserteilung begonnen werden. Das könnte am 1. januar 1975 der Fall sein. 
Die übrigen Strafregister werden nach und nach in die maschinelle Auskunftserteilung ein­
bezogen, sobald deren Altbestände übernommen sind. 



Solange ein Strafregister noch nicht in die maschinelle Auskunftserteilung einbezogen ist, muß 
es von der bisher zuständigen Behörde manuell weitergeführt werden. 

3. Auskunftserteilung (Betriebsphase) 

Bevor ich auf die Betriebsphase eingehe, werden Sie ein Wort über das EDV-System hören 
wollen, mit dem wir arbeiten werden. Ich muß Sie enttäuschen. Zwar haben wir dazu feste 
Vorstellungen über die Anforderungen, aber welches EDV-System eingesetzt werden wird, 
steht zur Stunde leider immer noch nicht fest. Ich hoffe jedoch, vor allem im Bundeskriminalamt 
Verständnis für diese Situation zu finden; denn hier hat ja vor nicht allzulanger Zeit ein 
vergleichbarer langwieriger Prozeß zur Ermittlung des optimalen EDV-Systems stattgefunden. 

Die Betriebsphase stellen wir uns folgendermaßen vor: 

Wir müssen pro Arbeitstag mit etwa 6300 Neumitteilungen rechnen, die noch am selben Tage 
zu verarbeiten sind, um das Register auf dem neuesten Stand zu halten. Pro Arbeitstag werden 
etwa 35000 Auskunftsersuchen und Anträge auf Erteilung von Führungszeugnissen zu bearbeiten 
sein. Außerdem sind etwa 1300 Mitteilungen an Gerichte und Behörden nach §§ 21 und 26 
BZRG (Mitteilungen bei einer laufenden Bewährungsfrist oder bei Einliegen von Suchvermerken) 
zu machen. 

Danach sind an jedem Arbeitstag pro Stunde etwa 6000 Vorgänge zu erledigen. 

Ein solches Arbeitspensum kann natürlich nur bewältigt werden, wenn es gelingt, den Ratio­
nalisierungseffekt, den die elektronische Datenverarbeitung hier anbietet, voll auszunutzen. 

Wir müssen deshalb erreichen, daß die 35000 pro Arbeitstag zu erwartenden Auskunfts­
ersuchen und Anträge auf Erteilung von Führungszeugnissen maschinenlesbar gestellt werden. 
Dann nämlich können on-line gefahrene optische Klarschriftleser ihre Bearbeitung übernehmen. 
Ist über die betreffende Person im Speicher nichts vermerkt, wird der Klarschriftleser das 
Auskunftsersuchen in ein besonderes Fach aussteuern. Die so ausgesteuerten Auskunftsersuchen 
und Anträge - es handelt sich nach unseren Erfahrungen um 75 % aller Ersuchen - werden mit 
dem Vermerk »kein Eintrag« gestempelt. In den restlichen Fällen läßt der Klarschriftleser die 
Registereintragung durch einen Schnelldrucker ausdrucken. 

Leider müssen wir damit rechnen, daß insbesondere etwa 28000 Anträge auf Erteilung von 
Führungszeugnissen, die täglich von den Verwaltungsbehörden kommen, nicht maschinenlesbar 
sind. Deshalb müssen hier vorerst die Suchbegriffe - Geburtsname, Vorname, Geburtstag und 
Geschlecht - über Bildschirmgeräte eingegeben werden. Wir haben vor, dafür 66 solcher 
Terminals einzusetzen. 

Mit der Einführung des Personenkennzeichens und seiner Unterbringung bei den bereits ab­
gespeicherten Daten wird dieses Verfahren nach und nach wieder abgebaut werden können, 
weil dann die Verwaltungsbehörden ihre Anträge dadurch maschinenlesbar stellen können, 
daß sie das Personenkennzeichen handschriftlich in den Vordruck einsetzen. Der Klarschriftleser 
Scan-Data 250 ist in der Lage, solche Zahlen zu lesen. 

Über Bildschirmgeräte sollen auch telegrafische und telefonische Auskunftsersuchen bearbeitet 
werden. Bei fernschriftlichen Anfragen ist der Lochstreifen als Eingabemedium vorgesehen. 

Zur Bewältigung des außerordentlichen Postanfalls wird eine moderne »Poststraße« eingerichtet 
werden müssen. 

Zu einem späteren Zeitpunkt ist zunächst für die Auskunftsersuchen der Strafverfolgungs­
behörden die Datenfernverarbeitung vorgesehen. Dazu sollen bei den Strafverfolgungsbehörden 
Terminals aufgestellt werden, die unmittelbar mit dem EDV-System des BZR korrespondieren 
können. Auch andere, zu unbeschränkter Auskunft berechtigte Stellen sollen solche Terminals 
erhalten. Per Programm werden die Datenbestände gegen einen unbefugten Zugriff gesichert. 

Nach den gegenwärtigen Berechnungen benötigt das Bundeszentralregister in der Betriebsphase 
eine Zentraleinheit mit 384 bis 512 KB oder eine vergleichbare Wortmaschine. 

Die Massenspeicher für etwa 2,6 Milliarden Zeichen müssen eine mittlere Zugriffszeit von 
weniger als 50 Millisekunden erlauben. 
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Als Peripherie sind 

8 Magnetbandeinheiten, 
66 Bildschirmgeräte, 
2 Schnelldrucker, 

Lochkartenlese- und Stanzeinheiten sowie mehrere optische Klarschriftleser 

vorgesehen. 

Der Kaufwert einer Anlage dieser Größenordnung liegt bei etwa 10 Millionen DM. 
Die Mietkosten belaufen sich (bei einem 5-Jahres-Vertrag) auf etwa 200000 bis 250000 DM 
pro Monat. 
Hinsichtlich der Software werden wir auf Standardprogrammpakete und auf einschlägige 
Betriebssysteme, die sich bereits bewährt haben, zurückgreifen. Aber alle für unsere Auf­
gabensteIlung notwendigen Spezialprogramme werden unsere Spezialisten sowie leistungs­
starke Fachteams entwickeln müssen. Hier und im organisatorischen Bereich liegen die neural­
gischen Schwerpunkte unseres Projekts. 
Die für die Übernahme sämtlicher Strafregister auf das BZR zu erwartenden Mehrausgaben 
sind während des Gesetzgebungsverfahrens mit 37 Millionen, die jährlichen Betriebskosten mit 
12 Millionen angenommen worden. Für die Errichtung eines Betriebs- und Bürogebäudes sind 
bisher ca. 6000000 DM veransch lagt. 

Mit dem vollautomatischen Betrieb soll folgendes erreicht werden: 

Anstelle der zersplitterten Zuständigkeiten (bisher 94 Register) tritt ein zentrales Register, das 
postwendend antwortet und eine einheitliche Rechtsanwendung gewährleistet. Es gibt keine 
Verzögerung mehr durch Anfrage bei einem örtlich unzuständigen Register. Die EDV-Anlage 
kann innerhalb kürzester Frist exakte Unterlagen für die Statistik und die kriminologische 
Forschung liefern. Das im Strafregisterwesen der Länder tätige und bei den kommunalen 
Meldebehörden mit der Führung der amtlichen Liste befaßte Personal wird eingespart. Das 
Bundeszentralregister wird mit einem Personalbestand betrieben werden können, der bisher 
allein für das Bundesstrafregister erforderlich war. 
Wir stehen am Anfang eines dornenreichen Weges, und ich glaube, niemand wird uns darum 
beneiden. 



Vizepräsident Werner HeinI, Bundeskriminalamt 

Ich möchte einen ganz besonderen Gruß den Referenten des heutigen Tages entbieten, nämlich Frau 
Gehnich, Herrn Dr. Ambrosi und den Herren, die uns heute Nachmittag über die Datenverarbeitung in den 
Vereinigten Staaten berichten werden. 

Es ist ja in unserem Lande schon sehr oft und sehr viel über die Datenverarbeitung im Bereich der 
Polizei im Ausland gesprochen worden. Nun, es ist nicht alles Gold, was glänzt, und es waren auch nicht immer 
gerade die Berufenen, die sich hierzu geäußert haben und die uns vielfach das Ausland als unbedingt nach­
ahmenswertes Beispiel vorgestellt haben. Wir können jedoch hoffen, daß wir gute Eindrücke aus diesen 
Referaten mitnehmen werden, die uns für unsere Arbeit hier und draußen in den Ländern Hilfestellung 
oder Hinweise zumindest geben können, wenn wir auch andererseits sicher sein dürfen, daß uns die Damen 
und Herren des heutigen Tages aufzeigen werden, wo die Grenzen der Datenverarbeitung liegen. 

Ich möchte aber nun nicht die Ergebnisse der Referate vorwegnehmen, sondern ich würde vorschlagen, 
daß wir uns wieder einmal mitten in die Dinge hineinstürzen. Ich darf deshalb Herrn Dr. Ambrosi bitten, mit 
seinem Referat zu beginnen. 

Ausländische Erfahrungen mit der Datenverarbeitung 

bei der Polizei - in Österreich -

Wirk!. Hofrat Dr. Helmut Ambrosi, Bundespolizeidirektion, Wien 

Ab Februar 1972 wurden im Rahmen des Ausbaues des Elektronischen Datenverarbeitungs­
Zentrums zwei Arbeitsgebiete neu in Betrieb genommen. Es handelt sich dabei um die Automation 
der Organmandatseinhebung und -verrechnung für den Bereich Wien und um die sehr bedeutungs­
volle Applikation der gesamtösterreichischen Kraftfahrzeugfahndung. 

Der Betriebsbeginn zweier so wichtiger Arbeitsbereiche ist ein guter Anlaß, über das bisher 
Erreichte Rechenschaft zu geben und die Planungen für die nächste Zukunft darzustellen. 

, Bereits in Betrieb befindliche Arbeitsbereiche 

1. Mit Inkrafttreten des neuen Strafregistergesetzes, BGB!. Nr. 277/68, wurde im EDV-Zentrum 
begonnen, die tägliche Verarbeitung für diese Applikation durchzuführen. Die Übernahme 
einer so großen Kartei von über 2 Millionen Karteikarten konnte verständlicherweise nur 
stufenweise erfolgen. 
Seit 6. Juli 1970 wird die Gesamtverarbeitung und Beauskunftung durch das EDVZ vorgenom­
men. Sowohl der Änderungsdienst als auch die Beauskunftung für jene Fälle, bei denen die 
Anfrage mit Formular auf dem Postweg einlangt, geschieht in Form der Stapelverarbeitung 
(batch-Betrieb). Der tägliche Durchschnitt liegt bei ca. 4000 Anfragen. Dringende FS.:Anfragen 
nimmt die Fernschreibstelle des EDVZ entgegen und beauskunftet noch am sei ben Tag alle 
Anfragen, die bis 14.00 Uhr eingelangt sind. Nach diesem Zeitpunkt eingehende Anfragen 
werden spätestens am Vormittag des darauffolgenden Tages beantwortet. Diese verhältnismäßig 
rasche Auskunftserteilung ist nur durch einen Terminal-on-line-Betrieb mit Lochstreifenausgabe 
möglich. Täglich werden im Durchschnitt ca. 600 FS-Anfragen verarbeitet. 
Seit Übernahme des Strafregisters auf Computer ist es erstmalig möglich geworden, genaue 
statistische Unterlagen über diese Datei zu erhalten. Die folgende Tabelle soll darüber Auskunft 
geben. Es handelt sich hier um die Zahlen für das Jahr 1971. 

159 



Strafregister 

Erteilte Auskünfte (schriftlich) 

mit Code SB (Bescheinigungen) ........ 131 757 

mit Code SA und SC ................ 619480 

FS-Auskünfte via Terminal 
one-line ........................... 129674 

Auskünfte an das Bundesheer 
(Anfrage und Auskunft mit Magnetband) 
off-line ............................ 77 526 

Summe der Auskünfte . . .. 958 437 

Neuzugänge und Änderungen ......... 228558 

2. Polizeiliche Kriminalstatistik 

Die Vorarbeiten für die Übernahme und Verarbeitung der polizeilichen Kriminalstatistik dauer­
ten ca. ein Jahr und wurden gemeinsam von der Abteilung 19 des Bundesministeriums für 
Inneres und dem EDV-Zentrum im Jahre 1970 geleistet. Seit dem 1. januar 1971 ist dieses 
Arbeitsgebiet in Betrieb. Die Auswertungen erfolgen monatlich und jährlich. Das Ziel dieser 
Arbeiten war, die polizeiliche Kriminalstatistik nicht nur nach den Tatbeständen des Straf­
gesetzes aufzugliedern, sondern sie nach kriminologischen Gesichtspunkten aussagefähig und 
damit zu einer echten Entscheidungshilfe zu machen. Außerdem fällt vor allem der Zeitvorteil 
ins Gewicht, da es beispielsweise nunmehr möglich ist, bereits Ende Januar des folgenden 
jahres die jahresstatistik des vorangegangenen Jahres herzustellen. In diesem Zusammenhang 
soll darauf hingewiesen werden, daß es in diesem Jahr erstmalig möglich ist, eine Übersicht 
über die Kriminalität der Fremden und Gastarbeiter zu erhalten. Zu erwähnen wäre noch die 
Tatsache, daß die Daten für die Gerichtliche Kriminalstatistik, die vom Österreichischen Statisti­
schen Zentralamt gesammelt und verwertet werden, vom EDV-Zentrum nach den gewünschten 
Kriterien gesammelt, entsprechend aufbereitet und auf Magnetbändern dem Österreichischen 
Statistischen Zentralamt zur weiteren Verarbeitung zur Verfügung gestellt werden. 

3. Flugpolizei 

In Zusammenarbeit mit der Abteilung 27 des Bundesministeriums für Inneres wurde die 
Applikation »Flugpolizei« entworfen, da es der hiefür zuständigen Fachabteilung kaum mehr 
möglich war, in der herkömmlichen Weise mit Listen, Karteien usw. die für sie notwendiogen 
Auswertungen in einem vertretbaren Zeitraum durchzuführen. Auch dieses Sachgebiet befindet 
sich bereits in Betrieb und wird nach folgenden Gesichtspunkten ausgewertet: 
Aufgrund von angelieferten Belegen werden entsprechende Statistiken über Flugrettungs­
einsätze und Gesamtflugzeiten pro Flugzeug erstellt bzw. laufende Anfragen bezüglich Luft­
fahrzeug, Einsatzdatum, Einsatzort, Art des Einsatzes, Beschaffenheit des Landeplatzes, Anzahl 
der geborgenen Personen, Gesamtflugzeit, Transportgewicht etc. beauskunftet. 

4. Automation der Organmandatseinhebung und -verrechnung 
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Um diese Applikation in Betrieb nehmen zu können, war es zunächst erforderlich, die notwen­
digen gesetzlichen Grundlagen hiefür zu schaffen. Dies ist im Rahmen der Novellierung des 
Verwaltungsstrafgesetzes durch die Änderung des § 50 dieses Gesetzes geschehen. Die näheren 
Bestimmungen hiefür wurden in der dazu ergangenen Durchführungsverordnung, BGB!. 
Nr. 275/71, festgelegt. Bei der Ausarbeitung des Gesetzes und der Verordnung wurden Fach­
leute des EDV-Zentrums beigezogen. Die Vorarbeiten für diese Applikation wurden im 
Jahre 1971 geleistet und der Betrieb am 14. Februar 1972 aufgenommen. Es handelt sich bei 
dieser Arbeit um eine bewußt pragmatisch gestaltete Lösung. Man wollte einerseits den Kraft­
fahrern eine längere echte Überlegungsfrist beim Angebot eines Organmandats geben, anderer-



seits die Sicherheitswachebeamten von vermeidbaren Schreibarbeiten (Meldungslegung etc.) 
sowie von Verrechnungs- und Zählarbeiten bei Bargelder/ag weitestgehend entlasten. Der ent­
sprechende Organisationsvorschlag für das Vorhaben wurde vom EDV-Zentrum entworfen, die 
nunmehr in Verwendung stehenden Formulare wurden im engsten Einvernehmen mit allen 
beteiligten Stellen, vor allem mit der Sicherheitswache, gestaltet; sie wurden bei Tag und Nacht, 
bei schönem und bei schlechtem Wetter getestet, so daß man in diesem Falle tatsächlich sagen 
kann, die lösung ist nicht nur am grünen Tisch, sondern in gemeinsamer Arbeit zwischen EDV­
Theorie und Polizeipraxis gestaltet worden. Abgesehen von Vorteilen, die die Neuregelung 
für die Sicherheitswache bringen soll, dient sie aber auch der Rechtssicherheit und damit den 
Kraftfahrzeuglenkern. Während nämlich bisher im Falle der Bezahlung eines Organmandates 
der lenker eine mehr oder weniger kursorisch ausgefüllte Bestätigung über den Erlag von 
50.- S ausgefolgt erhielt, auf der als Tatbestand oft nur Worte wie »vorschriftswidriges Halten 
oder Parken« etc. angeführt waren, wird nunmehr in jedem Fall eines angebotenen Organ­
mandates der beanstandete lenker eine wortgetreue Durchschrift des Beleges erhalten, der den 
genauen beanstandeten Sachverhalt und damit den übertretenen Tatbestand enthält. Die Tat­
sache, daß auf dem Organmandatsbeleg nur Delikte des ruhenden Verkehrs in den Tatbestands­
katalog aufgenommen wurden, ist damit zu erklären, daß nur solche Tatbestände für die 
Neuregelung in Frage kamen, die verbal so zu formatisieren sind, daß sie unter Einfügung 
von Tatzeit, Tatort und Kennzeichnung des betreffenden Kraftfahrzeuges den angezeigten 
Sachverhalt einwandfrei darstellen lassen. 
Für die Neuregelung wurden sogenannte »Erlagscheinblocks« hergestellt. Jeder Erlagscheinblock 
besteht aus 10 Formularsätzen (pro Fall ein Satz), diese wieder jeweils aus einem für die 
Behörde bestimmten Teil (in der Folge Originalbeleg genannt) und einem für den Täter 
bestimmten Teil, dem Erlagschein. Die Formularsätze sind fortlaufend durchnumeriert, wobei 
immer der oben befindliche Originalbeleg und der Erlagschein darunter mit der gleichen 
laufenden Nummer versehen sind. 
Bei der Ausstellung einer Organstrafverfügung werden im Durchschreibeverfahren auf beiden 
Formularteilen die nötigen Angaben eingetragen. Der für den Täter bestimmte Teil (Erlagschein) 
wird bei Abwesenheit des Kraftfahrzeuglenkers in der Regel an der VVindschutzscheibe des 
Kraftfahrzeuges befestigt. Der Erlagschein wird bei Regen, feuchtem Wetter oder bei einer 
Wettersituation, die auf Wetterverschlechterung schließen läßt, vor der Hinterlegung in eine 
Plastiktasche gegeben, um die lesbarkeit im Belegleser der Post sicherzustellen. 
Die von Straßenaufsichtsorganen ausgestellten Originalbelege werden täglich dem EDVZ zu­
geleitet, wo sie abgelocht, geprüft, sortiert und gespeichert werden. Von der Postsparkasse 
wird nun aufgrund der dort eingelangten Einzahlungen täglich ein Gutschriftband erstellt und 
dem EDVZ übermittelt. Diese beiden Datenbestände (Originalbeleg und Gutschriftband) werden 
in periodischen Vergleichsläufen auf Parität der laufenden Nummern verglichen. Falls nun ein 
beanstandeter Kfz-lenker mittels des an seinem Kraftfahrzeug befestigt gewesenen Erlagscheines 
den Betrag von 50.- S bei der Post eingezahlt hat, wird bei diesen Vergleichsläufen Parität 
zwischen den laufenden Nummern gefunden, und der Geschäftsfall ist damit als erledigt zu 
betrachten. Wird jedoch zu dem Originalbeleg keine entsprechende Parität der laufenden 
Nummer auf dem Gutschriftband gefunden, so ist anzunehmen, daß der beanstandete Kfz­
lenker keine Einzahlung geleistet hat. In einem solchen Fall wird nach Ablauf der gesetzlich 
vorgesehenen Frist eine entsprechende Verständigung an das Verkehrsamt ausgedruckt, wobei 
nach Maßgabe des Fortschrittes der Datenübernahme der Kfz-Zulassungskartei des Wiener 
Verkehrsamtes späterhin auch gleichzeitig der Zulassungsbesitzer und dessen Anschrift an­
gegeben werden wird. Der Originalbeleg und der Computerausdruck werden sodann zusam­
mengeheftet und dem zuständigen Bezirkspolizeikommissariat übermittelt, wo die Einleitung 
des ordentlichen Verwaltungsstrafverfahrens erfolgt. 

Zum Zwecke der widmungsgemäßen Weiterverrechnung und Buchung der eingegangenen 
Beträge zwischen der Buchhaltung der Bundespolizeidirektion Wien und dem Magistrat der 
Stadt Wien wird am 14. und am letzten jeden Monats ein entsprechender Verrechnungs­
ausdruck erzeugt, aus dem die Anzahl der Einzahlungen, aufgeschlüsselt nach der jeweiligen 
Widmung des Betrages (Bund oder land), ersichtlich ist. 
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5. Kraftfahrzeugfahndung 
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Seit 15. Februar 1972,17.00 Uhr, wird die Kraftfahrzeugfahndung für das gesamte Bundesgebiet 
mittels EDV im on-line-Verkehr und in Datenfernverarbeitung durchgeführt. Die diesbezüg­
lichen Vorschriften sind in der mit Erlaß des Bundesministeriums für Inneres, Generaldirektion 
für die öffentliche Sicherheit, vom 27. Januar 1972, ZI. 5800/3-19/72, verlautbarten neuen Kraft­
fahrzeugfahndungsvorschrift und der vorläufigen EKIS-Betriebsvorschrift enthalten. Die völlige 
Neuorganisation dieses Teilbereiches des Fahndungswesens wurde vom »EKIS-Team« zunächst 
im Modell entworfen und nach Genehmigung durch die zuständigen Stellen im Detail geplant 
und programmiert. Als hervorstechendstes Merkmal kann die Tatsache angesehen werden, 
daß es nunmehr möglich ist, mit jedem Fernschreiber einer Sicherheitsdienststelle eine direkte 
on-line-Verbindung mit dem Computer herzustellen und Sofortabfragen nach gefahndeten 
Kraftfahrzeugen zu stellen. Darüber hinaus wurde durch organisatorische Maßnahmen im neu­
geschaffenen Büro für Erkennungsdienst, Kriminaltechnik und Fahndung (EKF) die erste Daten­
station (DASTA) für Sicherheitsbehörden aufgebaut, welche mit Fernschreibanschlüssen und 
Bildschirmterminals ausgestattet ist. 
Während Anfragen mit dem Fernschreiber nur nach den herkömmlichen drei Suchargumenten, 
nämlich polizeiliches Kennzeichen, Fahrgestellnummer und Motornummer, gestellt werden, 
ist es im Wege der DASTA möglich, im on-line-Verkehr über Bildschirmterminal IBM 2265 
Auskünfte aus der Fahndungsdatei unter Verwendung einer entsprechend konzipierten Soft­
ware zu erhalten. Der Änderungsdienst soll zunächst nur über die DASTA EKF erfolgen. 
Die Datenstation im EKF ist fernschriftlich mit der Adresse PKWF und telefonisch unter der 
Wiener Nummer 345511, Klappe 7415 und 7416, zu erreichen. Der Ausbau für einen allfälligen 
Funksprechverkehr ist technisch möglich. 
Der Vorteil der Kraftfahrzeugfahndung mittels elektronischer Datenverarbeitung liegt neben 
der hohen Verarbeitungsgeschwindigkeit vor allem in der Möglichkeit, durch die konzipierte 
Software mehrere Suchargumente miteinander zu verknüpfen. Dies ist von besonderer Bedeu­
tung, wenn die herkömmlichen Suchargumente nicht oder nur bruchstückweise bekannt sind, 
wie z. B. in jenen Fällen, bei denen, um die Identifizierung des Kraftfahrzeuges unmöglich zu 
machen, Motor- oder Fahrgestellnummer vor den Tätern ausgestanzt und andere Nummern 
neu eingeschlagen wurden. Mittels besonderer chemischer Techniken ist es zwar möglich, die 
ursprüngliche Nummer manchmal teilweise wieder zum Vorschein zu bringen. Da jedoch der 
Stellenwert der einzelnen noch lesbaren Ziffern meistens nicht bekannt ist, besteht nach der 
derzeitigen Methodik der Kfz-Fahndung keine Möglichkeit, das Kraftfahrzeug zu identifizieren. 
Diesem Mangel kann jetzt durch die für das sogenannte ADONIS-System entwickelte Software 
abgeholfen werden. 

Folgende Einzelsuchargumente stehen nunmehr bei Anfragen zur Verfügung: 

a) betreffend das Fahrzeug: 

Fahrzeugart 
Kfz-Kennzeichen mit maximal neun Positionen 
Motornummer mit maximal 20 Positionen 
Fahrgestellnummer mit maximal 20 Positionen 
Marke/Type (je VVort oder Zahlengruppe ein Suchargument) 
Farbe: zwei Farben zuzüglich Helligkeitsgrad und Metallise-Effekt 

b) betreffend die Tat: 

Fahndungsgrund 
Tatzeit (Monat, Jahr) 
Tatort 
Zeit des Zustandebringens (Monat und Jahr) 
Ort des Zustandebringens 

c) betreffend die Person des: 

Täters 1 
GeschädigtenJ l Familienname 
Zulassungsbesitzers 



Außerdem bringt die neue Art der Kfz-Fahndung auch eine Erleichterung für den Benutzer 
mit sich, da nunmehr die Trennung zwischen provisorischer Fahndung mittels Fernschreibens 
und endgültiger Fahndung mittels Ausschreibungsantrages weggefallen ist und die ausschrei­
bende Dienststelle durch die Erlassung des Fahndungsfernschreibens jeder weiteren Ausfüllung 
von Formularen enthoben wird. Der bisherige Zustand auf dem Gebiete der Kfz-Fahndung, 
der weder in der Prozedur noch im Ergebnis als zufriedenstellend anzusehen war, wurde durch 
den Einsatz des elektronischen Systems wesentlich verbessert. Die praktischen Erfahrungen der 
nächsten Monate werden zeigen, um wieviel effizienter die Kraftfahrzeugfahndung durch die 
neue Methodik geworden ist. 
Derzeit kann für Fahndungsanfragen nur auf den Datenbestand der gesamtösterreichischen 
Kraftfahrzeugfahndungsdatei zurückgegriffen werden. Dies sind mit Stichtag vom 3. März 1972 

Pkw ............... . 2601 Übertrag ............ 8610 
Krad ............... . 400 Lkw ................ 58 
Moped ............. . 5606 Zugmaschinen ........ 2 
Bus ................. 3 Anhänger ............ 39 

Übertrag ............ 8610 Summe . ............ 8709 

Nach vollständiger Übernahme der Daten der Wiener Kfz-Zulassung auf elektronische Daten­
verarbeitung werden jedoch zusätzlich die über 400000 Kraftfahrzeuge mit Wiener Kenn­
zeichen im »Fahndungsreservoir« des EKIS zur Verfügung stehen. 

In unmittelbarer Vorbereitung befindliche Arbeitsbereiche 

Hier wäre als erstes die Erstellung der elektronischen Datei der Kfz-Zulassung für Wien zu 
nennen. Die Schwierigkeiten bei der Datenerfassung dieser Kartei bestehen vor allem in der Tat­
sache der relativ großen Umschlagsgeschwindigkeit und in dem Umstand, daß bei der Kfz-Anmeldung 
faktisch keinerlei Kontrollen bezüglich der Richtigkeit der bei der Anmeldung von der Partei an­
gegebenen Daten vorgenommen werden. Die Organisation und Analyse dieses Teilbereiches ist 
abgeschlossen, die entsprechende Software -soll bis Mitte des Jahres zur Verfügung stehen. Wenn 
keine unvorhergesehenen Schwierigkeiten eintreten, ist daran gedacht, noch im 4. Quartal 1972 
einen Teilbereich der Kfz-Zulassung und im Verlaufe des nächsten Jahres die gesamte Wiener 
Zulassung in Betrieb zu nehmen und zu beauskunften. 

Ebenso werden die Arbeitsprogramme für die Bereiche 

Zentralnachweis für Lenkerberechtigungen (gesamtösterreichisch) gemäß § 78 KFG, 

Verkehrsstrafkartei (Wien) gemäß § 96 Abs. 7 StVO, 

Geisteskrankenevidenz (Wien) gemäß §§ 49 ff. 

Krankenanstaltengesetz und 

Führerscheinevidenz (Wien) 

noch im Verlaufe dieses Jahres fertig. 

Betriebsbeginn und Beauskunftung hängen von der Frage ab, ob in allen diesen Fällen eine 
rückwirkende Datenübernahme durchgeführt werden muß. Durchgeführte Berechnungen haben 
gezeigt, daß eine wahllos rückwirkende Übernahme von Daten sehr personal- und kostenaufwendig 
ist und den Betriebsbeginn wesentlich verzögert. 

Seit Inkrafttreten des neuen Paß gesetzes, BGB!. Nr. 422/69, am 1. Januar 1970 wurde mit der 
Datenerfassung für diesen Bereich, der sich allerdings nur auf die von der Bundespolizeidirektion 
Wien ausgestellten Reisepässe bezieht, begonnen. Organisation, Analyse und Programmierung sind 
abgeschlossen. Im Verlaufe dieses Jahres sollen Versuche mit einer direkten on-line-Datenerfassung 
durch Aufstellung von Terminals im Paßamt durchgeführt werden. Der Abfragebetrieb wird zweck­
mäßigerweise erst dann aufzunehmen sein, wenn die Datei die Hälfte ihrer Gesamtgröße erreicht 
haben wird. Da ab 1. Januar 1976 nur mehr die aufgrund des Paßgesetzes 1969 ausgestellten Reise­
pässe in Geltung sein werden, wird dieser Zeitpunkt vermutlich am Beginn des Jahres 1974 liegen. 
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Planung 

Um die Dienststellen der Sicherheitsbehörden schnell mit aktuellem Informationsmaterial ver­
sehen zu können, soll das gesamte Informations- und Fahndungswesen mit Hilfe der elektronischen 
Datenverarbeitung neu organisiert werden. Dies bedeutet nicht, daß das Organisationsmittel elek­
tronische Datenverarbeitung lediglich zur Automatisierung der jetzt bestehenden Organisations- und 
Arbeitsabläufe herangezogen wird. Es soll im Gegenteil den Anstoß zu einer völligen Neuorgani­
sation des Fahndungswesens geben. 

Die in Teilbereichen bereits aufgebaute Datenbank für kriminalpolizeiliche Zwecke hat den 
Namen EKIS (Elektronisches Kriminalpolizeiliches Informationssystem) erhalten. 

Im EKIS sollen Informationen über 

Personen, 

Sachen und 

Fakten 

gespeichert werden. 

Für die Weiterentwicklung des EKIS-Projektes wurde mit Erlaß vom 10. Februar 1971, ZI. 105/21-
1/71 durch den Herrn Bundesminister für Inneres die Bildung eines eigenen Arbeitsteams angeordnet 
mit dem ausdrücklichen Auftrag, Modelle für die einzelnen Ausbaustufen zu entwerfen und zu 
diesem Zweck in unmittelbaren direkten Kontakt mit allen Behörden und Dienststellen zu treten. 

Da die erste Ausbaustufe des EKIS mit den Daten der gesamtösterreichischen Kraftfahrzeug­
fahndung und den Daten des Strafregisters bereits in Betrieb ist, wird der Schwerpunkt der folgenden 
Ausbaustufen vermutlich bei den gesamtösterreichischen kriminalpolizeilichen Applikationen liegen. 
Hier ist in erster Linie an die Konzipierung eines Modells für die Personenfahndung gedacht, in dem 
die Daten der bisherigen Zentralnamenevidenz, die Evidenzen des Erkennungsdienstes und des 
Kriminalpolizeilichen Meldedienstes enthalten sein werden. Bei der Konzipierung dieses Modells 
wird vor allem auf die entsprechende Integration und Verknüpfungsmöglichkeit dieser Einzeldaten 
aus den derzeit noch getrennt bearbeiteten Karteien Rücksicht zu nehmen sein. Außerdem müssen 
die Prioritäten der Datenübernahme entschieden werden, wobei als erste Stufe an die Übernahme 
der Zentralnamenevidenz der Fahndung zu denken sein wird. Die Priorität der Zentralnamenevidenz 
ergibt sich außer aus kriminalpolizeilichen Gründen auch aus dem Umstand, daß durch eine elek­
tronische Beauskunftung dieser Datei die fallweise auftretenden Verzögerungen bei der Ausstellung 
von Strafregisterbescheinigungen ausgeschaltet werden können. Aufgrund der Bestimmung des 
§ 10 (3) Strafregistergesetz 1968 ist ein Antrag auf Ausstellung einer Strafregisterbescheinigung 
abzulehnen, wenn nach dem Antragsteller zum Zwecke der Aufenthaltsermittlung, Verhaftung oder 
Festnahme gefahndet wird. Dies bedeutet, daß derzeit in allen Fällen einer Auskunftserteilung für 
Zwecke der Ausstellung einer Strafregisterbescheinigung zusätzlich noch in der ca. 200000 Kartei­
karten umfassenden, von Hand geführten Zentralnamenevidenz Nachschau gehalten werden muß. 
Durch diese Zwischenschaltung eines manuellen Arbeitsganges treten unliebsame Verzögerungen 
bei der Ausstellung von Strafregisterbescheinigungen auf. Durch die Übernahme der Kartei auf 
elektronische Datenträger werden solche Verzögerungen mit Sicherheit ausgeschaltet, da dann die 
Priorierung in der Strafregisterdatei und in der Zentralnamenevidenz mit einem elektronischen 
Zugriff erfolgen wird. Weiter sollen Überlegungen bezüglich der Neuorganisation und der tech­
nischen Herstellung von Fahndungsbehelfen angestellt werden. Diese werden z. Z., obwohl die 
Datenaktualität als äußerst unbefriedigend bezeichnet werden muß, mit einem verhältnismäßig 
großen Aufwand an Personal und Kosten hergestellt. Die derzeitigen Sachkosten betragen im Jahr 
ca. 300 Millionen Schilling; an ihrer Redaktion arbeiten z. Z. über 30 Bedienstete. Die im Gang 
befindliche technische Neuausstattung der Amtsdruckerei der Bundespolizeidirektion Wien mit der 
vorgesehenen Möglichkeit des Offsetdruckes und automatisierter Folienherstellung wird eine beacht­
liche Verbesserung bringen. Es wird durch das Offsetdruckverfahren möglich sein, die Arbeitsgänge 
des Setzens, des FahnenIesens und der Korrektur zu ersparen und dadurch einerseits den Personal­
aufwand beträchtlich zu reduzieren, andererseits den für die Herstellung der Fahndungsbehelfe 
benötigten Zeitraum erheblich abzukürzen. Die Texte der Fahndungsbehelfe sollen aufgrund der 
im Computer gespeicherten Dateien mit einem Programm in entsprechender Form ausgedruckt 
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werden. Diese Computerausdrucke können technisch stufenlos verkleinert auf Verilith-Folien kopiert 
und im Offset-Verfahren sofort gedruckt werden. 

Im Rahmen des EKIS sollen die Möglichkeiten, die die Datenfernverarbeitung (Teleprocessing) 
bietet, voll ausgenutzt werden. Es ist daher vorgesehen, Datenstationen in den einzelnen Landes­
hauptstädten zu errichten. Die erste Datenstation im Büro für Erkennungsdienst, Kriminaltechnik 
und Fahndung (EKF) hat mit 15. Februar 1972 ihren Betrieb aufgenommen und wird zunächst für 
die sog. ADONIS-Anfragen den Dialogverkehr mit dem Computer für das gesamte Bundesgebiet 
als Zentralstelle führen. Eine Aufgabe der nächsten Zeit wird es sein, einen genauen Zeitplan für 
den Ausbau weiterer Datenstationen in baulicher, fernmeldetechnischer, personeller und geräte­
mäßiger Hinsicht zu treffen. Diese Datenstationen werden, so wie jene im EKF, ständig durch eine 
Standleitung mit dem Computer verbunden sein. Als Ein-/Ausgabeeinheiten sind Bildschirmgeräte 
mit Protokolldrucker, Lochstreifenstanzer und u. U. Schnelldrucker vorgesehen. Die Datenstationen 
in den Bundesländern sollen jeweils den Bereich ihres gesamten Bundeslandes anfragemäßig ab­
decken. Die Verbindung von den Datenstationen zu den Benutzern kann durch Fernschreiber, 
Fernsprecher und auf dem Funkwege hergestellt werden. Für den Leitungsaufbau von den Landes­
zentralen zum EDV-Zentrum nach Wien sind bereits die notwendigen Richtfunkstrecken vorgesehen. 

Im Einführungserlaß des Bundesministeriums für Inneres zur Kraftfahrzeugfahndung wurde 
darauf hingewiesen, daß bis April dieses Jahres das EDV-System aus Wartungsgründen fallweise 
während bestimmter Nachtstunden abgeschaltet werden muß. Dies ist auf den Umstand zurück­
zuführen, daß im EDV-Zentrum nach wie vor nur mit einer Zentraleinheit gearbeitet wird. Die 
Kernspeicherauslastung dieser Zentraleinheit hat durch die neuen Anwendungen einen Grenzwert 
erreicht, der auch bei internationalen Vergleichen in der Computeranwendung einen beachtlichen 
Spitzenwert darstellt. Die im Februar 1972 in Betrieb genommenen Applikationen können auf der 
gegenwärtigen Anlage nur mehr bei fast völligem Verzicht auf Testzeiten und bestehende Stapel­
betriebsanwendungen (vorwiegend Verwaltungsaufgaben, wie Kriminalstatistik, Flugpolizei, Berech­
nungen aufgrund der 19. Gehaltsgesetznovelle etc.) sowie unter Anwendung aller möglichen pro­
grammiertechnischen Kunstgriffe durchgeführt werden. 

Die Tatsache, daß bei einer Fahndungsanwendung im Falle des Ausfalles der einen Zentral­
einheit das gesamte System ausfällt, ist auf die Dauer als untragbar anzusehen. Als Sofortmaßnahme 
ist daher die Installierung einer zweiten Zentraleinheit im April 1972 vorgesehen. Damit wird vor 
allem der derzeit schon bestehende Engpaß in der Kapazität fürs erste beseitigt und eine Sicherung 
des Abfragebetriebes vor Ausfall- und Wartungszeiten durch die Möglichkeit gewährleistet, bei 
Ausfall eines Systems sofort auf die andere Zentraleinheit umschalten zu können. Infolge des gesetz­
lich fixierten Datums des Inkrafttretens des neuen Tilgungsgesetzes mit 1. Januar 1974 und im 
Hinblick auf die Entscheidung, das EDV-System vorrangig für kriminalpolizeiliche Aufgaben im 
TP-Betrieb mit gleichzeitigem Ausbau von Datenstationen einzusetzen, wird die zweite Ausbau­
stufe auf dem Hardware-Sektor im Jahre 1973 notwendig sein. Dabei soll, soweit es derzeit über­
schaubar ist, die Kapazität der Anlage sowohl in bezug auf die Zentraleinheiten als auch die peri­
pheren Einheiten auf ihren endgültigen Stand (derzeit errechnete Speicherkapazität ab 1974 ca. 
1,2 Milliarden Bytes im direkten Zugriff) gebracht werden. Aus Gründen der Sicherheit eines 
ungestörten ständigen An- und Abfragebetriebes wird es zu diesem Zeitpunkt bereits notwendig 
sein, eine der beiden Zentraleinheiten lediglich als TP-Einheit zu verwenden. Das Ziel besteht 
jedenfalls darin, mit dieser Hardware ab 1. Januar 1974 sowohl die derzeit in Arbeit befindlichen 
Vorhaben als auch die automatische Tilgung und die Inbetriebnahme der Zentralnamenevidenz 
durchführen und störungsfrei gewährleisten zu können. 
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Stand der elektronischen Datenverarbeitung bei der 

schwedischen Polizei 

Abteilungsdirektor Anna-Greta Gehnich, Schwedisches Reichspolizeiamt, Stockholm 

Da es nicht möglich ist, auf alle Einzelheiten einzugehen, werde ich mich in der Hauptsache mit 
den rein polizeilichen Fragen beschäftigen. Ich werde versuchen, Ihnen in großen Zügen einen 
Einblick in die Entwicklungsarbeit seit 1965 bis zu dem heutigen Stand zu geben, und bin gerne 
bereit, später etwaige weitere Fragen zu beantworten. 

Die Datenverarbeitung ist heute bei der schwedischen Polizei stark verbreitet und gehört als 
ein integrierender und natürlicher Bestandteil zu den meisten Arbeitsgebieten, sowohl administra­
tiven wie auch rein polizeilichen. 

In manchen Fällen ist die EDV die Voraussetzung gewesen zur Einführung neuer Systeme, wie 
z. B. des Systems für» Ticket«-Verfahren bei Übertretungen gewisser Verkehrsbestimmungen und 
auch des Systems für Bezahlungsüberwachung bei Übertretung des Parkverbotes. Die Einführung 
der EDV-Systeme hat in anderen Fällen wesentliche Änderungen der Organisation des Reichspolizei­
amtes hervorgerufen. 

Es dürfte nicht übertrieben sein zu behaupten, daß die Verstaatlichung der schwedischen Polizei 
im Jahre 1965 in erster Linie dazu beigetragen hat, die Einführung der EDV für verschiedene Zwecke 
ohne größere Schwierigkeiten durchzuführen. Die Verstaatlichung des Polizeiwesens machte es 
möglich, die Tätigkeit der Polizei zentral zu steuern, und schon damals - im Jahre 1965 - hat man 
sich überlegt, welche Möglichkeiten es für die neue Datentechnik auf diesem Gebiet geben könnte. 

Durch die neue Organisation vom 1. Juli 1965 hat das Polizeiwesen in großen Zügen die aus 
Abb. 1 ersichtliche Struktur bekommen. Bei der Verstaatlichung wurde das gesamte Polizeiwesen 
nicht mehr dem Innenministerium, sondern dem Justizministerium unterstellt, und als zentrale 
Behörde wurde das Reichspolizeiamt eingerichtet. 

Schweden ist in 24 Regierungsbezirke eingeteilt, und für jeden dieser Bezirke - außer Gotland, 
das in diesem Zusammenhang zu Stockholm gehört - gibt es einen Polizeichef. Die Regierungs­
bezirke sind wiederum in Polizeibezirke eingeteilt, von denen es 119 größere und kleinere im 
ganzen Lande gibt. Die Zahl der Polizeibeamten beträgt heute etwa 18000 (Bevölkerung in Schweden 
etwa 8 Millionen). Die kleineren Bezirke haben keine eigene Personalabteilung und keine Verkehrs­
polizei, sind aber im übrigen wie die größeren Polizeibezirke organisiert. Für die Verkehrsüber­
wachung in den kleineren Bezirken sind die Regierungsbezirks-Polizeigruppen, die dem Polizeichef 
direkt unterstehen, verantwortlich. Den Bezirken steht das organisatorisch unabhängige Staatliche 
Kriminaltechnische Labor zur Verfügung, dessen Hilfsmittel bei komplizierten Verbrechensuntersu­
chungen eingesetzt werden. 

Die ersten Systeme und auch die Programme wurden von außerpolizeilichen Experten für die 
RPS entwickelt. Erst Ende des Jahres 1966 wurde bei der RPS eine Datenabteilung gegründet. Die 
Hälfte der anfangs etwa 30 Personen dieser Abteilung bestand aus Polizeibeamten, die eine Aus­
bildung als Programmierer erhalten hatten, während der Abteilungschef sowie die Leiter der ver­
schiedenen Systemgruppen unter Experten aus der freien Wirtschaft oder von anderen staatlichen 
Instituten ausgewählt wurden. Gegenwärtig besteht die Abteilung aus 46 Personen, von denen die 
eine Hälfte Systemanalytiker und Programmierer sind und die andere Hälfte mit dem Betrieb der 
Maschinen beschäftigt ist. Ferner werden immer noch mehrere nichtpolizeiliche Experten für ver­
schiedene Projekte in Anspruch genommen. 
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Die Datenabteilung hat eine Systemsektion und eine Betriebssektion (Abb. 2). Die Systemsektion 
ist in fünf Systemgruppen eingeteilt, zwei polizeiliche, von denen die eine für die Sicherheitspolizei 
arbeitet, eine administrative Gruppe, eine on-line-Gruppe und eine Gruppe für »Software« und 
Instandhaltung von Systemen, die schon in Betrieb sind. In der Betriebsabteilung arbeiten außer 
den Operateuren auch zwei Stanzoperatricen an der Programmstanzung. 

Als erstes EDV-System bei der RPS wurde schon im Jahre 1965 ein Budgetsystem in Betrieb 
genommen. Danach wurden mehrere verschiedene administrative Systeme entwickelt, u. a. ein 
großes personaladministratives System und ein Kosten-Abrechnungs-System für die Autos im Polizei­
wesen. Da die administrativen Systeme bei uns sich sicher nicht von anderen ähnlichen Systemen 
unterscheiden, dürfte eine nähere Beschreibung der einzelnen Systeme kaum von Interesse sein. 
Jedoch wird auch auf diesem Gebiet weitergearbeitet, und es liegen u. a. gegenwärtig recht weit 
fortgeschrittene Pläne vor, das bestehende Personalsystem in ein System einzuordnen, das sämtliche 
staatlichen Behörden umfassen soll. 

Trotz der Inbetriebnahme mehrerer administrativer Systeme im laufe der Jahre wurde der 
größte Teil der zur Verfügung stehenden Mittel für die Entwicklung polizeilicher Projekte verwendet. 
Hierzu gehört auch seit drei Jahren das» Informationssystem des Rechtswesens«, in das ein wesent­
licher Teil der polizeilichen Systeme eingegliedert wird. Ich werde hierauf später zurückkommen. 

Bevor ich auf eine nähere Beschreibung einiger der verschiedenen polizeilichen Systeme, die 
gegenwärtig in Gebrauch sind, eingehe, könnte es vielleicht von Interesse sein zu wissen, welche 
Erwägungen im Jahre 1965 der Wahl der später durchgeführten Projekte zugrunde lagen. 
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Zu den ersten Plänen, die bei der Einführung der EDV im Polizeiwesen skizziert wurden, 
gehörte als Hauptprojekt ein Fahndungssystem, basierend auf einer modus operandi-Datei über 
Gewohnheitsverbrecher. Der Impuls zu diesem System kam aus Italien, wo es schon seit 1964 
erprobt wurde. Nach gründlicher Auswertung der italienischen Dokumentation waren wir jedoch der 
Meinung, daß dieses System aus verschiedenen Gründen für unsere Verhältnisse nicht geeignet war. 

Daß wir uns schließlich gezwungen sahen, die Pläne für ein Fahndungssystem zur Seite zu 
legen, hatte jedoch hauptsächlich seinen Grund darin, daß dem Rapportsystem, das zu dieser Zeit 
innerhalb des Polizeiwesens benutzt wurde, unmöglich die ausreichende Information entnommen 
werden konnte, die für die Zuverlässigkeit eines solchen Systems erforderlich war. Deswegen kon­
zentrierten wir unsere weitere Arbeit darauf, neue Meldesysteme einzuführen, deren Daten über 
Verbrecher und Verbrechen in die sogenannte Reichsregistratur eingetragen wurden. Dieses MeIde­
verfahren sollte die Grundlage für den Aufbau zentraler maschineller Dateien bilden und uns später 
mit ausreichenden Daten für ein Fahndungssystem versehen. 

Die zwei Systeme, die zuerst eingeführt wurden, waren das sogenannte Personenblattsystem 
(1967) und das Anmeldesystem (1968). Die Einführung dieser beiden Systeme brachte in mancher 
Hinsicht eine erhöhte Arbeitsbelastung in den Polizeibezirken mit sich. Sämtliche Verbrechen sowie 
auch verdächtige Personen mußten nun an die Reichsregistratur gemeldet werden, was zuvor nur 
in begrenztem Umfang geschah. Andererseits wurde jedoch eine Arbeitsersparnis dadurch erzielt, 
daß nun die gesamte Statistik über Anzahl der begangenen Verbrechen und Anzahl der aufgeklärten 
Verbrechen zentral geführt werden konnte und somit nicht länger die Bezirke belastete. 
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In dem Anmeldesystem werden jährlich etwa 600000 Mitteilungen über Verbrechen verarbeitet. 
Jede Meldung muß gewisse feste Angaben über das Verbrechen enthalten sowie Polizeibezirkscode, 
Ausschreibungsdatum, Tagebuchnummer, Verbrechenscode und Anzahl der Verbrechen, Zeitpunkt 
und Platz des Verbrechens sowie Wert der Gegenstände. Darauf folgt ein schriftlicher Bericht über 
Verfahren, etwaige Spuren, beobachtete Personen und Fahrzeuge sowie in Zusammenhang mit 
Betrugstaten ggf. Nummer des verwendeten Ausweises, betroffene Konten sowie angegebene Namen 
und Titel. In manchen Fällen wird die Anmeldung auch durch ein Tatort-Untersuchungsprotokoll 
ergänzt. 

In diesem System werden zwei Dateien aufgebaut: ein Verbrechens- und ein Fahndungsregister. 
In dem ersten, das sämtliche Verbrechen umfaßt, sind nur die festen Angaben jeder Meldung 
gespeichert. Die Fahndungsdatei enthält außer diesen festen Angaben auch sämtliche übrigen, für 
die Fahndung interessanten Daten. Vor der maschinellen Bearbeitung werden die Angaben, die 
in die Fahndungsdatei eingetragen werden, auf besonderen Formularen in Code umgeschrieben. 

Die Verbrechensdatei wird u. a. für Auszüge von interner Statistik über sogenannte sichtbare 
Verbrechen verwendet. Sie zeigt die Verbrechensverteilung innerhalb verschiedener Gebiete der 
Bezirke und die Verteilung auf Wochentage und Tagesstunden. Die größeren Bezirke erhalten diese 
Statistik einmal in der Woche, die kleineren Bezirke einmal im Monat. Einmal im Monat werden 
auch die Unterlagen für die offizielle Polizeistatistik geliefert, die in Schweden vom Statistischen 
Zentralamt veröffentlicht wird. Die Datei wird schließlich ferner für die jährliche Polizeistatistik 
verwendet, in der auch aufgeklärte Fälle angegeben werden. Die Angaben über aufgeklärte Fälle 
werden dem Personenblattsystem entnommen. 

Die Fahndungsdatei umfaßt z. Z. etwa 450000 Verbrechen und wird wöchentlich einmal bear­
beitet, wobei der Datei verschiedene Zusammenstellungen entnommen werden, die in der Haupt­
sache zur zentralen Koordinierung für Ermittlungen bei Serienverbrechen und anderen schweren 
Verbrechen benutzt werden. 

Das nunmehr während etwa zwei Jahren verwendete maschinelle Fahndungssystem hat zu 
wesentlichen Erleichterungen beim Aufklären von besonderen Serienverbrechen beigetragen. Die 
Effektivität des Systems läßt sich kaum in Geldwerten messen; es steht jedoch fest, daß viele Ver­
brechen dieser Art, die dank der Zusammenstellungen aus dem maschinellen System aufgeklärt 
werden konnten, ohne dieses heute noch unaufgeklärt wären. 

Aus der Fahndungsdatei werden nach bestimmten Regeln laufend inaktuelle Daten ausrangiert. 
Dies geschieht auch mit aufgeklärten Verbrechen, die in einer besonderen Datei zusammengeführt 
werden, welche nach und nach in einer geplanten modus operandi-Datei zur Verwendung kommen 
wird. 

Das Personenblattsystem, das erste der beiden 1967 bis 1968 eingeführten Systeme, in dem 
etwa 150000 Personenblatt-Angelegenheiten jährlich bearbeitet werden, wurde u. a. eingeführt, um 
eine zentrale Datei über Verbrecher zu errichten. Durch dieses System können ferner mehrere 
Ermittlungen bezüglich einer Person maschinell koordiniert werden, wobei die betroffenen Bezirke 
benachrichtigt und die Ermittlungen in einem Bezirk zusammengeführt werden können. Aus diesem 
System werden auch Karten für die manuelle Kartei hergestellt, die, bis on-Iine-Verbindungen 
zwischen Bezirken und zentraler Behörde hergestellt worden sind, weiterbestehen muß. 

Die Personenblatt- und Anmeldesysteme (Abb. 3) sind miteinander integriert insofern, als Infor­
mationen über aufgeklärte Verbrechen jede Woche dem Fahndungsregister zugeführt werden. Jeden 
Monat werden Angaben über gewisse Verkehrsverbrechen der Personenblattdatei entnommen und 
der Verbrechensdatei zugeleitet für die monatliche Lieferung von Statistikunterlagen an das Stati­
stische Zentralamt. Schließlich werden jährlich Informationen aus den Personenblatt- und Ver­
brechensdateien als Grundlage für die Aufklärungsstatistik zusammengeführt. 

Die Zusammenstellung der Information aus den beiden Dateien (Abb.4) erfolgt mit Hilfe von 
drei Angaben, die sowohl in der Meldung als auch im Personenblatt immer vorkommen: Polizei­
bezirkscode, Verbrechenscode und Tagebuchnummer. Ein Personenblatt kann diese Angaben über 
mehrere Verbrechen enthalten, und wir können dadurch die Personennummer der Fahndungsdatei 
und der Verbrechensdatei zuführen, wodurch auch die Personennummer der jährlichen Statistik 
beigefügt werden kann, um u. a. den Kriminologen ihre späteren Untersuchungen zu erleichtern. 
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Für die direkte Fahndungstätigkeit sind zwei Systeme entwickelt worden, eines für Finger­
abdrücke und eines für Signalement und Kennzeichen. Von diesen dürfte hier wohl das Finger­
abdrucksystem, mit dem wir große Erfolge gehabt haben, am meisten interessieren. 

Die ersten Kontakte zwischen den Fingerabdruckexperten und den Systemexperten wurden 
schon im Januar 1965 aufgenommen. Es war uns damals bereits bekannt, daß man in den Vereinigten 
Staaten daran arbeitete, eine Anlage für die optische Ablesung von Fingerabdrücken zu entwickeln. 
Niemand konnte aber sagen, wie lange es dauern würde, bis diese Anlage in Betrieb sein konnte. 
Wir wußten jedoch - und niemand hat uns widersprochen -, daß große Schwierigkeiten darin liegen 
mußten, die Spuren maschinell ablesen zu können. Da die Spurenauswertung das für uns Inter­
essanteste war, wollten wir nicht auf etwas ganz Unsicheres warten, sondern haben uns entschlossen, 
nach unseren eigenen Plänen weiterzuarbeiten. 
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Zwei Fingerabdruckexperten hatten schon angefangen, ein Kodifizierungssystem zu entwickeln, 
das für maschinelle Verarbeitung besser geeignet sein sollte als die Henry-Formel. Die Lösung bestand 
schließlich aus einem ziemlich einfachen System, in dem mit fünf Ziffern für jeden Finger der quali­
tative (Mustertyp) und quantitative Wert angegeben wird. 

Die qualitativen Werte beziehen sich auf die verschiedenen Mustertypen (Abb.5). Bei der 
Kodifizierung werden die Ziffern 1 bis 8 zur Angabe des Mustertyps, die Ziffer 9 für Abdrücke von 
beschädigten und teilweise amputierten Fingern benutzt. 

13ägmönster •••••••••••••••••• ... .. . .. . . .... ... . . . . . . ..... .... I 

Tältbägemönster ••••••••••••• . .............................. 2 

Rena slingor •••• 

{ 

Radialslingor ••••••••• 3 
. ..... 

Ulnarslingor •••••••••• 4 
Slingor ••• 

Specialslingor •• . ...... 5 

Cirkulära mönster •••••••••••• . ............................. 6 

Elliptiska mönster ••••••••••• 0········· ..................... 7 

Sammansatta mönster •••••••••• . ................. 8 

°Amputeringar och mönster, som är helt förstörda av ärrbildningar ••••• ~ 

Abb.5 

Zur Bezeichnung der quantitativen Werte werden zwei zweistellige Angaben über die Anzahl 
der Papillarlinien vom Zentrum des Musters zu dem oder den Deltas des Musters verwendet (Abb. 6). 

Dieses Klassifizierungssystem ist natürlich nur für nicht allzugroße Dateien geeignet. Wir rechnen 
damit, daß bei einem Umfang von mehr als 75000 Personen der Ausfall bei der Spurenauswertung 
zu groß wird. Gegenwärtig sind in unserer maschinellen Fingerabdruckdatei etwa 47000 Personen 
gespeichert. Da diese Datei nur aktive Verbrecher umfassen wird, hoffen wir, den Grenzwert von 
75000 nie zu erreichen. 
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Ein sehr wichtiger Teil des Systems, das nun seit mehr als zweieinhalb Jahren in Betrieb ist, 
besteht aus der Mikrofilmausrüstung, die bei der endgültigen Auswertung benutzt wird. Alle Finger­
abdruckbogen werden mikrogefilmt, und die Mikrofilmnummer wird im maschinellen System zu­
sammen mit Fingerabdruckcode, Personennummer und mehreren anderen Angaben gespeichert. 

Die bei der Spurenauswertung als Antwort erhaltenen Listen werden u. a. in Mikrofilmordnung 
ausgeschrieben. Bei der Auswertung der Resultate werden die entsprechenden Daktylogramme mit 
Hilfe der Mikrofilmausrüstung sehr schnell herausgesucht und können mit der Spur verglichen werden. 

Dank des maschinellen Systems ist es heute möglich, Spurenauswertungen selbst bei einem 
qualitativ und quantitativ so schlechten Spurenmaterial durchzuführen, das eine Auswertung nach 
den alten Methoden hätte sinnlos erscheinen lassen. Weit über 100 Verbrecher, deren Identität und 
Schuld sonst nicht hätten geklärt werden können, konnten verhaftet werden. Eine Folge bei fast jeder 
Identifizierung durch das maschinelle System ist die, daß der Verbrecher auch mit anderen Ver­
brechen in Zusammenhang gebracht werden kann; oft können auch eventuelle Mittäter verhaftet 
werden. 

Wie ich schon erwähnt habe, ist das Kodifizierungssystem ziemlich einfach aufgebaut, und für 
die Kodifizierung eines Fingerabdruckbogens brauchen die Experten nur etwa zwei Minuten. Auch 
der maschinelle Teil des Systems ist unkompliziert, und Spurenauswertungen dauern nur etwa 
20 Minuten, unabhängig von der Zahl der Spuren, solange es nicht mehr als 72 sind. 

In einigen Wochen werden wir die Fingerabdruckdatei, die jetzt auf Magnetband gespeichert 
ist, auf einen Plattenspeicher übertragen und ein on-line-System für Personenidentifizierung in 
Betrieb nehmen. Um das Jahr 1975 rechnen wir damit, daß die Einzel- und Zehn-finger-Karteien ihre 
Rolle ausgespielt haben. Die Einzel-Finger-Kartei wird schon heute sehr selten verwendet, und wenn 
in Kürze die on-line-Verbindung für die Identifizierung benutzt werden kann, wird auch die Zehn­
Finger-Kartei an Bedeutung verlieren. 

In dem maschinellen System für Signalement und Kennzeichen, das die gleichen Personen, die 
im Fingerabdrucksystem enthalten sind, erfaßt, werden Fragen über verschiedene Signalements- und 
andere Faktoren bearbeitet. Hier lohnt es sich selten, über reine Signalementsangaben Fragen zu 
stellen. Im allgemeinen müssen Tätowierungen oder andere besondere Kennzeichen in der Frage 
enthalten sein, um den Ausfall zu begrenzen. Eine Beurteilung über die Effektivität dieses Systems 
ist nicht so leicht, weil die Resultate der Auswertungen direkt an die Bezirke, die die Fragen gestellt 
haben, geschickt werden. Nur ausnahmsweise läßt man uns wissen, ob die Auswertung erfolgreich 
war. Die Signalementsdatei wird erst eine größere Bedeutung erhalten, wenn wir alle unsere 
Fahndungsdateien zusammengeführt haben. 

Zu den polizeilichen Systemen gehören auch die on-line-Systeme für gesuchte Personen und 
gestohlene Kraftfahrzeuge. Etwa 370 Fernschreiber und 25 Bildschirmgeräte stehen Tag und Nacht 
in Verbindung mit dem Computer. Die Anfragefrequenz liegt bei dem ersten System durchschnittlich 
bei etwa 1600 und bei dem für gestohlene Fahrzeuge bei etwa 1500 pro 24 Stunden. 

Bei der leitungszentrale in Stockholm wurde im Herbst 1971 ein on-line-System in Betrieb 
genommen, das hauptsächlich zur Aufgabe hat, die mobilen Einheiten der Stockholmer Polizei zu 
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leiten und zu überwachen sowie alle Daten über diese Tätigkeit zu sammeln. Diese Daten werden 
maschinell zusammengestellt und ausgedruckt. Aufgrund der erhaltenen Zusammenstellungen 
konnten u. a. die Dienststunden der Polizeibeamten so geändert werden, daß eine Steigerung der 
Effektivität um etwa 8 bis 10% erreicht wurde. 

Von weniger Interesse aus rein polizeilichen Gesichtspunkten dürften die beiden Systeme sein, 
die für die Bezahlungsüberwachung von Geldbußen im Zusammenhang mit Übertretungen der Park­
bestimmungen sowie beim» Ticket«-Verfahren verwendet werden. Sie verdienen in diesem Zusam­
menhang jedoch erwähnt zu werden, da die Verarbeitung der jährlich etwa 800000 Parkversehen 
und 2000000 »Ticket«-Verfahren durch den Einsatz der Datenverarbeitungstechnik zu einer stark 
vereinfachten Behandlung geführt hat. 

Ein Bericht über die Datenverarbeitung bei der schwedischen Polizei wäre unvollständig ohne 
einige Worte über das Informationssystem des Rechtswesens, mit dessen Aufbau in den letzten 
zwei Jahren der größte Teil der polizeilichen System-Gruppe beschäftigt gewesen ist. 

Das Informationssystem des Rechtswesens, abgekürzt RI genannt, umfaßt eine große Anzahl 
von EDV-Projekten im Bereich des Rechtswesens. Die verschiedenen Projekte werden etappenweise 
durchgeführt; hierbei umfaßt jede Etappe in sich mehrere große und kleine EDV-Systeme. Dem 
Beschluß, diese Projekte durchzuführen, liegt das Bestreben zugrunde, teils die bisherige Doppel­
registrierung gleicher Daten bei verschiedenen Behörden zu vermeiden, teils den ganzen Strafprozeß 
zu vereinfachen. Für das RI-Projekt besteht ein übergeordnetes Organ, in dem sämtliche Behörden 
sowie das Justizministerium vertreten sind. ,Hier werden alle wesentlichen Fragen entschieden, vor 
allem solche, die mehrere Behörden berühren. 

Abb.7 zeigt die Vereinfachung des Strafprozesses, die durch die Einführung neuer Systeme 
bei den Gerichten bisher erzielt wurde. Hierdurch wurden die Gerichte u. a. von der Arbeit mit 
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etwa 60000 Zahlungsbefehlen jährlich befreit. Ein Zahlungsbefehl kann vom Staatsanwalt ausgestellt 
werden, wenn für ein Vergehen keine strengere Strafe als Geldbuße vorgeschrieben ist. Bei Park­
versehen und »Ticket«-Verfahren wird das Gericht ebenfalls nicht eingeschaltet, nur wenn der 
Betreffende es verlangt - und dies kommt im allgemeinen nicht vor. 

Gegenwärtig sind für RI 12 Etappen aufgestellt, von denen mehrere in der Durchführung und 
einige schon in Betrieb sind. Die 12 Etappen umfassen u. a.: in den Etappen 1 bis 3 Datenverarbeitung 
von Urteilen und Zahlungsbefehlen und eine technische Zusammenführung der Polizei- und Kriminal­
dateien; in der Etappe 4 Datenverarbeitung von Straftäterangaben und in weiteren Etappen u. a. 
Herstellung von Kriminal'itätsprognosen, Datenverarbeitung von Gesetzestexten und Rechtspraxis, 
Auszüge aus der Prozeß- und Reaktionsstatistik sowie maschinelle Ausschreibung von Pässen. 

Hauptsächlich die Etappen 1 bis 3 haben polizeilichen Anschluß. Allein diese umfassen 10 von­
einander unabhängige, große EDV-Systeme, von denen die meisten schon in Betrieb sind. Zum Teil 
mußten diese Systeme entwickelt werden, nur um die technische Zusammenführung der Polizei­
und Kriminaldateien zu ermöglichen, die unter der Bezeichnung PBR, d. h. Personen- und Belastungs­
datei, die Datenbank des RI-Systems bilden werden. 

Von vorhandenen Magnetbanddateien, die die Personendatei von dem Personenblattsystem 
und eine Datei über Urteile enthalten, sollen die kodifizierten Angaben von über etwa 300000 Per­
sonen mit insgesamt mehr als 500000 Urteilen für die PBR in den Magnetblatt-Speicher Bullrac 
übertragen werden. Die Urteile von 1945 und früher sind nicht kodifiziert worden, sondern mit 
einer Markierung angegeben. Auf den Grund hierfür komme ich noch zurück. 

In diesem Sommer soll das System für die PBR in Betrieb genommen werden. Jährlich werden 
dann etwa 130000 Urteile, 60000 Zahlungsbefehle, 160000 Personenblätter sowie 43000 andere 
Dokumente verschiedener Art, wie z. B. Angaben über Personen, die eingesperrt oder freigelassen 
wurden, dem System zugeführt. 

Es wird erwartet, daß über 1000000 Auszüge jährlich aus der Datenbank verlangt werden, 
wobei in etwa 7 bis 10% aller Fälle die gesuchte Person in der Datenbank enthalten ist. Die Art 
der gedruckten Auszüge hängt davon ab, wer der Auftraggeber im Einzelfall ist. Die Gerichte dürfen 
z. B. nur Informationen über frühere Urteile erhalten, während die Polizei für Fahndungszwecke 
alles über eine Person erfahren darf. In der ersten Zeit können die Informationen aus den PBR nicht 
über one-line erreicht werden, was natürlich eine starke Begrenzung des Systems bedeutet. Um 
diese Funktion soll jedoch das System schon in der ersten Weiterentwicklungsphase erweitert werden. 
Wir werden dann drei verschiedene Möglichkeiten haben, die Information der PBR in Anspruch zu 
nehmen, teils durch Personennummer, was am schnellsten geht, teils durch Namen und letztlich 
durch Geburtszeit und Namen. Die Namen werden im Computer in einen Namenscode umgewan­
delt, wodurch die Auswertung schneller und sicherer wird. 

Wenn dies alles durchgeführt ist, können wir anfangen, die Karteien der Bezirke stillzulegen; 
das wird ein sehr großer Fortschritt sein. 

Die größten Systeme der Etappen 1 bis 3 sind das System RI-O 6 für die Bearbeitung der PBR, 
die Systeme für Zahlungsbefehle, für Urteile sowie ein System für maschinelle Ausschreibung von 
Resultaten sämtlicher anderer Systeme (Abb.8). Urteile und Zahlungsbefehle werden zum RI-06 
über Magnetbänder übertragen. Sämtliche Mitteilungen aus unseren verschiedenen RI-Systemen 
werden in einem gemeinsamen Ausschreibungs-System zusammengestellt und den betreffenden 
Behörden zugesandt, während Fehler- und Rapport-Listen für jedes System einzeln ausgeschrieben 
werden. 

Das Informationssystem des Rechtswesens ist ohne Zweifel eines der größten und umfassend­
sten EDV-Systeme, die bisher in Schweden entwickelt wurden. Bei der Entwicklung großer Informa­
tionssysteme wie diesem mit einem Inhalt von Personenangaben verschiedener Art sind natürlich 
die Sicherheitsfragen von größter Bedeutung. Es müssen Garantien vorhanden sein, daß eine un­
befugte Nutzung des Informationsmaterials unmöglich wird. Aus diesem Grund sind in unserem 
System verschiedene Kontrollen eingebaut, so daß ausschließlich berechtigte Personen und Behörden 
Zuga':lg zu dem Material haben können. Das System enthält u. a. ein Verzeichnis über diese Personen 
und Behörden sowie Angaben über die Art der Informationen, die die Betreffenden berechtigt sind, 
der PBR zu entnehmen. 
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Abb.9 

Der Umfang des RI-Systems geht aus Abb. 9 hervor, die den Fluß der Informationen zwischen 
den zuständigen Behörden und dem RI-System zeigt. Alle ein- und ausgehenden Daten werden 
über eine neue Kontrolleinheit geleitet, die garantiert, daß Mitteilungen, die nicht direkt über 
Datenpost geschickt werden, auch den richtigen Empfänger erreichen. 

Was man mit diesem System erreicht hat, außer daß die Doppelregistrierung bei verschiedenen 
Behörden aufhörte, ist u. a., daß alle Mitteilungen, die früher zwischen den Behörden verschickt 
wurden, jetzt dem maschinellen System entnommen und den betroffenen Behörden zugeschickt 
werden. Dies erspart eine Menge Arbeit. 

Wie ich bereits erwähnt habe, hat der größte Teil der polizeilichen Systemgruppe in den letzten 
2 bis 3 Jahren an dem Aufbau des Informationssystems des Rechtswesens gearbeitet. Natürlich ist 
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die Einführung dieses Systems auch aus polizeilichen Gesichtspunkten von großer Dringlichkeit. 
Es gibt aber noch viele weitere Aufgaben auf dem rein polizeilichen Sektor für den EDV-Einsatz 
bei der schwedischen Polizei. Eine gründliche Untersuchung über aktuelle Wünsche und Bedürfnisse 
zeigt, daß erst gegen Ende der siebziger Jahre alle die Systeme, die auf dem Wunschzettel stehen, 
eingeführt sein können. 

Vor allem werden wir uns darauf konzentrieren, ein Fahndungssystem zu entwickeln, in dem 
sämtliche Angaben, die für die Fahndungstätigkeit nötig sind, wie z. B. Spuren, Gegenstände, 
modus operandi-Merkmale usw., gleichzeitig zugänglich sind. Wir glauben, daß unsere bisherige 
Arbeit mit ziemlich einfachen Systemen für verschiedene Fahndungszwecke uns eine ganze Menge 
Erfahrung vermittelt hat, so daß wir jetzt wissen, wie wir eine große Fahndungsdatenbank auf­
zubauen haben und welche Informationen sie enthalten muß. Das meiste von dieser Information 
haben wir schon auf Magnetbändern oder anderen Typen von Speichereinheiten. Wir rechnen auch 
damit, die lokalen Fahndungskarteien der größeren Städte zur EDV-Bearbeitung zu überführen. 
Diese Karteien hängen mit der Effektivität der Schutzpolizei zusammen und sind im allgemeinen 
nur für lokale Zwecke interessant. 

Die Entwicklung läuft auf mehrere und größere on-Iine-Systeme hinaus sowie auf den Anschluß 
der Datensysteme des RPS an Anlagen anderer staatlicher Behörden, wie z. B. die zentralen Dateien 
über Führerscheine und zugelassene Fahrzeuge. 

Irgendwann zwischen 1975 und 1980 rechnen wir damit, daß die Polizeibezirke über Terminals 
verschiedener Art den Zugang zu einer großen Anzahl Dateien und Datenbanken haben werden, 
sowohl zu eigenen wie zu solchen, die von anderen Behörden unterhalten werden (Abb.10). 

Zur Durchführung aller dieser Pläne wird eine größere maschinelle Anlage benötigt, als wir 
sie heute im Gebrauch haben. Z. Z. sind dies zwei Zentraleinheiten mittlerer Größe vom Typ GE 427 
mit peripheren Einheiten konventioneller Art, zwei Verbindungseinheiten vom Typ Datenet-30 
sowie Extern-Speichereinheiten, darunter fünf vom Typ Bullrac mit insgesamt etwa einer Milliarde 
Zeichen und Plattenspeicher mit insgesamt etwa 70 Millionen Zeichen. 

Der Grund dafür, daß wir jetzt schon eine neue Anlage brauchen, liegt darin, daß wir bei 
der Bestellung der ersten Maschinen im Jahre 1966 die Bedürfnisse stark unterschätzt hatten. Wir sind 
deshalb auch gezwungen gewesen, diese Anlage nach der Lieferung 1968 mit neuen Einheiten zu 
komplettieren und zu vergrößern. 

Schon im Herbst 1972 rechnen wir damit, unsere neue EDV-Anlage zu installieren, die aus 
zwei größeren, parallel arbeitenden Maschinensystemen mit besonders hoher Verbindungskapazität 
bestehen soll. Nach unserer Prognose werden gegen 1975 etwa 250 Bildschirmgeräte und etwa 
400 Telexanlagen diesem System angeschlossen sein. Zu diesem Zeitpunkt rechnen wir mit einer 
Intensität von 150000 Anfragen pro 24 Stunden, von denen die Hälfte an andere angeschlossene 
Maschinen-Systeme weitergeleitet wird. 

In diesem Zusammenhang noch einige Worte darüber, wie wir in Schweden das Problem der 
Übertragung von Daten aus den Grunddokumenten auf maschinell ablesbare Träger gelöst haben. 

Es ist unser Bestreben, in erster Linie alle Informationen direkt vom Originaldokument auf 
Lochstreifen, Lochkarten oder Magnetbänder übertragen zu können. Dies hat dazu geführt, daß 
alle Formulare, die Angaben für das EDV-System enthalten, so geändert werden mußten, daß sie 
als Unterlage für die Stanzung geeignet waren. Es ist uns hierbei sogar gelungen, den Richtern 
Formulare für die Ausfertigung ihrer Urteile in die Hand zu geben, die äußerst genaue Regeln hierfür 
enthalten. Der Widerstand von seiten der Richter war enorm; aber heute, nachdem diese Formulare 
seit einem Jahr in Gebrauch sind, hören sich die Kommentare ganz anders an: alle sind zufrieden, 
und besonders wird die Tatsache geschätzt, daß der Inhalt der Urteile jetzt klar und eindeutig ist. 

Das Formular für Fingerabdrücke (Abb.11) ist das Beispiel eines Vordrucks, der direkt für die 
Datenverarbeitung entwickelt wurde. Alle Personenangaben werden von den Polizeibezirken ein­
getragen, danach wird das Formular an die Fingerabdruckzentrale geschickt. Dort werden die 
Abdruckcodes auf dem gleichen Formular eingetragen, wonach sämtliche Angaben direkt nach 
dem Original gestanzt werden. 

Beim RPS haben wir schon von Anfang an fast durchgehend Lochstreifen als Datenträger 
gewählt. Die Lochstreifenstanzer werden jedoch heute laufend durch Geräte für die direkte Ein­
tragung auf Magnetbändern ersetzt. Hiervon haben wir z. Z. 23 im Gebrauch. Lochkarten werden 
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nur bei einigen kleineren administrativen Systemen verwendet sowie bei Parkversehen und »Ticket«­
Verfahren. Bei den beiden letzteren besteht die Zahlkarte, die der Schuldige erhält, aus einer Loch­
karte, in der einige Angaben schon vorgestanzt sind. Eine Kontrollkarte mit den gleichen Angaben 
gehört auch dazu, und bei Parkversehen ist keine weitere Stanzarbeit nötig, vorausgesetzt, daß der 
Schuldige bei der Zahlung die erhaltene Lochkarte verwendet. 

0007 

Abb.11 

Optische Leser sind bis jetzt noch nicht für unsere Dokumente geeignet. Bei dem heutigen 
Stand dieser Leser sind die Forderungen an das zu lesende Material noch zu groß, und sie dürften 
in der Hauptsache für Systeme geeignet sein, bei denen nur wenige Personen mit dem Ausfüllen 
der Formulare beschäftigt sind. Es besteht jedoch kein Zweifel daran, daß in absehbarer Zeit die 
heutigen Methoden zur Übertragung von Daten z. B. auf Magnetbänder von anderen ersetzt werden 
müssen, die es ermöglichen, die Kosten auf ein Niveau zu bringen, das in einem besseren Verhältnis 
zu den übrigen Kosten auf dem EDV-Gebiet steht. 

Das war in großem Rahmen das, was wir in Schweden im Lauf der Jahre mit der EDV im 
Polizeiwesen geleistet haben. Alles wurde jedoch nicht ohne Schwierigkeiten erreicht. Abgesehen 
von den besonderen Problemen im Zusammenhang mit der PBR, ist über den systemtechnischen 
Teil nicht viel zu sagen, da die meisten unserer Systeme einen recht konventionellen Aufbau haben. 

Bei dem Informationssystem des Rechtswesens haben wir lernen müssen, daß sich zuverlässige 
Zeitpläne kaum bei Systemen dieser Größe und Art aufstellen lassen, weder für die systemtechnische 
Arbeit, deren Philosophie ganz anders ist als bei konventionellen Systemen, noch für die Behörden, 
die für die endgültigen Entscheidungen und Beschlüsse zuständig sind. 

Im übrigen liegen die größten Schwierigkeiten bei der Einführung neuer EDV-Systeme ohne 
Zweifel auf der manuellen Seite und können in unserem Fall in lokale und zentrale Probleme ein­
geteilt werden. Die lokalen entstehen vor allem bei der Einführung neuer Formulare und Arbeits­
gänge. Es wäre falsch zu behaupten, daß die eingeführten EDV-Systeme mit Freude in den Bezirken 
aufgenommen worden seien, aber durch umfassende Ausbildung und Information ist heute der 
größte Widerstand überwunden, und es dürfte nicht mehr viele Polizeibeamte geben, die nicht die 
Vorteile der eingeführten Systeme einsehen, besonders da jetzt die zentralen Dateien so umfang­
reich sind, daß sie die für die Bezirke nötigen Informationen haben und wiedergeben können. 

Unser größtes zentrales Problem ist die Übertragung alter manueller Karteien und Akten­
sammlungen auf Magnetbänder oder andere Speichereinheiten. 

Seit drei Jahren sind wir damit beschäftigt, alle (kriminal-)polizeilichen Erkenntnisse in dem Um­
fang, wie es die vorhandenen Gesetze auf diesem Gebiet erlauben, auf diese Weise zu übertragen. 
Heute haben wir besondere Formulare für die Ausfertigung von Urteilen, die damit dem EDV­
System direkt zugeführt werden können. 

Um die erforderlichen Angaben aus älteren, verschiedenartig formulierten Urteilen entnehmen 
zu können, wurden in diesen Jahren etwa 90 Personen damit beschäftigt, diese Daten herauszusuchen 
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und zu kodifizieren. Die Tatsache, daß im Laufe der Jahre mehrere Gesetze geändert wurden, hat 
diese Arbeit erschwert. Wie bereits erwähnt, soll diese Information die Grundlage für das PBR 
bilden und ist somit eine Voraussetzung für die Realisierung eines Informationssystems des Rechts­
wesens. 

In diesem Zusammenhang ist zu überlegen, wieviel von dem historischen Material verwendet 
werden soll. Schon durch bestehende Rehabilitierungsregeln wird ein Teil des Materials ausrangiert, 
aber die Frage ist, ob nicht eine weitere Begrenzung notwendig wäre. In unserem Fall haben wir die 
Grenze bei 1945 gesetzt, so daß älteres Material in der PBR nur als Markierungvorkommt. Heute stellen 
wir uns die Frage, ob diese Grenze vielleicht doch bei 1950 hätte liegen können, da ein Urteil aus 
der Zeit vor 1950 kaum ein Urteil im Jahre 1972 beeinflussen kann. Die ausschließliche Verwendung 
nur aktuellen Materials von einem gewissen Zeitpunkt an wäre auch bei einem Informationssystem 
dieser Art nicht möglich, da es zu lange dauern würde, bis ein genügend umfassendes Material 
gespeichert wäre. 

Eine Zusammenfassung der Lage auf dem EDV-Gebiet im schwedischen Polizeiwesen zeigt, 
daß einige Ziele, die wir uns für unsere Arbeit gesetzt hatten, erreicht wurden. Die großen Rationali­
sierungsvorteile, die unser Hauptziel sind, werden wir aber erst dann erreichen, wenn alle lokalen 
Registereintragungen beseitigt sind und unseren Systemen noch bessere Unterlagen entnommen 
werden können. Dies hoffen wir in den Jahren bis 1975 zu erreichen. 
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AUSSPRACHE 

Professor Dr. Wenzky, Köln 

Meine Damen, meine Herren! 

Den Ausführungen wienerischer Prägung von Herrn Dr. Ambrasi habe ich natürlich nichts entgegen­
zusetzen, zumal dieser sehr launigen und charmanten Darstellung wegen. Wir kennen uns seit 1965. Wenn 
ich den Geist von Blaricum in Holland, Schauplatz eines ersten Symposiums auf internationaler Ebene für 
EDV-Systematik, zitiere, dann gab es in den Ansätzen bereits dort - auch von ihm wie von uns (Deutschen) 
aus - einige Probleme, die sich im Laufe der Jahre sehr langsam und schleppend entwickelt haben. 

Erstens: 
Nun ist mir bei der ausgezeichneten organisationsrechtlichen Ausgangsstellung der Polizei der Bundes­

republik Österreich es immer ein kleines Geheimnis geblieben - und darauf bitte ich einzugehen -, warum bei 
einer zentralen Lösung in bezug auf die Polizeidirektion Wien, bei der die EDV-Zentrale installiert ist, es nicht 
möglich gewesen ist, auch originäre, sehr dringliche polizeilich-österreichische Belange stärker in den Vorder­
grund zu stellen - als justitielle Anliegen. Möglicherweise waren - wie zitiert - budgetäre Gründe maßgebend, 
wenn die Justiz in dieser Richtung Forderungen erhob. Aber: Im Vergleich mit unseren Verhältnissen darf 
ich doch sagen: Die Polizei hätte alles darangesetzt, gleichzeitig sehr dringliche Fahndungsprobleme in den 
Griff zu bekommen, sie organisatorisch und EDV-mäßig zu lösen. 

Zweitens: 
Bei der Erörterung der Kriminalstatistik ist mir aufgefallen, daß kriminalgeographische Schwerpunkt­

Bildungen, mit denen wir heute in der Statistik arbeiten, nicht herausgestellt werden. Oder: Falls sie gesetzt 
werden, in weIchem Umfang in den österreichischen Bundesländern, und weIche Erfolge wurden damit erzielt -
oder ist das erst »in the making«? 

Drittens: 
Bei der Behandlung der verwaltungsstrafrechtlichen Komponente des Gesetzes von 1971 im Österrei­

chischen Bundesblatt wurde ausgegangen von einem »Arbeitsersparungswert« für den Polizeibeamten, der 
beanstandet, daß eine Parkscheibe nicht vorhanden oder nicht richtig eingestellt ist. 

Nach Herrn Dr. Ambrosi wird nun nichts mehr von dem Polizeibeamten aufgeschrieben, also zur Sache nicht 
protokolliert. Wie ist es aber, wenn ich Widerspruch erhebe gegen den Organstrafbescheid, den verwaltungs­
strafrechtlichen Akt bei uns? Kommt es nunmehr zu einer gerichtlichen Auseinandersetzung? Habe ich es 
richtig verstanden, daß hierbei derjenige, der remonstriert, nunmehr selbst alle Beweismittel vorlegt? Oder 
»zitiert« er den uniformierten Agenten und zwingt ihn, sich zu äußern - vielleicht aufgrund von Eintragungen 
in eine Kladde (des Polizeibeamten), die als Gedächtnisstütze gelten könnte? 

Und weiter: 
Da jetzt ein Fahndungssystem nach Kraftfahrzeugen eingerichtet ist, interessieren die Erfolge, die Erfolgs­

quote, im Vergleich zu der Verhältniszahl im konventionellen Bereich, obwohl wir wissen, daß bisher ein solcher 
zentraler Fahndungserfolg - mangels zentral geführter Fahndungskarteien für den gesamt-österreich ischen 
Raum, der alle Bundesländer umfaßt - wegen der mangelnden konventionellen Karteikarten nicht vorhanden 
ist. Aber: er könnte wie ein »Zusammensetzspiel«, aus bestimmten Bereichen rekonstruiert, hier repräsentativ 
von der EDV-Zentrale dargestellt werden. 

Schließlich: 
Habe ich richtig verstanden, daß man schon jetzt Identifizierungen von Kraftfahrzeugen mit Hilfe der Daten­

verarbeitung ermöglicht? Aber dabei bleibt es mir ein Rätsel: Wie, wenn ich nur verschiedene Kraftfahrzeug­
Aggregate habe, Vorder- und Hinterachsen, die beispielsweise in einem Volkswagen ausgewechselt wurden? 
Ist bei der EDV-Zentrale bereits ein zentraler Nachweis vorhanden? Oder besorgt die EDV-Zentrale nun erst 
von den jeweiligen Herstellerfirmen die technischen Daten der angefragten Aggregate? 

Das heißt: Ist die EDV-Zentrale eine »Art Drehscheibe« in ermittlungsmäßiger Hinsicht, und gibt sie 
Antwort auf die Frage: Woher stammen die Kraftfahrzeug-Maschinenteile? Handelt es sich hier um einen 
»Ist-Zustand« oder eine »Soll-Vorstellung« mit Bezug auf das EDV-Projekt? 
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Wirkl. Hofrat Dr. Helmut Ambrosi, Wien 

Herr Professor Dr. Wenzky, ich werde versuchen, im Batch-Verfahren, im Stapelbetrieb seriell die 
Fragen abzuarbeiten - und hoffentlich habe ich sie alle richtig mitbekommen. 

Die erste Frage war, glaube ich, warum wir von der Polizei nicht von vornherein zunächst die polizei­
liche Tangente im engeren Sinn vorangestellt und eigentlich erst angefangen haben mit Strafregister und 
Dingen, die man, sagen wir in deutscher Sicht, in erster linie als justiztangente bezeichnet. ja, eine rationelle 
Erklärung dafür, eine rein rationelle, fällt mir schwer. Da spielen viele Dinge mit. 

Wir haben im jahre 1965 - ich glaube, Blaricum lag in dieser Zeit - gewußt, wir bekommen unser 
System, und es ist natürlich bei einer so gigantischen Aufgabe, der man sich unterzieht, am Anfang, wenn man 
noch keine Erfahrungen hat, auch ein gewisses persönliches Moment des Auswählens der Arbeitsbereiche. 
Ich möchte hier nicht ins Detail gehen, und das kann ich auch nicht, aber, wie die Dinge damals lagen, war 
ich persönlich sicher, daß wir eine gute Zusammenarbeit haben würden mit dem Bereich Strafregister; nicht 
so sicher war ich, ob es auch klappen wird, beim damaligen Fahndungsamt. Eine Erfahrung ist es, die man 
immer wieder macht, wenn man von der Datenverarbeitungsseite in die Polizeiorganisation hineingreift -
und es ist ein Hineingreifen, und zwar ein Umstürzen von bisher feststehenden Werten: Man braucht in 
dieser Organisation, in diesem Fachbereich kongeniale Partner, die mitarbeiten wollen, die ihre Intelligenz 
und ihre Arbeitskraft in den Dienst der Sache stellen wollen und die nicht darauf warten, so aha, der kommt 
jetzt, na, jetzt wollen wir mal schauen, den lassen wir auf die Seife steigen, er wird schon ausrutschen, nicht? 
Das ist ein sehr wesentliches Moment dabei. Das war also nicht das einzige. Wir wußten von vornherein, 
wir wollen ein Informationssystem. Nur im jahre 1965/66 waren die technischen Möglichkeiten für Informa­
tionssysteme von der Software her eher bescheiden. Das war damals die Zeit des Herauskommens der 
dritten EDV-Generation, es hat damals schon große periphere Speichereinheiten gegeben, die Streifen­
speicher von IBM usw., aber die Unterstützung von der Software-Seite her für Informationssysteme 
war eher bescheiden. Und nun haben wir gesagt, das Strafregister ist erstens einmal eine gesamtöster­
reichische Applikation - das ist die Fahndung auch, natürlich -, und dort brauchen wir keine Verknüpfungs­
anfragen zu steHen zunächst, sondern die Fragen kommen zur Person. Unterschätzt haben wir die österreich ische 
Behördenschlamperei, daß nämlich die Personaldaten so oft verschrieben werden. Das kann, wenn man keine 
Personennummer hat, sehr ins Auge gehen. Und wir haben uns gedacht, das ist anfänglich, also von der 
Programmier- und von der Software-Seite her, eher in den Griff zu bekommen. Es sind dann während der 
Arbeit beachtliche Schwierigkeiten aufgetaucht, auch von der Programmierseite her. Wie gesagt, wir haben 
keine Personennummer. Die Frage der Gewichtung, wie Sie hier sagen, der Wertigkeit bei der Ausgabe: Ist 
er gefunden, ist er nicht gefunden, hat uns also große Schwierigkeiten gemacht. Allerdings muß ich auch sagen, 
wir haben dabei gelernt, und ich glaube, daß uns das sehr genützt hat - eben auf der Fahndungsseite. Also, 
wenn Sie so wollen, es war ein gewisses Vortasten in die Software-Bereiche - wir haben ja damals alle 
mit eigenem Personal zum Großteil angefangen, um eben dann, wenn wir soweit sind mit dem echten 
Informationssystem, schon Erfahrungen zu haben. Und ich bin heute - das kann ich rückschauend sagen -
eigentlich sehr froh, daß wir es so gemacht haben, es war viel Glück dabei. 

Wir wollten von vornherein auch - das war der zweite Punkt, der auch jetzt für die Fahndung spricht -
gesamtösterreichische Momente in den Vordergrund stellen. - Das vielleicht zur ersten Frage; ich kann natürlich 
dann noch manches dazu sagen. 

Zur zweiten Frage, der Kriminalstatistik. Ich weiß nicht, ob das die Frage beantwortet: Ich habe nicht 
gesprochen von den Kriminalitätsbelastungsziffern, die wir bereichsmäßig ausrechnen, sondern von Kriminali­
tätsbelastungSZiffern, bezogen auf die Einwohnerzahl und bezogen auf das einzelne Delikt, bezogen auf 
einzelne Bereiche, auf wenige Bezirke, glaube ich, in den Bundesländern auf die einzelnen Bezirkshaupt­
mannschaften. Ich weiß nicht, ob das das Problem voll ausleuchtet. Kriminalitätsbelastungsziffern auch natürlich 
für die Gastarbeiter, für die Fremden usw. Hier kann man vielleicht einen gewissen Überblick bekommen. 
Ich habe die Statistik bewußt hier nur gestreift, weil ich in erster linie über das Informationssystem sprechen 
wollte. 

Das dritte ist das Organmandat, und das ist natürlich das von Ihnen angeschnittene juristische Problem: 
Wie ist es, wenn er nicht bezahlt und demonstriert dagegen? Nun, die Frage ist natürlich schon öfter bei uns 
aufgetaucht. Ich muß also etwas zurückgreifen. Es war eine lieblingsidee des Herrn Bundesministers, die 
Organmandatssache zu machen, um die Sicherheitswache von Schreibarbeit und von Wechselgeldscherereien 
weitgehend zu entlasten. Ich sollte vielleicht noch einmal dieses eine Schaubild zeigen, damit wir uns klar 
sind, was für Tatbestände wir übernommen haben, dann wird es nämlich einigermaßen deutlich, glaube ich -. 
Sie sehen also diese paar Tatbestände; sie machen über die Hälfte aller Tatbestände in Verwaltungsstrafverfahren 
aus. Und wir konnten natürlich nur solche Tatbestände aussuchen, wo der beschriebene Sachverhalt so forma­
tisierbar ist, daß er verbal gleichzeitig den Tatbestand ausmacht; wie bei jedem Urteil und auch im Verwaltungs­
strafverfahren muß ja der Spruch in einer Strafverfügung oder in einem Straferkenntnis lauten: Sie haben 
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am ... , dort und dort, dadurch, daß Sie das und das begangen haben, den Tatbestand XY erfüllt. Und, sehen 
Sie, bei diesen Tatbeständen ist faktisch der beanstandete Sachverhalt gleich Tatbestand. 

Wir haben bewußt in Kauf genommen, daß nunmehr die beanstandete Person, wenn sie nicht bezahlt 
und sie bekommt ihre Strafverfügung, sagt: Moment, stimmt ja gar nicht, der hat sich geirrt, das war 
gar nicht so usw.; wir haben also in Kauf genommen, daß der Wachbeamte dann sagt: Bitte, ich kann mich 
jetzt im Einzelfall nicht mehr erinnern, ich habe an dem Tag 200 Organmandate ausgestellt. Es muß dem 
erkennenden Beamten überlassen bleiben, hier die Glaubwürdigkeit abzuwägen und im Zweifelsfall ein­
zustellen. Wir haben bewußt immer gesagt, wenn Zweifelsfälle sind, ob womöglich mit einem neutralen 
Erlagschein dann bezahlt wurde oder nicht: einstellen. Es ist ja eine Bagatellsache letztlich. 

Nun die nächste Frage: Kfz-Fahndung ist in dieser von mir vorgetragenen Form seit 15. Februar 1972 
voll in Operation, sowohl PWCO-Anfragen, Fernschreiben als auch Verknüpfungsanfragen mit Bildschirm von 
der Datenstation, wenn man die 20 Minuten und die halben Stunden abzieht, wo wir in den ersten 14 Tagen 
und drei Wochen, wie es die Programmierer ausdrücken, mit dem Programm abstürzen. Das sind aber Kinder­
krankheiten, die sind in den Griff zu bekommen und die werden sich ausmerzen lassen. Das ist gar kein Zweifel. 
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Criminal Justice Information Systems and the Role of the States 

Informationssysteme der Strafverfolgung auf Landesebene 

Colonel John R. P/ants, Director, Michigan Department of State Police, East Lansing 

It is a special pleasure for me to speak to 
you today, because it was from Germany that 
my ancestor went to America over one hun­
dred and fifty years ago. It is also a pleasure to 
speak on the subject of Criminal Justice Infor­
mation Systems because I strongly believe in the 
great rewards which can come from the proper 
application of technology to law enforcement 
problems. I would like to discuss this with you 
today what role the state can play in developing 
and operating such a system. 

I think first of all some definitions are in 
order so that you and I can start out from 
common ground. I would like to define for you 
what I mean by Criminal Justice Information 
Systems and what I mean when I say State. Since 
I am not thoroughly familiar with your govern­
mental structure, you will have to determine 
where these different definitions fit into your 
own frame of reference. 

When I use the term "Criminal Justice In­
formation Systems", I am referring to the proce­
dures and processes which are used to fulfill 
the informational needs of the entire criminal 
justice community. This criminal justice com­
munity is composed of organizations dealing 
with prosecution, detection and enforcement, 
courts and rehabilitation. These processes and 
procedures can be either man:Jal or automat­
ed, or a combination of both. If these proce­
dures and processes are functioning properly, 
they will provide the strategic information 
necessary for managers to make decisions 
concerning policy and programs, as weil as 
providing tactical information for field or oper­
ating personnel. 

Es ist für mich eine besondere Freude, 
heute vor Ihnen zu sprechen, da meine Vor­
fahren vor über 150 Jahren von Deutschland 
nach Amerika ausgewandert sind. Ferner ist es 
eine Freude für mich, über das Thema» Infor­
mationssysteme der Strafverfolgung« zu spre­
chen, denn ich glaube fest daran, daß sich aus 
der richtigen Anwendung technischer Errungen­
schaften auf Probleme des polizeilichen Voll­
zugswesens ein hoher Nutzen ergibt. Heute 
möchte ich Ihnen berichten, welche Rolle der 
Staat bei der Entwicklung und beim Betrieb 
eines solchen Systems spielen kann. 

Zunächst einmal, glaube ich, brauchen wir 
einige Definitionen, damit Sie und auch ich 
von einer gemeinsamen Grundlage ausgehen 
können. Ich möchte für Sie umreißen, was ich 
mit Informationssystemen der Strafverfolgung 
meine und welche Bedeutung für mich der 
Begriff »Staat« hat. Da ich mit der Struktur Ihres 
Staates nicht vertraut bin, müssen Sie selbst 
festlegen, wie diese Definitionen in Ihren 
Bezugsrahmen passen. 

Wenn ich den Ausdruck »Informations­
systeme der Strafverfolgung« gebrauche, dann 
beziehe ich mich auf die Prozeduren und Ver­
fahren, mit deren Hilfe der Informationsbedarf 
der gesamten Strafgerichtsbarkeit befriedigt 
wird. Diese Strafgerichtsbarkeit setzt sich aus 
Organisationen zusammen, die mit der Straf­
verfolgung, der Aufdeckung von Straftaten, dem 
Vollzugswesen, den Gerichten und der Reha­
bilitierung zu tun haben. Diese Prozeduren und 
Verfahren können entweder manuell betrieben 
werden, automatisiert sein oder eine Kombina­
tion von bei den darstellen. Wenn diese Proze­
duren und Verfahren richtig funktionieren, 
liefern sie die strategischen Informationen, 
welche die leitenden Beamten brauchen, um 
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My definition of the word "state" refers 
not to anational government but to an inter­
mediate level between national and local juris­
dictions. In America, the national government 
has limited criminal jurisdiction dealing for 
the most part with interstate problems, while 
the bulk of criminal statutes and processes are 
dealt with by the state. Each state has its own 
legal system within the framework of the Uni­
ted States Constitution. It is this legal unique­
ness which makes state-wide systems logical in 
my country. 

The counties, cities, townships and villag­
es are all political sub-divisions of the state 
and are organized and operated according to 
state law and not national law. The following 
slides indicate more clearly this concept. The 
first slide indicates the continental United 
States. You can see Michigan at the top-most 
tier of states surrounded by the Great Lakes. 
The next slide shows the lower penninsula of 
the State of Michigan, in the center of the 
state is Ingham County which is typical of 
county boundries, and inside Ingham County 
is the City of Lansing and to the East of Lan­
sing is Meridian Township and the village of 
Okemos where I live. 

The concept to remember here is that the 
State of Michigan is a legal entity. Its statutory 
system, although it may be similar to its sister 
states of Indiana and Ohio, is completely 
distinct and separate. A person wanted for a 
crime in Michigan and apprehended in IIIinois 
could, for all practical purposes, be in a foreign 
country, because the Governor of Michigan 
must apply to the Governor of IIIinois for 
extradition and the Governor of Illinois can 
if he wishes refuse extradition and the wanted 
person cannot then be forceably returned to 
Michigan. It is against this framework that I 
speak about the states role in Criminal Justice 
Information Systems. 
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ihre Entscheidungen über Verfahrensweisen 
und Programme treffen zu können, und sie 
bieten auch die taktischen Informationen für 
das Personal im Außen- und Innendienst. 

Meine Definition des Wortes »Staat« be­
zieht sich hier nicht auf eine nationale Regie­
rung, sondern auf eine Ebene zwischen der 
nationalen und der örtlichen Zuständigkeit. In 
Amerika hat die nationale Regierung nur eine 
beschränkte Hoheit auf dem Gebiete der Straf­
gerichtsbarkeit, und zwar nur dann, wenn es 
um zwischenstaatliche Probleme geht, während 
die Strafgesetze und -verfahren in der Haupt­
sache Angelegenheit der einzelnen Bundes­
staaten sind. Jeder Staat hat sein eigenes Rechts­
system im Rahmen der Verfassung der Vereinig­
ten Staaten, und gerade diese Einmaligkeit des 
Rechtswesens macht in meinem Lande Systeme 
auf Staatsebene problematisch. 

Die Großstädte, Verwaltungsbezirke, Städte 
und Dörfer sind Untergliederungen des Staates, 
und ihre Organisation und Verwaltung richtet 
sich nach Staats- und nicht nach Bundesgesetzen. 
Dies wird durch Dias deutlicher. Das erste Dia 
zeigt die Vereinigten Staaten als Teil des ame­
rikanischen Kontinents. In der obersten Reihe 
von Staaten sehen Sie den Staat Michigan, um­
geben von den Großen Seen. Das nächste Dia 
zeigt die untere Hälfte des Staates Michigan. 
In der Mitte des Staates liegt der Verwaltungs­
bezirk Ingham mit den für einen Verwaltungs­
bezirk typischen Grenzen. Innerhalb dieses 
Verwaltungsbezirks finden Sie die Großstadt 
Lansing, östlich von Lansing die Stadt Meridian 
und das Dorf Okemos, wo ich wohne. 

Sie dürfen hier nicht außer acht lassen, daß 
der Staat Michigan in bezug auf das Rechts­
wesen eine Einheit darstellt. Sein Gesetzes­
system ist zwar dem der Nachbarstaaten Indiana 
und Ohio in gewisser Hinsicht ähnlich, weist 
aber doch erhebliche Unterschiede auf und 
bildet für sich eine Einheit. Eine Person, die 
in Michigan wegen einer Straftat gesucht und 
in Illinois festgenommen wird, könnte sich 
praktisch ebensogut im Ausland befinden, weil 
der Gouverneur von Michigan die Auslieferung 
beim Gouverneur von Illinois beantragen muß 
und dieser die Auslieferung verweigern kann, 
so daß dann die gesuchte Person nicht gewalt­
sam nach Michigan zurückgebracht werden 
kann. Dies ist also der Hintergrund, vor dem 
ich über die Rolle der Staaten bei den Infor­
mationssystemen in der Strafverfolgung spreche. 



Simply speaking, the state must be pre­
pared to provide for the Criminal Justice 
Community all of those services and informa­
tional needs which are not local in nature. All 
of the avenues of mobility which are open 
today to the criminal make it very unlikely 
that he is going to stay in one spot for very 
long. Much of the crime committed in the 
State of Michigan is committed by persons who 
regularly travel from one communityto another. 
It logically follows that if a city or region had 
access to only its own information it would be 
severly handicapped in its job. There must be 
some method to allow communities through­
out the state to share information of a common 
interest and in a timely manner. It is the state 
that must provide for the collection and desti­
mination of this common information and if 
it fails to do so it is not living up to its respon­
sibilities. 

local governments or groups of local 
governments have a similar responsibility to 
provide their criminal justice agencies with 
information of a local or regional nature. The 
information needed in this category by local 
agencies deal mainly with that of a manage­
ment nature such as man power allocation, 
crime pattern analysis, court docketing and 
scheduling, case status and other information 
which is of interest only to that locality. 

All of these systems, whether state or local, 
must provide information on a two-way flow. 
That is information must be provided from a 
data base to the users in the fjeld and infor­
mation from users must be channeled back 
into the data base. Without this two way flow 
of information the real potential for these 
systems will never be realized. 

I would like to suggest to you for your 
consideration in designing systems, the types 
of files which I think are best suited for local 
application and those which I think the state 
has an obligation to provide. In the areas of 
courts and prosecutions, I think that the majo­
rity of information dealing with court dock­
eting and court scheduling is local in nature and 
can very weil be handled by local agencies. 

Der Staat muß also in der lage sein, den 
für die Strafverfolgung zuständigen Behörden 
alle Dienstleistungen und Informationen zu­
teil werden zu lassen, die nicht lokaler Art 
sind. Alle Möglichkeiten der Beweglichkeit, die 
ein Rechtsbrecher heute hat, machen es sehr 
unwahrscheinlich, daß er sich für längere Zeit 
an ein und demselben Ort aufhält. Ein großer 
Teil der Straftaten im Staate Michigan wird von 
Personen begangen, die regelmäßig von einer 
Gemeinde zur anderen reisen. Daraus folgt 
logischerweise, daß eine Großstadt oder ein 
Bezirk, der nur Zugang zu seinen eigenen In­
formationen hätte, seine Aufgaben nur sehr 
unvollständig erfüllen könnte. Es muß irgend­
eine Methode geben, die es den Gemeinden 
im ganzen Staate ermöglicht, an den Informa­
tionen von gemeinsamem Interesse zeitgerecht 
Anteil zu haben. Der Staat muß das Zusammen­
tragen und die Verteilung dieser gemeinsamen 
Informationen in die Hand nehmen, und wenn 
er dies nicht tut, so kommt er seinen Verpflich­
tungen nicht nach. 

Die Kommunalbehörden oder Gruppen 
von Kommunalbehörden haben eine ähnliche 
Verantwortung, ihre für die Strafgerichtsbarkeit 
zuständigen Dienststellen mit Informationen 
lokaler oder regionaler Art zu versorgen. Bei 
den von den örtlichen Dienststellen benötigten 
Informationen handelt es sich vor allem um 
solche, die die Verwaltung angehen, z. B. über 
die Arbeitskräfteverteilung, die Strukturanalyse 
von Straftaten, die Aufstellung der Termin­
kalender für die Gerichte, den derzeitigen Stand 
bestimmter Fälle und andere Dinge, die ledig­
lich von lokalem Interesse sind. 

Alle diese Systeme, seien sie nun staatlich 
oder lokal, müssen Informationen in zwei Rich­
tungen verarbeiten, d. h. die Informationen 
müssen von einer Datenbasis zu den Benutzern 
im Außendienst fließen, und andere Informa­
tionen müssen von dort wieder zur Datenbasis 
zurückfließen. Ohne diesen zweiseitigen Infor­
mationsfluß wird ein echtes Potential dieser 
Systeme nie verwirklicht werden können. 

Ich möchte Ihnen nun Systeme vorschla­
gen, die meiner Meinung nach für die Gemein­
den am besten geeignet sind, ferner solche, die 
die Staaten am besten verwenden. Auf dem 
Gebiete des Gerichtswesens und der Straf­
verfolgung ist die Mehrzahl der Informationen 
über die Terminkalender der Gerichte meiner 
Meinung nach lokaler Art und kann sehr wohl 
von den örtlichen bzw. Kommunalbehörden 
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However, in Michigan, we have what we call 
an integrated court system in which the Su­
preme Court, which ist he highest court of our 
state, has superintending authority over all 
courts. By that I mean the Supreme Court 
promulgates rules and regulations by which 
the lower courts function. In this case, the 
Supreme Court of Michigan is planning to 
provide a data center in Detroit which will 
service the metropolitan court system. The 
court also intends to use the Michigan State 
Criminal Justice Data Center, which is located 
in the Department of State Police, to service 
the out-state courts in the same manner that 
the metropolitan courts will be serviced. This 
court system will provide docketing and sched­
uling information for the courts, statistical 
data which the Supreme Court will use in its 
rule making and supervisory functions and it 
will also provide a switch to interface the 
judicial data system to others in the criminal 
justice community. 

The Corrections Department will use the 
Michigan State Criminal Justice Data Center to 
store the information that it needs concerning 
jail population, prison population, inmate status 
and treatment analysis. In addition, the Depart­
ment is exploring ways to use the system in its 
parole supervision role and it anticipates at this 
time to use the Criminal Justice Data Center for 
its activities. 

The principal area of the criminal justice 
community which I would like to discuss with 
you today is that dealing with police oriented 
data. The first of these files that are state-wide 
in their impact is the wanted person file. These 
files are best kept in a single data base so that 
one inquiry into that file will provide all the 
information necessary to determine if that per­
son is or is not wanted in the state. In the case 
of more serious crimes, a national system is 
necessary to insure that a single inquiry will 
determine if the person is wanted, nationally. 
The only way that a wanted person file could 
operate at a local level would be for a single 
inquiry to be bounced around from local 
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wahrgenommen werden. In Michigan haben 
wir jedoch ein sog. integriertes Gerichtssystem, 
in welchem der Oberste Gerichtshof, das 
höchste Gericht unseres Staates, die Oberauf­
sicht über alle übrigen Gerichte hat. Damit 
meine ich, daß der Oberste Gerichtshof Richt­
linien und Verordnungen herausgibt, an die 
sich die ihm unterstellten Gerichte zu halten 
haben. In diesem Falle plant der Oberste 
Gerichtshof von Michigan ein Datenzentrum in 
Detroit, das den Gerichtsbehörden der Haupt­
stadt dienen soll. Der Gerichtshof beabsichtigt 
ferner die Benutzung des Datenzentrums der 
Strafgerichtsbarkeit des Staates Michigan, wei­
ches sich bei der staatlichen Polizeibehörde 
befindet und mit dem die außerhalb des Staates 
gelegenen Gerichte in der gleichen Weise wie 
die Gerichte der Hauptstadt versorgt werden 
sollen. Dieses System ist für Informationen im 
Zusammenhang mit der Terminplanung der 
Gerichte, für statistische Angaben, die der 
Oberste Gerichtshof für die Herausgabe seiner 
Richtlinien und die Ausübung seiner Aufsichts­
funktionen benötigt, sowie für den Anschluß 
des gerichtlichen Datensystems an andere 
Systeme innerhalb der Strafgerichtsbarkeit vor­
gesehen. 

Die Strafvollzugsbehörde wird ebenfalls 
das Datenzentrum der Strafgerichtsbarkeit des 
Staates Michigan benutzen, um die von ihr 
benötigten Informationen über die Belegung 
von Zuchthäusern und Gefängnissen, den Status 
der Insassen und die Behandlung derselben zu 
speichern. Außerdem sucht man hier nach Mit­
teln und Wegen zur Anwendung des Systems 
für die Überwachung während der Bewährungs­
zeit, und die Behörde erwartet, daß das Daten­
zentrum der Strafverfolgungsbehörden für ihre 
Aufgaben herangezogen werden kann. 

Ich möchte mit Ihnen heute hauptsächlich 
ein Gebiet der Strafverfolgung besprechen, 
welches die Daten betrifft, die für die Polizei 
von Interesse sind. Da haben wir zunächst die 
Personenfahndungskartei, deren Bedeutung sich 
auf das gesamte Staatsgebiet erstreckt. Diese 
Kartei wird am besten in einer einzigen Daten­
basis gespeichert, so daß aufgrund einer an 
diese Kartei gerichteten Anfrage alle Informa­
tionen geliefert werden, die für die Feststellung 
erforderlich sind, ob eine bestimmte Person in 
dem betreffenden Staat gesucht wird oder nicht. 
Bei schwereren Straftaten ist ein System auf 
Bundesebene erforderlich, um zu gewähr­
leisten, daß durch eine einzige Anfrage fest-



system to local system to make sure that the 
subject of the inquiry is not wanted in other 
parts of the state. This is not feasible economi­
cally or operationally. 

The second file which is state-wide in its 
scope is that dealing with wanted property. 
I am referring principally to serial numbered 
stolen property such as typewriters or automo­
biles. Again, if a local agency kept only its own 
information it would be impossible for it to 
know whether aserial numbered piece of 
property in question was stolen from some 
other part of the state. As in the case of wanted 
persons, it is also necessary to store the data 
concerning significant pieces of stolen property 
in the national index. 

One of the major areas of state respon­
sibility is to provide identification information 
to local police agencies on a timely basis. By 
identification information, I am referring not 
only to the transmission of criminal histories, 
but also the classification and identification of 
fingerprints. Most of the larger states in our 
country have several identification bureaus 
scattered throughout the state operated by 
local agencies, as weil as a central identifica­
tion bureau operated by the state. In most 
cases, the files are redundant. It is necessary 
for local police agencies to maintain their own 
identification bureaus because the state is, in 
most cases, not able to provide them with the 
service they need to function properly. A great 
deal of manpower could be saved if the state 
fulfilled their responsibility to provide this in­
formation as needed to local agencies. 

The states should also be required to pro­
vide switching facilities to local criminal justice 
agencies which allow them to communicate 

gestellt werden kann, ob die betreffende Per­
son auf Bundesebene gesucht wird. Die efnzige 
Möglichkeit der Verwendung einer Personen­
fahndungsdatei auf Gemeindeebene wäre die, 
daß eine einzelne Anfrage von einem Ge­
meindesystern an das andere läuft, um fest­
zustellen, ob die Person, welche Gegenstand 
der Anfrage ist, eventuell auch in anderen 
Teilen des Staates gesucht wird. Aber dies ist 
weder wirtschaftlich noch betriebsmäßig sinn­
voll. 

Die zweite Kartei, die für das gesamte 
Staatsgebiet Bedeutung hat, ist die Sachfahn­
dungskartei. Ich denke hier in erster Linie an 
gestohlene Gegenstände mit einer Fabrik­
nummer wie z. B. Schreibmaschinen und Kraft­
fahrzeuge. Auch hier kann wiederum gesagt 
werden, daß eine kommunale Dienststelle, die 
nur ihre eigenen Informationen speichert, nicht 
in Erfahrung bringen kann, ob ein mit einer 
bestimmten Fabriknummer versehener Gegen­
stand in einem anderen Teil des Staates gestoh­
len worden ist. Wie bei den Personen, nach 
denen gefahndet wird, müssen auch die Daten 
gestohlener Gegenstände von Bedeutung in 
einer nationalen Datei gespeichert werden. 

Eines der Hauptgebiete, für welche der 
Staat zuständig ist, ist die fristgerechte Ver­
sorgung örtlicher Polizeidienststellen mit In­
formationen, die der Personenfeststellung die­
nen. Bei diesen Informationen denke ich nicht 
allein an die Übermittlung kriminalpolizeilicher 
Vorgänge, sondern auch an die Klassifizierung 
und Identifizierung von Fingerabdrücken. In den 
meisten größeren Staaten unseres Landes gibt 
es mehrere erkennungsdienstliche Büros, die 
über das gesamte Staatsgebiet verstreut sind 
und von lokalen Dienststellen betrieben wer­
den, jedoch auch ein staatliches zentrales er­
kennungsdienstliches Büro. In den meisten 
Fällen sind diese Karteien überladen. Für die 
örtlichen Polizeidienststellen ist es erforderlich, 
ihre eigenen erkennungsdienstlichen Büros zu 
unterhalten, weil der Staat meist nicht in der 
Lage ist, ihnen die für einen ordnungsgemäßen 
Betrieb erforderlichen Dienstleistungen zuteil 
werden zu lassen. Es könnten sehr viele Arbeits­
kräfte eingespart werden, wenn der Staat seiner 
Verpflichtung, die kommunalen Dienststellen 
im Bedarfsfalle mit diesen Informationen zu 
versorgen, nachkommen würde. 

Außerdem sollten die Staaten dazu an­
gehalten werden, den örtlichen, für die Straf­
gerichtsbarkeit zuständigen Dienststellen die 
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from system to system in their areas of concern. 
If there is, for example, a common data base 
concerning criminal histories, access must be 
provided to this data base from the police 
systems, the court systems and the correction 
systems if these are all separate. It should also 
provide the entrance to the national data base 
as weil as other data bases such as vehicle 
registration or drivers license information, with 
which the criminal justice community is con­
cerned. 

I think it would be easier for me to de­
monstrate some of these concepts I have dis­
cussed if I show you how the Michigan State 
System operates. In Michigan, we call our 
system LEIN which is an acronym for the Law 
Enforcement Information Network. This net­
work was established in 1967, shortly after the 
National Crime Information Center came into 
being. The LEIN system is controlled bya group 
called the LEIN Advisory Board, composed of 
members of the sheriff's departments, local 
police departments, state police officers as 
weil as the Michigan Attorney General, the 
Michigan Secretary of State, who handles dri­
vers and vehicle records, and other interested 
persons. This policy board decides on new 
applications for the system, as weil as policing 
the existing ones. 

The diagram that you are looking at now 
depicts graphically how the LEIN system oper­
ates. The data center which controls the LEIN 
system is situated in the Department of State 
Police at lansing, Michigan. We presently have 
some 225 terminals on the system, which are 
scattered throughout the state. Every major 
police department has at least one terminal 
and the Detroit Police Department and the 
Michigan State Police have several. These ter­
minals are all hardcopy teletype terminals. We 
do not use vidio display units except in the 
Detroit Police Department and in the Michigan 
State Police. 

The Detroit Police Department has its own 
network which ties all of its precinct stations 
into their central computer facility. We have 
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Möglichkeit zu geben, sich auf ihren Arbeits­
gebieten in andere Systeme einzuschalten. 
Wenn z. B. eine gemeinsame Datenbank für 
kriminal polizeiliche Vorgänge vorhanden ist, 
müssen die Polizei-, Justiz- und Strafvollzugs­
systeme, wenn sie räumlich voneinander ge­
trennt sind, Zugang zu dieser Datenbank haben. 
Ferner sollte der Zugriff zur nationalen Daten­
bank sowie zu anderen Datenbanken, bei 
denen Informationen über die zugelassenen 
Kraftfahrzeuge oder die Führerscheine ge­
speichert sind, die für die Strafverfolgungs­
behörden von Belang sind, gewährleistet sein. 

Ich glaube, es ist einfacher für mich, einige 
dieser von mir vorgetragenen Dinge deutlich 
zu machen, wenn ich Ihnen zeige, wie das 
System des Staates Michigan arbeitet. In Michi­
gan nennen wir unser System LEIN, was ein 
Akronym für »Law Enforcement Information 
Network« (Informationsnetz des polizeilichen 
Vollzugswesens) ist. Dieses Netz wurde im 
Jahre 1967 aufgebaut, kurz nach dem Aufbau 
der Nationalen Zentralstelle für kriminalpoli­
zeiliche Informationen. Das LEIN-System unter­
steht einer Gruppe, die LEIN-Beirat genannt 
wird und aus Mitgliedern der Dienststellen der 
Sheriffs, der örtlichen Polizeibehörden und der 
staatlichen Polizei sowie aus dem General­
staatsanwalt des Staates Michigan, dem Außen­
minister des Staates Michigan, bei dem sich die 
Unterlagen über Kraftfahrer und Kraftfahrzeuge 
befinden, und weiteren interessierten Personen 
besteht. Dieser Beirat entscheidet über die 
Einführung neuer Methoden für das System 
sowie über die Anwendung der bereits be­
stehenden. 

Ich zeige Ihnen im Bild, wie das LEIN­
System arbeitet. Das Datenzentrum, von wei­
chem das LEIN-System gesteuert wird, befindet 
sich bei der staatlichen Polizeibehörde in Lan­
sing/Michigan. Das System verfügt z. Z. über 
etwa 225 angeschlossene Endplätze, die über 
das gesamte Staatsgebiet verstreut sind. Jede 
größere Polizeibehörde verfügt mindestens 
über einen Endplatz, die Polizeibehörde von 
Detroit und die Polizei des Staates Michigan 
haben mehrere. Bei diesen Endplätzen handelt 
es sich um intelligente Terminals. Außer bei 
der Polizeibehörde Detroit und der Polizei des 
Staates Michigan verwenden wir keine Sicht­
geräte. 

Die Polizeibehörde von Detroit verfügt 
über ein eigenes Netz, das alle Polizeireviere 
mit der zentralen Rechenanlage verbindet. Wir 



one 2400 BAUD line between the Detroit Police 
data center and the LEIN data center. Nearly all 
of the LEIN information needs for Detroit are 
supplied across this one 2400 BAUD line. In 
addition, there are several terminals directly 
off the LEIN center for use in the event of a 
malfunction of the Detroit Computer facility. 

We also have one 75 BAUD teletype line 
into the system operated by our sister state of 
Ohio. This allows any of our Michigan terminals 
to access, on line, information concerning 
drivers and vehicles from the computerized 
records of the state of Ohio. It also allows 
any of our terminals in Michigan to contact 
any of the terminals in Ohio directly for point 
to point messages. This includes entrance into 
the CLEAR network operated by Hamilton 
County at Cincinatti, Ohio, which functions 
somewhat like the Detroit computer, in that 
it allows its agencies through their terminals 
to contact the Michigan system, and in turn, 
any of our terminals can contact agencies on 
the their system. 

The Michigan Secretary of State indicated 
here by the acronym SOS, is the agency in our 
state which stores records concerning five mil­
lion vehicles and four and one-half million 
drivers. The LEIN system is the switch through 
which any of our terminals have direct access 
to the computerized records in SOS. This 
facility is used several thousand times daily. 
The SOS computer is tied to the LEIN com­
puter system with one 2400 BAUD line and, 
as in the case in Detroit, there are terminals 
in the Secretary of State's office directly off 
the LEIN system in case the SOS computer or 
line is not functioning properly. If the SOS line 
is down, inquiries to that agency are automati­
cally switched to the manual terminals. 

The LEIN central computer also functions 
as the switch between all agencies on our net­
work and the National Crime Information 
Center operated by the Federal Bureau of 
Investigation in Washington. Our two com­
puters are tied together with three 2400 BAUD 
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haben eine 2400-Baud-Leitung zwischen dem 
Datenzentrum der Polizei Detroit und dem 
LEIN-Datenzentrum. Fast alle LEIN-Informa­
tionen, die in Detroit benötigt werden, gehen 
über diese eine 2400-Baud-Leitung. Außerdem 
befinden sich mehrere Endplätze unmittelbar 
beim LEIN-Zentrum für den Fall einer Störung 
in der Rechenanlage in Detroit. 

Ferner steht uns eine mit dem System ver­
bundene 75-Baud-Fernschreibleitung zur Ver­
fügung, die von unserem Nachbarstaat Ohio 
betrieben wird. Dadurch haben unsere End­
stellen in Michigan Zugang - im on-li ne­
Betrieb - zu den Informationen über Kraft­
fahrer und Kraftfahrzeuge, die im Staate Ohio 
in einer Rechenanlage gespeichert sind. Außer­
dem können unsere Endplätze in Michigan 
zum Austausch von Nachrichten direkte Ver­
bindung mit den Endplätzen in Ohio auf­
nehmen. Dies schließt auch den Zugang zum 
CLEAR-Netz ein, das vom Verwaltungsbezirk 
Hamilton in Cincinatti/Ohio betrieben wird 
und ähnlich arbeitet wie die Rechenanlage in 
Detroit; die dortigen Dienststellen haben die 
Möglichkeit, sich über ihre Endplätze mit dem 
System von Michigan in Verbindung zu setzen. 
Umgekehrt können unsere Endplätze mit den 
an das dortige System angeschlossenen Dienst­
stellen Verbindung aufnehmen. 

Das Außenministerium von Michigan, hier 
bezeichnet mit dem Akronym SOS (Secretary 
of State), ist die Behörde in unserem Staat, bei 
welcher Unterlagen über fünf Millionen Kraft­
fahrzeuge und viereinhalb Millionen Kraftfahrer 
gespeichert sind. Durch das LEIN-System haben 
unsere Endplätze direkten Zugang zu den in 
der Rechenanlage bei SOS gespeicherten Unter­
lagen. Diese Anlage wird täglich mehrere tau­
send Male benutzt. Die SOS-Rechenanlage ist 
mit dem LEIN-System durch eine 2400-Baud­
Leitung verbunden, und genau wie in Detroit 
befinden sich Endplätze in der Dienststelle des 
Außenministers unmittelbar beim LEIN-System 
für den Fall einer Störung in der SOS-Rechen­
anlage oder in der Leitung. Bei Ausfall der 
SOS-Leitung werden die an diese Behörde 
gerichteten Anfragen automatisch auf die von 
Hand betriebenen Endplätze umgeschaltet. 

Die zentrale LEIN-Rechenanlage hat ferner 
die Funktion einer Vermittlungsstelle zwischen 
allen an unser Netz angeschlossenen Dienst­
stellen und der vom FBI in Washington betrie­
benen Nationalen Zentralstelle für kriminal­
polizeiliche Informationen. Unsere beiden 
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lines, and the Michigan law enforcement com­
munity has consistently been one of the largest 
users of NCiC data. We currently send between 
five and six thousand inquiries and updates a 
day into the NCiC system. The remainder of 
the files that you see here are those operated 
directly off the LEIN system and deal with 
wanted persons, stolen vehicles, stolen property 
and identification functions. In addition, our 
department is the traffic accident analysis cen­
ter for the state of Michigan and we process 
and analyze over three hundred and fifty thou­
sand traffic accidents per year. This traffic 
safety information is not available to the rest 
of the police agencies in the state accept 
through monthly reports which are mailed 
to them. 

The wanted persons file contains the 
names of nearly one hundred and forty-eight 
thousand peop!e for whom arrest warrants 
have been issued in the State of Michigan. By 
category, these hundred and forty-eight thou­
sand are broken down into approximately 
eighty-four hundred felony warrants, twenty­
one thousand misdemeanor warrants and the 
remainder are traffic warrants. 

The system is so designed that a local 
police agency can, from its own terminal, enter 
the wanted notice into the LEIN central files 
within a matter of minutes after the warrant 
has been issued. If the warrant is a felony or 
serious misdemeanor, the information is then 
reformated and sent down to the National 
Crime Information Center and their files are 
also updated. Thus it is possible for a warrant 
to be issued for a serious crime in Michigan 
and within a matter of minutes have the central 
d'iJ.ta base in Michigan and the National Crime 
Information Center updated so that an inquiry 
from some other agency would provide the 
necessary information. We have documented 
instances of persons being put into the file 
and within a half-hour being arrested on a 
routine traffic check hundreds of miles away. 
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Rechenanlagen sind durch drei 2400-Baud­
Linien miteinander verbunden, und die polizei­
lichen Vollzugsbehörden von Michigan zählen 
zu den Stellen, welche die NClC-Daten am 
meisten benutzen. Wir richten z. Z. etwa fünf­
bis sechstausend Anfragen täglich an das NCIC­
System und halten es ständig auf dem neuesten 
Stand. Die restlichen Dateien werden direkt 
vom LEIN-System aus betrieben und betreffen 
Personen, nach denen gefahndet wird, gestoh­
lene Kraftfahrzeuge, gestohlene Gegenstände 
und die Personenfeststellung. Außerdem ist 
unsere Behörde die Zentralstelle für die Ana­
lyse von Verkehrsunfällen des Staates Michigan, 
und wir verarbeiten und analysieren über 
350000 Verkehrsunfälle jährlich. Diese die Ver­
kehrssicherheit betreffenden Angaben stehen 
den übrigen Polizeidienststellen des Staates 
nur in Form von monatlichen Berichten zur 
Verfügung, die ihnen durch die Post zu­
geschickt werden. 

Die Personenfahndungskartei enthält die 
Namen von ungefähr 148000 Tätern, für die 
Haftbefehle im Staate Michigan erlassen wur­
den. Diese 148000 Haftbefehle werden in fol­
gende Kategorien unterteilt: etwa 8400 Haft­
befehle wegen schwerer Verbrechen, 21000 
wegen Vergehen und der Rest wegen Verkehrs­
delikten. 

Das System ist so angelegt, daß eine ört­
liche Polizeidienststelle von ihrem eigenen End­
platz aus eine Fahndungsmeldung bereits einige 
Minuten nach der Ausstellung des Haftbefehls 
in die zentrale LEIN-Datei eingeben kann. 
Wurde der Haftbefehl wegen einer schweren 
Straftat oder eines schweren Vergehens er­
lassen, werden die Informationen umformatiert 
und an die Nationale Zentralstelle für kriminal­
polizeiliche Informationen weitergeleitet, um 
die dortigen Dateien auf den neuesten Stand 
zu bringen. Auf diese Weise ist es möglich, 
wenn in Michigan ein Haftbefehl wegen einer 
schweren Straftat ausgestellt wird, die zentrale 
Datenbasis in Michigan und die Dateien der 
Nationalen Zentralstelle für kriminalpolizeiliche 
Informationen innerhalb von Minuten auf den 
neuesten Stand zu bringen, so daß jede andere 
Dienststelle auf eine diesbezügliche Anfrage hin 
mit den nötigen Informationen versorgt wer­
den kann. Es ist schon vorgekommen, daß Per­
sonen, die in die Datei eingegeben wurden, 
bereits eine halbe Stunde später bei einer 
routinemäßigen Verkehrskontrolle an einem 



We have many safeguards built into the 
system and into the procedures which govern 
the operation of the system to prevent un­
authorized persons from having access to the 
information and to prevent innocent persons 
from being arrested. 

The wanted vehicle file presently contains 
the descriptions of nearly twenty-seven thou­
sand stolen vehicles and six thousand stolen 
license plate numbers. As in the case of a 
wanted person, the updating of these files is 
made directly from the local terminals and, in 
the case of stolen vehicles, the information is 
reformatted and passed on to the National 
Crime Information Center in Washington. In 
addition, procedures have been developed 
with the National Crime Information Center 
to provide Michigan with the descriptions of 
any Michigan licensed cars which are stolen 
outside of our state. In this case, we update the 
Michigan file so that we are always in astate 
of completeness as far as Michigan cars are 
concerned. 

All inquiries concerning wanted persons 
which come into the LEIN system, are auto­
matically forwarded to NCIC because we have 
no way of knowing whether the person is 
wanted outside of the state of Michigan without 
going through this process. In addition, all of 
the vehicle identification numbers which are 
file checked in the Michigan system, are like­
wise file checked in the National system. How­
ever, we do not send Michigan license inquiries 
down to NCIC because we do have a complete 
file on them in Michigan. This procedure has 
produced a great number of positive responses 
which would not have occurred had we not 
automatically forwarded this information for 
inquiry into the National system. 

We refer to a positive identification, either 
of a person or of a vehicle, through an inquiry 
into the system as a "HIT". TheMichigan system 
alone, produces about four thousand hits 
against the wanted persons file and about two 
thousand hits against the wanted vehicle file, 
for a total of six thousand per month. This 
means that approximately six thousand wanted 

mehrere hundert Meilen entfernten Ort fest­
genommen werden konnten. 

Wir haben zahlreiche Sicherungen in das 
System und in die Routinen, nach denen es 
betrieben wird, eingebaut, um zu verhindern, 
daß Unbefugte Zugang zu den Informationen 
erlangen können und daß Unschuldige fest­
genommen werden. 

Die Kraftfahrzeugfahndungsdatei enthält 
z. Z. Angaben über ungefähr 27000 gestohlene 
Fahrzeuge und 6000 gestohlene Kennzeichen. 
Wie bei der Personenfahndung werden diese 
Dateien direkt von den lokalen Endplätzen aus 
auf den neuesten Stand gebracht und die In­
formationen, wenn es sich um gestohlene Fahr­
zeuge handelt, umformatiert und an die 
Nationale Zentralstelle für kriminalpolizeiliche 
Informationen in Washington weitergeleitet. 
Außerdem wurden bei der Nationalen Zentral­
steIle für kriminalpolizeiliche Informationen 
Verfahren entwickelt, die es ermöglichen, 
Michigan die Beschreibungen von in Michigan 
zugelassenen Pkw, die außerhalb unseres Staa­
tes gestohlen wurden, zu liefern. Auf diese 
Weise bringen wir die Datei in Michigan auf 
den neuesten Stand, so daß wi r stets voll be­
triebsbereit sind, sofern es sich um in Michigan 
zugelassene Pkw handelt. 

Alle Anfragen über gesuchte Personen, die 
an das LEIN-System gerichtet werden, werden 
automatisch an NCIC weitergeleitet, weil wir 
ohne diesen Prozeß nicht in Erfahrung bringen 
können, ob die betreffende Person auch außer­
halb des Staates Michigan gesucht wird. Außer­
dem werden alle Kraftfahrzeug-Kennummern, 
die in der Datei des Michigan-Systems überprüft 
werden, auch in der Datei des Nationalen 
Systems überprüft. Anfragen über Zulassungen 
in Michigan werden jedoch nicht an NCIC 
weitergeleitet, weil wir in Michigan eine voll­
ständige Datei davon haben. Dieses Verfahren 
hat zu einer großen Anzahl positiver Antworten 
geführt; das wäre nicht der Fall gewesen, wenn 
wir die Informationen nicht automatisch an 
das Nationale System für Anfragezwecke weiter­
geleitet hätten. 

Wenn eine Person oder ein Fahrzeug durch 
eine an das System gerichtete Anfrage einwand­
frei identifiziert wird, so nennen wir dies einen 
»Treffer«. Allein das System von Michigan hat 
etwa 4000 Treffer in der Personenfahndungs­
datei und etwa 2000 Treffer in der Kraftfahr­
zeugfahndungsdatei, also insgesamt 6000 pro 
Monat, zu verzeichnen. Das bedeutet, daß un-
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people or vehicles per month are located 
through routine inquiries. There is no easier 
or more effident way of handling these neces­
sary functions of the police. 

At the present time the wanted property 
file, in the State of Michigan, is operated manu­
ally, however, we are taking steps to automate 
this file as rapidly as possible. For the present 
time, we are using the files of the National 
Crime Information Center as the index for 
Michigan stolen property. We do this by switch­
ing through the LEIN system any terminal that 
wishes to enter serial numbered stolen pro­
perty directly into the national system. We also 
switch all inquiries on stolen property into the 
national index and any request for searches of 
our manual file must be made be teletyped to 
the Stolen Property Section. The Stolen Property 
Section currently maintains a pawn ticket file, 
as weil as astoien property file, so we can tell 
when stolen property has been pawned or sold 
through used material dealers. It is our inten­
tion that both of these files will be automated 
by the end of this year. 

One of the most important areas that the 
state can provide services to local government 
is in the area of criminal identification and 
criminal histories. Just as files concerning 
wanted persons and wanted property do not 
operate as efficiently as they could at a local 
level, the same is true of criminal identification 
records and histories. Without a central, co­
ordinated file, there is no way that a local 
police agency can know that the person they 
have arrested is in fact the person they think 
he iso 

In my country, it is the criminal history 
document or record that is the thread that ties 
the entire criminal justice community together. 
It is the one single record in which all segments 
of the system, police, prosecution, courts and 
rehabilitation have both an input and interest. 
In Michigan, the State Police operate the state­
wide central identification and record function. 
We presently have some four and one-half 
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gefähr 6000 gesuchte Personen oder Fahrzeuge 
im Monat auf Grund von Routineanfragen er­
mittelt werden. Zur Bewältigung dieser Auf­
gaben gibt es für die Polizei kein bequemeres 
oder wirksameres Mittel. 

Die Sachfahndungskartei wird im Staate 
Michigan Z. Z. noch manuell betrieben, doch 
sind wir dabei, diese Kartei so schnell wie 
möglich zu automatisieren. Einstweilen benut­
zen wir die Dateien der Nationalen Zentralstelle 
für kriminalpolizeiliche Informationen als Ver­
zeichnis der in Michigan gestohlenen Gegen­
stände. Dies geschieht in der Weise, daß ein 
Endplatz, der einen mit einer Fabriknummer 
versehenen gestohlenen Gegenstand in die 
Datei eingeben will, über das LEIN-System 
direkt mit dem nationalen System verbunden 
wird. Ferner schalten wir alle Anfragen über 
gestohlene Gegenstände an die nationale Datei 
durch; Fahndungsersuchen unserer manuell be­
triebenen Kartei müssen über Fernschreiber an 
die Abteilung für gestohlene Gegenstände ge­
richtet werden. Diese Abteilung unterhält Z. Z. 
eine Pfandscheinkartei sowie eine Kartei für 
gestohlene Gegenstände, so daß wir angeben 
können, wann gestohlene Gegenstände ver­
pfändet oder über Gebrauchtwarenhändler ver­
kauft wurden. Wir hoffen, daß die Automati­
sierung dieser Karteien gegen Ende des Jahres 
1972 abgeschlossen sein wird. 

Die wichtigsten Gebiete, auf welchen der 
Staat den Kommunalverwaltungen helfen kann, 
sind der kriminalpolizeiliche Erkennungsdienst 
und die Aktenhaltung für kriminalpolizeiliche 
Vorgänge. Die Tatsache, daß die Personen- und 
Sachfahndungskarteien auf lokaler Ebene nicht 
den Nutzeffekt bringen, den sie an sich bringen 
könnten, trifft auch auf die Unterlagen für die 
kriminalpolizeiliche Personenfeststellung (Er­
kennungsdienst) und die kriminalpolizeilichen 
Vorgänge zu. Ohne eine zentrale koordinierte 
Datei hat eine örtliche Polizeidienststelle keine 
Möglichkeit, in Erfahrung zu bringen, ob es 
sich bei der von ihr festgenommenen Person 
auch wirklich um die richtige handelt. 

In meinem Lande ist der kriminalpolizei­
liche bzw. gerichtliche Vorgang der Faden, der 
alle Strafverfolgungsbehärden miteinander ver­
knüpft. Er ist die einzige Unterlage, zu welcher 
alle am System Beteiligten - die Polizei, die 
Strafverfolgung, die Justiz und die Resoziali­
sierungsbehörden - Beiträge leisten und an der 
sie ein Interesse haben. In Michigan liegen der 
zentrale Erkennungsdienst und die zentrale 



million fingerprints and approximately six mil­
lion names in our Identification Section and 
over 1,2 million registered handguns in our 
Gun File Section and over three hundred thou­
sand concealed weapons permits, as weil as 
the four hundred thousand items of stolen 
property which I mentioned earlier. It is to 
these elements of the system that I would like 
to devote some time. 

We are presently completing a systems 
design which will turn the identification process 
from a manual one to an automated one. As 
in most identiciation bureaus around the world, 
the fingerprints are first received in the bureau 
and the files are searched on the basis of name. 
Those who are in the name file are then pro­
cessed through a one or two finger verification 
search to ascertain that the person whose finger­
prints have just come into the bureau is indeed 
the same one that has been there previously. 
The fingerprint cards that are not made by 
name are then c1assified and searched by 
bureau c1assification. If this c1assification search 
is not successful, a new bureau number is then 
attached and a new file is opened on the 
individual. In our system in Michigan, which is 
indicative of many of them in my country, 
approximately fifty percent of the fingerprints 
coming into the bureau are identified by name. 
In all cases, the records must either be updated 
in the case of repeat offenders or files must 
be opened in the case of new ones. This is all 
a manual process now and is very time con­
suming. As a result, the information is not very 
accessable to field officers who need the data. 

When field units need information from 
the Identification Bureau, their only recourse 
now is to send a teletype message to the Bureau 
requesting the search. Personnel in the Iden­
tification Bureau then make hand searches and 
teletype the answers back to the inquiring 
station. This normally takes several minutes in 
an emergency and several hours in a routine 
inquiry. The efficiency of the entire system 
would be speeded up if inquiries could be 

Aktenhaltung in den Händen der staatlichen 
Polizei. Wir haben derzeit etwa viereinhalb 
Millionen Fingerabdrücke und ungefähr sechs 
Millionen Namen in unseren erkennungs­
dienstlichen Karteien, über 1,2 Millionen regi­
strierte Waffen in unserer Waffen kartei, über 
300000 registrierte Waffenscheine sowie die 
400000 registrierten gestohlenen Gegenstände, 
die ich bereits erwähnt habe. Auf diese Ele­
mente des Systems möchte ich jetzt noch etwas 
näher eingehen. 

Wir sind z. Z. dabei, den Plan für ein 
System aufzustellen, durch welches der ma­
nuelle Vorgang der Personenfeststellung auto­
matisiert wird. Wie in den meisten erken­
nungsdienstlichen Büros der Welt erfolgt nach 
Eingang von Fingerabdrücken im Büro zunächst 
eine Einsichtnahme in die Kartei. Ist die betref­
fende Person in der Namenskartei verzeichnet, 
schließt sich eine Überprüfung anhand von 
einem oder zwei Fingern an, um festzustellen, 
ob es sich bei der Person, deren Fingerabdrücke 
soeben im Büro eingegangen sind, auch wirklich 
um diejenige handelt, deren Abdrücke bereits 
in der Sammlung einliegen. Die Fingerabdruck­
blätter, die nicht dem Namen nach abgelegt sind, 
werden dann klassifiziert und mit den in der 
Sammlung einliegenden verglichen. Ist dieser 
Klassifizierungs-Suchvorgang erfolglos, erhält 
die betreffende Person eine neue Nummer und 
es wird für sie eine neue Akte angelegt. Bei un­
serem System in Michigan, das für viele Systeme 
in meinem Lande typisch ist, werden etwa 50% 
der eingehenden Fingerabdrücke nach dem 
Namen identifiziert. Auf jeden Fall müssen 
die Unterlagen entweder auf den neuesten 
Stand gebracht werden, wenn es sich um Rück­
falltäter handelt, oder es müssen neue Akten 
angelegt werden. Das sind alles manuelle Vor­
gänge, die sehr zeitraubend sind. Daher können 
die Polizeibeamten, die draußen im Einsatz 
sind und die Daten in erster Linie benötigen, 
nicht ohne weiteres an die Informationen 
herankommen. 

Wenn AußendienststeIlen Informationen 
vom erkennungsdienstlichen Büro benötigen, 
haben sie nur eine Möglichkeit, nämlich dem 
Büro ein Fernschreiben zu übermitteln und um 
die entsprechenden Nachforschungen zu bitten. 
Das Personal des erkennungsdienstlichen Büros 
führt dann eine manuelle Überprüfung der 
Karteien durch und übermittelt der anfragen­
den Stelle die Antwort über Fernschreiben. In 
dringenden Fällen dauert dies gewöhnlich 
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made directly from the terminal against a com­
puterized data base. This is what we are striv­
ing for in Michigan. 

We have completed design of a system 
which will provide a computerized criminal 
history file and will enable any local depart­
ment to make an inquiry by name and, after 
directly accessing the file, receive arecord 
immediately. There will be sufficient identifiers 
in the file to allow local agencies to ascertain 
with a high degree of reliability that the person 
in the file and the person they are holding are 
one and the same. The information in the data 
base can also be made available to prosecutors 
and courts to allow them to make more rational 
decisions concerning what charges are to be 
placed against an arrested individual and what 
bonds or sentences are in order. 

One of the principal benefits of the new 
system will be the elimination of the redun­
dancy that now occurs at all levels of govern­
ment, local, state and federaJ. Under the pre­
sent system, a local department takes finger­
prints of an arrested person, keeps a copy for 
himself, sends a copy to the state bureau and 
sends a copy to the Federal Bureau of Investi­
gation. Each of these agencies does its own 
searching, its own c1assification and its own 
maintenance of records. A recently completed 
survey by the Federal Bureau of Investigation 
indicates that seventy percent of all of the 
arrested persons in this country complete their 
criminal histories within a single state. This 
means then that seventy percent of the millions 
of fingerprints processed annually by the Fede­
ral Bureau of Investigation duplicates the efforts 
made at the state and local level. Under the 
concept of computerized criminal histories, the 
updating of the FBI file will be made by state 
agencies once the identification has been made 
at the state level. This will reduce the bureaus 
dassification, searching, and updating burden 
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mehrere Minuten und bei routinemäßigen An­
fragen mehrere Stunden. Die Wirksamkeit des 
gesamten Systems würde sich wesentlich er­
höhen, wenn die Anfragen von den Endstellen 
direkt an eine Datenbasis mit Rechenanlage 
gerichtet werden könnten. Dieses Ziel wird 
von uns in Michigan angestrebt. 

Wir haben jetzt den Entwurf für ein System 
fertiggestellt, das eine Datei für kriminalpolizei­
liehe bzw. gerichtliche Vorgänge umfaßt, die in 
einer Rechenanlage gespeichert sind, und das 
die örtlichen Behörden in die Lage versetzt! 
eine Anfrage nach dem Namen zu halten, direk­
ten Zugriff zur Datei zu bekommen und sofort 
einen entsprechenden Ausdruck zu erhalten. Es 
werden genügend Erkennungsmerkmale in der 
Datei vorhanden sein, so daß sich die örtlichen 
Stellen mit einem hohen Wahrscheinlichkeits­
grad davon überzeugen können, daß es sich 
bei der in der Datei gespeicherten Person und 
der von ihnen festgenommenen auch wirklich 
um ein und dieselbe Person handelt. Die in 
der Datenbank gespeicherten Informationen 
können auch den Strafverfolgungsbehörden 
und Gerichten zugänglich gemacht werden, so 
daß diese zu rationelleren Entscheidungen 
bezüglich der gegen einen Festgenommenen 
zu erhebenden Anklage, der zu stellenden 
Kaution und des zu fällenden Urteils in der 
Lage sind. 

Ein wesentlicher Vorteil des neuen Systems 
wird das Vermeiden von überflüssiger Arbeit 
sein, die z. B. bei allen kommunalen, Staats­
und Bundesdienststellen geleistet wird. Beim 
jetzigen System nimmt eine kommunale Be­
hörde die Fingerabdrücke einer festgenom­
menen Person ab, behält eine Kopie für sich, 
schickt eine Kopie an das staatliche Büro und 
eine weitere an das FBI. Jede dieser Dienst­
stellen führt ihre eigene Auswertung und 
Klassifizierung durch und hat ihre eigene 
Aktenhaltung. Nach vor kurzem erfolgten Er­
hebungen des FBI haben 70% aller festgenom­
menen Personen ihre Straftaten in einem Staate 
begangen. 70% der Millionen von Finger­
abdrücken, die jährlich vom FBI verarbeitet 
werden, werden gleichzeitig auch auf staatlicher 
und kommunaler Ebene verarbeitet, so daß 
diese Arbeit doppelt geleistet wird. Nach dem 
Konzept der durch eine Rechenanlage gespei­
cherten kriminalpolizeilichen Vorgänge soll die 
FBI-Datei durch staatliche Dienststellen auf den 
neuesten Stand gebracht werden, nachdem die 
Personenfeststellung auf Staatsebene erfolgt 



by seventy percent and will allow the states 
to have more complete files since in some 
cases now fingerprints are sent directly from 
local agencies to the FBI and do not process 
through the state bureaus. 

We are now experimenting with high 
speed facsmile units which will transmit finger­
prints from local agencies to the central bureau 
in a very short time. Once this can be accom­
plished within a reasonable time and economic 
framework, and I am certain that it will be 
shortly, it will then be possible to nearly eli­
minate all local identification bureaus and 
allow the hundreds of people that are assigned 
to them to go into more productive police 
work. We at the state level should be able to 
provide local government with a minimum of 
two hour turn around from the time a finger­
print is submitted to the bureau until an answer 
is returned, and when we can do this, the need 
for local bureaus will cease to exist. We will 
then be able to provide local agencies with 
far better service then they are now providing 
themselves, in that it could be more complete, 
more timely, and less costly. 

I am very pleased to be Vice-Chairman of 
a group of law enforcement officials operating 
under the name of SEARCH. SEARCH is an 
acronym which stands for System for the Elec­
tronic Analysis and Retrieval of Criminal Histo­
ries. This group has, for the past two years, 
been working on the problems concerning the 
automation of criminal histories. One of the 
spin-offs of that group is a sub-committee on 
technology. This sub-committee has been con­
cerned principally with automated fingerprint 
identification processes and the transmission 
of fingerprint facsmile. They are experimenting 
now using holographic techniques in the iden­
tification of fingerprints. There are several firms 
in the United States now that are using this 
technique to electronically identify fingerprints 
and the technology sub-committee is now 
determining if any of these processes are actu­
ally dose to being operational. We have also 
demonstrated the feasibility of transmitting 
fingerprint facsmile around the country and in-

ist. Dadurch wird die Klassifizierungs-, Aus­
wertungs- und Datenfortschreibungsarbeit der 
Büros um 70 % verringert, und die Staaten 
haben die Möglichkeit, ihre Dateien besser zu 
vervollständigen, da die Fingerabdrücke dann 
in manchen Fällen von den lokalen Stellen 
direkt an das FBI übersandt werden und nicht 
mehr zwecks Auswertung über die staatlichen 
Büros laufen. 

Wir experimentieren z. Z. mit Hoch­
geschwindigkeits-Faksimilegeräten, welche die 
Übermittlung von Fingerabdrücken von ört­
lichen Stellen an das Zentralbüro in sehr kurzer 
Zeit ermöglichen. Wenn eine solche Übermitt­
lung in einer angemessenen Zeit und unter 
angemessenen wirtschaftlichen Bedingungen 
durchgeführt werden kann, und ich bin sicher, 
daß dies schon bald der Fall ist, wird es auch 
möglich sein, fast alle örtlichen erkennungs­
dienstlichen Büros aufzulösen und die Hunderte 
von Leuten, die in diesen Büros arbeiten, einer 
produktiveren polizeilichen Arbeit zuzuführen. 
Wir müßten auf Staatsebene in der Lage sein, 
die Anfrage einer örtlichen Behörde innerhalb 
von zwei Stunden, nachdem ein Fingerabdruck 
dem Büro vorgelegt wurde, zu beantworten; 
und wenn wir dies tun können, sind keine ört­
lichen Büros mehr erforderlich. Wir sind dann 
in der Lage, die örtlichen Stellen weit besser 
zu bedienen als diese es jetzt selbst können, 
und diese Dienstleistungen wären vollständiger, 
zeitgerechter und weniger kostspielig. 

Ich bin auch stellvertretender Vorsitzender 
einer Gruppe von Vollzugsbeamten, die unter 
dem Namen SEARCH arbeitet. SEARCH ist ein 
Akronym für »System for the Electronic Ana­
lysis and Retrieval of Criminal Histories« 
(System für die elektronische Analyse und 
Wiederauffindung von kriminalpoJizeilichen 
Personenakten). Während der letzten zwei 
Jahre hat sich diese Gruppe mit den Problemen 
der Automation von kriminalpoJizeilichen 
Aktenhaltungen beschäftigt. Sie hat einen 
Unterausschuß für Technologie gebildet, und 
dieser Unterausschuß hat sich hauptsächlich 
mit automatischen Verfahren zur Identifizie­
rung von Fingerabdrücken sowie mit der Fak­
simile-Übermittlung von Fingerabdrücken be­
faßt. Er erprobt z. Z. holographische Verfahren 
zur Identifizierung von Fingerabdrücken. Es gibt 
jetzt in den Vereinigten Staaten mehrere Fir­
men, die dieses Verfahren der elektronischen 
Identifizierung von Fingerabdrücken kommer­
ziell nutzen, und der technologische Unteraus-

199 



deed around the world using orbiting satelites. 
The sub-committee has justcompleted a demon­
stration project in which fingerprint facsmiles 
were transmitted from California through the 
ATS-1I1 communications satelite, which is orbit­
ing approximately 23,000 miles out in space, 
to the identification section of the Florida 
Department of Law Enforcement. This experi­
ment was highly successful and indicates the 
feasibility of long range high speed transmis­
sion of fingerprint facsmiles. 

All this developing technology indicates 
that the states will play an increasing role in 
the overall information system programs. Under 
the computerized criminal history program, 
each state will have a single point of contact 
for criminal justice information being sent to 
or sent from that state. It will be the state's 
responsibility to screen information going out 
to make sure it conforms with state law and to 
route information coming in to insure it gets 
to its destination. In addition, it will be the 
state's responsibility to police and monitor the 
intrastate system to make sure that privacy and 
security safeguards are properly followed and 
that errors in the system are promptly detected 
and corrected. 

One of the greatest benefits that can be 
realized from the computerized criminal histo­
ry program is the comparative ease with which 
criminal justice statistics can be gathered. As 
processes and procedures are developed to 
bring data base information into the criminal 
history system. It is relatively easy to bring in, 
at the same time, statistical data concerning the 
entire criminal justice process. We in Michigan 
are developing with our computerized criminal 
history program an offender based tracking 
system which will allow us to follow an offen­
der, through various milestones, from his first 
entrance into the system through the various 
legal processes until he is finally discharged 
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schuß stellt nun fest, ob diese Verfahren schon 
betriebsreif sind. Ferner haben wir gezeigt, daß 
Fingerabdrücke durch Bildübertragung inner­
halb des gesamten Gebietes der Vereinigten 
Staaten, ja sogar um die ganze Welt über 
Satelliten übermittelt werden können. Der 
Unterausschuß hat soeben eine Vorführung 
abgeschlossen, bei der Fingerabdrücke im Fak­
simile-Verfahren von Kalifornien aus über den 
Fernmelde-Satelliten ATS-III, der die Erde in 
einer Höhe von etwa 23000 Meilen umkreist, 
an die erkennungsdienstliche Abteilung der 
Polizeibehörde in Florida übermittelt wurden. 
Dieses Experiment war sehr erfolgreich und 
beweist die Möglichkeit der Übermittlung von 
Fingerabdrücken im Faksimile-Verfahren über 
große Entfernungen und mit hoher Geschwin­
digkeit. 

Die technische Entwicklung deutet darauf 
hin, daß die Staaten eine entscheidende Rolle 
beim Aufbau der Informationssysteme spielen 
werden. Nach dem Konzept für die in einer 
Rechenanlage gespeicherten kriminalpolizei­
lichen Personenakten soll es in jedem Staat 
eine zentrale KontaktsteIle für die Informatio­
nen geben, die für die Strafgerichtsbarkeit von 
Interesse sind und an irgendwelche Stellen in 
diesem Staat gehen oder von diesen ausgehen. 
Der Staat hat dann die Verpflichtung, die aus­
gehenden Informationen zu überprüfen, um zu 
gewährleisten, daß sie in keiner Weise gegen 
die Gesetze des Staates verstoßen, und die ein­
gehenden Informationen an ihre Empfänger 
weiterzuleiten. Ferner ist der Staat für die 
Überwachung des zwischenstaatlichen Systems 
verantwortlich, damit eine Gewähr für Vertrau­
lichkeit und Geheimhaltung gegeben ist und 
Fehler im System sofort aufgedeckt und beho­
ben werden. 

Einer der größten Vorteile des Konzepts 
für die Speicherung von kriminalpolizeilichen 
Personenakten in einer Rechenanlage ist die 
verhältnismäßige Leichtigkeit, mit der stati­
stische Angaben, die für die Strafverfolgungs­
behörden von Interesse sind, gewonnen werden 
können. Mit der Entwicklung von Verfahren 
der Eingabe von Datenbank-Informationen in 
das System der kriminalpolizeilichen Personen­
akten ist es verhältnismäßig einfach, gleichzeitig 
statistische Angaben über die gesamte Straf­
verfolgung mit einzugeben. Wir in Michigan 
entwickeln zusammen mit unserem Konzept für 
die Speicherung von kriminalpolizeilichen Per­
sonenakten in einer Rechenanlage ein System, 



from the correctional end. This offender based 
tracking system will allow us to pinpoint prob­
lems within the system through analysis of the 
statistical data which is collected during the 
normal operations of the system. I personally 
believe that this spin-off will provide one of 
the greatest benefits of computerized criminal 
history programs. 

Another application that I think deserves 
some discussion, is one in which the state 
provides local police agencies with computer 
services to help them solve theirlocal problems. 
We are presently experimenting with two cities 
to see if it is feasable for them to have more 
sophisticated terminal equipment which would 
provide them with high speed input to our 
computer and enable them to receive high 
speed output. In this instance, we would pro­
vide computer time sharing services to local 
police agencies when they could not afford to 
maintain their own computer systems. One of 
the benefits from this kind of program is that it 
would tend to standardize police services at 
the locallevel. This would come about because 
common computer programs would require 
common inputs and would force local police 
agencies to standardize their procedures and 
reporting systems. This could be very beneficial 
in astate like Michigan which has some seven 
hundred independent police jurisdictions. 

In c1osing, let me say I hope that by shar­
ing some of my thoughts with you today I have 
helped you in some small measure with your 
deliberations. The whole concept of Criminal 
Justice Information Systems is a very complex 
one and requires a great deal of thought and 
planning if you are considering such a system. 
I firmly believe, however, that despite all the 
gray hair and ulcers which the design and im­
plementation of a system of this type can bring, 
the benefits will be far reaching and will be 
weil worth every effort expended in their be­
half. One thing continues to impress me as I 
drive around Michigan in my radio equipped 

das es uns ermöglicht, einen Straftäter von 
seiner ersten Aufnahme in das System über die 
verschiedenen gerichtlichen Verfahren bis zu 
seiner Entlassung aus der Strafhaft zu verfolgen. 
Dieses nach dem Straftäter orientierte »Verfol­
gungssystem« wird es uns ferner ermöglichen, 
durch die Analyse der statistischen Angaben, 
die während des normalen Betriebes des 
Systems gesammelt werden, innerhalb des 
Systems auftretende Probleme herauszuschälen. 
Ich glaube, daß dies einer der größten Vorteile 
des Konzepts für die Umstellung der kriminal­
polizeilichen Personenakten auf elektronische 
Datenverarbeitung sein wird. 

Ein weiterer Punkt, der es meiner Meinung 
nach verdient, besprochen zu werden, ist der, 
daß der Staat den örtlichen Polizeidienststellen 
Rechenanlagen zur Verfügung stellt, um ihnen 
bei der Lösung ihrer lokalen Probleme zu hel­
fen. Wir führen z. Z. Versuche mit zwei Groß­
städten durch, um festzustellen, ob noch höher 
entwickelte Datenendgeräte für sie zweckmäßig 
sind, die eine Hochgeschwindigkeits-Eingabe 
in unsere Rechenanlage sowie einen Hoch­
geschwindigkeits-Ausdruck ermöglichen wür­
den. In diesem Falle würden wir den örtlichen 
Polizeidienststellen Rechenanlagen mit time­
sharing-Technik zur Verfügung stellen, wenn 
sie es sich nicht leisten können, eigene Rechen­
anlagen zu unterhalten. Ein solches Konzept 
hätte u. a. den Vorteil einer weitgehenden Ver­
einheitlichung in der Ausrüstung der örtlichen 
Polizeidienststellen, weil gemeinsame Maschi­
nenprogramme eine gemeinsame Eingabe er­
fordern und die örtlichen Polizeidienststellen 
zur Vereinheitlichung ihrer Verfahren und 
Meldesysteme zwingen. Dies könnte sich in 
einem Staate wie Michigan, in dem es etwa 
700 selbständige Polizeibezirke gibt, sehr nutz­
bringend auswirken. 

Abschließend möchte ich sagen: Ich hoffe, 
Ihnen in Ihren Überlegungen eine gewisse Hilfe 
gegeben zu haben, indem ich Ihnen heute 
einige meiner Gedanken mitteilte. Das gesamte 
Konzept der Informations-Systeme für die 
Strafverfolgung ist sehr kompliziert und er­
fordert sehr viel Gedankenarbeit und Pla­
nung, wenn Sie den Aufbau eines solchen 
Systems in Betracht ziehen. Trotz der grauen 
Haare und Magengeschwüre, die man bei der 
Planung und Inbetriebnahme eines solchen 
Systems bekommen kann, bin ich jedoch fest 
von den weitreichenden Vorteilen desselben 
überzeugt, so daß sich die gemachten Anstren-
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car. Five years aga the terms "LEIN" and "NCIC" 
were just a dream in the minds of a handful 
of people. Today it is impossible to listen to a 
police radio frequency without hearing the 
words "LEIN" and "NCIC" used constantly. I 
think this illustration, more than any other I 
can make, indicates the importance and the 
acceptance placed on these systems by the 
police officer on the street and after all that 
street-man is the main reason we are all here. 

Let me say again it has been a pleasure 
to be here, and if there is any way I can help 
you with your deliberations, please do not 
hesitate to let me know. Thank you again and 
good day. 
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gungen durchaus lohnen. Eines beeindruckt 
mich immer wieder, wenn ich mit meinem mit 
Funksprechgerät ausgerüsteten Wagen in Michi­
gan umherfahre: Noch vor fünf Jahren waren 
die Bezeichnungen »LEIN« und »NCIC« nur der 
Traum einiger weniger Leute. Heute dagegen 
ist es unmöglich, einen Polizeisender abzuhö­
ren, ohne die ständig benutzten Wörter »LEIN« 
und »NCIC« zu hören. Dies weist meiner Mei­
nung nach mehr als alles andere auf die Bedeu­
tung hin, die der Polizeibeamte auf der Straße 
diesen Systemen beimißt, ferner darauf, daß er 
dieselben akzeptiert hat, denn schließlich ist es 
doch in der Hauptsache dieser Beamte auf der 
Straße, wegen dem wir alle hier sind. 

Ich möchte noch einmal wiederholen, daß 
es mir ein großes Vergnügen war, bei Ihnen 
zu sein, und wenn ich Ihnen in Ihren Über­
legungen irgendwie helfen kann, so lassen Sie 
mich dies bitte wissen. Nochmals vielen Dank 
und Guten Tag. 



Experience of Data Processing in a City Environment 

Erfahrungen der amerikanischen Polizei in der Datenverarbeitung 

auf Stadtebene *) 

Lt. co!. James R. Newman, Assistant Chief of Police, Kansas City Missouri Police Department 

Kansas City Missouri Police Problem -1966 

1. Population - 500,000 in city limits: 
1,250,000 in the metropolitan area. 

2. Fifth largest city in the U.S. in Square 
miles - 316.8. 

3. 9,000 blocks. 

4. 15,000 intersections. 

5. Twenty-second largest Police Department 
in the U.S. 950 officers. 

6. 148,000 arrests annually. 

7. Investigates 57,000 reported offenses. 

8. Handles 27,000 auto accidents. 

9. 500,000 citizen generated requests for 
service. 

10. 60,000 habitual violators in crime - 6 per 
cent of population in metropolitan area. 

11. Officers waiting 10 to 30 minutes for re­
sponses to record inquiries. 

12. Additional manpower costs $ 1,500,000 
per 100. 

13. City's inability to finance additional man­
power. 

Die Schwierigkeiten, mit denen die Polizei 
von Kansas CitylMissouri im Jahre 1966 zu 
kämpfen hatte: 

1. Bevölkerungszahl: 500000 im engeren 
Stadtbereich, 1250000 im weiteren Stadt­
bereich. 

2. Kansas City ist die fünftgrößte Stadt in den 
Vereinigten Staaten mit 316,8 Quadrat­
meilen. 

3. Die Stadt hat 9000 Häuserblocks. 

4. Es gibt dort 15000 Straßenkreuzungen. 

5. In bezug auf ihre Größe steht die Polizei­
behörde mit 950 Beamten an 22. Stelle in 
den Vereinigten Staaten. 

6. Es erfolgen 148000 Festnahmen jährlich. 

7. Ermittlungen über 57000 gemeldete Straf­
taten werden durchgeführt. 

8. Es werden 27000 Verkehrsunfälle mit 
Kraftwagen bearbeitet. 

9. 500000 Ersuchen der Bürger um Hilfe wur­
den entgegengenommen. 

10. Es gibt dort 60000 Gewohnheitsverbrecher 
(6 °/0 der Bevölkerung im weiteren Stadt­
bereich). 

11. Beamte, die wegen Auskunft über krimi­
nalpolizeiliche bzw. gerichtliche Vorgänge 
anfragten, mußten zwischen 10 und 30 Mi­
nuten auf eine Antvvort warten. 

12. Die Kosten für zusätzliche Arbeitskräfte 
betrugen 1500000 $ pro 100 Bedienstete. 

13. Die Stadt war nicht in der Lage, diese 
Kosten für zusätzliches Personal zu tragen. 

*) Der Referent hat auf der Arbeitstagung seinen Vortrag 
in gekürzter Form gehalten. Wegen der interessanten 
und in der BRD noch ungenügend bekannten Informa­
tionen wird der volle Wortlaut des Manuskripts ab­
gedruckt. 
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Late in 1966 we had analyzed our problem 
and it was determined that the adding of more 
manpower to our department would only serve 
to complicate our present problems. More men 
would cause us to have many more un-inform­
ed personnel and each individual would be 
attempting to solve problems in the neighbor­
hood he worked, basically, independent of all 
other officers and a coordinated effort toward 
the accomplishment of a common goal would 
be more difficult. 

It was determined that an electronic data 
processing system could be designed on a 
"real time" basis which could keep each offi­
cer informed of the department's total needs 
thereby making each officer more efficient. If 
each officer could be made 10% more efficient 
it would be the same as adding 95 officers per 
day to our department strength. 

The Police Department conducted a sur­
vey among its personnel to determine if any 
police officers were interested in becoming 
computer specialists. We received thirty-five 
responses, tests were administered and eleven 
officers made superior scores. Four of the 
eleven officers were selected who had five or 
more years of police experience and were 
trained as programmers. Our feeling was then 
and still is that the original designers, analysts, 
and programmers should be police officers to 
totally understand our needs. We searched 
nation-wide for a computer manager who had 
years of practical experience in a computer 
environment and was a technical expert in 
telecommunications and teleprocessing. We 
hired hirn from the military service to lead our 
officers in the development of our system. 

Uniformed officers and detectives were 
interviewed throughout the department to 
identify these questions they wanted answered 
in 10 seconds or less. There were four basic 
questions they wanted answered, and they are 
as folIows: 
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Wir haben deshalb Ende 1966 unser Pro­
blem genauer analysiert und sind zu der Er­
kenntnis gekommen, daß eine weitere Verstär­
kung des Personals unserer Behörde nur zur 
Komplizierung unserer derzeitigen Probleme 
beitragen würde. Mehr Leute hätte für uns 
mehr schlecht unterrichtetes Personal bedeu­
tet, und jeder hätte versucht, die Probleme nur 
in seinem eigenen Bereich und unabhängig von 
allen übrigen Beamten zu lösen. Das Erreichen 
eines gemeinsamen Zieles durch koordinierte 
Anstrengungen wäre dadurch erschwert worden. 

Wir kamen zu der Schlußfolgerung, daß 
jeder Beamte durch ein elektronisches Daten­
verarbeitungssystem mit »Sofortverarbeitung« 
über die von der Behörde an ihn gestellten 
Anforderungen auf dem laufenden gehalten 
werden könnte, was zu einer erhöhten Lei­
stungsfähigkeit jedes einzelnen führen würde. 
Wenn man die Leistungsfähigkeit jedes Be­
amten um 10% erhöhen könnte, so würde 
das einer Verstärkung des Personals unserer 
Behörde um 95 Beamte pro Tag gleichkommen. 

Die Polizeibehörde hielt eine Umfrage bei 
ihren Bediensteten, um in Erfahrung zu bringen, 
ob irgendwelche Polizeibeamte an einer Aus­
bildung zum Computer-Spezialisten interessiert 
waren. Wir erhielten 35 Antworten, und es wur­
den Tests durchgeführt, bei denen elf Beamte 
eine höhere Punktzahl erreichten. Von diesen 
elf Beamten wurden vier ausgewählt, die be­
reits fünf und mehr Polizeidienstjahre hatten, 
und als Programmierer ausgebildet. Wir waren 
damals der Ansicht und sind es auch heute 
noch, daß die Stamm-Planer, -Analytiker und 
-Programmierer Polizeibeamte sein müssen, um 
völlig verstehen zu können, was wir brauchten. 
Wir suchten in den ganzen Vereinigten Staaten 
nach einem Datenverarbeitungsfachmann mit 
leitenden Funktionen und mit einer jahrelangen 
Erfahrung auf dem Gebiete der Datenverarbei­
tung, der gleichzeitig ein technischer Experte im 
Fernmeldewesen und in der Datenfernverarbei­
tung war. Wir übernahmen einen solchen Mann 
vom Militär als Leiter beim Aufbau unseres 
Systems. 

Uniformierte Beamte und Kriminalbeamte 
unserer Behörde wurden um Stellungnahme 
zu den nachstehend aufgeführten Fragen ge­
beten, die in 10 Sekunden oder weniger be­
antwortet werden sollten. Es handelt sich um 
vier grundlegende Fragen, die wie folgt lauten: 



1. Is this person, vehicle, or property wanted 
by any law enforcement agency? 

2. Will this person or address create a danger 
to the officer? 

3. Does this individual have a previous crimi­
nal history? 

4. What kind of criminal offenses does this 
person specialize in? 

Police Department administrators and 
technicians of the Computer Systems Division 
entered into aseries of studies and discussions 
in an effort to determine the informational needs 
of the district officer and the volume of requests 
for information which would be forthcoming 
during a five-to-seven year period. Dur depart­
ment philosophy and policy were established 
which revolve specifically around the following 
thirteen points: 

1. The computer system will be a slave to the 
needs of the officer in the field, rather than 
regimenting the officer to become a slave 
to computer systems. 

2. The computer must function in a law en­
forcement environment, rather than at­
tempting to adjust police operations into 
a computerized environment. 

3. Computer technicians and hardware en­
gineers will adjust their working hours to 
the needs of law enforcement operations. 

4. A law enforcement officer is extremely 
busy. Besides performing his basic duties 
of enforcing the law and fighting crime, 
he has many documented reports to pre­
pare. Whatever the system, it must be first 
in assisting the officer in the more efficient 
performance of his duties and, second, it 
must provide for his ease in its use. 

5. At a time when society was restricting the 
powers of the law enforcement officer, it 
became necessary to develop the techno­
logical means by which the law enforce­
ment officer could receive an immediate 
response to his informational needs; thus 
reducing or eliminating unnecessary peri-

1. Wird nach dieser Person, diesem Fahrzeug 
oder diesem Gegenstand auf Veranlassung 
irgendeiner Polizeidienststelle gefahndet? 

2. Stellt diese Person oder Adresse eine Ge­
fahr für den Beamten dar? 

3. Hat diese Person kriminalpolizeiliche bzw. 
gerichtliche Vorgänge? 

4. Auf welche Art von Straftaten hat sich diese 
Person spezialisiert? 

Verwaltungsbeamte der Polizeibehörde 
und Techniker der Abteilung für elektronische 
Datenverarbeitung nahmen an einer Reihe von 
Studien und Diskussionen teil, um die infor­
matorischen Bedürfnisse des Distriktsbeamten 
und den Umfang der Anfragen in Erfahrung zu 
bringen, die im Laufe von fünf bis sieben Jahren 
anfallen würden. Unsere Behörde legte ihre 
Anschauungen und Verfahrensweisen fest, bei 
denen es insbesondere um folgende dreizehn 
Punkte geht: 

1. Das Computer-System muß den Bedürf­
nissen des draußen im Einsatz befindlichen 
Beamten Rechnung tragen und darf den 
Beamten nicht reglementieren und zum 
Sklaven des Computer-Systems machen. 

2. Der Computer muß sich an die Erforder­
nisse des polizeilichen Vollzugswesens an­
passen und nicht die polizeilichen Belange 
an die elektronische Datenverarbeitung. 

3. Die Arbeitszeit der Datenverarbeitungs­
Techniker und Maschinen-Ingenieure muß 
sich nach den Erfordernissen des polizei­
lichen Einsatzes richten. 

4. Ein Polizeibeamter wird außerordentlich 
stark in Anspruch genommen. Abgesehen 
von der Erfüllung seiner Grundaufgaben, 
die darin bestehen, dem Gesetz Geltung 
zu verschaffen und die Kriminalität zu be­
kämpfen, hat er zahlreiche Berichte ab­
zufassen. Das System - welcher Art dieses 
auch immer sein mag - muß den Beamten 
in der Weise unterstützen, daß er seine 
Aufgaben in wirksamerer Form erfüllen 
kann, d. h. daß er durch die Benutzung 
des Systems gewisse Erleichterungen hat. 

5. Nachdem die Gesellschaft die Befugnisse 
des Polizeibeamten eingeschränkt hatte, 
ist es nötig geworden, technische Mög­
lichkeiten zu schaffen, die den Polizei­
beamten in die Lage versetzen, auf seine 
Anfragen eine sofortige Antwort zu er­
halten, um zu vermeiden, daß ein Bürger 
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ods in which the citizen is held, pending 
the outcome of investigative checks. The 
system must, therefore, be designed to 
furnish responses within 10 seconds to 
inquiries initiated by the field forces, uni­
formed officers or detectives. 

6. The first basic category of information to 
be computerized to which the law enforce­
ment officer needed immediate access was 
outstanding warrants and police pickup 
orders. 

7. The second category of information nee­
ded by the field force was abstract data 
related to criminal convictions, parole 
status, penitentiary releases, and other in­
formation relative to criminal records. 

8. The third category of information needed 
was that which would forewarn the officer 
of impending danger, such as persons 
known to have been armed, considered 
dangerous or those who have resisted 
arrest. 

9. The Data Bank stored in the Police Com­
puter System must be afforded security 
and protection of criminal records from 
access to unauthorized persons or agen­
eies, as required by law enforcement 
ethics and state law. 

10. The system must be validated as absolutely 
accurate, since the eitizen's freedom or 
detention may be at stake, every safeguard 
must be built into the system to permit 
the system to approach 100 per cent relia­
bility on the "grounds for arrest" infor­
mation. 

11. Every category of information entered into 
the Police Computer's Memory Banks must 
be supported by a legal document which, 
by law, authorizes police access to such 
information and empowers them to in­
vestigate and, where warranted, to arrest 
the citizen when the eircumstances indi­
cate a violation of the law. 

206 

bis zum Abschluß der Nachforschungen 
unnötig lange festgehalten wird. Das 
System muß deshalb so angelegt sein, 
daß Anfragen der Beamten im Außen­
dienst (der uniformierten oder Kriminal­
beamten) innerhalb von zehn Sekunden 
beantwortet werden können. 

6. Die erste Kategorie von grundlegenden, 
in einer elektronischen Rechenanlage zu 
speichernden Informationen, zu denen der 
Polizeibeamte unmittelbaren Zugang hat, 
sind unerledigte Haftbefehle und polizei­
liche Aufgreifungsbefehle. 

7. Die zweite Kategorie von Informationen, 
die im Außendienst benötigt werden, sind 
kurze Angaben über Verurteilungen, be­
dingte Entlassung aus der Strafhaft und 
Bewährung, Entlassung aus der Strafanstalt 
sowie andere Informationen über krimi­
nalpolizeiliche bzw. gerichtliche Vorgänge. 

8. Die dritte Kategorie von benötigten Infor­
mationen sind solche, die den Beamten 
vor einer drohenden Gefahr warnen, z. B. 
vor Personen, von denen bekannt ist, daß 
sie bewaffnet waren, die als gefährlich 
angesehen werden müssen oder die sich 
bereits einer Festnahme widersetzt haben. 

9. Die in der elektronischen Rechenanlage 
der Polizei gespeicherten Daten müssen 
in der Weise gesichert und geschützt sein, 
daß unberechtigte Personen oder Dienst­
stellen keinen Zugang zu den kriminal­
polizeilichen bzw. gerichtlichen Vorgängen 
erlangen können, wie dies das polizeiliche 
Berufsethos und die staatlichen Gesetze 
verlangen. 

10. Das System muß unbedingt genau arbei­
ten, da hier die Freiheit des Bürgers auf 
dem Spiel steht. Es müssen Sicherungen 
in das System dafür eingebaut werden, 
damit es bezüglich der Informationen über 
»Gründe für eine Festnahme« hundert­
prozentig zuverlässig ist. 

11. Jede Kategorie von Daten, die in die elek­
tronische Rechenanlage der Polizei ein­
gegeben werden, muß sich auf ein Rechts­
dokument stützen, welches die Polizei 
gesetzlich dazu ermächtigt, Zugang zu 
diesen Informationen zu erlangen, Ermitt­
lungen durchzuführen und in den Fällen, 
in denen es gerechtfertigt erscheint, Fest­
nahmen durchzuführen, wenn die Um-



12. The system must employ the capability of 
transmitting "All Points Bulletin" and other 
administrative messages through a mes­
sage switching system to any of the on-line 
data communication terminal devices. As 
a result of the expected high volume of 
inquiring traffic, the terminals must be 
buffered to provide for minimum line 
transmission time. It was determined that 
we could assign up to 10 terminals per 
line with each terminal transmitting on the 
line for a maximum of 8 seconds per trans­
mission. The system would be designed for 
automatie numbering of messages thus 
reducing the manual administrative con­
trol by clerks. 

13. The hardware and software must be ca­
pable of operating in a multi-programming 
environment, with law enforcement tele­
communications functioning in one parti­
tion and administrative report programs 
functioning simultaneously in a second 
partition. 

The conceptual systems study c1early 
showed that it was essential that the Police 
Department have an advanced communica­
tions system to support the computerized 
teleprocessing system being planned for the 
department. A new communications system 
which would support seven broadcast channels 
through various areas of Kansas City was 
placed in operation. It possessed the capacity 
to handle in excess of one million radio trans­
missions per year. 

Let me show you some 35 mm slides of 
the computer system, communication system, 
and how they function to meet the officer's 
needs in the fjeld. 

1. U.S. Map - Missouri Border - Kansas City 
Star. This is the geographie location of 
Kansas City. It is a border town between 
two States, Missouri and Kansas. 

2. Map of Missouri - 119 counties - Kansas 
City region in bold outline, City of Kansas 
City Star. 

stände auf eine Verletzung des Gesetzes 
schließen lassen. 

12. Mit Hilfe des Systems müssen allgemeine 
Tagesberichte und andere dienstliche Mit­
teilungen unter Anwendung eines Nach­
richten-Schaltverfahrens an jeden der an­
geschlossenen Endplätze übermittelt wer­
den können. Wegen des zu erwartenden 
hohen Anfalls an Anfragen müssen die 
Endplätze mit gepufferten Speichern aus­
gerüstet sein, um die Übermittlungszeit 
möglichst klein zu halten. Es wurde fest­
gestellt, daß wir bis zu zehn Endplätze an 
eine Leitung anschließen können, wobei 
jeder Endplatz für die Übermittlung einer 
Nachricht über die Leitung maximal acht 
Sekunden benötigt. Die über das System 
übermittelten Nachrichten werden auto­
matisch numeriert, um die von Angestell­
ten zu leistende manuelle Arbeit zu redu­
zieren. 

13. Die Maschinen- und Programmausrüstung 
muß einen Betrieb mit Programmverzah­
nung ermöglichen, bei welchem die poli­
zeilichen Nachrichten in einer Abteilung 
und die verwaltungsmäßigen Berichte 
gleichzeitig in einer zweiten Abteilung 
übermittelt werden. 

Im Zusammenhang mit dem System durch­
geführte sorgfältige Untersuchungen haben 
deutlich gezeigt, daß zur Unterstützung des 
für die Polizeibehörde geplanten Datenfern­
verarbeitungs-Systems ein modernes Fern­
melde-System von großer Bedeutung ist. Es 
wurde ein neues Fernmelde-System mit sieben 
Übertragungskanälen für die verschiedenen 
Stadtteile von Kansas City in Betrieb genom­
men. Seine Kapazität beträgt über eine Million 
Funkübermittlungen im Jahr. 

Ich darf Ihnen einige 35-mm-Dias vor­
führen, die zeigen, wie das Datenverarbei­
tungs- und Fernmelde-System arbeitet, um den 
Erfordernissen des Außendienstes gerecht zu 
werden. 

1. Karte der Vereinigten Staaten - Grenze 
von Missouri - Kansas City. Das Dia zeigt 
die geographische Lage von Kansas City. 
Diese Stadt liegt als Grenzstadt zwischen 
den bei den Staaten Missouri und Kansas. 

2. Karte von Missouri - 119 Verwaltungs­
bezirke; die Gegend von Kansas City ist 
deutlich gekennzeichnet. 
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3. Map of Kansas City, Missouri inside city 
limits patrol beats (patroled in one and two 
man cars). 

4. Photograph of computer center, 360/40 
and a 370/155 IBM computer, 3-2314 files. 

5. Police Communication Center, three pa­
trol frequencies and detective, tactical 
group and traffic units. 

6. Officer with head set and call director. 

7. Police car equipped with two-way mobile 
radio and a personal radio the officer 
carries. 

8. Master file with entry criteria. The file is 
designed to enter from any of the peri­
meters shown, name, vehiele, etc. 

9. Photo of what is in the system - this chart 
shows what is in the system for the offi­
cer's use on a local level. 

10. This chart shows what is in computers at 
different levels of government, local at the 
bottom, State level in the center and 
federal level at the top. You wi 11 notice 
duplication of files at all three levels and 
this is necessary: As an example, wanted 
persons at the locallevel- we are printing 
out for an officer where in his beat the 
wanter person lives. We are notifying the 
officer that at the address, he is being 
dispatched to an armed and dangerous or 
amental person's residence. This is not 
desirable to do at aState level or at the 
federal level but the information is vital 
at the local level. Patterns of where vehi­
eies are stolen is another example - also 
patterns where those same vehieles are 
recovered on a local level are essential 
for auto theft specialists but of little or 
no use in aState or federal system for that 
purpose. 

11. In addition to the terminals in Kansas City 
this shows the terminal locations in other 
police and criminal justice agencies in 
western Missouri and eastern Kansas. 
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3. Plan von Kansas City/Missouri - Innen­
stadt; die von mit einem oder zwei Mann 
besetzten Fahrzeugen durchgeführten 
Streifen. 

4. Ein Lichtbild der Datenverarbeitungs­
Zentrale - Rechenanlagen der Typen 
360/40 und 370/155 IBM, 3-2314 Dateien. 

5. Fernmeldezentrale der Polizei - drei Strei­
fenwagen-Frequenzen sowie Geräte für die 
Kriminalpolizei, taktische Gruppe und Ver­
kehrspolizei. 

6. Beamter mit Kopfhörer und Sprechgerät. 

7. Polizeifahrzeug mit eingebautem Zwei­
weg-Funkgerät und tragbarem Funkgerät. 

8. Stammdatei mit Eingabekriterien. Eingaben 
in die Datei können von den hier gezeig­
ten Stellen aus erfolgen (Name, Fahrzeug 
usw.). 

9. Auf diesem Bild sehen wir, welche Mög­
lichkeiten das System dem Beamten auf 
örtlicher Ebene bietet. 

10. Dieses Lichtbild zeigt, was auf örtlicher, 
Staats- und Bundesebene in den Rechen­
anlagen gespeichert ist. Die Dateien sind 
auf allen drei Ebenen mehrfach vorhanden, 
und dies ist erforderlich. Bei auf örtlicher 
Ebene gesuchten Personen drucken wir 
z. B. für einen Beamten aus, wo die ge­
suchte Person in seinem Bezirk wohnt. 

< Wir teilen dem Beamten mit, daß unter 
der Adresse, an die er geschickt wird, eine 
bewaffnete und gefährliche oder eine 
geistesgestörte Person wohnt. Auf Staats­
oder Bundesebene ist dies nicht wün­
schenswert; auf lokaler Ebene sind solche 
Informationen jedoch von entscheidender 
Bedeutung. Ein weiteres Beispiel sind die 
Orte, an denen Kraftfahrzeuge gestohlen 
werden. Ferner sind die Orte, an denen 
dieselben Fahrzeuge auf örtlicher Ebene 
wiederaufgefunden werden, für die Kfz­
Diebstahlssachbearbeiter von wesentlicher 
Bedeutung. In einem Staats- oder Bundes­
system sind sie für diesen Zweck jedoch 
nur von geringer oder gar keiner Bedeu­
tung. 

11. Außer den Endplätzen in Kansas City zeigt 
das Lichtbild des Stadtnetzes die Lage der 
Endplätze anderer Polizei- und Straf­
verfolgungsbehörden im Westen von 
Missouri und im Osten von Kansas. 



12. Photo of systems development areas. This 
photo shows the many different applica­
tions functioning in our local system at 
this time. 

13. We are at this time experimenting with 
mobile terminals connected to mobile 
radio using the same voice channels that 
an officer uses in his car to transmit infor­
mation directly from the computer to his 
vehide without going through the police 
dispatcher. This is necessary when the 
computer inquiries from the officer in the 
field become so frequent that they cannot 
be handled by voice. 

The ALERT System 

~ from conceptual design 

- present day operations 

- to future plans 

The City of Kansas City, Missouri, like other 
large metropolitan communities, has been faced 
with a rapid increase in population and a rising 
crime index. The city, with nearly 500,000 citi­
zens, ranks 26th in the national population 
dass; however, in area, Kansas City is the fifth 
largest city of the United States. Geographically, 
the city covers 316 square miles, in which 
9,000 city blocks and 15,000 street intersections 
are divided into 174 patrol beats. 

The police force of only 1,074 uniformed 
personnel has been hard pressed to process the 
rising yearly workload of 110,561 arrests, in­
vestigate 53,185 reported offenses, respond to 
and record 26,270 vehide accidents and answer 
306,095" ca 11 for services". The Communications 
Center, operating on seven radio frequencies, 
responds to nine million radio transmissions 
annually. Warrants issued by municipal and 
county magistrates and filed with the Police 
Department continued to be received in almost 
unmanageable numbers. The law enforcement 
officer, as a result, could not in many instances 
obtain needed information without a 30-minute 
delay. 

Citizens of the Kansas City metropolitan 
area are victims of crime at a ratio of 2.9 for 
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12. Das Lichtbild der Gebiete, in denen Systeme 
aufgebaut wurden, zeigt die zahlreichen 
verschiedenen Anwendungsgebiete, die es 
z. Z. in unserem lokalen System gibt. 

13. Wir experimentieren z. Z. mit fahrbaren 
Endplätzen, die an fahrbare Funkstellen 
angeschlossen sind. Für die direkte Über­
mittlung von Informationen von der 
Rechenanlage zum Fahrzeug eines Beam­
ten werden die gleichen Sprechfunkkanäle 
benutzt wie von dem Beamten in seinem 
Fahrzeug, ohne über den Polizei-Dispatch­
er zu gehen. Dies ist erforderlich, wenn 
die Anfragen der im Außendienst ein­
gesetzten Beamten so zahlreich werden, 
daß sie nicht über Sprechfunk abgewickelt 
werden können. 

Das ALERT-System 

- Planung 

- Täglicher Einsatz 

- Pläne für die Zukunft 

Wie andere Großstädte hat auch die Stadt 
Kansas City/Missouri ein rapides Anwachsen 
der Bevölkerungszahl sowie eine steigende 
Kriminalitätsquote zu verzeichnen. Mit un­
gefähr 500000 Einwohnern steht die Stadt hin­
sichtlich der Bevölkerungsziffer an 26. Stelle in 
unserem Lande; flächenmäßig gesehen ist Kan­
sas City jedoch die fünftgrößte Stadt der Ver­
einigten Staaten. Sie erstreckt sich über eine 
Fläche von 316 Quadratmeilen mit 9000 Häuser­
blocks und 15000 Straßenkreuzungen und ist 
in 174 Streifenbezirke eingeteilt. 

Die aus nur 1074 uniformierten Beamten 
bestehende Polizei hatte es sehr schwer, die 
jährlich steigende Arbeitslast zu bewäitigen 
(110561 Festnahmen, Ermittlungen in 53185 
gemeldeten Fällen von Straftaten, 26270 Ver­
kehrsunfälle und 306095 Hilferufe). Die auf 
sieben Frequenzen arbeitende FernmeIdezen­
trale hat jährlich neun Millionen Funkübermitt­
lungen zu verzeichnen. Die Zahl der bei der 
Polizeibehörde eingehenden Haft- oder Straf­
befehle, die von den Justizbehörden der 
Gemeinden und Verwaltungsbezirke ausgestellt 
werden, ist weiterhin so hoch, daß die Arbeit 
kaum verkraftet werden kann. Als Folge hiervon 
konnte der Polizeibeamte in vielen Fällen die 
benötigten Informationen erst nach 30 Minuten 
bekommen. 

2,9 von je 100 im Stadtgebiet von Kansas 
City lebenden Bürgern fallen irgendeiner Straf-
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every 100 citizens as compared to 2.citizens in 
100 for the national average. Crime indices 
reflect the fact that one vehicle is stolen approx­
imately every hour, one woman is criminally 
assaulted and seven robbe ries, 44 burglaries 
and seven aggravated assault cases are com­
mitted every day. 

The Police Force has 1.89 officers assigned 
per 1,000 population as compared with the 
national average of 2.3 per 1,000 population. 
Areawise, the force has 3.0 officers assigned 
per square mile as compared with 7.72 officers 
per square mile as the national average. With 
this workload, the Kansas City Missouri Police 
Department decided to seriously consider in­
troducing electronic data processing as a tech­
nological means of improving the efficiency of 
its law enforcement operation. By late 1966, it 
became evident that only a "real time" police 
computer system could be responsive to the 
needs of law enforcement. The Board of Police 
Commissioners approved of the program and 
an order was placed for an advanced telecom­
munications-oriented, third-generation com­
puter. 

Chief of Police Clarence Kelley's instruc­
tions to the computer technicians, who were 
about to begin systems design and program­
ming of the computerized teleprocessing sys­
tem, were to "Build me a Police Information 
System which will provide a quick response to 
the informational needs of the law enforcement 
officer on duty on the streets". 

The police teleprocessing system originally 
was built around six major files, each of which 
could be accessed separately, but which could 
also access the remaining five files ihrough the 
Cross Reference Index. The parameters of in­
quiry were established by name, Iicense num­
ber, vehicle identification number, and com­
plaint number. 

Provisions were made to "log" every action 
occurring in the teleprocessing network opera­
tions since this capability would be vital in 
determining teleprocessing problems, and re­
trieving on-line transactions should the need 
arise. 

A technical manual was prepared which 
covered on-line teleprocessing operations. An 
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tat zum Opfer (im gesamten Gebiet der Ver­
einigten Staaten durchschnittlich nur 2). Nach 
der Kriminalstatistik wird etwa jede Stunde ein 
Fahrzeug gestohlen, und es werden täglich 
begangen: ein Überfall auf eine Frau, sieben 
Raubüberfälle, 44 Einbrüche und sieben schwere 
Überfälle. 

Auf 1000 Einwohner entfallen 1,89 Polizei­
beamte (im gesamten Gebiet der Vereinigten 
Staaten durchschnittlich 2,3). Flächenmäßig ge­
sehen kommen 3,0 Beamte auf eine Quadrat­
meile (im gesamten Gebiet der Vereinigten 
Staaten 7,72). Im Hinblick auf die damit ver­
bundene Arbeitslast beschloß die Polizei­
behörde von Kansas City/Missouri, die Einfüh­
rung der elektronischen Datenverarbeitung als 
technisches Mittel zur Erhöhung der Schlagkraft 
der Polizei ernstlich in Erwägung zu ziehen. 
Ende 1966 wurde man sich darüber klar, daß 
nur ein polizeiliches Sofortverarbeitungs-System 
den Erfordernissen des polizeilichen Vollzugs­
wesens gerecht werden könnte. Der Ausschuß 
der leitenden Polizeibeamten billigte das Pro­
gramm, und es wurde eine moderne fernmelde­
orientierte elektronische Rechenanlage der 
dritten Entwicklungsstufe in Auftrag gegeben. 

Der Polizeichef Clarence Kelley gab den 
Datenverarbeitungs-Technikern, die mit der 
Planung des Systems und der Programmierung 

des Datenfernverarbeitungs-Systems mit Re­
chenanlage beginnen wollten, folgende Anwei­
sung: »Bauen Sie mir ein polizeiliches Infor­
mationssystem auf, das schnelle Antworten auf 
die Anfragen der diensttuenden Polizei beamten 
auf den Straßen ermöglicht.« 

Das Datenfernverarbeitungs-System der 
Polizei wurde ursprünglich mit sechs Haupt­
dateien aufgebaut, jede mit gesondertem Zu­
gang zu diesen Dateien, ferner mit einem 
Zugang zu den übrigen fünf Dateien über den 
Zuordnungsindex. Die Anfrage-Parameter wur­
den nach Namen, Zulassungsnummern, Kfz­
Kennummern und Nummern der Anzeigen auf­
gestellt. 

Es wurden Vorkehrungen zur Registrierung 
aller Schritte beim Betrieb des Datenfernverar­
arbeitungsnetzes getroffen, da dies für das 
Herausschälen der Probleme der Datenfern­
verarbeitung und, falls erforderlich, für das 
Wiederauffinden von on-line-Geschäftsvorgän­
gen von außerordentlich großer Bedeutung 
erschien. 

Es wurde ein technisches Handbuch mit 
den Operationen der on-Iine-Datenfernverar-



80-question test was prepared and given to all 
police communications personnel since it was 
feit that they were the heart of the operation. 
If these personnel failed to understand the new 
police information system effectively, it could 
not succeed however successful the computer 
operations might be. The test stimulated police 
communications personnel to become familiar 
with the new system, and their conversion to 
the use of the video and printer terminals was 
accomplished with relative ease. 

During the month of May, 1968, the hard­
ware equipment was delivered and installed 
on the fourth floor of the Police Department 
and the display terminals were installed in the 
Police Communications Center, Warrant Service 
Center and Message Center. Action was then 
initiated to build the operating system in early 
June, action was initiated to establish the real 
time files. Limited teleprocessing service was 
made available for police operations beginning 
July 1, 1968. This joint venture in lawenforce­
ment utilizing the electronic computer became 
known as "ALERT" ou Automated Law Enforce­
ment ~esponse Team. 

An extensive checkout of the reliabi lity of 
the system was conducted during the summer 
months. All precautions were taken to insure 
that arrests resulting from information supplied 
by the teleprocessing system were authentie. To 
assure that this important phase was accurately 
and promptly accomplished, the Records Unit 
of the Police Department was originally as­
signed one terminal device from which war­
rants served or recalled could be cancelled 
immediately into the real time files. The Mes­
sage Center of the Communications Division 
was made responsible for cancellations of 
recovered stolen vehicles and pickup orders as 
soon as disposition was completed. One termi­
nal was installed in the Kansas City, Missouri 
Municipal Court to provide immediate on-line 
cancellation and recall of warrants, an essential 
ingredient in maintaining the integrity of real 
time files. Program "Iocks" were developed 

beitung herausgegeben. Ferner erhielten alle 
Bediensteten des polizeilichen Fernmelde­
wesens einen Fragebogen mit 80 Fragen, da 
man der Ansicht war, daß dieses Personal das 
Herz des ganzen Betriebes sei. Falls dieses Per­
sonal das neue Informations-System der Polizei 
nicht richtig verstünde, wäre trotz des erfolg­
reichen Einsatzes der Rechenanlage kein Erfolg 
zu erwarten. Durch den Test wurde dem Per­
sonal des polizeilichen Fernmeldewesens der 
Anreiz gegeben, sich mit dem neuen System 
vertraut zu machen, und die Bedienung der 
Endplätze mit optischer Anzeige und Ausdruck 
konnte ihm verhältnismäßig leicht schmackhaft 
gemacht werden. 

Im Mai 1968 wurden die Maschinen ge­
liefert und im vierten Stockwerk der Polizei­
behörde eingebaut. Die Endstellen mit 
Anzeigevorrichtungen wurden in der Fern­
meldezentrale der Polizei, der Zentrale für 
Haftbefehle und in der Nachrichtenzentrale 
eingebaut. Anfang Juni wurden dann Schritte 
zum Aufbau des betriebsfertigen Systems so­
wie zum Aufbau der Echtzeit-Dateien unter­
nommen. Am 1. Juli 1968 konnte die Polizei 
den Datenfernverarbeitungsbetrieb in be­
schränktem Umfang aufnehmen. Dieses ge­
meinsame Unternehmen im polizeilichen Voll­
zugswesen unter Verwendung der elektroni­
schen Datenverarbeitung ist unter dem Namen 
>ALERT< oder »Automated Law Enforcement 
Response Team« (Arbeitsgemeinschaft für 
Automation im polizeilichen Vollzugswesen) 
bekanntgeworden. 

Während der Sommermonate erfolgte eine 
umfangreiche Überprüfung des Systems auf 
seine Zuverlässigkeit. Es wurden alle möglichen 
Vorsichtsmaßnahmen ergriffen, um zu gewähr­
leisten, daß die Festnahmen aufgrund der vom 
Datenfernverarbeitungs-System gelieferten In­
formationen auch zu Recht erfolgten. Um zu 
gewährleisten, daß diese wichtige Operation 
genau und prompt durchgeführt wird, erhielt 
die Aktenhaltung der Polizeibehörde im Anfang 
einen Endplatz, von dem aus erledigte oder 
widerrufene Haftbefehle sofort in den Echtzeit­
Dateien gelöscht werden konnten. Die Nach­
richtenzentrale der Fernmeldeabteilung war für 
die Löschung wieder beigebrachter gestohlener 
Fahrzeuge und Aufgreifungsbefehle sofort nach 
Erledigung verantwortlich. Ein Endplatz wurde 
beim Stadtgericht von Kansas City/Missouri auf­
gestellt, um die Löschung und Widerrufung von 
Haftbefehlen sofort durchführen zu können; 
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which prevented non-Iaw enforcement agen­
eies from gaining access to restricted intelli­
gence information. 

On-line teleprocessing demonstrations 
were conducted for the orientation of police 
field commanders, which stimulated the com­
manders to encourage their field personnel to 
use the system. Field Sergeants were also sched­
uled of the police computer teleprocessing 
system increased considerably immediately 
after the orientation. All law enforcement field 
officers were scheduled in groups of 25 per 
day and given an extensive indoctrination con­
cerning the potential of the system. The capa­
bilities of the new on-line police teleprocessing 
system c1early demonstrated to police officials 
that the department would have the ability to 
operate in a 21st Century urbanized environ­
ment. 

Programs were developed which would 
extract and print from the log file those records 
on which specific incidents transpired and at the 
approximate time the ineident occurred, as 
may be requested. The log proved an invaluable 
aid in recovery problems, was extremely useful 
in extracting statistics for the patrol comman­
ders regarding use by subordinate personnei, 
and provided the ability to look at speeific 
events occurring in the police environment. 

Procedures were implemented to provide 
frequent backup of all on-line files. The capa­
bility was developed by which transactions 
could be extracted from the log files if reco­
very so required. One theory soon was veri .. 
fied - the moment the teleprocessing system 
became inoperative, the integrity of the system 
was seriously affected. Programs were devel­
oped to produce Iistings of "hot files" for use 
when the system was inoperative. Experience 
showed that inquiries from the field were 
greatly reduced when the field personnel knew 
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das ist sehr wichtig, um Echtzeit-Dateien auf 
dem neuesten Stand zu halten. Es wurden 
Sicherungen in das Programm eingebaut, um 
zu verhindern, daß nichtpolizeiliche Dienst­
stellen Zugang zu den Informationen erlangen 
können, die nur für den Dienstgebrauch inner­
halb der Polizei bestimmt sind. 

Die on-line-Datenfernverarbeitung wurde 
im Außendienst tätigen leitenden Polizeibeam­
ten vorgeführt, was diese dazu veranlaßte, ihrem 
im Außendienst eingesetzten Personal die Be­
nutzung des Systems nahezulegen. Auch im 
Außendienst tätige Sergeanten nahmen an 
dieser Einweisung teil. Unmittelbar nach der 
Einweisung war eine wesentlich stärkere Be­
nutzung des Datenfernverarbeitungs-Systems 
der Polizei zu verzeichnen. Allen im Außen­
dienst eingesetzten Polizeibeamten wurde ein 
umfangreicher Anschauungsunterricht über die 
Leistungsfähigkeit des Systems erteilt, und zwar 
immer einer Gruppe von 25 Personen am Tag. 
Die Leistungsfähigkeit des neuen on-line­
Datenfernverarbeitungs-Systems hat den Poli­
zeibeamten mit aller Deutlichkeit klargemacht, 
daß die Behörde für den Einsatz in einer Groß­
stadt des 21. Jahrhunderts gewappnet ist. 

Es wurden Programme aufgestellt, mit 
deren Hilfe diejenigen Datensätze aus der 
Registrierungsdatei ausgedruckt werden kön­
nen, die mit bestimmten bekanntgewordenen 
Ereignissen in Zusammenhang stehen, und zwar 
unter Berücksichtigung des ungefähren Zeit­
punktes, zu dem das betreffende Ereignis statt­
fand. Die Registrierung erwies sich als unschätz­
bare Hilfe bei Problemen, welche die Regelzeit 
betreffen. Ferner war sie außerordentlich nütz­
lich beim Herausziehen von statistischen An­
gaben für die leitenden Beamten im Streifen­
dienst im Hinblick auf eine Benutzung durch 
das ihnen unterstellte Personal und bot die 
Möglichkeit, bestimmte Ereignisse im polizei­
lichen Bereich im Auge zu behalten. 

Es wurden Verfahren angewandt, die dar­
auf abzielten, alle im on-Iine-Betrieb unterhal­
tenen Dateien möglichst oft auf den neuesten 
Stand zu bringen. Es wurde die Möglichkeit 
geschaffen, Geschäftsvorgänge aus den Regi­
strierungsdateien herauszuziehen, falls die 
Regelzeit dies erforderlich machte. Es stellte 
sich sehr bald heraus, daß die Vollständigkeit 
des Systems stark in Mitleidenschaft gezogen 
war, sobald das Datenfernverarbeitungs-System 
außer Betrieb gesetzt wurde. Für den Fall, daß 
das System nicht betriebsfähig sein sollte, wur-



they did not have access to the police tele­
processing system. 

It was determined that data collection and 
processing of information into on-line files 
were a highly important element of real time 
telecommunications systems and the mission 
was assigned to the Data Control Unit. In 
order to establish firm and rigid control over 
this function, a special job description was 
established for Data Control Clerks, with prere­
quisites similar to Computer Operators. It was 
feit these persons must necessarily understand 
the function of the system if they were to be 
capable of managing and controlling the quality 
of the ALERT Data Bank. All data entry for the 
Kansas City Missouri Police Department was 
assigned to this unit which must man the on­
line terminals on a 24-hour basis. Punch card 
actions were eliminated from the Real Time 
systems by July, 1969. 

One of the major problems confronting 
Police Administrators was developing a system 
which would provide district officers with a 
compact, but meaningful, listing of subjects 
wanted, who reside within the officer's district. 
A program was developed which contained an 
inventory of all wanted persons in street name 
and residence sequence within district. The 
system proved extremely helpful in assisting 
the district officer in apprehending wanted 
subjects. 

The Telecommunications System, while 
being responsive to the needs of law enforce­
ment operations when requested, still lacked 
the capability of providing information to 
officers prior to arrival at a scene or incident. 
It was decided that the system must be cross­
indexed by street name and residence number, 
with capability of inquiry by street name and 
residence number for all persons wanted and 
those with active criminal records. An addition-

den Programme für den Listendruck »heißer 
Dateien« entwickelt. Die Erfahrung zeigte, daß 
die Zahl der Anfragen von seiten der Beamten 
im Außendienst stark zurückging, wenn diesen 
bekanntwar, daß sie keinen Zugang zum Daten­
fernverarbeitungs-System der Polizei hatten. 

Es wurde festgestellt, daß das Sammeln 
der Daten und Verarbeiten der Informationen 
zwecks Speicherung in den Dateien ohne 
Zwischenspeicherung äußerst wichtige Punkte 
des Echtzeit-Fernmeldesystems sind, und diese 
Aufgabe wurde der Abteilung für Datenkon­
trolle übertragen. Um eine sichere und strenge 
Kontrolle hierüber ausüben zu können, wurde 
für die mit der Datenkontrolle betrauten An­
gestellten eine besondere Aufgabenbeschrei­
bung erstellt, und zwar mit Vorbedingungen, 
die den für die Operatoren gültigen ähnlich 
sind. Man war der Ansicht, daß diese Per­
sonen die Arbeitsweise des Systems unbedingt 
verstehen müssen, wenn sie in der Lage 
sein sollen, mit diesen Dingen fertig zu 
werden und die ALERT-Datenbank auf dem 
bestmöglichen Stand zu halten. Die gesamte 
Dateneingabe für die Polizeibehörde von Kan­
sas City/Missouri wurde dieser Abteilung über­
tragen, die dafür zu sorgen hat, daß die End­
plätze Tag und Nacht besetzt sind. Im Juli 1969 
wurden alle Lochkarten-Arbeitsvorgänge im 
Echtzeit-System abgeschafft. 

Eines der Hauptprobleme, dem sich die 
Verwaltungsbeamten der Polizei gegenüber­
gestellt sahen, war die Entwicklung eines 
Systems, welches die für einen bestimmten Be­
zirk zuständigen Beamten mit einem gedräng­
ten, jedoch aufschlußreichen Listenausdruck 
gesuchter Personen, die im Bl:!zirk des Beamten 
ihren Wohnsitz haben, versorgen sollte. Es 
wurde ein Programm entwickelt, das ein Ver­
zeichnis aller im Bezirk wohnenden gesuchten 
Personen nach Straße und Hausnummer enthält. 
Das System erwies sich bei der Festnahme ge­
suchter Personen als für die Beamten äußerst 
nützlich. 

Das Fernmeldesystem genügte zwar den 
Anforderungen des polizeilichen Einsatzes, bot 
aber noch nicht die Möglichkeit, die Beamten 
vor ihrem Eintreffen am Tatort oder am Ort 
eines Vorfalles mit Informationen zu versorgen. 
Es wurde beschlossen, die Straßennamen und 
Hausnummern mit in das System einzubezie­
hen, so daß solche Anfragen über alle gesuch­
ten Personen und solche mit gerichtlichen Vor­
gängen möglich wurden. Für den Fall, daß 
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al feature was added so that if no one lived 
at a specific address, the computer would 
supply names of those individuals who live on 
the street name within a two-block radius of 
the residence number. The Adress Inquiry rou­
tine is generally used when police officers are 
called to a specific address on a disturbance 
call and the computer response is given by 
radio so that officers may be forewarned of 
wanted subjects or persons who live there and 
are known to be armed, dangerous or resist 
arrest. Names and addresses of citizens with 
no criminal records were specifically excluded 
and the local chapter of the Civil Liberties 
Union was advised of that fact. 

Kansas City, Missouri, provides approxima­
tely one-third of the metropolitan area popula­
tion where 31 jurisdictions exist. It was decided 
to invite all agencies involved in the criminal 
justice process to join the ALERT Telecommuni­
cations Network System. Those agencies wish­
ing to join would be subject to the following 
policy: 

(1) Procure the Data Communications Termi­
nal and accept a prorated share of the 
communications line cost. 

(2) Abide by all system disciplines required 
of the computerized telecommunications 
system. 

(3) Safeguard all information obtained from 
the Data Bank. 

(4) Maintain appropriate source documents 
which are the authority for entry into the 
Criminal Data Bank. 

(5) Accept full responsibility for accurate entry 
of information into the Criminal Data Bank 
and timely cancellation when the want no 
longer exists. 

At this time, law enforcement agencies 
representing 3,000 square mi/es of eastern 
Kansas and western Missouri are interfaced 
into the system. These agencies utilize 68 ter­
minals, represent two state highway patrols, 
four county sheriffs, 19 police departments, one 
municipal court, county prosecuting attorney 
and county juvenile court. Since many of the 
active criminal elements are involved with 
multi-police agencies, it was decided to estab­
lish a master name-index within the ALERT Data 
Bank. Each criminal record entry would be 
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niemand an der betreffenden Anschrift wohnte, 
lieferte die Rechenanlage die Namen von den­
jenigen Personen, die in der betreffenden 
Straße im Umkreis von zwei Häuserblocks und 
der betreffenden Hausnummer wohnten. Diese 
Anschriften-Routineanfrage wird im aIlgemei­
nen gemacht, wenn die Polizei beamten wegen 
Ruhestörung zu einer bestimmten Anschrift 
gerufen werden und die Antwort der Rechen­
anlage durch Funk übermittelt wird, um die 
Beamten vor gesuchten Personen oder solchen, 
die dort wohnen und als bewaffnet, gefährlich 
oder widerspenstig bekannt sind, zu warnen. 
Die Namen und Anschriften von Bürgern ohne 
gerichtliche Vorgänge wurden ausgeschlossen 
und die Ortsgruppe der Union für zivile Frei­
heit wurde davon in Kenntnis gesetzt. 

Kansas City/Missouri bildet etwa ein Drittel 
des erweiterten Stadtgebietes mit 31 Gerichts­
bezirken. Es wurde beschlossen, alle für die 
Strafverfolgung zuständigen Dienststellen auf­
zufordern, sich dem ALERT-Fernmelde-System 
anzuschließen. Diejenigen Dienststellen, die 
den Anschluß wünschten, mußten sich folgen­
den Bedingungen unterwerfen: 

(1) Beschaffung der Geräte für den Datenend­
platz und die anteilmäßige Beteiligung an 
den Kosten für die Fernmeldeleitung. 

(2) Beachtung der im Zusammenhang mit dem 
Fernmeldesystem mit Rechenanlage erlas­
senen Dienstvorschriften. 

(3) Sicherung aller von der Datenbank erhal­
tenen Informationen. 

(4) Führung entsprechender Unterlagen (Ge­
nehmigung für den Zugang zur kriminal­
polizeilichen Datenbank). 

(5) Übernahme der vollen Verantwortung für 
eine fehlerfreie Eingabe von Informationen 
in die kriminalpolizeiliche Datenbank so­
wie für eine zeitgerechte Löschung, wenn 
die Daten überholt sind. 

Z. Z. sind Polizeidienststellen mit einem 
Zuständigkeitsbereich von 3000 Quadratmeilen 
im Osten von Kansas und Westen von Missouri 
an das System angeschlossen. Diese Dienst­
stellen (zwei Dienststellen der staatlichen Ver­
kehrspolizei, vier Verwaltungsbezirks-Sheriffs, 
19 Polizeibehörden, ein Stadtgericht, eine Be­
zirks-Staatsanwaltschaft und ein Bezirks-Jugend­
gericht) benutzen 68 Endplätze. Da viele aktive 
Kriminelle mit mehreren Polizeidienststellen zu 
tun haben, wurde die Schaffung eines Haupt­
namensverzeichnisses innerhalb der ALERT-



identified with ORI of the agency which enter­
ed the record, thus multi entries by various law 
enforcement agencies would be associated with 
one Master Name Record. 

The ALERT System was further extended to 
interface with the National Crime Information 
Center. Because of our policy of providing 
response within 10 seconds to the officer in 
the street, it was decided to interface NCIC on 
a Binary-Synchronous (2400 Baud) line. Pro­
gramming was initiated to relieve the dispatcher 
of the additional burden of making two inqui­
ries (into the ALERT Data Bank and the NCiC 
Data Bank). Local inquiry codes requiring only 
half as many keystrokes as NCiC formats were 
devised, thereby relieving the dispatcher of the 
additional time required. The on-line system is 
now programmed so the inquiry searches the 
ALERT Data Bank and gives the response back 
to the dispatcher, converts the local inquiry 
into NCIC formats and automatically searches 
NCIC files, giving the second response to the 
dispatcher. 

Organized crime activity is fairly weil 
concentrated in tlle Kansas City Metropolitan 
Area and, as such, is of concern to law en­
forcement. The intelligence officer, previously 
hampered by being unaware of other law 
enforcement contacts with Organized Crime 
Ontelligence Subjects), began to give serious 
consideration to automating his files. The 
intelligence officer is vested with complete 
responsibility in data collection of information 
pertaining to Organized Crime, Militant and 
Activist activity and all information related to 
this category of data must be released by the 
intelligence officer before it can be entered 
into on-line files. On-line programs were modi­
fied so that any time an Organized Crime 
subject or vehicle known to be used by a 
member of Organized Crime was checked by 
law enforcement agencies, the computer, once 
it had determined the relationship with Organi­
zed Crime subjects would relay " confirmation 
of the contact with Organized Crime subjects", 
together with the time, date, and law enforce-

Datenbank beschlossen. Jede Eingabe von ge­
richtlichen Vorgängen sollte durch das »ORI« 
der eingebenden Stelle gekennzeichnet werden, 
so daß mehrere Eingaben von verschiedenen 
Polizeidienststellen mit nur einem Datensatz 
im Hauptnamensverzeichnis verbunden sind. 

Das ALERT-System wurde weiter ausgebaut 
und an die Nationale Zentralstelle für kriminal­
polizeiliche Informationen angeschlossen. Im 
Hinblick auf unsere Verfahrensweise, dem Be­
amten auf der Straße innerhalb von 10 Sekun­
den eine Antwort zukommen zu lassen, wurde 
beschlossen, sich an die Nationale Zentralstelle 
(NCIC) über eine Leitung anzuschließen, die 
binäre Signale blockweise synchronisiert über­
trägt. Es wurden ein Programm in Angriff genom­
men, das darauf abzielt, dem Anfragenden die 
zusätzliche Arbeit von zwei Anfragen (an die 
ALERT-Datenbank und an die NCIC-Datenbank) 
zu ersparen, und ein örtlicher Anfrage-Kode 
aufgestellt, der nur halb soviel Tastenanschläge 
wie die NClC-Formate erfordert und dadurch 
dem Anfragenden zusätzliche Zeit erspart. Das 
on-line-System ist jetzt in der Weise pogram­
miert, daß eine Anfrage einen Suchvorgang in 
der ALERT-Datenbank auslöst sowie dem An­
fragenden die Antwort übermittelt, die örtliche 
Anfrage in NCIC-Formate umgewandelt, ein 
Suchvorgang bei NCIC automatisch ausgelöst 
und dem Anfragenden die zweite Antwort 
übermittelt wird. 

Im Stadtgebiet von Kansas City ist eine 
ziemlich lebhafte Tätigkeit des organisierten 
Verbrecherturns festzustellen, und diese Tätig­
keit geht das polizeiliche Vollzugswesen an. 
Der Nachrichtenoffizier, dessen Arbeit früher 
dadurch erschwert wurde, daß er nichts davon 
erfuhr, wenn andere Polizeidienststellen mit 
dem organisierten Verbrecherturn (intelligenten 
Straftätern) in Berührung kamen, begann, ernst­
lich über eine Automatisierung seiner Karteien 
nachzudenken. Der Nachrichtenoffizier ist voll 
verantwortlich für das Zusammentragen von 
Informationen über das organisierte Ver­
brechertum sowie über die Tätigkeit von 
militanten Personen und Aktivisten. Alle In­
formationen dieser Art müssen vom Nachrich­
tenoffizier freigegeben werden, bevor sie in 
die Dateien eingegeben werden können. Die 
on-Iine-Programme wurden dahingehend ab­
geändert, daß, wenn ein Angehöriger des 
organisierten Verbrechertums oder ein Fahr­
zeug, von dem bekannt ist, daß es von einem 
von ihnen benutzt wird, von der Polizei über-
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ment agency of contact, to the Data Communi­
cations Terminaloperated by the intelligence 
ofncer. This feature provides the first step in 
coordinating contacts with Organized Crime 
subjects for all regional law enforcement 
agencies in the Telecommunications Network 
System. 

Parole Officers in this region have always 
been hampered by a lack of information as to 
the conduct and activity of persons on parole 
status. It was decided to record, in the ALERT 
Data Bank, all persons on parole status. Law 
enforcement officers contacting parolees are 
required to prepare areport concerning the 
circumstances which surround the contact with 
parolees. This proved to be a valuable source 
of information to Parole Officers. In some in­
stances, this new source of information proved 
to be of sufficient value to warrant cancellation 
of parole and the subject's return to jail. 

The ALERT System Data Bank presently 
consists of the following categories of infor­
mation: 

Outstanding Warrants ......... 29,000 

Stop/Pickup Orders .......... 11,200 

Organized Crime Subjects (local) 480 

Organized Crime Subjects 
(national) ................. 2,000 

On Parole Status ............. 6,000 

Penitentiary Releases .......... 1,000 

Adult ArrestlConviction Record. 91,500 

Juvenile ArrestlConviction Record 10,500 

FingerprintClassification Numbers 23,000 

Assault Against Police ......... 400 

Narcotic Users ...........•... 513 

Narcotic Dealers ............. 70 

Militants * .................. . 670 

* Includes all nationally known militants associated with 
Black Panters. 
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prüft wurde, die Rechenanlage nach Feststel­
lung der Verknüpfung mit diesen Kreisen eine 
»Bestätigung des Kontaktes mit Angehörigen 
des organisierten Verbrechertums« sowie Zeit, 
Datum und bearbeitende Polizeidienststelle an 
die vom Nachrichtenoffizier betriebene End­
stelle übermittelt. Dies ist ein erster Schritt in 
der Koordinierung der Kontakte mit Angehöri­
gen des organisierten Verbrechertums für alle 
dem Fernmelde-System angeschlossenen regio­
nalen Polizeidienststellen. 

Die Arbeit der Bewährungshelfer in dieser 
Gegend ist immer dadurch erschwert worden, 
daß sie zu wenig Informationen über die Füh­
rung und Tätigkeit von bedingt Entlassenen 
hatten. Es wurde daher beschlossen, alle be­
dingt aus der Strafhaft Entlassenen in der 
ALERT-Datenbank zu registrieren. Polizei­
beamte, die mit bedingt Entlassenen in Berüh­
rung kommen, sind gehalten, einen Bericht über 
die näheren Umstände des Kontaktes mit dem 
bedingt Entlassenen abzufassen. Dies erwies 
sich als wertvolle Informationsquelle für die 
Bewährungshelfer. In manchen Fällen erwiesen 
sich diese Informationen als ausreichend, um 
die Aufhebung der bedingten Entlassung und 
die Rückkehr des Betreffenden in die Straf­
anstalt zu rechtfertigen. 

In der Datenbank des ALERT-Systems sind 
z. Z. folgende Arten von Informationen ge­
speichert: 

unerledigte Haftbefehle ....... 29000 

Anhalte- bzw. Aufgreifungs-
befehle ................... 11 200 

Angehörige des organisierten 
Verbrechertums 

(lokal) .................... 480 

(im gesamten Gebiet der USA) 2 000 

bedingt Entlassene ............ 6000 

aus der Strafhaft Entlassene. . . . . 1 000 

Unterlagen über die Festnahme/ 
Verurteilung von 

Erwachsenen ............... 91 500 

Jugendlichen. . . . . . . . . . . . . . . 10500 

Fingerabdruck-
Klassifizierungsnummern .... 23 000 

Angriffe auf Polizei beamte ..... 400 

Rauschgiftsüchtige .. . . . . . . . . . 513 

Rauschgifthändler ............ 70 

militante Personen *) ••••••..•• 670 

*) einschließlich aller im gesamten Gebiet der USA be­
kannten Personen, die mit den »Schwarzen Panthern« 
in Verbindung stehen. 



Activists .................. . 

Shoplifting Subjects .......... . 

Robbery Subjects ............ . 

Burglary Subjects ............ . 

Auto Theft Subjects .......... . 

35 

430 

560 

1,050 

665 

Molestation Subjects .......... 77 

Offense, Arrest and Accident 
Statistics .................. 143,500 

These files may be accessed by name, alias, 
moniker, license number, vehicle identification 
number, address and complaint number. 

The following pages contain examples of 
inquiry and retrieval of information from the 
ALERT Data Bank. 

Successful automated information systems 
require a great deal of thought, foresight and 
design effort. Equally important is the need for 
"user-participation" in the design of the system 
since, ultimately, the "user" must participate 
and utilize 'the system. Failing to fully involve 
the "user" and consider his operational require­
ments can only result in resentment, non-co­
operation, and lack of harmony in implementa­
tion of the operational system. The Command 
Staff decided that a Procedural Instruction 
should be published which contained Depart­
mental Policy, Doctrine and Procedures with 
respect to "Automated Information Systems". 
The document contained a list of terminology 
and definitions, many of which were new in the 
police environment but, which must be learn­
ed by law enforcement personnel involved in 
automated systems. Responsibilities applicable 
to various echelons of command were specifi­
cally outlined with respect to use and control 
of information systems within the police en­
vironment. 

The Command Staff of the Police Depart­
ment decided that, as a second priority, admin­
istrative programs should be developed for 
the following systems: 

(1) Finance/Payroll 

(2) Traffic Violation Analysis 

(3) FBI Uniform Crime Reporting System 

(4) National Safety Council 

(5) Detective Workload System 

Aktivisten .................. . 

Ladendiebe ................ . 

Räuber .................... . 

Einbrecher ................. . 

Autodiebe ................. . 

35 

430 

560 

1 050 

665 

Erreger öffentlichen Ärgernisses . 77 

statistische Angaben über Straf-
taten, Festnahmen und Unfälle 143500 

Der Zugang zu diesen Dateien kann über 
den Namen, den Aliasnamen, den Spitznamen, 
das Kennzeichen, die Kfz-Kennummer, die An­
schrift und die Nummer der Anzeige erfolgen. 

Die folgenden Seiten enthalten Beispiele 
für Anfragen an die ALERT-Datenbank und den 
entsprechenden Ausdruck von Informationen. 

Erfolgreich automatisierte Informations­
Systeme erfordern sehr viel Gedankenarbeit, 
Voraussicht und Planung. Ebenso wichtig ist die 
Berücksichtigung der Bedürfnisse der Benutzer 
bei der Planung des Systems, da sie es ja 
schließlich sind, die mit dem System arbeiten 
müssen. Unterläßt man es, den Benutzer und 
seine einsatzbedingten Bedürfnisse in vollem 
Umfang zu berücksichtigen, so kann das nur 
zu Verärgerung und mangelhafter Zusammen­
arbeit im Betrieb des Systems führen. Die Be­
hördenleitung beschloß die Herausgabe von 
Instruktionen, welche die grundsätzlichen Er­
wägungen der Behörde im Zusammenhang mit 
automatisierten Informationssystemen sowie 
Angaben über Verfahrensweisen enthielten. In 
dieser Schrift befand sich eine Aufstellung der 
Fachausdrücke und Definitionen, von denen 
viele für die Polizei neu waren und mit denen 
sich die Polizeiangehörigen, die mit automati­
sierten Systemen zu arbeiten hatten, vertraut 
machen mußten. Die Verantwortlichkeiten der 
verschiedenen Befehlsebenen für die Benut­
zung und Überwachung von Informations­
systemen bei der Polizei wurden besonders 
hervorgehoben. 

Als nächsten wichtigen Punkt beschloß 
die Leitung der Polizei behörde die Aufstel­
lung administrativer Programme für folgende 
Systeme: 

(1) das Rechnungswesen/Lohn- und Gehalts­
zahlungen 

(2) die Analyse von Verkehrsvergehen 

(3) ein einheitliches kriminalpolizeiliches 
Meldesystem des FBI 

(4) den nationalen Sicherheitsrat 

(5) den Arbeitsanfall bei der Kriminalpolizei 
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(6) Municipal Court Docket 

(7) Police Budget System 

(8) Computer Utilization System 

(9) Position Control 

(10) Patrol Workload Factors 

(11) Offense Reporting 

(12) Modus Operandi 10 System 

(13) Resource Allocation and Forces Work­
load Prediction. 

Utilizing the "Computerized Law Enforce­
ment Resource Allocation System", the Kansas 
City Missouri Police Department hopes to im­
prove the effectiveness of current police resour­
ces by concentrating the available forces of 
some 1,000 men throughout the 316 square 
miles of Kansas City, based on the greatest need 
of "Call for Service". The police force structure 
changes three times in each 24-hour period, 
which results in the law enforcement officer's 
area of patrol for the "high crime area" being 
changed from 49 patrol areas during the period 
midnight to 8:00 a.m., to a reduced geographi­
cal area in which the additional beats are estab­
lished to 65 beats du ring the period of 4:00 p.m. 
to midnight, and 60 beats during the day shift. 
Studies made from the Police Computer Re­
source Allocation System have shown that 
metropolitan police solve two-thirds of the 
crimes they respond to within two minutes; 
however, less than one crime in five is solved 
if the response is delayed more than five minu­
tes. Using the resource allocation system, the 
Kansas City Missouri Police Department hopes 
to increase the number of two-minute re­
sponses. Studies of "predicted" calls for service 
compared against actual events reveal the com­
puterized resource allocation system is effec­
tive in that the predicted statistics are about 
95 percent accurate. 
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(6) den Terminkalender der kommunalen 

Gerichte 

(7) den Haushaltsplan der Polizei 

(8) den Einsatz von Rechenanlagen 

(9) den Stellenplan 

(10) die für den Arbeitsanfall im Streifendienst 
maßgebenden Faktoren 

(11) die Meldung von Straftaten 

(12) den modus operandi 

(13) den Einsatz der Polizeikräfte und den 
voraussichtlichen Arbeitsanfall bei den 
Dienststellen. 

Die Polizeibehörde von Kansas City/Mis­
souri hofft, mit Hilfe des auf elektronische 
Datenverarbeitung umgestellten Systems für 
den polizeilichen Einsatz eine Erhöhung der 
Effektivität des laufenden polizeilichen Ein­
satzes herbeiführen zu können, und zwar durch 
die Zusammenfassung der verfügbaren Kräfte 
von einigen tausend Beamten innerhalb des 
316 Quadratmeilen großen Gebietes von Kan­
sas City nach der Häufigkeit der Polizei-Not­
rufe. Die Struktur der Polizeibehörde ändert 
sich dreimal innerhalb von 24 Stunden; das hat 
für die Streifenbezirke der Polizeibeamten in 
der Gegend mit hoher Kriminalitätsquote zur 
Folge, daß für die Zeit von Mitternacht bis 
8.00 Uhr morgens 49 Streifenbezirke auf einen 
Bezirk von flächenmäßig geringerer Ausdeh­
nung mit 65 zusätzlichen Streifengängen in der 
Zeit von 16.00 Uhr bis Mitternacht und 60 Strei­
fengängen während der Tagesschicht reduziert 
werden. Mit Hilfe des auf elektronische Daten­
verarbeitung umgestellten Systems für den po­
lizeilichen Einsatz durchgeführte Untersuchun­
gen haben gezeigt, daß zwei Drittel der Straf­
taten von der Polizei der Hauptstadt aufgeklärt 
werden, wenn innerhalb von zwei Minuten eine 
Antwort erfolgt; weniger als eine von insgesamt 
fünf Straftaten wird jedoch aufgeklärt, wenn 
sich die Antwort um mehr als fünf Minuten 
verzögert. Die Polizeibehörde von Kansas City/ 
Missouri hofft, die Anzahl der Zwei-Minuten­
Antworten mit Hilfe des Systems für den 
polizeilichen Einsatz erhöhen zu können. 
Untersuchungen über die voraussichtlichen 
Polizei-Notrufe im Vergleich zu den tatsäch­
lichen Vorkommnissen haben ergeben, daß 
das auf elektronische Datenverarbeitung um­
gestellte System für den polizeilichen Einsatz 
insofern mit Erfolg arbeitet, als die voraus­
gesagten statistischen Angaben zu etwa 95 0

/0 
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It is generally feIt that the efficiency and 
productivity of the police force have been 
increased by 15 percent as a result of auto­
mation practices which have been implement­
ed within the Police Department. The follow­
ing specific instances are cited as examples 
where automation is improving the efficiency 
of law enforcement operations: 

(1) The reduction from between 10-30 min­
utes to an average of 10 seconds, 90 per­
cent of the operational time, in obtain­
ing information as to "wants" status on 
the subject being checked by the officer 
in the field, and providing information 
which would "forewarn" the officer of 
contact with subject known to be armed, 
dangerous or resist arrest. Approximately 
16,000 outstanding warrants/want cases 
have been resolved since the computer 
has been in operation. 

(2) The provision of instantaneous informa­
tion to district officers and intelligence 
officers on movements of organized 
crime subjects. 

(3) The capability by law enforcement to be 
appraised of persons identified on parole 
status, with follow up information sub­
mitted to the Parole Officers. 

(4) Developed the capability to provide sta­
tistical data related to vehicle accidents 
and enforcement by location, date and 
time of occurrence. 

(5) The provision of lists of wanted persons 
by residence within beat to reduce the 
amount of time for the law enforcement 
officer to get to each residence. 

(6) The provision of abstract criminal records 
for the district officer's informational and 
investigative purposes. 

(7) The provision of summaries of investi­
gator's work by case, by category of 
work within case, etc. 

(8) To provide police administrators with 
current information and projected cost 
of specific projects. 

Allgemein ist man der Ansicht, daß sich 
Schlagkraft und Erfolg der Polizei durch die 
von der Polizeibehörde eingeführten auto­
matisierten Verfahren um 15 % erhöht haben. 
Nachstehend einige Beispiele für die durch die 
Automation erhöhte Schlagkraft der Polizei 
bei ihren Einsätzen: 

(1) eine Reduzierung der Betriebszeit von 
10 bis 30 Minuten auf durchschnittlich 
zehn Sekunden bei der Erlangung von 
Auskünften, ob eine Person, die ein im 
Außendienst tätiger Beamter überprüft, 
gesucht wird, sowie bei der Erteilung 
von Auskünften, durch welche der Be­
amte vor einer als bewaffnet, gefährlich 
oder widerspenstig bekannten Person 
gewarnt werden soll. Seit der Inbetrieb­
nahme der Rechenanlage konnten un­
gefähr 16000 Fälle betr. unerledigte 
Haftbefeh le/ gesuchte Personen aufgeklärt 
werden; 

(2) die sofortige Informierung der Bezirks­
und Nachrichtenbeamten über die Orts­
veränderungen bei Angehörigen des or­
ganisierten Verbrecherturns; 

(3) die Möglichkeit, von der Polizei eine Be­
urteilung über Personen zu erhalten, die 
sich als auf Bewährung Entlassene heraus­
stellen, sowie die anschließende Infor­
mierung der Bewährungshelfer; 

(4) die Möglichkeit der Versorgung mit sta­
tistischen Angaben über Verkehrsunfälle 
und die entsprechenden polizeilichen 
Maßnahmen (unter Angabe von Ort und 
Zeit des Vorfalls); 

(5) die Versorgung mit Listen gesuchter Per­
sonen nach Wohnsitz innerhalb eines 
Streifenbezirks, um dem Polizeibeamten 
die Zeit zu ersparen, die er brauchen 
würde, um sich an jeden Wohnsitz zu 
begeben; 

(6) die Versorgung des Bezirksbeamten mit 
kurzgefaßten Angaben über kriminalpoli­
zeiliehe bzw. gerichtliche Vorgänge für 
informatorische und praktische Zwecke; 

(7) eine kurze Zusammenfassung der Arbeit 
der Ermittlungsbeamten nach Fällen, Art 
des Einsatzes innerhalb eines Falles usw.; 

(8) die Versorgung der Verwaltungsbeamten 
der Polizei mit laufenden Informationen, 
insbesondere über die voraussichtlichen 
Kosten bestimmter Projekte; 
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(9) The preparation each day of Iistings of 
all outstanding wanted persons and stolen 
vehicles in the metropolitan area, which 
are disseminated to metropolitan area 
police operations. 

(10) The development of the capability to 
search computerized files by "method 
of operation" or "method of commission 
of a crime incident" in an effort to 
identify likely suspects based upon pre­
viously established criminal patterns. 

(11) The ability to fulfill special requests for 
data on a timely basis from any of the 
real time criminal files or from the of­
fense, arrest, vehicle accident or traffic 
arrest fi les. 

(12) Preparation of uniform crime reports and 
National Safety Council reports for ter­
minal users in the ALERT system. 

(13) Preparation of the Municipal Traffic Court 
dockets. 

(14) Traffic ticket accountability from initial 
issue from the Municipal Court to the 
Police Department, through final dispo­
sition of the case. 

(15) On-line traffic arrest conviction informa­
tion for two years from date of final 
disposition. 

(16) Assignment of patrol personnel to handle 
calls for service on the basis of resource 
allocation statistics. 

(17) Analysis of on duty patrol time spent in 
non-patrol functions, i. e., vehicle and 
radio repair, administration activities, and 
on duty court appearances. 

(18) Analysis of effectiveness of foot patrol 
beats in areas previously covered by 
motorized patrol only. 

The entire automation function of the 
Police Department represents about five per­
cent of the police budget or, in practical terms, 
it costs the Police Department $ 84.00 an hour 
to operate the Police Computer System. 
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(9) die tägliche Anfertigung von Listen aller 
im Stadtgebiet noch gesuchten Personen 
und gestohlenen Kraftfahrzeuge (diese 
Listen werden an die im Stadtgebiet ein­
gesetzten Polizeikräfte verteilt); 

(10) die Schaffung der Möglichkeit einer 
Überprüfung der Dateien nach dem 
»modus operandi« oder der »Methode, 
mit der eine Straftat begangen wurde«, 
in dem Bestreben, Verdächtige an hand 
früher festgestellter Straftatentypen zu 
identifizieren; 

(11) die zeitgerechte Erledigung bestimmter 
Ersuchen um Lieferung von Angaben 
aus den kriminalpolizeilichen Real-time­
Dateien oder den Dateien für Straftaten, 
Festnahmen, Verkehrsunfälle und Fest­
nahmen im Zusammenhang mit Ver­
kehrsunfällen; 

(12) die Anfertigung einheitlicher Kriminali­
tätsberichte und Berichte des nationalen 
Sicherheitsrates für die Benutzer der End­
plätze im ALERT-System; 

(13) die Aufstellung von Terminkalendern für 
das städtische Verkehrsgericht; 

(14) die Behandlung von Strafmandaten in 
Verkehrssachen - Ausstellung durch das 
städtische Gericht - Weiterleitung an die 
Polizeibehörde - rechtskräftige Verfü­
gung; 

(15) on-line-Informationen über Festnahmen 
und Verurteilungen in Verkehrssachen für 
zwei Jahre, gerechnet vom Tage der 
rechtskräftigen Verfügung; 

(16) Anweisungen an das Streifenpersonal für 
das Verhalten bei Notrufen auf der Basis 
von Fallstatistiken; 

(17) eine Analyse der im Streifendienst vor­
gesehenen Zeit für Tätigkeiten, die mit 
dem Streifendienst an sich nichts zu tun 
haben, z. B. für die Reparatur von Fahr­
zeugen und Rundfunkgeräten, verwal­
tungsmäßige Tätigkeiten und Erscheinen 
vor Gericht während der Dienstzeit; 

(18) eine Analyse der Wirksamkeit von Fuß­
streifen in Bezirken, in denen es früher 
nur motorisierte Streifen gab. 

Die gesamte Automation bei der Polizei­
behörde beansprucht etwa fünf Prozent des 
polizeilichen Haushaltes, oder anders aus­
gedrückt, der Betrieb des Rechenanlage-Systems 
der Polizei kostet die Behörde stündlich 84 $. 



Future plans 

The Kansas City Missouri Police Depart­
ment has developed tentative plans for build­
ing a "Command and Control System". This 
System, when implemented, will result in a 
further integration of the computer with police 
operations as folIows: 

(1) Implementing a Phase I Mobile Terminal 
Operations System in vehicles of law en­
forcement agencies within the region. This 
Mobile Terminal System will eliminate 
75 percent of police dispatcher operations 
by eliminating the manual effort of dis­
patchers. 

(2) Introduction of an automated system 
whereby the computer will record, on a 
real time basis, all police vehicles "in ser­
vice" and "out of service". 

(3) Designing a Phase 11 Mobile Terminal 
System in which Cathoderay terminals will 
be available for officers to enter selected 
items of data with respect to field opera­
tions for on-line files. 

Other programs in the planning stage 
include: 

(1) The development of a Personnel Package 
containing a complete personal profile on 
each police officer. This file will be used 
to provide the police administrator with 
statistical data relative to career progres­
sion training and job assignments. 

(2) Development of a long range planning 
model that will enable the Chief Adminis­
trator to simulate cost factors and their 
relationship to desirable programs. As an 
example, what is the total dil ect and in­
direct cost involved in implementing a 
program of hiring 100 additional police 
officers. 

(3) Design of an Automated Police Vehicle 
Maintenance Profile. 

In January, 1970, it was decided that this 
system must be expanded to meet the addition­
al requirements of law enforcement adminis­
trators. The extended system will be required 
to provide the capability to capture, process, 

Pläne für die Zukunft 

Die Polizeibehörde von Kansas City/Mis­
souri hat Pläne für den Aufbau eines »Kom­
mando- und Kontroll-Systems« entwickelt. Nach 
seinerVollendung wird dieses System eine noch 
weitergehende Verwendung von Rechenanlagen 
für den polizeilichen Einsatz mit sich bringen: 

(1) Abschnitt I: die Einführung eines Systems 
für den Betrieb fahrbarer Endplätze, die in 
die Fahrzeuge der Polizeidienststellen des 
Gebiets eingebaut werden sollen. Durch 
dieses System der fahrbaren Endplätze ge­
raten 75 010 der manuellen polizeilichen 
Abfertigungsarbeiten in Fortfall. 

(2) Die Einführung eines automatisierten 
Systems, bei welchem die Rechenanlage 
alle im Einsatz befindlichen und alle nicht 
im Einsatz befindlichen Polizeifahrzeuge 
auf Echtzeitbasis registriert. 

(3) Abschnitt 11: der Aufbau eines Systems 
fahrbarer Kathodenstrahl-Endplätze, die es 
den Beamten ermöglichen, den Dateien im 
on-li ne-Betrieb bestimmte Daten einzu­
geben, die sich auf den Einsatz im Außen­
dienst beziehen. 

Die folgenden weiteren Programme befin­
den sich noch im Stadium der Planung: 

(1) Ein »Personalpaket« mit einer vollständi­
gen personalmäßigen Beurteilung eines 
jeden Polizeibeamten. Diese Datei soll 
dazu benutzt werden, den Verwaltungs­
beamten der Polizei mit statistischen An­
gaben für das Laufbahn-Ausbildungswesen 
und die Zuweisung bestimmter Tätigkeiten 
zu versorgen. 

(2) Die Entwicklung eines langfristigen Pla­
nungsmodells, welches den Verwaltungs­
chef in die Lage versetzt, sich ein Bild von 
den Kosten verursachenden Faktoren und 
ihrer Relation zu wünschenswerten Pro­
grammen zu machen. Als Beispiel sei hier 
die Frage nach den direkten und indirekten 
Gesamtkosten für ein Programm angeführt, 
welches die Einstellung von 100 zusätz­
lichen Polizeibeamten vorsieht. 

(3) Der Aufbau einer Datei für das polizeiliche 
Kraftfah rzeugwesen. 

Im Januar 1970 wurde eine Erweiterung 
dieses Systems beschlossen, um den zusätz­
lichen Anforderungen von seiten der polizei­
lichen Verwaltung gerecht werden zu können. 
Das erweiterte System ist erforderlich, um jede 
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store and retrieve every category of information 
in which the citizen becomes involved with law 
enforcement operations. 

The system is to be designed around a 
master name index which will provide an 
abstract history of the citizen's record from 
on-line files. It is also proposed that the system 
will provide an abstract summary of crime 
index to field officers, with retrieval capability 
of crime by time, location and crime index 
code. 

In an effort to increase the "throughput" 
of input data, we are converting the mechanical 
process of capturing data from keypunch to 
data entry from Cathode-Ray tube devices. 

In addition to serving regional Police and 
Sheriffs' Departments, the "ALERT" System will 
serve those other areas of the law enforcement 
triangle, the courts' and the Prosecuting Attor­
ney's offices, with data that is of interest to 
them. 

Following is a description of the various 
sub-systems contained in the expanded "ALERT" 
System: 

(1) A Criminal Information System that will 
contain warrants, wants, warning infor­
mation and selected items of criminal 
history. 

(2) An Offense Reporting System that will 
record names of victims and witnesses, 
as weil as statistical and historical data 
in the files about each incident. 

(3) A Traffic Ticket System that will record 
the names of traffic violators, as weil as 
statistical and historical data about each 
incident. 

(4) A Court Docket System that will contain 
the data needed to print the court 
dockets, as weil as officer notifications. 

(5) An Arrest System that will record arrest 
information for statistical and historical 
purposes. Information will be available 
by individual arrest. 

(6) A Vehicular Accident Reporting System 
which will have statistical and historical 
data available about accident reports. 
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Art von Informationen über Fälle, in denen der 
Bürger mit dem polizeilichen Vollzugsdienst in 
Berührung kommt, zu erlangen, zu verarbeiten, 
zu speichern und ggf. benutzen zu können. 

Der Grundstock dieses Systems soll ein 
Hauptnamensverzeichnis mit kurzen Angaben 
über die Vorgänge einer Person aus den on­
line-Dateien sein. Ferner wird vorgeschlagen, 
in das System ein kurzgefaßtes Straf taten­
verzeichnis aufzunehmen, durch welches die 
im Außendienst tätigen Beamten mit Angaben 
über Straftaten (Zeit, Ort und Straftatenver­
zeichnis-Code) versorgt werden. 

Um den »Durchlauf« der eingegebenen 
Daten zu erhöhen, stellen wir den mechani­
schen Prozeß der Datenerfassung mit Loch­
karten auf die Dateneingabe mit Hilfe von 
Datensichtgeräten um. 

Außer der Versorgung der regionalen 
Polizei- und Sheriff-Behörden soll das ALERT­
System auch die übrigen Stellen des polizei­
lichen Vollzugswesens, die Gerichte und Staats­
anwaltschaften mit Daten versorgen, die für sie 
von Interesse sind. 

Nachstehend eine Beschreibung der ver­
schiedenen Untersysteme des erweiterten 
ALERT-Systems: 

(1) Ein kriminalpolizeiliches Informations­
System für Haftbefehle, Steckbriefe, 
Warnungen und bestimmte Angaben 
über kriminalpolizeiliehe bzw. gericht­
liche Vorgänge. 

(2) Ein Straftaten-Melde-System für die Na­
men der Geschädigten und Zeugen sowie 
für statistische und beschreibende An­
gaben in den Dateien über jeden Vorfall. 

(3) Ein Verkehrsübertretungs-System (Straf­
mandate) für die Namen von Verkehrs­
sündern sowie für statistische und be­
schreibende Angaben über jeden Vorfall. 

(4) Ein Gerichts-Terminkalender-System für 
die Angaben, die zum Ausdruck der 
Terminkalender der Gerichte sowie für 
die Vorladung der Beamten erforderlich 
sind. 

(5) Ein Festnahme-System für Angaben über 
erfolgte Festnahmen zu statistischen und 
sonstigen Zwecken. Es sollen Informa­
tionen über jede einzelne Festnahme zur 
Verfügung stehen. 

(6) Ein Verkehrsunfall-Melde-System für sta­
tistische und beschreibende Angaben über 
Verkehrsunfälle. 



(7) An Applicant System which will contain 
information about those persons who 
have applied for a license in a number 
of fields requiring apermit from the 
Police Department. 

(8) A Serialized Stolen Property System which 
will contain statistical and historical in­
formation about serialized stolen pro­
perty. This system will also contain re­
covered property for which we have no 
stolen report. 

(9) A Civil Index System whereby any in­
cident for which a case number was 
issued will be indexed by name for every 
person involved in the incident. 

(10) A dispatch data system in which all dis­
patch cards are entered into the source 
data task and recorded on a sequential 
file for later processing. 

(11) An on-line payroll system in which all 
payroll actions are entered on-line 
through a CR.T. Individual payroll re­
cords and account totals are adjusted 
immediately. 

(12) A Fleet Vehicle Maintenance system in 
which entries concerning vehicle mainte­
nance are entered through source data 
collection and recorded on a sequential 
file for later processing. 

(13) An automated officers's activity report 
where all of the officer's activity entered 
through the various reporting systems 
(offen se, arrest, accident and call-for­
service) is compiled into a monthly 
report for each officer, patrol division, 
and Patrol Bureau. 

(14) An automated beat activity report where 
all activities occurring in the beat are re­
corded in a summary for use by the Beat 
Officer in planning effective enforcement. 

The files are designed so that there will 
be three physical files, a name index, a general 

(7) Ein Antrags-System für Informationen 
über diejenigen Personen, die für irgend­
eine Sache eine Lizenz bei der Polizei­
behörde beantragt haben. 

(8) Ein System für gestohlene Gegenstände, 
nach Kategorien aufgeschlüsselt, für stati­
stische und beschreibende Angaben über 
gestohlene Gegenstände. Dieses System 
ist auch für wieder beigebrachte Gegen­
stände vorgesehen, für welche kein Dieb­
stahlsbericht vorliegt. 

(9) Ein Zivilverzeichnis-System für alle Vor­
fälle, für die eine Nummer ausgegeben 
wurde, sowie für die Namen aller in den 
betreffenden Vorfall verwickelten Per­
sonen. 

(10) Ein Abfertigungs-System, das alle MeIde­
karten über die Routine, die die einlau­
fenden Meldungen analysiert, zwecks 
späterer Verarbeitung sequentiell zwi­
schenspeichert. 

(11) Ein on-line-Gehaltsabrechnungs-System, 
bei welchem alle die Gehaltsabrechnung 
betreffenden Vorgänge mit Hilfe eines 
Kathodenstrahl-Gerätes eingegeben wer­
den. Damit ist eine sofortige Berechnung 
der einzelnen Gehälter und der Gesamt­
beträge möglich. 

(12) Ein Kraftfahrzeugpark-System für Einga­
ben betr. Wartung der Fahrzeuge durch 
Sammlung von Originaldaten, die zwecks 
späterer Verarbeitung in einer Datei regi­
striert werden. 

(13) Ein automatisiertes Berichtssystem für die 
Tätigkeit der Beamten zur Eingabe der 
gesamten Tätigkeit des einzelnen über 
die verschiedenen Meldesysteme (Straf­
taten, Festnahmen, Unfälle und Notrufe). 
Die Angaben werden für jeden Beamten, 
jede Streifenabteilung und jedes Streifen­
büro in monatlichen Berichten zusammen­
gefaßt. 

(14) Ein automatisiertes Berichtssystem über 
die während der Streifengänge ausgeübte 
Tätigkeit. Für den für den Streifendienst 
verantwortlichen Beamten erfolgt die Re­
gistrierung einer kurzen Zusammenfas­
sung zwecks Verwendung bei der Einsatz­
planung. 

Es sind drei Dateien vorgesehen: ein 
Namensverzeichnis, ein allgemeines Verzeich-
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purpose index and a master data file. The 
general index file will, by nature of the key, be 
subdivided into logical sub-files. 

Name Index File 

Purpose - to provide an alphabetic 
grouping of all names involved in any way 
with system participants. This file will contain 
true names, alias names, moniker names and 
those business names that have reason to be 
in our files. 

General Purpose Index File 

Purpose - to maintain one central index 
file where acheck can be made for any numeric 
identifier which may be associated with a per­
son, address, automobile, offense or ticket, ve­
hicle accident and arrest. Also included will be 
index entries for Court System purposes which 
will have court date and time as the key and 
Offense System entries which will be used for 
Daily Intelligence Report (Part I Offenses com­
mitted within past 24 hours), and Injury Acci­
dents occurring within past 24 hours. 

The types of data included in this file 
will be as folIows: 

(1) License number 

(2) VIN number 

(3) Address 

(4) Warrant number 

(5) Free format information numbers 

(6) Traffic ticket numbers 

(7) Court date and time 

(8) CRN for arrest system/Civil Index (Case 
Number Index) 

(9) Four formats of an offense cross-index 
record 

(10) CRN for Vehicle Accident 

(11) Arrest number index. 

Master File 

Purpose - to provide one central file 
where all data concerning an individual or an 
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nis und eine Hauptdatei. Die allgemeine Datei 
soll nach Art des Schlüssels in logische Unter­
dateien unterteilt werden. 

Die Datei für das Namensverzeichnis 

Zweck dieser Datei ist eine alphabetische 
Anordnung aller Namen, die in irgendeiner 
Weise den an das System angeschlossenen 
Dienststellen bekanntgeworden sind. Diese 
Datei ist für die wahren Namen, Aliasnamen, 
Spitznamen und solche Geschäftsnamen vor­
gesehen, deren Aufnahme in unsere Dateien 
begründet erscheint. 

Die Datei für das allgemeine Verzeichnis 

Zweck dieser Datei ist die Führung eines 
zentralen Verzeichnisses, das die Überprüfung 
an hand beliebiger zahlenmäßiger Merkmale, 
die mit einer Person, einer Anschrift, einem 
Kraftfahrzeug, einer Straftat, einem Strafman­
dat, einem Verkehrsunfall oder einer Festnahme 
in Verbindung gebracht werden können, er­
möglicht. Es sind auch Eingaben für das Ge­
richtssystem mit dem Gerichtstermin (Tag und 
Stunde) als Schlüssel sowie solche für das 
Straftaten-System vorgesehen, die für die täg­
lichen Berichte verwendet werden sollen (Teil I : 
die während der letzten 24 Stunden began­
genen Straftaten), und die Verkehrsunfälle mit 
Personenschaden, die sich innerhalb der letzten 
24 Stunden ereignet haben. 

Die folgenden Arten von Daten sollen in 
dieser Datei gespeichert werden: 

(1) Kfz-Zulassungsnummern 

(2) Kfz-Kennummern 

(3) Anschriften 

(4) Haftbefehlnummern 

(5) formatunabhängige Informations-
nummern 

(6) Verkehrs-Strafmandatnummern 

(7) Gerichtstermine (Tag und Stunde) 

(8) Aktenzeichen für Festnahme-System/Zivil­
verzeichnis (Fall-Nummer-Verzeichnis) 

(9) vier Formate einer Meldung über eine 
Straftat zum Ankreuzen 

(10) Aktenzeichen für Verkehrsunfälle 

(11) Festnahmenummern-Verzeichnis. 

Die Hauptdatei 

Es handelt sich hier um eine zentrale 
Datei für die gleichzeitige Speicherung aller 



automobile can be stored together. One seek 
by the 2314 can pick up all associated data. 

The data in this file will be grouped 
together by an ALN (Alert Number). Within an 
ALN, several different suffixes will cause the 
data to be grouped and displayed in the 
sequence desired. The sequence of a comple­
ment of records will be as folIows: 

(1) Name records 

(2) Numeric identifier records 

(3) Address records 

(4) License records 

(5) Warrants or Wants 
(in seriousness sequence) 

(6) Informational records 

(7) Arrest information (abstract) 

(8) Traffic Arrest 

(9) Vehicle accidents 

(10) Offense Records 

(11) Civillndex (Case Number Index). 

In order to best use the record space 
available in our files, we will split some of our 
records into two parts. For example, the name 
record has certain data missing a large percen­
tage of the time. Our solution to this was to 
divide the name record into one segment of 
data that is present most of the time, and 
another segment that is missing freqently. The 
second segment is called the numbers record 
and contains all numeric identification an in­
dividual normally uses. Another example of 
segmenting records is in the offense and traffic 
systems. These systems collect two types of 
data, statistical and historie. The historie data 
has to be retained for inquiry purposes for a 
period of one and two years respectively. 
Statistical data is necessary only long enough 
to run statistical reports. These records have 
been segmented on that basis and the statistical 
records will be dumped onto tape and purged 
from the Teleprocessing System, as soon as the 
reports have been run. 
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Angaben über eine Person oder ein Kraftfahr­
zeug. Alle zusammengehörenden Daten kön­
nen mit der 2314 durch einen Suchvorgang 
herausgezogen werden. 

Die in dieser Datei gespeicherten Daten 
sollen durch eine ALERT-Nummer (ALN) zu­
sammengefaßt werden. Mehrere verschiedene 
Suchbegriffe innerhalb einer ALN haben zur 
Folge, daß die Daten in der gewünschten Rei­
henfolge zusammengefaßt und angeordnet 
werden. Ein vollständiger geordneter Daten­
satz sieht dann folgendermaßen aus: 

(1) Name 

(2) Numerische Merkmale 

(3) Anschrift 

(4) Kennzeichen 

(5) Haftbefehle oder Steckbriefe (in der Rei-
henfolge der Schwere der Fälle) 

(6) Informatorische Angaben 

(7) Kurzgefaßte Angaben über Festnahmen 

(8) Festnahmen in Verkehrssachen 

(9) Verkehrsunfälle 

(10) Straftaten 

(11) Zivilverzeichnis 
(Fall-Nummer-Verzeichnis). 

Um den in unseren Dateien für die 
Datensätze verfügbaren Raum optimal aus­
nutzen zu können, wollen wir einige unserer 
Datensätze in zwei Teile aufspalten. Z. B. feh­
len sehr oft gewisse Daten des Namens-Daten­
satzes. Wir haben dieses Problem dadurch 
gelöst, daß wir den Namens-Datensatz in ein 
Datensegment, welches meistens vorliegt, und 
in ein anderes, welches häufig fehlt, aufteilen. 
Das zweite Segment heißt Nummern-Datensatz 
und enthält alle numerischen Identifizierungs­
merkmale, die eine Person gewöhnlich besitzt. 
Ein weiteres Beispiel für das Aufteilen von 
Datensätzen in Segmente ist das Straf taten­
System und das Verkehrs-System. Diese Systeme 
sind für zwei Arten von Daten vorgesehen, 
nämlich für statistische und für beschreibende 
Daten. Die beschreibenden Daten müssen für 
Ermittlungszwecke während eines Zeitraumes 
von einem bzw. zwei Jahren aufbewahrt wer­
den. Die statistischen Daten brauchen nur so­
lange aufgehoben zu werden, wie dies für die 
Abfassung der statistischen Berichte erforderlich 
ist. Die Datensätz~ sind auf dieser Grundlage 
»segmentiert« worden; die statistischen Daten­
sätze sollen auf Band aufgenommen und aus 
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One of the major problems confronting 
the computer technicians was developing a 
highly accurate technique by which the com­
puter could search out and retrieve accurate 
information on a given person from other 
records with similar common names. The 
following explanation reflects the technique 
used by the ALERT System in the identification 
of correct names by the computer. 

When the computer receives the name 
inquiry, the name is compacted to be used as 
the search key. The computer will retrieve all 
of the records with the same key as the search 0 

key. Comparison of the fields in the inquiry 
are then made against the equivalent fields in 
the records found. If the field in the inquiry 
and the equivalent field in the record are not 
blank, a positive value designated for that field 
is added to a total weight counter. If these 
fields contain matching information, the posi­
tive value is also added to the weight counter. 
When one or both fields are blank, no values 
are added to either counter. After all the fields 
have been compared, the weight counter is 
divided by the total weight counter giving a 
percent of hit. The records are then sorted so 
that the record with the highest percent will 
be displayed first. To be displayed, the record 
must match at a minimum of 40 percent. The 
following example portrays how the weighting 
table is used. 
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dem Datenfernverarbeitungs-System heraus­
genommen werden, sobald die Berichte fertig­
gesteIlt sind. 

Eines der Hauptproblerne für die Daten­
verarbeitungs-Fachleute war die Entwicklung 
eines äußerst exakten Verfahrens, mit dem die 
Rechenanlage genaue Angaben über eine be­
stimmte Person aus anderen Datensätzen mit 
ähnlichen, häufig vorkommenden Namen her­
aussuchen und ausdrucken kann. Die fol­
genden Ausführungen beschreiben das im 
ALERT-System angewandte Verfahren der 
Identifizierung von richtigen Namen durch die 
Rechenan lage. 

Wenn an die Rechenanlage eine Namen­
Anfrage gerichtet wird, so wird der zusammen­
gezogene Name als Suchschlüssel benutzt. Die 
Rechenanlage sortiert dann alle Datensätze aus, 
deren Schlüssel mit dem Suchschlüssel über­
einstimmt. Es erfolgt ein Vergleich der Felder 
in der Anfrage mit den entsprechenden Feldern 
der gefundenen Datensätze. Sind die ein­
ander entsprechenden Felder in der Anfrage 
und im Datensatz nicht leer, so wird für das 
betreffende Feld ein positiver Wert bestimmt 
und in ein Stellengewichts-Summenwerk hin­
einaddiert. Dies geschieht auch dann, wenn 
diese Felder übereinstimmende Informationen 
enthalten. Wenn ein Feld oder beide Felder 
leer sind, werden keine Werte in die beiden 
Zählwerke hineinaddiert. Nachdem ein Ver­
gleich sämtlicher Felder erfolgt ist, wird die 
Anzeige des Stellengewichts-Zählwerkes durch 
die des Stellengewichts-Summenwerkes divi­
diert, wodurch man den »Trefferprozentsatz« 
erhält. Die Datensätze werden sodann in der 
Weise geordnet, daß der Datensatz mit der 
höchsten Prozentzahl als erster erscheint. Um 
angezeigt zu werden, muß die Übereinstim­
mungs-Prozentzahl eines Datensatzes minde­
stens 40 betragen. Das auf der nächsten Seite 
folgende Beispiel zeigt, wie die Bewertungs­
tabelle benutzt wird. 



Example: 

An inquiry made on the name" Less John­
son, white, male, DOB 11094". 

Weighting Table INQUIRY 

Match No Match 

+ 90 - 10 Name, Last JOHNSON 

+ 40 - 15 Name, First L 
(First Char) 

+ 0 - 15 Name, First E 
(5econd Char) 

+ 40 - 10 Name, First 55 
(Last 9 positions) 

+ 10 - 40 Name (MI) 

+ 5 - 10 Race W 

+ 0 - 80 Sex M 

+ 10 - 40 DOß (Month) 11 

+ 15 - 20 DOß (Day) 09 

+ 25 - 10 DOß (Year) 41 

Total Points Accumulated 

The nearest match found was on the name 
Leonard Johnson. The person making the in­
quiry would have to evaluate the response. A 
47% match when full name, race, sex & D.O.B. 
as given is normally not considered a good hit. 
However, an evaluation & decision should be 
made on the merits of each case when a pos­
sible match is indicated. Such things as physical 
description, present and previous address and 
numeric identification should be compared 
with what is recorded in the files to assist in 
positive identification or elimination of the 
subject. 

Beispiel: 

Eine Anfrage anhand des Namens »Less 
Johnson, Hautfarbe weiß, Geschlecht männlich, 
geb.11094«. 

RECORD 

Total INTERROGATION 

Points Points 
Added Accumulated 

+ 90 JOHN50N + 90 

+ 40 L + 40 

0 E -

+ 40 Onard -10 

+ 5 W + 5 

0 M -

+ 10 11 + 10 

+ 15 24 - 20 

+ 25 38 -10 

225 Interrogation Points 105 

Result - 47 % Hit 

Die beste Übereinstimmung wurde hier 
unter dem Namen Leonard Johnson gefunden. 
Es müßte eine Auswertung der Antwort durch 
die Person erfolgen, welche die Anfrage ge­
macht hat. Eine 470/oige Übereinstimmung wird 
gewöhnlich nicht als guter Treffer angesehen, 
wenn der vollständige Name, die Hautfarbe, 
das Geschlecht und das Geburtsdatum gegeben 
sind. Die Auswertung und Entscheidung hängt 
jedoch von den jeweiligen Gegebenheiten des 
betreffenden Falles ab, wenn eine mögliche 
Übereinstimmung angezeigt wird. Solche 
Dinge, wie die Personenbeschreibung, die 
jetzige und frühere Anschrift und numerische 
Identifizierungsmerkmale, sollten mit den in 
den Dateien gespeicherten Daten verglichen 
werden, um zu einer einwandfreien Identifi­
zierung bzw. Eliminierung der betreffenden 
Person zu kommen. 
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An new system philosophy is proposed in 
which "multi-threading" and a priority of pro­
cessing actions must be implemented in order 
to guarantee the volume of "throughput" and 
processing of quantities of data proposed in 
this document. 

To achieve this goal, the Real-Time Tele­
processing Program will consist of a main task 
and six sub-tasks, operating concurrently under 
control of the Disk Operating System. 

The six sub-tasks are: 

(1) Une Control Program 

(2) Output Queue Routine 

(3) Input Queue Routine 

(4) Faster Transaction Processor " 

(5) Faster Transaction Processor I 

(6) Source Data Collection Processor 

(7) NCIC/Message Switch/Error Handler Pro-
cessor 

(8) On Une Payroll. 

These tasks are attached, in that priority. 
That is, if two tasks require CPU Control, the 
task with the highest priority gets control and 
performs its function. When it no longer re­
quires CPU Control, the other task takes over 
and performs its function. Under this arrange­
ment, a task can interrupt a lower priority task 
or can be interrupted by a higher priority task. 

Une Control, Input Queuing, and Output 
Queuing are low volume processing service 
routines that require priority control in order 
to perform their services and keep the whole 
system running effectively. 

The transaction processing routines con­
tain the bulk of the logic processing and are 
the most time consuming routines. When these 
routines are busy and arequest for Une Contral, 
Input Queuing, or Output Queuing is recogniz­
ed, the processing program is only tempo­
rarily interrupted and then continues once the 
interrupting routine completes service. 
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Es wird eine neue System-Philosophie mit 
»Multi-Threading« und vorrangigen Verarbei­
tungshinweisen vorgeschlagen, um das »Durch­
laufvolumen{{ sowie die Verarbeitung der 
in dieser Schrift empfohlenen Datenmengen 
sicherzustellen. 

Zur Erreichung dieses Zieles soll das 
Echtzeit-Datenfernverarbeitungs-Programm aus 
einer Hauptaufgabe (task) und sechs Unter­
aufgaben (sub-tasks) bestehen, die gleichlau­
fend betrieben und vom Plattenspeicher-System 
gesteuert werden. 

Es handelt sich um die folgenden sechs 
Unteraufgaben: 

(1) Leitungssteuerungs-Programm 

(2) Ausgabe-Warteschlangen-Routine 

(3) Eingabe-Warteschlangen-Routine 

(4) Vorgangs-Schnellverarbeitung" 

(5) Vorgangs-Schnellverarbeitung I 

(6) Originaldaten-Erfassung und Verarbeitung 

(7) NCI C/Nach richtenvertei I ung/Feh ler-
behandlung/-verarbeitung 

(8) on-line-Gehaltsabrechnung. 

Diese Aufgaben werden in der oben an­
gegebenen Reihenfolge angeschlossen, d. h. 
wenn zwei Aufgaben durch eine Zentraleinheit 
gesteuert werden müssen, so erhält die höchst­
rangige Aufgabe die Steuerung und läuft durch. 
Wenn sie keine Steuerung durch eine Zentral­
einheit mehr benötigt, kommt die nächste Auf­
gabe an die Reihe und läuft durch. Bei dieser 
Anordnung kann eine Aufgabe eine andere von 
niedrigerem Rang unterbrechen oder selbst von 
einer solchen mit höherem Rang unterbrochen 
werden. 

Um ihren Zweck zu erfüllen und das ganze 
System wirksam in Betrieb zu halten, sind Lei­
tungssteuerung sowie Eingabe- und Ausgabe­
Einreihung Verarbeitungs-Dienstprogramme 
von niedrigem Volumen, die dafür eine Vor­
rang-Steuerung benötigen. 

Die Vorgang-Verarbeitungs-Routinen ent­
halten die Masse der logischen Verarbeitung 
und sind meist »verbrauchende« Routinen. 
Wenn diese Routinen in Arbeit sind und eine 
Forderung nach Leistungssteuerung, Eingabe­
Einreihung oder Ausgabe-Einreihung erkannt 
wird, wird das Verarbeitungsprogramm nur 
vorübergehend unterbrochen und läuft dann 
weiter, sobald die unterbrechende Routine ihre 
Aufgabe erfüllt hat. 



Transaction Processing Flow 

From Input through Output 

The line control program reads a trans­
action from the terminal. It then determines 
that it is a data transaction and passes the 
transaction to the input queue routine. 

The input queue routine checks to see that 
the transaction is valid for the system and the 
terminal and is active. It then queues the trans­
action (either in core or on disk), in the ap­
propriate queue. 

The transaction processing routine that 
processes the above queue requests the trans­
action from the input queue routine. The input 
queue routine then de-queues the transaction 
and passes it to the transaction processing 
routine. 

The transaction processing routine then 
processes the transaction and generates some 
output. The processing routine then requests 
that the output queue routine queue the out­
put data. 

The output queue routine starts build­
ing the output message queue, and waits for 
further requests from the transaction process­
ing routine. 

The transaction processing routine con­
tinues processing the transaction, and may 
generate some more output and result in the 
above sequence between the output queue 
routine and the transaction processing routine 
being continued. 

However, when the transaction processing 
routine has completed the transaction (before 
requesting another transaction) , it notifies the 
output queue routine that output is complete. 

The output queue routine then terminates 
the message and releases the pages used by 
the message to the common page pool. The 
terminal status is readjusted and some other 
control tables are updated. 

All the while this transaction was being 
processed, other transactions could be at any 
of the stages of its flow. 

Vorgangsverarbeitungsfluß von der Ein­
gabe bis zur Ausgabe 

Das Leitungssteuerungs-Programm liest 
einen von einem Endplatz kommenden Vor­
gang. Es stellt fest, daß es sich um einen Daten­
vorgang handelt, und leitet den Vorgang an 
die Eingabe-Warteschlangen-Routine weiter. 

Die Eingabe-Warteschlangen-Routine prüft, 
ob derVorgang fürdas System und den Endplatz 
gültig und aktiv ist. Sie reiht dann den Vorgang 
(entweder in einem Kern- oder Plattenspeicher) 
in die entsprechende Warteschlange ein. 

Die Vorgang-Verarbeitungs-Routine, wei­
che die oben angeführte Warteschlange verar­
beitet, fragt den Vorgang von der Eingabe­
Warteschlangen-Routine ab. Die Eingabe­
Warteschlangen-Routine nimmt dann den Vor­
gang aus der Warteschlange heraus und leitet 
ihn an die Vorgang-Verarbeitungs-Routine 
weiter. 

Die Vorgang-Verarbeitungs-Routine verar­
beitet den Vorgang und erzeugt eine bestimmte 
Ausgabe. Die Verarbeitungs-Routine fordert 
dann die Einreihung der Ausgabedaten durch 
die Ausgabe-Warteschlangen-Routine. 

Die Ausgabe-Warteschlangen-Routine be­
ginnt mit dem Aufbau der Ausgabe-Nachrichten­
Warteschlange und wartet auf weitere Forde­
rungen von seiten der Vorgang-Verarbeitungs­
Routine. 

Die Vorgang-Verarbeitungs-Routine fährt 
mit der Verarbeitung des Vorgangs fort und 
liefert möglicherweise etwas mehr Ausgabe 
und Ergebnisse in der oben angeführten 
Reihenfolge zwischen der Ausgabe-Warte­
schlangen-Routine und der Vorgang-Verarbei­
tungs-Routine, die weiterlaufen. 

Wenn jedoch die Vorgang-Verarbeitungs­
Routine die Verarbeitung des Vorgangs ab­
geschlossen hat (vor der Abfrage eines weiteren 
Vorgangs), teilt sie der Ausgabe-Warteschlan­
gen-Routine mit, daß die Ausgabe vollständig 
ist. 

Die Ausgabe-Warteschlangen-Routine be­
endigt die Nachricht und übermittelt die dafür 
benutzten Seiten an den allgemeinen Seiten­
pool. Der ursprüngliche Zustand des Endplatzes 
wird wiederhergestellt, und es werden einige 
weitere Kontrolltabellen auf den neuesten 
Stand gebracht. 

Während der gesamten Verarbeitungszeit 
dieses Vorgangs können sich weitere Vorgänge 
im Programmablauf befinden. 
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The output queue routine then places the 
output in the proper terminal queue, ready to 
be sent to the terminal. 

The line control program checks to see if 
there is any output available, and when there 
is, requests output data from the output queue 
routine. The output queue routine gets the 
output from disk, reset terminal status con­
ditions, and passed the data to the line control 
program. 

The line control program then transmits 
the output data to the terminal, upon sucess­
ful transmission (or paging command, depend­
ing on terminal discipline), the line control 
program notifies the output queue to reset the 
terminal status. The line control program again 
checks for output and the above sequence is 
executed until the last page has been trans­
mitted (or a termination command has been 
issued). 

Une Control 

The line control task is responsible for per­
forming the input/output operations for the 
terminals, as weil as passing and getting data 
and control commands to and from the input 
queue and output queue routines. 

Basically the processing of the line con­
trol program is as folIows: 
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Read data from terminal 

Determine if it is a data transaction or a 
terminal control function request 

Call the input queue routine to handle 
data transaction requests 

Call the output queue routine to handle 
terminal control function requests 

Check for output availability and request 
output data from the output queue routine 

Die Ausgabu-Warteschlangen-Routine reiht 
dann die Ausgabe in die entsprechende End­
stellen-Warteschlange ein, und die Ausgabe 
kann an den Endplatz übermittelt werden. 

Das leitungssteuerungs-Programm prüft, 
ob noch Ausgabe vorhanden ist, und wenn dies 
der Fall ist, werden die Ausgabedaten von der 
Ausgabe - Warteschlangen - Routine abgefragt. 
Die Ausgabe-Warteschlangen-Routine erhält 
die Ausgabe vom Plattenspeicher, stellt bei der 
Endstelle die ursprünglichen Verhältnisse wie­
der her und leitet die Daten an das leitungs­
steuerungs-Programm weiter. 

Das leitungssteuerungs-Programm über­
mittelt dann die Ausgabedaten an den End­
platz, und nach erfolgreicher Übermittlung 
(oder auf einen Paginierbefehl, je nach System­
Konvention) fordert das leitungssteuerungs­
Programm die Ausgabe-Warteschlange auf, den 
ursprünglichen Zustand des Endplatzes wieder­
herzustellen. Das leitungssteuerungs-Programm 
prüft noch einmal, ob Ausgabe vorhanden ist, 
und die oben beschriebene Folge wird solange 
fortgesetzt, bis die letzte Seite übermittelt ist 
(oder ein Beendigungsbefehl gegeben wird). 

Leitungssteuerung 

Die leitungssteuerungs-Aufgabe ist für 
die Durchführung der Eingabe-/Ausgabe-Ope­
rationen für die Endplätze sowie für die 
Weiterleitung und Erlangung der Daten und 
Steuerbefehle zu und von den Eingabe-Warte­
schlangen- und Ausgabe-Warteschlangen-Rou­
tinen verantwortlich. 

Die grundlegende Arbeitsweise des lei-
tungssteuerungs-Programms ist wie folgt: 

Die von dem Endplatz übermittelten Daten 
werden gelesen. 

Es wird festgestellt, ob es sich um einen 
Datenvorgang oder um eine Endplatz­
Steuerfunktions-Abfrage handelt. 

Die Eingabe-Warteschlangen-Routine wird 
aufgefordert, die Datenvorgangs-Abfragen 
zu behandeln. 

Die Ausgabe-Warteschlangen-Routine wird 
aufgefordert, die Endplatz-Steuerfunktions­
Abfragen zu behandeln. 

Es wird geprüft, ob Ausgabe vorhanden 
ist, und die Ausgabedaten werden von 
der Ausgabe-Warteschlangen-Routine ab­
gefragt. 



Upon notification from the output queue 
routine that output data has been trans­
ferred, write to the terminal. 

When not actually performing any of these 
functions, the line control program will stand 
by in a wait state so that lower priority tasks 
can perform their functions. 

Input Queue Routine 

The input queue routine is responsible for 
maintaining queues of transactions for the 
transaction processing routines. This ability to 
stack transactions for processing, regardless of 
whether the transaction processing routine is 
busy, allows the line control program to main­
tain maximum communication with the ter­
minals. 

Queue maintenance includes stacking of 
transaction requests, and unstacking the trans­
action and passing it to a transaction process­
ing routine. The queuing may be done in core, 
on disk, or a combination of core and disko 

Since the transaction processing routines 
each perform only specific transactions, the 
input queue routine must determine which 
transaction processing routine will perform the 
processing and stack the transaction request in 
the proper queue for that processor. At the 
same time, the input queue routine will check 
the validity and status of the transaction re­
quest. If the transaction request does not pass 
all tests, an error transaction request is generat­
ed and queued for the error handling pro­
cessing routine. 

Requests to stack transactions may be 
made by other task in the real-time program. 
line control will request stacking of terminal 
requests, transaction processing programs will 
request stacking of secondary transactions, and 
any task can request stacking of error trans­
actions. 

The unstacking of transaction requests is 
performed only for transaction processing 
routines. 

Nach Mitteilung von seiten der Ausgabe­
Warteschlangen-Routine, daß die Aus­
gabedaten übertragen wurden, wird der 
Endplatz angeschrieben. 

Wenn gerade keine dieser Funktionen 
durchgeführt wird, schaltet das Leitungssteue­
rungs-Programm auf Ruhe- bzw. Wartestellung, 
so daß die Aufgaben mit niedrigerem Rang in 
Funktion treten können. 

Ei ngabe-Warteschlangen-Routi ne 

Die Eingabe-Warteschlangen-Routine ist 
für die Behandlung eingereihter Vorgänge für 
die Vorgang-Verarbeitungs-Routinen verant­
wortlich. Diese Möglichkeit der Speicherung 
von Vorgängen für die Verarbeitung, und zwar 
unabhängig davon, ob die Vorgang-Verarbei­
tungs-Routine in Arbeit ist, gestattet dem 
Leitungssteuerungs-Programm die Unterhal­
tung eines maximalen Informationsaustausches 
mit den Endplätzen. 

Das Arbeiten mit Warteschlangen ermög­
licht das Stapeln von Vorgang-Abfragen, das 
Aufheben der Stapelung der Vorgänge und 
deren Weiterleitung an die Vorgang-Verarbei­
tungs-Routine. Das Einreihen in Warteschlangen 
kann mit Hilfe von Kern- oder Plattenspeichern 
sowie einer Kombination von bei den erfolgen. 

Da jede der Vorgang-Verarbeitungs-Routi­
nen nur spezifische Vorgänge erledigt, muß die 
Eingabe-Warteschlangen-Routine bestimmen, 
welche Vorgang-Verarbeitungs-Routine die 
Verarbeitung durchführen und die Vorgang­
Abfrage in der zu dem betreffenden Verarbei­
ter gehörenden Warteschlange stapeln soll. 
Gleichzeitig prüft die Eingabe-Warteschlangen­
Routine die Gültigkeit und den Status der Vor­
gang-Abfrage. Wenn die Vorgang-Abfrage nicht 
alle Tests passiert, wird eine Fehler-VQrgang­
Abfrage erzeugt und fürdie Fehlerbehandlungs­
Verarbeitungs-Routine eingereiht. 

Abfragen zur Stapelung von Vorgängen 
können auch durch andere Aufgaben im Echt­
zeit-Programm erfolgen. Die Leitungssteuerung 
erfordert das Stapeln von Endplatz-Anfragen, 
die Vorgang-Verarbeitungs-Programme erfor­
dern das Stapeln von sekundären Vorgängen, 
und jede Aufgabe kann das Stapeln von Fehler­
Vorgängen notwendig machen. 

Das Aufheben der Stapelung von Vorgang­
Abfragen wird lediglich für die Vorgang-Verar­
beitungs-Routinen durchgeführt. 
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Briefly, the transaction processing routine 
will check to determine if any transaction is 
queued for it. If there are none, the transaction 
processing routine waits until there is a 
request stacked. If there is a transaction stacked, 
the processing routine requests a transaction 
from the input queue routine. The input queue 
routine then unstacks the request and passes 
it to the transaction processing routine for 
processing. 

General conception of transaction process­
ing routine 

The transaction processing routine will 
wait until something is queued up for it to do. 
As soon as a transaction is queued, the pro­
cessing routine will request a transaction from 
the Input Queue routine. After the input queue 
routine has passed the transaction to the pro­
cessing routine, the processing routine per­
forms its functions and may generate some 
terminal output. If there is some terminal out­
put, the transaction processing routine will 
request the output queue routine to take the 
output and queue it on disko 

The transaction processing routine may 
make multiple requests to the output queue 
routine for a single transaction. (Multiple ter­
minal output is an example of a situation re­
quiring multiple output queue routine request.) 
At the end of processing, the processing rou­
tine will notify the ouput queue routine of 
completion of processing for this transaction; 
then process will begin all over. 

Faster I 

This processing routine will update and 
maintain the real-time police data base files. 
All updates and additions to the files will be 
performed by this task. 

This task will have three input queues for 
stacking its transactions. These queues will per­
mit priority processing of transactions. 
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Zusammenfassend kann gesagt werden, 
daß die Vorgang-Verarbeitungs-Routine prüft, 
ob irgendein Vorgang für sie in einer Warte­
schlange eingereiht ist. Wenn dies nicht der 
Fall ist, wartet die Vorgang-Verarbeitungs­
Routine, bis eine Abfrage gestapelt ist. Ist ein 
Vorgang gestapelt, fragt die Verarbeitungs­
Routine einen Vorgang von der Eingabe­
Warteschlangen-Routine ab. Die Eingabe­
Warteschlangen-Routine hebt dann die Stape­
lung der Abfrage auf und leitet sie zwecks 
Verarbeitung an die Vorgang-Verarbeitungs­
Routine weiter. 

Allgemeine Konzeption 
der Vorgang-Verarbeitungs-Routine 

Die Vorgang-Verarbeitungs-Routine war­
tet, bis etwas für sie in einer Warteschlange 
eingereiht ist. Sobald ein Vorgang vorhanden 
ist, fragt die Verarbeitungs-Routine einen Vor­
gang von der Eingabe-Warteschlangen-Routine 
ab. Nachdem die Eingabe-Warteschlangen­
Routine den Vorgang an die Verarbeitungs­
Routine weitergegeben hat, tritt die Verarbei­
tungs-Routine in Funktion und kann eine 
bestimmte Endplatz-Ausgabe erzeugen. Falls 
eine solche vorhanden ist, fordert die Vorgang­
Verarbeitungs-Routine die Ausgabe-Warte­
schlangen-Routine dazu auf, die Ausgabe zu 
übernehmen, auf Plattenspeicher zu nehmen 
und einzureihen. 

Die Vorgang-Verarbeitungs-Routine kann 
an die Ausgabe-Warteschlangen-Routine meh­
rere Abfragen nach einem einzelnen Vorgang 
richten. (Die mehrfache Endplatz-Ausgabe ist 
ein Beispiel für eine Situation, die eine mehr­
fache Ausgabe - VVarteschlangen - Routine - Ab­
frage erfordert.) Am Ende der Verarbeitung 
teilt die Verarbeitungs-Routine der Ausgabe­
Warteschlangen-Routine mit, daß die Verar­
beitung des Vorganges abgeschlossen ist, und 
der Prozeß beginnt wieder von vorn. 

Faster I 

Diese Verarbeitungs-Routine soll die 
Datenbasis-Dateien der Polizei auf dem neu­
esten Stand halten. Alle Fortschreibungen und 
zusätzlichen Eingaben sollen durch diese Auf­
gabe erfolgen. 

Zur Stapelung ihrer Vorgänge sind für 
diese Aufgabe drei Eingabe-Warteschlangen 
vorgesehen, welche die Verarbeitung der Vor­
gänge nach Rangfolge ermöglichen: 



(1) Long search inquiries 

(2) Criminal updates to files 

(3) Source data entries. 

Faster 11 

This task handles all inquiries into the 
ALERT system except for the long search items 
such as intelligence inquiries. The inquiries in 
this task are assigned to one of two priorities. 

(1) Inquiries from field officers 

(2) Administrative inquiries from data control 
and other administrative offices. 

The programming for both of these tasks 
will be done using the Faster programming 
package. 

Separate sub-routines 

This transaction processing routine will 
perform the following three functions: 

(1) NCIC message handling 

(2) Error message handling 

(3) Message switching. 

NCIC message handling: 

Transaction processor No 1 processes a 
transaction and determines that this transaction 
should also be routed to NCIC, so it queues a 
transaction for the NCIC message handler via 
the input queue routine. This transaction indi­
cates the kind of NCIC request and includes 
the data. 

The NCIC message handling routine then 
takes the data and re-formats it to be consistant 
with NCIC format requirements and queues it 
via the output queue routine. 

Responses from NCIC come back through 
the line control program to the input queue 
routine to the NCIC message handler. The NCIC 
message handler relays the response to the ini­
tial originating terminal and, if necessary, stacks 
arequest (via the input queue routine), to 
transaction processing routine No 1 to notifiy it 
of NClC's handling (update responses contain 
FBI record information, to be stored on real­
time police data base files). 

(1) Anfragen mit langer Suchzeit 

(2) Fortschreibung der kriminalpolizeilichen 
Dateien 

(3) Originaldaten-Eingabe. 

Faster 11 

Diese Aufgabe behandelt alle an das 
ALERT-System gErichteten Anfragen außer den­
jenigen mit langer Suchzeit, wie z. B. Nach­
richten-Anfragen. Die Anfragen für diese Auf­
gabe werden vorrangmäßig wie folgt eingestuft: 

(1) Anfragen von Beamten im Außendienst 

(2) Verwaltungsmäßige Anfragen von Daten­
kontroll- und anderen Verwaltungsdienst­
stellen. 

Die Programmierung für diese beiden 
Aufgaben soll unter Benutzung des »Faster­
Programmierungs-Paketes« erfolgen. 

Gesonderte Subroutinen 

Diese Vorgang-Verarbeitungs-Routine soll 
drei Funktionen ausüben: 

(1) NCIC-Nachrichtenbehandlung 

(2) Fehlernachrichtenbehandlung 

(3) Nachrichtenverteilung. 

NCIC-Nachrichtenbehandlung 

Die Vorgang-Verarbeitungseinheit Nr. 1 
verarbeitet einen Vorgang und stellt fest, daß 
derselbe auch an NCIC übermittelt werden 
muß. Sie reiht deshalb einen Vorgang für die 
NCIC-Nachrichtenbehandlungs-Einheit über die 
Eingabe-Warteschlangen-Routine ein. Dieser 
Vorgang gibt die Art der NCIC-Abfrage an und 
enthält die Daten. 

Die NCIC-Nachrichtenbehandlungs-Rou­
tine übernimmt dann die Daten, wandelt sie 
nach den Erfordernissen des NICI-Formates um 
und reiht sie über die Ausgabe-Warteschlangen­
Routine ein. 

Antworten von NCIC kommen über das 
Leitungssteuerungs-Programm zur Eingabe­
Warteschlangen-Routine und zur NCIC-Nach­
richtenbehandlungs-Einheit zurück. Die NCIC­
Nachrichtenbehandlungs-Einheit gibt die Ant­
wort an den Endplatz, von dem die Anfrage 
kam, weiter und stapelt notfalls eine Abfrage 
(über die Eingabe-Warteschbngen-Routine) für 
die Vorgang-Verarbeitungs-Routine Nr. 1, um 
diese von der Behandlung durch NCIC zu be-
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Error message handling 

Any task in the system may stack an error 
transaction via the input queue routine. The 
error message handler will use the information 
in the error transaction to generate the correct 
error message and establish the message rout­
ing. The error message and their particular 
handling requirement may be disk resident or 
core resident. 

Any catastrophe errors or errors that can­
not be handled using this approach, will be 
handled immediately by the task recognizing 
the error condition and will be outputted on 
the system console. 

Message switching 

All administrative traffic will be sent to 
this routine. The message switching routine will 
handle input and output message numbering 
and will take care of routing of the messages 
to the proper terminals. 

Output queue routine 

The output queue routine is responsible 
for disk queuing all output data, retrieving out­
put data upon request of the line control pro­
gram, and maintaining terminal output status. 

The output queue routine will insure that 
the messages from the transaction processing 
routines are kept intact and separate from mes­
sages created by another transaction processing 
routine. 

In addition, the output queue routine will 
provide for four levels of priority for output. 
(NCIC inquiries must be in a higher priority 
and separate queue than updates, this will 
allow updates to be blocked and still handle 
inquiries.) This degree of priority output queu­
ing is not needed immediately but it does pro­
vide for future developments. 
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nachrichtigen (die Fortschreibungs-Antworten 
enthalten Informationen aus den FBI-Unter­
lagen, die in den Echtzeit-Datenbasis-Dateien 
der Polizei gespeichert werden sollen). 

Fehlernachrichtenbehandlung 

IrgendeineAufgabe des Systems kann über 
die Eingabe-Warteschlangen-Routine einen 
Fehlervorgang stapeln. Die Fehlernachrichten­
Behandlungseinheit benutzt die im Fehlervor­
gang enthaltenen Informationen zur Erzeugung 
der richtigen Fehlernachricht und zur Feststel­
lung des leitweges. Die Fehlernachricht mit 
ihren besonderen Behandlungsbedingungen 
kann plattenspeicher- oder hauptspeicherresi­
dent sein. 

Grobe Fehler und solche, die auf diese 
Weise nicht behandelt werden können, werden 
sofort durch die Aufgabe behandelt, welche 
die Fehlerbedingung erkennt, und am unteren 
Teil des Systems ausgegeben. 

Nachrichtenverteilung 

Der gesamte Nachrichtenverkehr der Ver­
waltung soll dieser Routine zugeleitet werden. 
Die Nachrichtenverteilungs-Routine hat die 
Numerierung der Eingabe- und Ausgabe­
nachrichten durchzuführen und für die Weiter­
leitung der Nachrichten an die betreffenden 
Endplätze zu sorgen. 

Ausgabe-Warteschlangen-Routine 

Die Ausgabe-Warteschlangen-Routine ist 
für die Einreihung aller Ausgabedaten auf Plat­
tenspeicher, das Wiederauffinden der Ausgabe­
daten auf Abfrage von seiten des leitungs­
steuerungs-Programms und die Beibehaltung 
des Ausgabestatus der Endplätze verantwortlich. 

Die Ausgabe-Warteschlangen-Routine soll 
dafür sorgen, daß die von den Vorgang-Verar­
beitungs-Routinen kommenden Nachrichten 
unversehrt bleiben und von den Nachrichten 
getrennt werden, die von einer anderen Vor­
gang-Verarbeitungs-Routine erzeugt werden. 

Ferner sind durch die Ausgabe-Warte'­
schlangen-Routine vier verschiedene Rang­
stufen für die Ausgabe vorgesehen. (NCIC­
Anfragen müssen in eine höhere Rangstufe 
kommen und in eine andere Warteschlange 
als die Fortschreibungen eingereiht werden. 
Dadurch wird eine Blockierung der Fortschrei­
bungen ermöglicht, so daß die Anfragen weiter 



The output queue routine also provides 
the paging and termination functions as weil 
as a wide range of terminal output queue manip­
ulation and control functions. 

The output queue routine will provide a 
common page pool to be shared by all termi­
nals, and it maintains queue pointers to keep 
track of the messages for each terminal. 

Source Data Collection 

The Source Data Task provides the means 
for entering large batches of data directly from 
the source document into the ALERT files. Be­
cause of the greater efficiencies which result 
to Data Processing (greater accuracy and 
20 percent more data throughput), this tech­
nique in source data collection is being imple­
mented as areplacement to Keypunch Op­
erations. 

Data is entered on the 2260 visual display 
devises using formatted masks. The source data 
task provides the masks in a predetermined 
sequence unless otherwise specified by the 
operator. Data that is entered is processed 
through aseries of edits referred to as "Primary 
edits". Any fjeld that does not pass the primary 
edits will cause the transaction to be redis­
played on the 2260 device with the field or 
fjelds with errors displayed as asterisks. After 
errors have been corrected and the transaction 
has passed the primary edits the next sequen­
tial mask is displayed on the 2260 device. 

bearbeitet werden können.) Diese Rangeinstu­
fung der Ausgabe-Einreihung ist im Augenblick 
noch nicht erforderlich, jedoch für die Zukunft 
vorgesehen. 

Die Ausgabe-\Varteschlangen-Routine sorgt 
ferner für das Paginieren und den Abschluß so­
wie für zahlreiche Manipulationen und Steuer­
funktionen, welche die Einreihung der End­
stellen-Ausgabe betreffen. 

Die Ausgabe-Warteschlangen-Routine sorgt 
für einen gemeinsamen Seitenpool, an dem alle 
Endplätze teilhaben sollen, und unterhält Ein­
reihungs-Hinweisadressen, um die für die ein­
zelnen Endplätze bestimmten Nachrichten im 
Auge zu behalten. 

Originaldaten-Erfassung 

Die Originaldaten-Aufgabe bietet die 
Möglichkeit der Eingabe umfangreicher Daten­
stapel direkt von den Originalunterlagen in 
die ALERT-Dateien. Wegen des größeren Nutz­
effektes in der Datenverarbeitung (größere 
Genauigkeit und 20% mehr Datendurchlauf) 
soll dieses Verfahren der Originaldaten-Erfas­
sung an die Stelle des Lochkarten-Systems 

treten. 

Die Daten werden mit optischen Anzeige­
geräten des Typs 2260 unter Benutzung von 
formatgebundenen Schablonen eingegeben. 
Die Originaldaten-Aufgabe liefert die Schablo­
nen in einer vorher festgelegten Reihenfolge, 
sofern vom Operateur nicht etwas anderes vor­
gesehen ist. Die eingegebenen Daten durch­
laufen eine Reihe von Aufbereitungsprozessen, 
die als »primäre Aufbereitung« bezeichnet 
werden. Durchläuft ein Feld nicht die primären 
Aufbereitungen, so führt das dazu, daß der 
Vorgang durch das Gerät des Typs 2260 mit dem 
Feld erneut angezeigt wird oder daß Felder mit 
Fehlern als Sternchen angezeigt werden. Nach 
Berichtigung der Fehler und Durchlaufen des 
Vorgangs durch die primären Aufbereitungen 
wird die nächste Schablone durch das Gerät 

__________________________ ------"d=e=s_T'--Jyu:p~s 2260 angezeigt. 

When this transaction passes the primary 
edits, the Source Data Task changes the inquiry 
code that is used on the mask to an inquiry 
code that is recognized by FASTER and passes 
the data to input queue. Input queue passes 
the data, to FASTER, where "Secondary edits" 
are performed and the files are updated. 

Wenn der Vorgang die primären Aufberei­
tungen durchläuft, ändert die Originaldaten­
Aufgabe den für die Schablone benutzten 
Anfrage-Code in einen Anfrage-Code um, der 
von FASTER erkannt wird, und leitet die Daten 
an die Eingabe-Warteschlange weiter. Diese 
gibt sie wiederum an FASTER ab, wo »sekundäre 
Aufbereitungen« durchgefüh~t und die Dateien 
auf den neuesten Stand gebracht werden. 
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Source data entries mayaIso be made 
from the 2740's or remote 2265's using field 
names and/or field separation characters. The 
most significant difference between the two 
types of entries are the edit functions; on 2740 
and 2265 entries data is passed through all edits 
and files are updated with a response. 
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Die Original daten-Eingabe kann auch von 
einer Maschine des Typs 2740 oder des Typs 
2265 (entfernt aufgestellt) aus unter Verwen­
dung von Feldnamen und/oder Feldtrenn­
zeichen erfolgen. Diese beiden Arten von 
Eingaben unterscheiden sich am meisten in 
den Aufbereitungsfunktionen : bei Maschi~en 
der Typen 2740 und 2265 durchlaufen die 
Eingabedaten alle Aufbereitungsprozesse, und 
die Dateien werden mit einer Antwort fort­
geschrieben. 



ANational Public Safety Criminal Justice System 

Öffentliche Sicherheit und kriminalpolizeiliche Arbeit auf Bundesebene 

Inspector Jerome J. Daunt, Federal Bureau of Investigation, Washington 

The United States' National Crime Infor­
mation Center (NClC) is a nationwide com­
puterized index of documented law enforce­
ment information serving local, state and 
Federal law enforcement agencies in the 
50 states and Canada. NCiC began operations 
in January, 1967, and continues to have dy­
namic growth. At the present time NCIC stores 
over 3.1 million active records in its com­
puterized files. These are records on wanted 
persons, offender criminal history, stolen ve­
hicles wanted in felonies, and other identifiable 
stolen property, incJuding firearms and stolen 
securities. On an average, the NCIC handles 
over 88,000 transactions daily for local, state, 
and Federal law enforcement agencies. This 
includes inquiries, new record entries, modifi­
cations of the records, locating messages, 
c1earances, cancellations of records, etc. Each 
transaction involves two messages, one from 
the terminal to the computer and the second a 
response from the computer to the terminal. 

As of January, 1972, the NCIC system 
interfaced with 48 computers or electronic 
switches representing 31 State agencies and 
17 metropolitan area systems and with manu­
ally operated terminal devices in the remaining 
control terminal locations. These links provide 

Die Nationale Zentralstelle für kriminal­
polizeiliche Informationen der Vereinigten 
Staaten (NCIC) kann als ein auf elektronische 
Datenverarbeitung umgestelltes Verzeichnis 
urkundlich belegter polizeilicher Informa­
tionen angesehen werden, das die Polizei­
dienststellen der Gemeinden, der Staaten und 
des Bundes in den 50 Staaten und in Kanada 
mit Nachrichten versorgt. Die Zentralstelle er­
öffnete ihren Betrieb im Januar 1967 und hat 
für die Folgezeit ein weiteres starkes Anwachsen 
zu verzeichnen. Gegenwärtig sind bei der Zen­
tralstelle über 3,1 Millionen aktive Datensätze 
in den Dateien gespeichert. Es handelt sich 
dabei um Datensätze, welche gesuchte Perso­
nen, kriminalpolizeiliche Personenakten von 
Straftätern, gestohlene Kraftfahrzeuge, Kraft­
fahrzeuge, die im Zusammenhang mit einem 
Verbrechen gesucht werden, identifizierbare 
gestohlene Gegenstände einschließlich Schuß­
waffen und gestohlene Wertpapiere betreffen. 
Die Zentralstelle bearbeitet täglich im Durch­
schnitt über 88000 Geschäftsvorgänge für die 
Polizeidienststellen der Gemeinden, der Staaten 
und des Bundes. Hierin sind Anfragen, die 
Eingabe neuer Datensätze, Datensatzänderun­
gen, Suchnachrichten, Freigaben, die Löschung 
von Datensätzen usw. einbegriffen. Für jeden 
Geschäftsvorgang müssen zwei Nachrichten 
übermittelt werden: eine von dem Datenend­
platz zur Rechenanlage und die andere als 
Antwort von der Rechenanlage zum End­
platz. 

Seit Januar 1972 ist das NCIC-System an 
48 Rechenanlagen bzw. elektronische Vermitt­
lungssteIlen angeschlossen, die von 31 Dienst­
stellen der Staaten und 17 Hauptstädten be­
trieben werden, ferner an die mit der Hand 
bedienten Endplätze in den übrigen Gebie-

237 



on-line access to NCiC for over 6,000 law en­

forcement agencies in the United States and 
Canada. This immediate access makes infor­
mation in the national file available within 
seconds of an inquiry. The original goal of 
NCIC to serve as a national index and network 
to 50 central State computerized information 
and communications systems is weil within 
reach. (See NCIC network map.) 

From its inception, the concept of NCIC 
has been to serve as a national index and net­
work for 50 state law enforcement information 
systems. Thus, the NCIC does not, nor is it 
intended to, eliminate the need for such systems 
at appropriate state and metropolitan levels, but 
complements these systems. The concept was 
built on varying levels and types of information 
in metropolitan area, state and national files. 
In such an overall system many thousands of 
duplicate indices in local, state, and Federal 
agencies can be eliminated and all agencies 
share in centralized operational information 
from a minimum number of computer files. 
The purpose of centralization beyond eco­
nomics is to contend with increasing criminal 
mobility and recidivism (criminal repeating). 
Computer and communications technology 
make this possible, and, in fact demands this 
system concept. 

The NCIC concept enhances the tradition­
al primary role of local and state government 
over law enforcement. The NCiC system places 
complete responsibility for all records entries 
on each agency - local, state or Federal. Like­
wise, c1earance, modification and cancellation 
of these records are also the responsibility of the 
entering agency. Each record, for all practical 
purposes, remains the possession of the enter­
ing agency. However, each local and state 
agency in one state can immediately share in 
the use of information contributed by another 
agency in another state. This continuity of in­
formation greatly increases the capability of 
local and state agencies in working across state 
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ten. Durch diese Verbindungen haben über 
6000 Polizeidienststellen in den Vereinigten 
Staaten und Kanada direkten Zugang zu den 
Dateien der Zentralstelle. Dieser direkte Zu­
gang ermöglicht die Einholung von Auskünften 
beim Bundesarchiv innerhalb weniger Sekun­
den. Das ursprüngliche Ziel der Zentralstelle, 
nämlich die Versorgung von 50 zentralen, auf 
elektronische Datenverarbeitung umgestellten 
Informations- und Fernmelde-Systemen der 
Staaten über ein auf Bundesebene angelegtes 
Netz, scheint in naher Zukunft Wirklichkeit zu 
werden. 

Von Anfang an war es das Konzept der 
Zentralstelle, den polizeilichen Informations­
Systemen der 50 Staaten als Bundesarchiv zu 
dienen. Die Zentralstelle ersetzt daher nicht die 
entsprechenden Systeme auf der Ebene der 
Staaten und Hauptstädte, was gar nicht beab­
sichtigt ist, sondern sie ergänzt vielmehr diese 
Systeme. Das Konzept gründet sich auf die ver­
schiedenen Ebenen und Arten von Informa­
tionen in den Karteien der Hauptstädte, Staaten 
und Bundesdienststellen. Bei einem solchen 
umfassenden System können viele tausend 
Verzeichnisse, die bei den örtlichen, staatlichen 
und Bundesdienststellen mehrfach vorhanden 
sind, als überflüssig fortfallen, denn alle Dienst­
stellen haben Anteil an den in einer minimalen 
Anzahl von elektronischen Dateien zentral 
gespeicherten Informationen. Zweck dieser 
Zentralisierung ist es, abgesehen von wirt­
schaftlichen Aspekten, mit der wachsenden 
Beweglichkeit der Straftäter und mit den rück­
fälligen Tätern Schritt halten zu können. Die 
elektronische Datenverarbeitung und Fern­
meldetechnik bietet uns hierzu die Möglich­
keit und fordert geradezu ein derart ausgelegtes 
System. 

Das NCIC-Konzept stärkt die traditionelle 
Rolle der örtlichen und staatlichen Regierungs­
steIlen auf dem Gebiet des polizeilichen Voll­
zugswesens. Das NClC-System überträgt allen 
Dienststellen der Gemeinden, der Staaten und 
des Bundes die volle Zuständigkeit für sämt­
liche Dateneingaben. Ferner fallen die Freigabe, 
die Änderung und die Löschung dieser Daten­
sätze bzw. Unterlagen in die Zuständigkeit der 
Dienststelle, durch welche die Eingabe erfolgt. 
Für alle praktischen Zwecke bleibt jeder Daten­
satz das Eigentum der eingebenden Dienst­
stelle. Jede örtliche und staatliche Dienststelle 
in einem bestimmten Staat kann die Informa­
tionen jedoch unmittelbar benutzen, die von 



Iines which have in the past been barriers to 
mutual state and local law enforcement efforts 
in the United States. 

The NCIC system, which is the first and 
only use of computer/communications technol­
ogy in the United States to link together local, 
state and Federal governments, established the 
control terminal concept. In a national system, 
although the individual users are responsible 
for the accuracy, validity, and completeness of 
their record entries and their action decisions 
on positive responses to inquiries, stringent 
controls with respect to system discipline are 
required. A control terminal on the NCIC 
system is astate law enforcement agency or a 
large core city servicing statewide or metro­
politan area users. These control terminals, 
rapidly becoming computer based, share the 
responsibility in the national network in mon i­
toring system use, enforcing discipline and 
assuring system procedures and policies are 
met by all users. The NCIC system, through its 
related control terminals and the advent of a 
criminal history file to service prosecutors, 
courts, and corrections, as weil as police, has 
a potential of over 40,000 local, state, and 
Federal criminal justice user terminals. Tradi­
tion, computer/communications technology, 
and the potential size of the NCIC network 
and its related state systems demand that its 
management responsibility be shared with the 
states. 

einer anderen Dienststelle in einem anderen 
Staat beigesteuert wurden. Diese Kontinuität 
der Informationen trägt zu einer wesentlichen 
Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen 
den örtlichen und den staatlichen Dienststellen 
auch über die Staatsgrenzen hinweg bei, die in 
der Vergangenheit die Zusammenarbeit der 
Polizeidienststellen in den Vereinigten Staaten 
stark behindert haben. 

Für das NCIC-System, durch welches Re­
gierungsstellen der Gemeinden, der Staaten 
und des Bundes mit Hilfe einer Kombination 
von elektronischer Datenverarbeitung und 
Fernmeldetechnik miteinander verbunden wer­
den - was für die Vereinigten Staaten erstmalig 
und einzigartig ist -, wurde das Konzept der 
Kontrol/-Endplätze aufgestellt. Obwohl die ein­
zelnen Benutzer selbst für die Genauigkeit, 
Gültigkeit und Vollständigkeit der von ihnen 
eingegebenen Daten verantwortlich sind und 
auch selbst entscheiden müssen, welche Maß­
nahmen sie auf Grund eingegangener positiver 
Antworten treffen wollen, müssen in einem auf 
Bundesebene betriebenen System strenge Kon­
trollen hinsichtlich der Systemdisziplin durch­
geführt werden. Ein Kontroll-Endplatz befindet 
sich bei der Polizeidienststelle eines Staates 
oder einer Großstadt, welche die Benutzer des 
Systems innerhalb des betreffenden Staates 
oder der Großstadt bedient. Diese Kontroll­
Endplätze, die in zunehmendem Maße mit 
Rechenanlagen ausgerüstet werden, sind inner­
halb des Bundesnetzes gemeinsam dafür ver­
antwortlich, daß die Benutzung des Systems 
überwacht und die Disziplin gewahrt wird. 
Ferner müssen sie die Gewähr dafür über­
nehmen, daß alle Benutzer den Prozeduren 
und Verfahren des Systems gerecht werden. 
Durch seine Kontroll-Endplätze und den 
Aufbau der Datei für kriminalpolizeiliche bzw. 
gerichtliche Vorgänge, die für die Staatsanwalt­
schaften, Gerichte, Strafanstalten und die Poli­
zei bestimmt ist, verfügt das NCIC-System über 
ein Potential von über 40 000 Endplätzen, deren 
Benutzer für die Strafverfolgung zuständige 
Dienststellen der Gemeinden, der Staaten und 
des Bundes sind. Im Hinblick auf die Tradition, 
die elektronische Datenverarbeitung und Fern­
meldetechnik, den potentiellen Umfang des 
NCIC-Netzes und die damit verknüpften 
Systeme der Staaten muß die Forderung er­
hoben werden, daß die Staaten an der Verant­
wortung für den Betrieb des Netzes teilhaben 
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From its initial planning in 1965/1966 the 
NCIC has had and continues to have, local and 
state participation as to policy, operating pro­
cedures and standards. This is accomplished 
through an NCIC Working Committee elected 
on a basis of four geographie regions with 
representation from city, county, state and 
Federal agencies. NCIC system policy recom­
mendations are made through the NCIC Ad­
visory Policy Board which consists of 22 top 
law enforcement administrators from local, 
county and state agencies, again with regional 
distribution. 

NCIC and its related metropolitan area 
and statewide law enforcement systems have 
been dramatically successful in making mean­
ingful information immediately available to 
police patrols and investigators. This was an­
ticipated as these systems provide probable 
cause information to the elements in the field 
or "on the street" in a response time to meet 
their decision-making needs. While from a 
technical viewpoint stolen vehicles, vehicles 
wanted in felonies, other identifiable stolen 
property and wanted persons are relatively 
simple computer file applications; from the 
standpoint of the users, namely police patrols 
and investigators they are essential day-to-day 
operational needs. That is "the name of the 
game" police observations and contacts; in­
quiry and rapid response from a centralized 

file of meaningful data. 

The success of NCIC is best measured by 
its dynamic growth. In early 1967 there were 
16 law enforcement agencies on-line to the 
NCIC computers; today this exceeds 6,000. In 
February of 1967, the NCiC data base amoun­
ted to 23,000 records; today, in excess of 
3.1 million active records. The initial data base 
in 1967 was smalI, primarily due to the wise 
decision of the NCIC Working Committee to 
center only active and validated records into 
the new system. Over the years, of course, 

records have been cleared and cancelled and 
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Seit der anfänglichen Planung in den 
Jahren 1965/66 arbeitet die Zentralstelle mit 
den örtlichen und staatlichen Stellen in den 
Fragen der Verfahrensweisen, Betriebsverfahren 
und Normen zusammen. Dies geschieht über 
einen NClC-Arbeitsausschuß, der in vier geo­
graphischen Bezirken gewählt wird und sich 
aus Vertretern von Dienststellen der Groß­
städte, Verwaltungsbezirke, Staaten und des 
Bundes zusammensetzt. Der beratende NCIC­
Ausschuß, der aus 22 leitenden Polizeibeamten 
der Fachrichtung Verwaltung der Dienststellen 
der Gemeinden, Verwaltungsbezirke und Staa­
ten besteht und wiederum nach geographischen 
Bezirken aufgegliedert ist, gibt Empfehlungen 
für die das NCIC-System betreffenden Verfah­
rensweisen heraus. 

Die Zentralstelle sowie die mit ihr ver­
bundenen polizeilichen Systeme der Haupt­
städte und Staaten haben beachtliche Fort­
schritte in der sofortigen Versorgung der 
Streifen- und Ermittlungsbeamten mit wichti­
gen Informationen gemacht. Das hatte man 
auch erwartet, da" diese Systeme die im Außen­
dienst oder auf der Straße eingesetzten Beam­
ten in einer Zeit, die es ihnen ermöglicht, eine 
schnelle Entscheidung zu treffen, mit zweck­
dienlichen Informationen versorgen. Vom tech­
nischen Standpunkt ist die Speicherung von 
Angaben über gestohlene Fahrzeuge, im Zu­
sammenhang mit Verbrechen gesuchte Fahr­
zeuge, sonstige identifizierbare gestohlene 
Gegenstände und gesuchte Personen in elek­
tronischen Dateien verhältnismäßig einfach; 
vom Standpunkt der Benutzer, insbesondere 
der Streifen- und Ermittlungsbeamten der 

Polizei aus gesehen ist sie von größter Bedeu­
tung für den täglichen Einsatz. Entscheidend für 
die Polizei sind Observationen und Kontakte, 
Anfragen an eine zentrale Datei mit wichtigen 
Daten und schnelle Antworten. 

Der Erfolg der Zentralstelle wird am besten 
durch ihr dynamisches Wachstum widergespie­
gelt. Anfang 1967 waren 16 Polizeidienststellen 
an die NCIC-Rechenanlagen angeschlossen; 
heute sind es über 6000. Im Februar 1967 um­
faßte die NCIC-Datenbank 23000 Datensätze; 
heute sind es über 3,1 Millionen aktive Daten­
sätze. Im Jahre 1967 war die erste Datenbank 
klein, was in erster Linie auf die kluge Entschei­
dung des NCIC-Arbeitsausschusses, nur aktive 

und noch gültige Daten in das neue System 
aufzunehmen, zurückzuführen ist. Im Laufe der 



administrative purges made annually to purge 
hundreds of thousands of non-relevant records. 
Total transactions against the NCIC computers 
increased from slightly over 7 million in 1968 
to over 25 million in 1971. "Hits" or positive 
responses to inquiries maintained this pace in­
creasing from slightly over 200 a day in 1968 
to almost a thousand a day at this time. 

NCIC began operations utilizing an IBM 
360/40. This was quickly upgraded to a 360/50 
and presently the system is operated on a 
multiprocessor 360/65 with 2 million positions 
of core. Disk storage devices of several manu­
facturers are handling the file storage and IBM 
2703 transmission control units the telecom­
munications. The latter is soon to change, within 
the next 60 days to a front-end device wherein 
all telecommunications, message priority and 
message edits will be handled. The communi­
cation lines, which are paid for out of FBI or 
Federal appropriations, frorn the NCIC com­
puters to the central state locations consist of 
one hundred and fifty, 2400 and soon to be 
installed 4800 baud circuits. 

After five years of a dynamically growing 
NCIC system the following positive results are 
known: 

A greater effectiveness in the apprehension 
of offenders, solution of crime and recov­
ery of stolen property resulting in a reduc­
tion in crime and substantial savings in 
investigative, cJerical and communications 
costs. 

More efficient record's keeping in the 
elimination of duplicative and obsolete 
manual indices. 

A greater awareness and appreciation of 
the need for accurate and complete in­
formation with standardization. 

16 

Jahre sind die Daten natürlich überarbeitet 
worden, was zu einer Löschung Hunderttausen­
der nicht mehr gültiger Datensätze im Jahr 
führte. Die Gesamtzahl der von den NCIC­
Rechenanlagen bearbeiteten Geschäftsvorgänge 
ist von etwas über 7 Millionen im Jahre 1968 
auf über 25 Millionen im Jahre 1971 angestie­
gen. Die »Treffer« bzw. positiv~n Antworten 
auf Anfragen haben mit dieser Entwicklung 
Schritt gehalten und sind von etwas über 200 
am Tag im Jahre 1968 auf heute fast 1000 am 
Tag angestiegen. 

Die Zentralstelle hat ihre Tätigkeit mit 
einer IBM 360/40 begonnen, die sehr bald auf 
eine 360/50 gesteigert wurde. Heute wird das 
System mit einer Maschine für Simultanverar­
beitung des Typs 360/65 mit zwei Millionen 
Kernspeicher-Positionen betrieben. Die Spei­
cherung in den Dateien erfolgt mit Platten­
speichergeräten verschiedener Hersteller, und 
für die Fernmeldeverbindungen sind Übertra­
gungs-Steuereinheiten des Typs IBM 2703 vor­
handen. Diese sollen innerhalb der nächsten 
60 Tage gegen ein Front-End-Gerät für den 
gesamten Fernmeldebetrieb einschließlich der 
Behandlung vorrangiger Nachrichten und der 
Nachrichtenaufbereitung ausgetauscht werden. 
Die vom FBI bzw. vom Bund bezahlten Fern­
meldeleitungen von den NCIC-Rechenanlagen 
zu den zentralen Stellen in den Staaten beste­
hen aus 150 2400-Baud-Leitungen, die dem­
nächst in 4800-Baud-Leitungen umgewandelt 
werden sollen. 

Nach einem fünf jährigen dynamischen An­
wachsen des NCIC-Systems sind die folgenden 
positiven Ergebnisse zu verzeichnen: 

Eine größere Effektivität bei der Festnahme 
von Straftätern, der Aufklärung von Straf­
taten und der Wiederbeibringung gestoh­
lener Gegenstände; als Folge davon ein 
Rückgang der Kriminalität sowie erhebliche 
Einsparungen von Kosten für das Ermitt­
lungswesen, die Verwaltung und das Fern­
meldewesen. 

Eine größere Effektivität in der Aktenhal­
tung, und zwar dadurch, daß mehrfach 
vorhandene und veraltete, manuell be­
triebene Karteien in Fortfall geraten sind. 

Man wurde sich mehr und mehr der Tat­
sache bewußt, daß genaue und vollstän­
dige Informationen mit Normung erfor­
derlich sind. 
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A greater cooperative relationship among 
all levels of agencies as a result of sharing 
information in a common system. 

Finally, these systems have provided the 
officer a greater safety factor in his street 
contacts. 

For over 47 years the FBI has been exchang­
ing criminal history information with police, 
courts, and correctional agencies in the form 
of the criminal identification record. This is a 
manual system which utilizes the United States' 
mails. The NCIC system offers a far more effi­
cient and effective means of handling this 
essential service. If we are to speed up our 
criminal justice process and thus improve its 
effectiveness, it is necessary that we speed up 
the flow of meaningful information on which 
vital decisions must be made. Statistics have 
demonstrated that our crime problem is sub­
stantially the criminal repeater. Our police, 
prosecutors, courts, and correctional agencies 
need to know the complete up-to-date crimi­
nal history of an offender if they are to arrive 
at intelligent decisions. 

From the earliest planning days of NCIC 
the criminal history records of known offen­
ders were considered the major file application 
for the system. Criminal history or the conver­
sion of criminal identification records were 
discussed in NCIC literature in 1966. These 
records were statistically analysed for recidi­
vism and criminal mobility rates as early as 
1963. NCIC was implemented in 1967 without 
any attempt to computerize criminal history 
and place it on-line for lack of resources, stand­
ards, complexity of the potential criminal 
history file and the priority of wanted persons 
and stolen property files. 

Beginning in September, 1968, and con­
tinuing through early Spring, 1969, the NCIC 
Working Committee developed a set of stand-
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Eine bessere Zusammenarbeit zwischen 
Dienststellen aller Ebenen, weil alle 
Dienststellen innerhalb eines gemein­
samen Systems an den Informationen 
teilhaben. 

Schließlich haben diese Systeme zu einer 
größeren Sicherheit des Beamten im 
Außendienst geführt. 

Über 47 Jahre lang erfolgte der Austausch 
von Nachrichten über kriminalpolizeiliche bzw. 
gerichtliche Vorgänge zwischen dem FBI und 
der Polizei, den Gerichten und den Strafvoll­
zugsbehörden im Rahmen des Straftäter-Iden­
tifizierungs-Systems. Dies ist ein manuelles 
System, welches die Post der Vereinigten 
Staaten benutzt. Das NCIC-System stellt ein we­
sentlich wirksameres und brauchbareres Mittel 
für diesen wichtigen Dienst dar. Wenn unser 
gesamter Strafverfolgungsprozeß beschleunigt 
werden und dadurch seine Wirksamkeit erhöht 
werden soll, müssen wir zu einem schnelleren 
Fluß bedeutungsvoller Informationen kommen, 
welche die Grundlage für wichtige Entschei­
dungen bilden. Die Statistik hat gezeigt, daß 
der Rückfalltäter unser größtes Problem ist. 
Unsere Polizei, Staatsanwaltschaften, Gerichte 
und Strafvollzugsbehörden benötigen die voll­
ständigen und auf den neuesten Stand ge­
brachten Vorgänge eines Straftäters, wenn sie 
gerechte Entscheidungen treffen sollen. 

Zu Beginn der Planung der Zentralstelle 
war man der Ansicht, daß die Vorgänge be­
kannter Straftäter den Hauptplatz in den Da­
teien des Systems einnehmen müssen. Diese 
kriminalpolizeilichen bzw. gerichtlichen Vor­
gänge sowie die Umwandlung der Straf täter­
Identifizierungs-Unterlagen wurden im Jahre 
1966 im NCIC-Schrifttum besprochen. Ab 1963 
wurden diese Unterlagen einer statistischen 
Analyse unterzogen, um die Rückfälligkeits­
und Mobilitätsquoten für die Straftäter fest­
zustellen. Bei der Inbetriebnahme der Zentral­
steIle im Jahre 1967 wurde wegen Mangels an 
Hilfsmitteln und Normen sowie im Hinblick 
auf die Kompliziertheit der in Aussicht ge­
nommenen Datei für kriminalpolizeiliche und 
gerichtliche Vorgänge und auf den Vorrang der 
Dateien für gesuchte Personen und gestohlene 
Gegenstände auf eine Speicherung dieser Vor­
gänge mit Hilfe einer Rechenanlage verzichtet. 

In der Zeit von September 1968 bis zum 
Frühjahrsanfang 1969 entwickelte der NClC­
Arbeitsausschuß eine Reihe von genormten 



ardized offense classifications, definitions and 
data elements for interstate exchange of offen­
der criminal history. This was the necessary 
first step in the United States since statutory 
definition of crime and criminal justice termi­
nology differs from state to state. 

On 12-10-70, the Attorney General of the 
United States authorized the FBI to implement 
an interstate exchange of criminal history re­
cords through the NCIC system. This began 
with a national meeting with representation 
invited from law enforcement agencies in all 
states on January 12 and 13, 1971. This was 
immediately followed by four regional meet­
ings with representation from all states during 
February, 1971, held in Illinois, New jersey, 
Oregon, and Georgia. A meeting of the NCIC 
Working Committee was held in Washington, 
D. c., on March 9 and 10, 1971, and NCIC Pol­
icy Board meetings on 3-31-71, and 8-31-71. 
The objectices of all these meetings were to 
develop policies, operating procedures, and 
standards to be used in the national criminal 
history exchange program which was imple­
mented as apart of the NCIC system on 
November 29, 1971. 

Some Basic System Concepts 

A national index will contain criminal 
history records of offenders who have commit­
ted serious or significant criminal violations. 

All records in the national index will be 
supported by criminal fingerprint cards at state 
or national level. 

Single state offenders (all criminal activity 
within astate) make up 70 percent of all offend­
er criminal history and will be appropriately 
flagged at state and national levels. A detailed 
record will be maintained in state computers 
and a summary record in the national file. 

Multiple state offenders make up 30 per­
cent of criminal history records, e. g., crimes 

Straftaten-Klassifizierungen, -Definitionen und 
-Datenelementen für die zwischenstaatliche 
Übermittlung kriminalpolizeilicher bzw. ge­
richtlicher Vorgänge. Dieser erste Schritt mußte 
unbedingt getan werden, da in den Vereinigten 
Staaten die rechtliche Definition von Straftaten 
sowie die Terminologie in der Strafverfolgung 
von Staat zu Staat verschieden sind. 

Am 10. Dezember 1970 erteilte der justiz­
minister der Vereinigten Staaten dem FBI die 
Genehmigung für eine zwischenstaatliche Über­
mittlung kriminalpolizeilicher bzw. gerichtlicher 
Vorgänge über das NCIC-System. Der Auftakt 
hierzu war eine Zusammenkunft am 12. und 
13. januar 1971 von Vertretern von Polizei­
dienststellen aus allen Staaten auf Bundes­
ebene. Hierauf folgten unmittelbar vier regio­
nale Zusammenkünfte von Vertretern aller 
Staaten, die während des Monats Februar 1971 
in Illinois, New jersey, Oregon und Georgia 
abgehalten wurden. Eine Zusammenkunft des 
NClC-Arbeitsaussch~sses wurde am 9. und 
10. März 1971 in Washington/D. C. und Zu­
sammenkünfte des NClC-Ausschusses für Fra­
gen von grundsätzlicher Bedeutung wurden am 
31. März 1971 und 31. August 1971 abgehalten. 
Auf allen diesen Zusammenkünften sollten 
Richtlinien, Betriebsverfahren und Normen für 
das Programm »Austausch von kriminalpolizei­
lichen bzw. gerichtlichen Vorgängen auf Bundes­
ebene« erarbeitet werden, das am 29. Novem­
ber 1971 als Teil des NCIC-Systems in Betrieb 
genommen wurde. 

Grundlegendes zum System 

Ein auf Bundesebene geführtes Verzeich­
nis enthält alle Vorgänge von Straftätern, die 
schwere oder bedeutende Straftaten begangen 
haben. 

Alle in diesem nationalen Verzeichnis 
enthaltenen Unterlagen basieren auf Finger­
abdruckblättern der Straftäter, und zwar auf 
staatlicher oder Bundesebene. 

Die nur in einem einzigen Staat aufgetre­
tenen Straftäter machen 70 % aller Straftäter 
aus, von denen Vorgänge vorhanden sind, und 
ihre Meldung erfolgt auf staatlicher und Bundes­
ebene. In den Rechenanlagen des Staates wird 
dann ein Datensatz mit Einzelheiten gespei­
chert, in der auf Bundesebene betriebenen 
Datei jedoch nur ein kurzgefaßter Datensatz. 

Die in mehreren Staaten aufgetretenen 
Straftäter machen 30°/0 aller Täter mit Vor-
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in two more states. These will be stored in a 
na tional fi le. 

Criminal fingerprint cards from units 
w ithin astate must flow through astate agency 
to na tional level. 

When state agency cannot make identifi­
ca tion with prior fi ngerprint card, it will upda te 
own fi le and national file if appropriate. 

O nly a state agency can enter arecord or 
update the national f i le. 

The national file is open to inquiry by any 
au thorized criminal justice agency terminal. 

The nationa l index will respond to an 
inquiry w ith a criminal hi story summary. 

The criminal history reco rd upon which 
the crimina l history summary is compu ter 
generated contains an identificat ion, arrest, 
court and custody segment. 

The data elements in the criminal hi sto ry 
record not only provide for operational need 
but also off-li ne statistical need in eva luating 
the crimi nal ju st ice sys tem. 

From the beginning of NCiC the security 
and confiden tiality aspects have been stressed. 
The sys tem p resen tly provides contro ls on the 
dedi cated communication lines to protect each 
agency's data ; a permanen t log of all acti vity 
fo r audi t purposes; and ed its to insure confor­
man ce wi th sys tem standards. Periodic vali da­
tions are required on data stored in the system 
and a continuous quality contro l program, in­
cluding user education, is condu cted by the 
NCIC and control termi nal staffs. In June, 1969, 
the NCIC Policy Board stressed the necess ity 
of protecting the confidentiali ty of law en­
forcement in fo rmati on and the necessity for 
adequate state laws to penalize and deter 
informati on abuse. 
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gängen au s; es handelt sich dabei um Straftaten, 
die in zwei oder mehr Staaten begangen wur­

den. Sie werden in einer auf Bundesebene 
betriebenen Datei gespeicher t. 

Die von Dienststellen innerhalb eines 
Staates stammenden Fingerabd ruckblätter mü s­
sen über eine staa t liche D iensts telle an eine 
Bundesdienststelle weitergeleitet werden. 

liegen bei einer staatlichen Dienststelle 
kei ne identischen Fi nge rabd rücke ein, so erfolgt 
eine Fortschreibung ihrer eigenen Datei und 
ggf. auch der Bundesdatei. 

Nur eine staatliche D ienstste lle kann einen 
Datensatz eingeben oder die Bundesdatei fo rt­
sch reiben. 

Jede dazu ermächtig te Dienststelle der 
Strafverfolgung kann über ihre Endstelle An­
fragen an die auf Bundesebene betriebene 
Datei ri chten. 

Die Bu ndesdatei bean twortet dann eine 
so lche Anfrage durch Übermittlung einer kur­
zen Zusammenfassung der Vorgänge des Be­
treffenden. 

Der Datensa tz für kriminalpoli zeiliehe bzw. 
gerichtliche Vorgänge, welcher der Rechenan­
lage als Grundl age fü r eine kurze Zusammen­
fa ssung dient, ist in Abschnitte für Personen­
festste l lung, Festnahme, Gericht und Haft 
unterteil t. 

Die Elemen te eines Datensatzes für krimi­
nalpolize iliehe bzw. gerichtliche Vorgänge si nd 
zwa r dazu bestimmt, d ie Bedürfni sse des täg­
lichen Betriebes zu befriedigen, lie fe rn aber 
unabhängig davon stati sti sche Angaben zur 
Auswertung des Strafverfolgungs-Systems. 

Seit dem Bestehen der Zentralstelle ist 
immer w iede r auf die Aspekte der Sicherhei t 
und Vertraulichkeit hingewiesen worden. Das 
System ermöglicht jetzt ein e Kontrolle der 
Fernmeldeleitungen zum Schu lz der von den 
ei nzelnen D ienststellen geliefe rten Daten, di e 
ständ ige Registrierung aller Vorgänge für Prü­
fungszwecke und die Aufberei tung der Nach­
richten, um diese auf die Normen des Systems 
abzustimmen. Eine Überprüfung der Gültigkeit 
der im System gespeicherten Daten ist von Zeit 
zu Zeit erforderlich, und vom NClC-Perso nal 
und dem der Kontro ll-Endp lätze w ird ständ ig 
ein Kontrollprogramm durchgeführt, in dem 
u. a. auch die Erziehung der Benutzer vor­
gesehen ist. Im Juni 1969 betonte der NCIC­
Ausschuß für Fragen von gru ndlegender Bede u­
tung d ie Notwend igkeit der Wahrung der Ver­
trau lichkeit aller po lizeil ichen Informationen 



The secu rity and confidentiality require­
ments for the cri minal hi story file as approved 
by the NCIC Advisory Policy Board are exten­
sive. They include: direct access restricted to 
cri minal justi ce agencies, data elem ents limited 
10 criminal ju st ice agency public record; purge 
criteria; data verificati on; sta te and Federal 
penalties for misuse; physical, technical and 
personnel securi ty measures; and the right of 
an ind ividual to see hi s record on achallenge 
of accuracy. The policy also requires that 
management and co ntro l of these sys tems be 
placed with a cr iminal just ice agency. 

In c1osing, I would like to quote an ea r­
lier statement made by Director Hoover and 
w hich was published in the FB1 's Uniform 
Crime Reports - 1968: " ... in developing these 
sys tems it must be constantly kept in mi nd that 
the computer is merely a tool and is no sub­
stitute for human deci sion-making. To view 

the computer as any more than a single part 
in a total info rmation sys tem is also a dange r­
ous over simplification. Law enforcement com­
puterized information sys tem s not only place 
a greater respon sibility on the operating agency 
but also on the agenci es using the sys tem. 
Accuracy, co mpleteness of information, and 
d iscipline in conforming to system policies and 
procedures are the responsibilities of each 
participating agency. The success of these 
sys tems will depend on how weil we train our­
selves in their proper use. " 

sowie die Notwendigkei t geeign eter Gesetze 

der Staaten, die jeden Information smißbrauch 
unter Strafe stellen. 

Die vo m NCIC-Ausschu ß für Fragen von 
grundsätzlicher Bedeutung gebilligten Sicher­
heits- und Vertraulichkeits-Erfordern isse in 
bezug auf die Datei für kriminalpolizeiliche 
bzw. gerichtliche Vorgänge sind sehr um fas­
send. Es handelt sich insbesondere um folgende 
Pu nkte: Der direkte Zugang ist auf Dienst­
stellen der Strafverfol gung zu beschränken, und 
die Datenelemente dürfen nur den amtlichen 
Unterlagen dieser Dienststellen entnommen 
werden; Löschun gs-Kriterien ; Datenüberprü­
fung; jeder Mißbrauch wi rd durch Gesetze der 
Staaten und des Bundes unter Strafe gestellt; 
physische, technische und personelle Sicher­
heitsmaßnahmen; jeder Bürger hat das Recht, 
seine Unterlagen einzusehen, wenn die Rich ­
tigkei t derselben in Frage gestellt ist. Natürlich 
müssen Funktion saufsicht und Kontrolle dieser 
Systeme einer Strafve rfo lgungsbehörde anver­
traut werden. 

Abschließend möchte ich hier einige frü­
here Ausführu ngen von Direktor Hoover zitie­
ren, die 1968 in den »Ei nheitlichen Kriminal ­
berichten (( des FB I veröffen t licht worden sind: 

» . bei der Entwicklun g d ieser Systeme muß 
man sich stets vor Augen halten, daß die· 
Rechenanlage lediglich ein Werkzeug in der 
Hand des Menschen ist und kei n Ersa tz für die 
von ihm zu treffenden Entscheidungen. Es ist 
eine gefährliche Vereinfachung, die Rechen­
anlage als mehr als ei n Glied in einem um­
fassenden Info rmations-System anzusehen. Die 
auf elektronische Datenverarbeitung umgestell ­
ten Informations-Systeme de r Polizei legen 
sowohl der Dien ststelle, di e den Betrieb in 
Händen hat, als auch den Di enststellen, welche 
das System benutzen, eine große Verantwor­
tung auf. Jede am System beteili gte D ienststelle 
ist für die Ri chtigkeit und Vollständigkeit der 
In fo rmationen sowie für die Beachtung der für 
das System aufgestellten Richtlinien verantwo rt­
lich. Der Erfol g der Systeme hängt davon ab, ob 
es uns gelingt, sie richti g zu benutzen . (~ 
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AUSSPRACHE 

Wirkl. Hofrat Dr. Ambrosi, Wien 

Meine Fragen beziehen sich eigentlich auf alle drei Referate. Es ist möglich, daß ich das nicht richtig 
verstanden habe, aber zwei Dinge sind es, die mich bei diesen drei Referaten besonders interessieren. 

Die Problematik von Informationssystemen liegt ja zum Großteil darin, daß bei den Fragen des up-date, 
des Änderungsdienstes, Schwierigkeiten auftreten können. Nun habe ich den Vorträgen entnommen, daß bei 
allen diesen drei law enforcement-systems das up-date teilweise dezentral vorgenommen werden kann. Ich 
nehme an, daß, wenn eine Person mehrmals in diesen verschiedenen files, in diesen trailer-Dateien gespeichert 
ist, Sie den Personensatz nur einmal speichern. Das ist die Voraussetzung, die Arbeitshypothese, von der ich 
ausgehe. 

Wenn nun die Stelle A diesen Personensatz ändern will - also die Personaldaten einer Person in der 
Zentrale, im Computer - und als Personendaten nunmehr nicht dieselben richtigen Daten hat, wie sie im 
Computer sind - nehmen wir an, sie hat einen anderen Geburtsort im Datensatz, es ist aber dieselbe Person: 
Wie lösen Sie dieses Problem des up-date in der zentralen Personal kartei für die anderen interessierten 
Stellen, die diese Person auch gespeichert haben wollen? Welche Stelle ist berechtigt, einen solchen Personal­
satz zu streichen oder zu ändern oder der Stelle B zu sagen, diese Person haben wir auch, sie hat zwar andere 
Geburtsdaten, es ist aber die gleiche Person? 

Also das sind die Probleme der Integration der Personaldaten. Ich weiß nicht, ob ich mich jetzt ganz 
klar ausgedrückt habe, ich könnte das auch aufzeichnen, aber wenn das Problem klar erkannt ist, könnten 
wir vielleicht darüber reden. 

Colonel Plants, fast Lansing/Michigan 

Es ist ein Problem, das die Bundesländer und die Bundesregierung schon seit 1967 versuchen, in den 
Griff zu bekommen. Die Frage der Fortschreibung muß, glaube ich, lauten, welche Art von Datei sie hier 
fortschreihen wollen. Wenn sie z. B. gestohlene Kraftfahrzeuge in der Stadt Detroit ins Auge fassen, wird 
die Polizei in Detroit diese Informationen in die zentrale Datenbank auf Länderebene einspeisen. Die Stadt 
Detroit ist zuständig dafür, die Genauigkeit und Zuverlässigkeit dieser Information in der Datenbank zu 
überwachen. Der Computer in diesem Land wird die Information dann automatisch umformen und sie zum 
NCIC von Herrn Daunt schicken. Herr Daunt hängt dabei im Bundesland im Hinblick auf Genauigkeit und 
Zuverlässigkeit vom Computer ab und dieser Computer wieder vom Eingabepunkt in Detroit. Wenn Detroit 
dieses Fahrzeug einmal eingetragen hat, kann niemand etwas ändern oder streichen. Wir arbeiten als eine 
große Archivschublade z. B. für die Stadt Detroit, und nur Detroit kann Informationen in das Archiv ein­
speisen oder herausnehmen. Wir können alle diese Informationen einsehen, können daran teilnehmen, aber 
ändern kann nur die Stelle etwas, die es eingetragen hat. 

Wir auf Länderebene und in den Ländersystemen und Bundessystemen schicken an die Kommunal­
behörden und die Stellen, welche die ursprünglichen Eintragungen gemacht haben, Listen dessen, was im 
Archiv steht; diese Stellen müssen dann periodisch nachprüfen und sicherstellen, daß diese Daten immer 
noch gelten. Sie sind also zuständig für die Information und auch dafür verantwortlich. 

Wenn wir jetzt von Personen und von Strafakten sprechen, dann handelt es sich im wesentlichen um 
Länderarchive. Es gibt auch Täter auf Bundesebene; für sie ist die Zuständigkeit der Bundesbehörde gegeben. 
Aber die meisten Unterlagen dieser Art sind Länderunterlagen, und es sind im allgemeinen die Länder, die 
für die Überprüfung anhand der Fingerabdrücke zuständig sind und dafür, daß sie wirklich zu dem Mann 
gehören, von dem man spricht. Manchmal erhalten wir Unterlagen aus Detroit: Sagen wir, der Mann heißt 
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John Plants und kommt aus Detroit zu uns, er ist geboren am 5. Mai 1926. Dann bekommen wir die Daten 
zum ersten Mal; das wird die Hauptfingerabdruckkarte, also die Hauptunterlage. Dann kommen - vielleicht 
aus einer anderen Stadt - noch einmal Unterlagen zu uns, und zwar mit dem 5. Mai 1929 als Geburtsdatum. 
Wir tragen dies auf seinen Unterlagen als zusätzliche Möglichkeit ein. Wenn wir dann suchen, tun wir es 
bei beiden Geburtsdaten. Es besteht also auf Länderebene eine Fingerabdruckkarte, die die Quelle unserer 
Information angibt, und wir haben auch noch eine Fingerabdruckkarte für die andere Stadt, und das Archiv, 
welches diese Art Information dokumentiert, ist darauf festgehalten. D. h.: Das Land ist in diesem Fall zu­
ständig für die Aufrechterhaltung des Archivs, und die Kommunalbehörden sind für die Genauigkeit verant­
wortlich. Sie haben die Dokumente bei uns, um diese Genauigkeit auch zu garantieren. 

Regierungsassessor Vielhauer, Berlin 

Eine Frage an Herrn Daunt, und zwar zum Problem Recht auf Einsichtnahme in die gespeicherten Daten. 
Das Problem ist bei uns akut geworden. Es wurde schon am ersten Tag angeschnitten als ein neues Hindernis, 
wie es hieß, das sich von seiten der Gesetzgebung auftut: daß der Bürger hier im Rahmen des Datenschutzes 
unter verschiedenen Aspekten die Möglichkeit haben soll, Einsicht zu nehmen in seine Daten. 

Hier würde mich interessieren, wie dieses Auskunftsrecht nach Umfang und Inhalt aussieht. Könnten 
Sie dazu vielleicht nähere Ausführungen machen? 

Inspector Daunt, Washington 

Die Frage betrifft also das Recht einer Person auf Zugang zu Aufzeichnungen über kriminelle Vorgänge, 
und zwar insofern, als die Genauigkeit in Zweifel gezogen wird. Es gibt kein absolutes Recht seitens der 
betreffenden Person. Zwar wird in den USA eine Bundesgesetzgebung vorgeschlagen, die jetzt dem Kongreß 
eingebracht wird, und zwar durch das Bundesjustizministerium, Nach diesem Gesetzesentwurf hätte die 
betreffende Person auch aus Gründen der Ungenauigkeit der Information ein Einsichtsrecht. 

Auch unsere Kommission hat diesen Standpunkt vertreten. Es wird also administrative Kontrollen geben 
darüber, unter welchen Voraussetzungen ein solcher Zugang gewährt werden könnte. Natürlich wäre eine 
der Voraussetzungen, daß die Person vorher nochmals einen Fingerabdruck hinterlegt, um sicher zu sein, 
daß er wirklich der Betreffende ist. 

Ihre Frage kann also dahingehend beantwortet werden: Es gibt derzeit noch kein solches Recht. Aber 
man kann sagen, daß diese Informationen aus Polizeidaten und -akten, Gerichtsakten, Strafverfolgungsdaten 
und Angaben über Haftzeiten, Urteile u. ä. - z. B. Aufenthalte in einem Zuchthaus und das entsprechende 
Verhalten dort - hervorgegangen sind. Solche Daten sind doch eigentlich Informationen, die fast öffentlichen 
Charakter haben und im Besitz der öffentlichen Hand sind. 

Ich hoffe, ich habe damit Ihre Frage klar beantwortet. 

Polizeioberrat Stawitzki, Hannover 

Ich habe eine Frage an die drei Herren: Verfügt die Polizei in den USA über polizeiinterne Fernsprech-, 
Fernschreib-, Funk- und Telebildnetze, oder arbeitet sie - sowohl in den Bundesstaaten als auch in den 
USA insgesamt - ausschließlich über das öffentliche Netz? 

Inspector Daunt, Washington 

So, wie es heute aussieht, ist das NCIC-Netz ein System, das ausschließlich für die Zwecke des NCIC 
geplant ist und nur diesem System zur Verfügung steht. Gegenwärtig ist das NCIC-Netz beschränkt auf 
Informationsspeicherung und Auswertung aus dem NClC-Computer. Allerdings sind wir gerade damit beschäf­
tigt, ein bundesweites Fernmeldenetz zu installieren, das den Strafverfolgungsbehörden auf kommunaler, 
Länder- und Bundesebene zur Verfügung steht. Das wird nicht nur ein Informationsspeicher- und Verarbei­
tungssystem sein, sondern es wird auch Verwaltungsmitteilungen von Punkt zu Punkt über dieses System 
vermitteln können. Es wird lediglich auf Zwecke der Strafgerichtsbarkeit beschränkt bleiben. In den Vereinigten 
Staaten gibt es allerdings auch auf bundesweiter Ebene ein sogenanntes Fernschreibnetz für Zwecke der 
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Strafverfolgung. Das ist praktisch nicht ganz so groß wie das NCIC-Netz, aber ein ähnliches System, das 

auf Mietbasis von den Beteiligten, den angeschlossenen Bundesländern, finanziert wird. Wir hoffen, daß 
das jetzige Fernschreibnetz der Polizei in den Vereinigten Staaten durch das NCIC-Netz entlastet wird. 

Colonel Plants, fast Lansing/Michigan 

Wenn ich für die länder sprechen darf, möchte ich sagen, daß es im allgemeinen ein Funknetz bzw. 
ein Fernmeldenetz im Bundesland gibt, das es den verschiedenen Stellen ermöglicht, miteinander in Ver­
bindung zu treten. Wahrscheinlich ist das beste Beispiel für die Zusammenarbeit im Fernmeldewesen in 
IIlinois zu finden, wo das Notfunkverbindungsnetz des Staates IIlinois (ISBURN) eingeführt wurde. In den 
Vereinigten Staaten kann jeder, der eine Rolle spielt, sich ein Akronym zulegen; und dies ist nun zufällig 
das Akronym, das man in IIlinois gewählt hat. Damit kann jeder Polizeistreifenwagen im Staat IIlinois mit 
jeder Polizeidienststelle in diesem Staat in Verbindung treten, und zwar zu jedem Zeitpunkt. Es besteht eine 
gemeinsame Frequenz im Wagen und in den ortsfesten Stationen. 

In Michigan gibt es so etwas nicht. Die länderpolizei in Michigan arbeitet als zentrale Fernmelde­
verbindungsstelle nicht über Fernschreiber. Es läuft alles über die Zentrale, und wir geben es weiter an die 
anderen Stellen. Wir nehmen die öffentlichen Fernmeldenetze in Anspruch und haben kein privates, kein 
eigenes Netz zur Verfügung. Wir haben auch keine Bildübermittlung in unserem Bundesland; z. Z. experimen­
tieren wir mit der Übertragung von Fingerabdrücken über VIDEO-Kanäle. Wenn man Bildübertragung hat, 
kann man einen Fingerabdruck von Detroit z. B. 150 km weit nach lansing übertragen, d. h. wenn man die 
Breitband-VIDEO-Übertragung hat. Man legt einfach den Fingerabdruck ein, und in Detroit kann er sofort 
vom Bildschirm abgelesen werden. Normalerweise dauert es etwa 14 Minuten, bis man die Kenndaten auf 
8X8 Fingerabdruckkarten übertragen hat. Wir experimentieren also mit VIDEO, mit Bildübertragungsnetzen 
in den Bundesländern, aber, ich glaube, das ist bisher nur auf Kommunalebene eingeführt. 

In los Angeles gibt es ein sehr umfangreiches Bildübertragungsnetz im Stadtgebiet, das ist ein Breitband­
VIDEO-Netz. los Angeles kann jedenfalls damit Mikrofilmunterlagen übertragen, und zwar zwischen den 
einzelnen Abteilungen im Stadtbereich. Ich glaube, man arbeitet mit AMPEX-Bildbändern für das Archiv, die 
dann automatisierte Mikrofilm-Speichereinrichtungen sind und auf elektronischem Wege übertragen werden. 

Lieutenant Colonel Newman, Kansas City 

Auf Kommunalebene besteht ein Fernmeldesystem gerade in meiner Stadt ohne Telegraphenleitungen 
oder ähnliche Techniken; es handelt sich um ein System, das ausschließlich dem Zweck dient, die Strafverfol­
gungsbehörden miteinander zu verbinden. Wir arbeiten über Telefonkabel, die von der Behörde angernietet 
werden. 39 Polizeidienststellen benutzen dieses System und sind daran angeschlossen; die leitungen selbst 
werden alle 12 Sekunden abgehört. Es sind die leitungen eines öffentlichen Versorgungsunternehmens, aber 
sie werden aus dem Etat der Polizeidienststellen über eine vertragliche Abmachung finanziert. Sie dienen 
nur dem Zweck des Polizeinachrichtenverkehrs. Jede Stelle hat hier ihre eigene private Funkfrequenz, so daß 
es eine sehr große Zahl von Funkverbindungen und Funkverbindungskanälen zwischen den einzelnen Dienst­
stellen gibt. 

Ein Tagungsteilnehmer aus Holland 

Ich komme aus Holland und hätte Sie gerne folgendes gefragt: Besteht die Notwendigkeit, das System 
gegen Angriffe von außen zu schützen und - gegebenenfalls - wie tun Sie das? Haben Sie besondere Gebäude, 
besondere Einrichtungen, um einen solchen Schutz zu gewährleisten? 

Inspector Daunt, Washington 

Die Frage bezog sich auf die physische Sicherheit der Computersysteme und auf den Schutz, der ihnen 
gewährt werden kann. Dazu sind strenge Vorschriften erlassen worden, und eine der besten Schutzmaßnahmen 
wird von Colonel Plants angewandt, der auch gegenüber Bombenwerfern usw. entsprechende Vorkehrungen 
getroffen hat. 
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Nun ist ja der gesamte Datenbestand im Computer enorm kostbar und wichtig und auch entsprechend 
geschützt. Für den Fall, daß sich jemand an die Leitungen heranmachen und sie anzapfen sollte, haben wir 
ein gepoltes System. Man kann diese Leitungen durchprüfen und auch feststellen, wenn jemand das System 
anzapfen sollte. Soweit ist also der Schutz hinsichtlich der Trägerleitungen gewährleistet, und zwar innerhalb 
der Länder und des Bundes. Aber es bleibt natürlich noch sehr viel zu tun hinsichtlich der Sicherung der 
Fernmeldeleitungen. Man kann noch einen Schritt weitergehen und sagen, daß wir vielleicht eine Codierung 
oder Chiffre nehmen sollten für die Datenübertragung auf den Leitungen. Aber dabei ist der große Kosten­
aufwand für Rückwandlungs-Einrichtungen zu bedenken: das wären 6000 bis 8000 Dollar mehr pro Terminal 
für die Codierung und Entzifferung. 

Im Moment sind die Dinge noch nicht so kritisch; aber grundsätzlich würde ich auch sagen, daß noch sehr 
viel zu tun bleibt, um die Übertragungswege sicherer zu gestalten. 
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Datenverarbeitung und kriminologische Forschung 

unter Berücksichtigung kriminalpolitischer Aspekte 

Dipl.-Psychologe Dr. Egon Stephan, Max-Planck-Institut 

für ausländisches und internationales Strafrecht, Freiburg 

Die EDV hat im Bereich der empirischen Sozialforschung und in den naturwissenschaftlichen 
Disziplinen eine wesentliche Steigerung der Arbeitseffizienz ermöglicht. Sie konnte sich in den ver­
gangenen Jahren auch in zunehmendem Maße in vielen Bereichen der Wirtschaft und der Verwal­
tung durchsetzen. 

In der polizeilichen Arbeit kann die EDV ebenso wie in der kriminologischen Forschung auf 
zwei sehr unterschiedliche Weisen genutzt werden: 

Erstens kann man sich der Vorteile der EDV im Rahmen von sogenannten Datenbanken 
bedienen, bei denen das immense Arbeitstempo und das große Speichervermögen des Computers 
erlaubt, die vielfältigsten Informationen - sei dies über wissenschaftliche Daten oder über gesuchte 
Täter - auf kleinem Raum zu speichern und sehr rasch einer Vielzahl von Benutzern zugänglich zu 
machen (Grob u. a. 1958; Ambrosi 1968; Herold 1968; Rouette 1969; Blüthner 1971 ; Kennhöfer 1971 ; 
Pütter 1971 ; Tietz 1971). 

Zweitens können mit Hilfe der EDV Aufgaben der kriminologischen Prognose, der Kriminalitäts­
bekämpfung, des polizeilichen Einsatzes durch statistische Auswertungsverfahren wie Korrelations­
und multiple Regressionsberechnungen, Diskriminanz- und Faktorenanalysen besser gelöst werden 
(zu diesen statistischen Verfahren vgl. Guilford 1956; Timm 1965; Walker 1967; Oberla 1968; 
Cooley & Lohnes 1971) 1). 

Diese genannten statistischen Verfahren sind mit konventionellen Rechenmaschinen kaum 
durchführbar, weil sie bei massenstatistischen Auswertungen einen weder finanziell noch personell 
tragbaren Aufwand erfordern. 

Im weiteren Verlauf des Referates werde ich mich bemühen aufzuzeigen, inwieweit in der 
kriminologischen Forschung und bei der Polizei diese unterschiedlichen Nutzungsweisen der EDV 
in Frage kommen. 

Erlauben Sie mir aber zunächst einige Anmerkungen zu den Aufgaben und Zielsetzungen der 
Kriminologie: 

Die Kriminologie befaßt sich zunächst mit der empirischen Erforschung des Verbrechens und der 
Täterpersönlichkeit. Sie umfaßt heute aber auch die empirische Analyse der Bekämpfung des 
Verbrechens und der Bekämpfung sonstigen sozial abweichenden Verhaltens durch die Instanzen 
der sozialen Kontrolle. Daneben stellt sie sich auch die Aufgabe, gesellschaftliche Kontrollmecha­
nismen aufzudecken und deren Wirken zu erforschen (vgl. Kaiser 1971). 

Die Kriminologie ist als Erfahrungswissenschaft auf die Erhebung und Verarbeitung empirischer 
Daten angewiesen; ebenso wie die Polizei, die ja gleichfalls große Datenmengen bewältigen muß, 
kann sie sich dabei der EDV bedienen. 

Es erschiene mir am Ende dieser Tagung nicht sinnvoll, ausführlich auf die technischen Gegeben­
heiten der EDV einzugehen. Dagegen erscheint es notwendig, einige Zusammenhänge und Unter­
schiede zwischen kriminalpolizeilichen Arbeitszielen und kriminologischen Forschungszielen zu 
nennen. Bekanntlich bedient sich die Polizei der EDV vorwiegend unter dem Aspekt der Ver-

1) Eine sehr interessante Kombination beider Anwendungsweisen findet sich in den »Kriminalgeographischen Analysen« (vgJ. 
Herold 1968, 1969). 
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brechensbekämpfung, sei dies durch eine Effizienzsteigerung bei der Verbrechensaufklärung, sei 
dies durch Präventivmaßnahmen, wie Planung von Streifentätigkeit und ähnlichem (Herold 1970). 

Bei der kriminologischen Forschung müssen die Akzente zwangsläufig anders gesetzt werden. 
Grundsätzlich läßt sich hier das Thema EDV unter zwei Aspekten sehen: 

1. die Auswirkungen der elektronischen Datenverarbeitung bei der Polizei auf die Forschung, 

2. die elektronische Datenverarbeitung in der kriminologischen Forschung selbst. 

Wenden wir uns dem ersten Aspekt zu, so ist zu klären, in welchem Ausmaß Daten, die für 
die polizeiliche Arbeit relevant sind, auch von Bedeutung für die kriminologische Forschung sein 
können. Hier ergeben sich bereits bei oberflächlicher Betrachtung erhebliche Abweichungen der 
Interessenschwerpunkte. Für die Polizei steht eine Steigerung ihrer Arbeitseffizienz im Vordergrund, 
wobei als Maßstab dieser Effizienz die Aufklärung möglichst vieler bereits begangener und die Ver­
hütung möglichst vieler noch nicht begangener Straftaten gelten kann. 

Die EDV kann als Hilfsmittel in Form von Datenbanken, die Informationen über modus operandi, 
Fingerabdrücke, Personen, amtliche Kennzeichen von Kraftfahrzeugen usw. enthalten, der Polizei die 
Arbeit durch raschen Informationsfluß und Informationsselektion erleichtern. Informationen über 
gesuchte Täter oder einen potentiellen Täterkreis können durch die elektronische Datenverarbeitung 
rasch und sicher erhoben werden. Hieraus ergibt sich eine Beschleunigung der polizeilichen Arbeit, 
die zu einer Erhöhung der Aufklärungswahrscheinlichkeit führen dürfte. Abzuklären ist nun, inwie­
weit Daten, die im Interesse einer Effizienzsteigerung der polizeilichen Arbeit gespeichert wurden, 
auch für kriminologische Forschungsinteressen genutzt werden können. 

Die Erfassung und Beschreibung von Straftaten und Straftätern gehört zweifellos zu den ersten 
Schritten kriminologischer Forschung. Die in den polizeilichen Datenbanken gespeicherten Informa­
tionen können daher - wenngleich unter erheblichen Einschränkungen, auf die ich später eingehen 
werde - als Ausgangsbasis kriminologischer Analysen dienen. 

Inwieweit die kriminologische Verarbeitung der polizeilichen Daten zu einem feed-back auf 
die polizeiliche Arbeit selbst führen kann, ist z. Z. nicht abzusehen. Allzugroße Erwartungen dürften 
hier allerdings fehl am Platze sein, da die Interessenschwerpunkte von Kriminalistik und Kriminologie 
zu unterschiedlich sind. 

Für eine Analyse der Auswirkungen von gesetzlichen Normen und ihre Anwendung durch die 
Polizei, Justiz und die nicht justizförmigen Kontrollorgane auf die Kriminalität sind die polizeilichen 
Datenbanken von großem Interesse. Sie können hier aber zwangsläufig nur einen Teil der notwen­
digen Informationen liefern, da diese Fragestellungen vor allem Analysen der Gesetzgebung und 
des Verhaltens von Polizei, Justiz und den übrigen sozialen Kontrollinstanzen bei der Anwendung 
gesetzlicher und nicht gesetzlicher Normen notwendig machen. 

Eine gewisse Bedeutung können die polizeilichen Datenbanken (möglicherweise) bei den krimi­
nologischen Bemühungen um eine Erklärung des Verbrechens gewinnen. Neuere kriminologische 
Forschungsansätze gehen ja davon aus, daß das Entstehen des Phänomens Kriminalität durch eine 
Vielfalt von Faktoren bestimmt wird, die sich zum Teil wechselseitig beeinflussen und zum Teil 
unabhängig voneinander variieren. Da die Kriminologie eine allgemein akzeptierte Theorie zur 
Ordnung dieser Faktoren nicht besitzt, sind möglichst breite und vielseitig angelegte Forschungs­
ansätze notwendig. Daten, die im Rahmen der kriminalpolizeilichen Arbeit registriert wurden, 
könnten bei der Suche nach Merkmalen, die mit dem Auftreten der Kriminalität zusammenhängen, 
von Bedeutung sein. 

Allerdings reichen die bisher erhobenen bzw. zur Erhebung geplanten Daten für diese Frage­
stellung bisher kaum aus. 

Es ist zwar nicht nur offensichtlich, sondern auch verständlich, daß bei der Konzipierung der 
polizeilichen Datenbanken in den verschiedenen Bundesländern Interessen der aktuellen Ver­
brechensbekämpfung dominiert haben. Da diese im Vordergrund steht, werden vorwiegend Merk­
male und Daten gespeichert, die entweder einen raschen polizeilichen Zugriff und damit eine ver­
besserte Verbrechensaufklärung oder aber einen optimalen Einsatz der Polizei kräfte zur Verbrechens­
verhinderung erlauben. 

Die für diese Zwecke gespeicherten Merkmale, wie Fingerabdrücke, amtliche Kennzeichen von 
Kraftfahrzeugen, Personalien von bekannten Tätern, modus operandi usw., können zwar von Bedeu-
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tung für eine phänomenologische Betrachtung sein, sie dürften aber kaum etwas zur Erklärung der 
Kriminalität beitragen können. 

Es finden sich allerdings bereits jetzt in dem speziell für die polizeiliche Arbeit entwickelten 
System »PaLAS« - das Ihnen allen bekannt sein dürfte - Datengruppen wie »I« mit Informationen 
aus der kriminalpolizeilichen Personenakte, »v« mit Informationen über Haftzeiten, Daten, die bei 
Untersuchungen über Begleitmerkmale der registrierten Kriminalität mit berücksichtigt werden. 
Neben diesen Daten ist aber bei der Suche nach Merkmalen, die eng mit der Entstehung von Krimi­
nalität zusammenhängen, die Erfassung biographischer Daten - seien diese psychologischer oder 
soziologischer Natur - von entscheidender Bedeutung (vgl. hierzu Reckless 1970; Kaiser 1971). 

Zu nennen sind hier Merkmale wie Heimaufenthalt in der Kindheit, Schichtzugehörigkeit der 
Eltern, hirnorganische Schädigung, Größe des Wohnortes, Intensität der polizeilichen Kontrolle, 
Gesetzesänderungen, Rechtsprechungspraxis, Wandel der öffentlichen Meinung und vieles andere. 
Die Vielfalt von Merkmalen, deren Bedeutung für das Entstehen der Kriminalität bisher nur vermutet, 
aber nicht mit Sicherheit erfaßt werden kann, überfordert die konventionellen Forschungsmethoden 
wie Fallanalysen und die Berechnung von Einzelkorrelationen usw. erheblich. 

Die EDV in Verbindung mit den bereits früher erwähnten differenzierteren statistischen Metho­
den erlaubt die simultane massenstatistische Verarbeitung einer nahezu beliebig großen Anzahl von 
Variablen. Von besonderer Bedeutung ist hierbei die gleichzeitige mathematische Aufarbeitung einer 
Vielzahl von Merkmalen, weil damit die Wahrscheinlichkeit steigt, Variablen, die von besonderer 
Bedeutung für die Kriminalität sind oder zumindest einen besonders engen Zusammenhang mit 
dieser aufweisen, zu erfassen. Die simultane Verarbeitung der verschiedensten Variablen ermöglicht 
es auch, die relative Bedeutsamkeit der Einzelvariablen im Vergleich zu den anderen Variablen, die 
in denselben Rechengang eingehen, zu bestimmen. Die statistischen Methoden haben in diesem 
Zusammenhang zwei Aufgaben: 

a) Sie sollen die Fülle der Rohdaten in einen für den Forscher überschaubaren logisch-mathema­
tischen Zusammenhang bringen; 

b) sie sollen durch die Berechnung von statistischen Werten eine Kontrolle der Ergebnisse auf 
Abweichung von der Zufallswahrscheinlichkeit ermöglichen. 

Beides führt zu einer zahlenmäßigen Konkretisierung, die ein Loslösen von Interpretations­
ansätzen erlaubt, welche ohne eine solche Konkretisierung stark der Gefahr ausgesetzt sind, von 
subjektiven Eindrücken und Vermutungen des jeweiligen Forschers bestimmt zu werden. 

Ich möchte nun am Beispiel der multiplen Regressionstechnik vereinfacht darzustellen versuchen, 
wie ein forschungstheoretischer Ansatz anhand von empirischen Daten entwickelt und in der Folge 
überprüft werden kann. Die Anführung dieses Beispiels rechtfertigt sich aus der Tatsache, daß solche 
statistischen Forschungsschritte nur mit Hilfe der EDV möglich sind, da sie mit konventionellen 
Rechenhilfen zu aufwendig und kostspielig wären. 

Die multiple Regressionstechnik erscheint als Beispiel besonders geeignet, weil sie auch die 
potentiellen kriminalpolitischen Konsequenzen einer solchen Forschungsarbeit zu verdeutlichen 
erlaubt. 

Es handelt sich um ein statistisches Verfahren, das ermöglicht, Aussagen darüber zu machen, 
wie wichtig bestimmte Merkmale bzw. Merkmalsgruppen für die »Voraussage« anderer Merkmale 
sind. Diejenigen Merkmale, die die Voraussage erlauben sollen, nennt man unabhängige Variablen, 
diejenigen Merkmale, die vorausgesagt werden sollen, bezeichnet man als abhängige Variablen. 

Ohne auf die mathematisch-statistischen Grundlagen der multiplen Regressionstechnik ein­
zugehen, möchte ich hier kurz die Möglichkeiten dieses Verfahrens darzustellen versuchen. 

Bei der multiplen Regressionstechnik wird ein gewichteter Summenscore der unabhängigen 
Variablen so berechnet, daß sich ein möglichst hoher Zusammenhang, also ein möglichst hoher 
multipler Korrelationskoeffizient mit der abhängigen Variablen, ergibt. 

Die eigentliche Leistung der multiplen Regressionsberechnung besteht darin, daß für jede ein­
zelne der »Vorhersagevariablen« oder »unabhängigen Variablen« eine optimale Gewichtskonstante 
berechnet wird. Dabei erhalten diejenigen Variablen, die am wichtigsten für die» Voraussage« des 
abhängigen Merkmales sind, die höchste Gewichtskonstante. 
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In die multiple Regressionsanalyse gehen die Werte aller unabhängigen und die Werte der 
abhängigen Variablen ein. Es wird dabei keine Voraussage im eigentlichen Sinn erstellt, sondern mit 
Hilfe mathematischer Verfahren werden diejenigen Gewichtskonstanten für jede einzelne der un­
abhängigen Variablen gesucht, die dazu führen, daß ein möglichst hoher Zusammenhang zwischen 
Summenscore der unabhängigen Variablen und der abhängigen Variablen erreicht wird. 

Der besondere Vorzug dieser Technik ist es, daß mit ihrer Hilfe Merkmalssyndrome gefunden 
werden können, die in ihrem Summenwert weit höher mit der abhängigen Variablen korrelieren 
können, als dies bei Einzelvariablen der Fall ist, da hier eine gegenseitige Ergänzung und Stützung 
der Einzelvariablen möglich ist. 

Ein weiterer wesentlicher Vorzug besteht darin, daß auch Variablen, die mit der abhängigen 
Variablen keine oder nur eine geringfügige Korrelation aufweisen, dennoch einen bedeutenden 
positiven Beitrag leisten können. Dies wird dadurch möglich, daß sie zwar nicht mit der abhängigen 
Variablen, aber dafür mit einer oder mehreren der unabhängigen Variablen negativ korrelieren. 

Um diese (doch) sehr abstrakten Aussagen zumindest etwas zu verdeutlichen, will ich kurz ein 
konkretes Beispiel beschreiben: 

Unterstellen wir, bei einem Forschungsvorhaben seien bei einer repräsentativen Stichprobe der 
Bevölkerung von 1000 Personen 50 Variablen erhoben worden, von denen vermutet wird, daß sie 
mit dem Merkmal »Straffälligkeit« in Zusammenhang stehen könnten. In dieser Stichprobe wären 
also »offiziell Straffällige« und »offiziell Nichtstraffällige« enthalten. 

Zu den Variablen, die es ermöglichen, das Merkmal »Straffälligkeit« vorauszusagen, sollen u. a. 
folgende Variablen gehören: 

längere zeitliche Trennung von der Mutter in der Kindheit, 

hirnorganische Schädigung, 

Mißerfolge in der Schule, 

Einkommen des Vaters, 

häufiger Wohnungswechsel, 

soziales Milieu des Wohnviertels, 

Stellung in der Geschwisterreihe, 

Vorstrafen des Vaters usw. 

Nehmen wir ferner an, daß bei einem Computerrechengang mit einem dafür ausgearbeiteten 
Programm der multiplen Regressionsberechnung von den 50 unabhängigen Variablen 46 Variablen 
als relativ bedeutungslos für die Vorhersage der Variablen »Straffälligkeit« ausgelesen worden seien. 
Bei dem verbleibenden Merkmalssyndrom von vier Variablen hätte sich aber ein hochsignifikanter 
Zusammenhang mit der abhängigen Variablen Straffälligkeit ergeben. 

Gehen wir nun davon aus, daß es sich bei diesen vier ausgelesenen Variablen um die Merkmale: 
längere zeitliche Trennung von der Mutter in der Kindheit, Mißerfolg in der Schule, häufiger Woh­
nungswechsel und Vorstrafen des Vaters handelt. Dies würde bedeuten, daß bei Jugendlichen, bei 
denen der Ausprägungsgrad dieser vier Variablen bekannt ist, es auch möglich ist, mit großer Wahr­
scheinlichkeit vorauszusagen, ob sie straffällig werden oder zumindest als straffällig erkannt werden. 
Allerdings sind wir hier lediglich am Ende der ersten Forschungsstufe angelangt, da es auch Zufalls­
zusammenhänge gibt, die rechnerisch von echten Zusammenhängen nicht zu unterscheiden sind. 
Solche Zufallszusammenhänge können durch die Berechnung der Gewichtskonstanten, die ja nach 
den jeweils vorhandenen Daten bestimmt werden, eine völlig unberechtigte Bedeutung erhalten. 
Um die Gefahr einer solchen Fehlinterpretation abzuwehren, muß man daher eine sogenannte 
Kreuzvalidierung vornehmen. 

Dies würde in dem beschriebenen Beispiel bedeuten, daß man von weiteren 500 oder 1000 Per­
sonen diejenigen Variablen erfaßt, die bei der ersten Stichprobe als Merkmalssyndrom ausgelesen 
wurden, die also nach den Ergebnissen des ersten Untersuchungsschrittes einen statistisch bedeut­
samen Zusammenhang mit dem Merkmal »Straffälligkeit« aufweisen. 

Die Daten bzw. Variablen der zweiten Stichprobe würden nun mit den Gewichtskonstanten, 
wie sie für die Variablen der ersten Stichprobe bestimmt wurden, multipliziert. 
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Falls durch Zufallseinflüsse bedeutungslose Variablen der ersten Stichprobe mit einer unberech­
tigt hohen Gewichtskonstanten multipliziert wurden, müßte sich dies nun bei der zweiten Stichprobe 
zeigen, da der gewichtete Summenscore nur einen niedrigen Zusammenhang mit der abhängigen 
Variablen »Straffälligkeit« aufweisen würde, der multiple Korrelationskoeffizient also nicht signi­
fikant wäre. Ist der festgestellte Koeffizient jedoch statistisch signifikant, so kann dies als Hinweis 
gewertet werden, daß die in der ersten Stichprobe ausgelesenen Merkmale einen echten Zusammen­
hang mit dem Merkmal »Straffälligkeit« besitzen. Die Höhe der Gewichtskonstanten bei den ein­
zelnen Variablen würde es gleichzeitig erlauben, die relative Bedeutsamkeit der einzelnen Variablen 
zu beurteilen. 

Ergebnisse dieser Art, die Aussagen über den Zusammenhang bestimmter Variablen mit der 
Variablen »Straffälligkeit« enthalten, können später schließlich gezielte kriminalpolitische Aktivitäten 
erlauben. 

Legen wir das oben beschriebene Beispiel zugrunde, bei dem davon ausgegangen wird, daß 
das Merkmalssyndrom längere zeitliche Trennung von der Mutter in der Kindheit,' Mißerfolg in der 
Schule, häufiger Wohnungswechsel, Vorstrafen des Vaters einen statistisch bedeutsamen Zusammen­
hang mit dem MerkmalStraffälligkeit aufweist, so könnte dies zu den kriminalpolizeilichen Konse­
quenzen führen, daß bei Kindern, bei denen eines oder mehrere dieser Merkmale stark ausgeprägt 
sind, sehr früh therapeutische und pädagogische Maßnahmen individualpräventiv eingesetzt wer­
den 2). Ziel solcher Maßnahmen müßte es sein, diesen zunächst nur gefährdeten Kindern und Jugend­
lichen die Einordnung in die Gesellschaft zu ermöglichen, ehe sie überhaupt straffällig geworden sind. 

Die heutigen Bemühungen um Individualprävention im Rahmen polizeilicher Maßnahmen, der 
Rechtsprechung und des Strafvollzuges kranken ja zwangsläufig vor allem daran, daß sie zu spät 
einsetzen, da - wie es psychologische und soziologische Untersuchungen wahrscheinlich machen 
(vgl. hierzu Literaturnachweise bei Reckless 1970) - die Voraussetzungen für spätere Gesetzestreue 
bzw. Gesetzesübertretungen bereits in Kindheit und Jugend gelegt werden (vgl. Kaufmann 1971, 
Göppinger 1971, Kaiser 1971). 

Die Gesellschaft und damit auch die Kriminologie sehen sich bei individual- und generalpräven­
tiven Fragestellungen in diesem Zusammenhang mit zwei wesentlichen Forschungsschwerpunkten 
konfrontiert: 

1. Welche individual- und generalpräventiven Maßnahmen sind möglich, um zu gewährleisten, 
daß möglichst alle Mitglieder der Bevölkerung in Kindheit und Jugend die sozialen Normen so 
erlernen und internalisieren können, daß sie sich als Erwachsene gesetzeskonform verhalten? 

2. Auf welche Weise können polizeiliche Maßnahmen, Rechtsprechung und Strafvollzug so ge­
staltet werden, daß sie general- und individualpräventiv eine größere Wirksamkeit gewinnen, 
als dies z. Z. der Fall ist? 

Die Auswirkung kriminologischer Forschungsergebnisse auf diese Fragestellungen ist gegen­
wärtig noch nicht abzusehen, zumal es sehr schwierig zu sein scheint, Forschungsergebnisse in 
kriminalpolitische Aktivitäten umzusetzen. So ist Kaiser der Ansicht, daß »dem allgemeinen sozialen 
Wandel und der Veränderung des >Zeitgeistes< die kriminalpolitisch entscheidende Funktion zu­
kommt«. Derselbe Autor fährt dann allerdings fort: »Freilich, diese Wandlungen anzuregen, zu 
beschleunigen und, wenn möglich, zu planen, betrachtet die kriminologische Forschung seit langem 
als eine ihrer vornehmsten Aufgaben.« (1970, S. 156). 

Wenn die kriminologische Forschung Einfluß auf den »sozialen Wandel« und die Veränderung 
des für kriminalpolitische Entscheidungen wichtigen »Zeitgeistes« gewinnen will, wird sie nicht 
umhin können, sich der EDV und der damit möglichen differenzierteren statistischen Verfahren zu 
bedienen. Nur durch diese Hilfsmittel dürfte es möglich sein, der Fülle von bedeutsamen Variablen 
und der Komplexität des Untersuchungsgegenstandes gerecht zu werden. 

Die Scheu vor der Verwendung differenzierter statistischer Methoden scheint in der kriminolo­
gischen Forschung freilich noch weit verbreitet zu sein. Zu dieser Erkenntnis gelangt man, wenn man 
beispielsweise das 1971 veröffentlichte kriminologische Lehrbuch von Göppinger oder die aus dem 
Jahre 1970 stammende umfangreiche kriminologische Forschungsarbeit von Gold liest (vgl. auch 

2) Auf die Gefahr der Stigmatisierung, die solche Maßnahmen vermutlich mit sich bringen werden, kann hier aus Zeitgründen 
nicht eingegangen werden. 
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hierzu LeBlanc 1971). Blüthner u. a. kommen bei einem Überblick über den Stand der kriminolo­
gischen Forschung in der DDR zu ähnlichen Schlußfolgerungen. 

Es gibt allerdings bereits eine Reihe von Versuchen, EDV und differenzierte statistische Methoden 
im Bereich der Kriminologie einzusetzen. Zwei solcher Versuche möchte ich hier nennen: 

Im ersten Fall handelt es sich um die Entwicklung einer sogenannten Delinquenzbelastungsskala 
durch Quensel, bei der die EDV unter anderem im Rahmen der Faktorenanalyse eingesetzt wird. 
Die Skala in Form eines Fragebogens soll es ermöglichen, die kriminelle Gefährdung von Jugend­
lichen frühzeitig, möglichst noch ehe die Jugendlichen straffällig geworden sind, so exakt diagnosti­
zieren zu können, daß gezielte therape"utische Maßnahmen möglich sind (1971). 

Im anderen Fall handelt es sich um den Versuch von Wolff (1971), mit Hilfe der bereits erwähn­
ten Diskriminanzanalyse abzuklären, welche aktenmäßig erfaßbaren Merkmale eine kriminologische 
Prognose erlauben. 

Daneben gibt es eine Reihe entsprechender Untersuchungen, die, kritisch betrachtet, bisher nur 
zum Teil befriedigende Ergebnisse erbracht haben. Allzu optimistische Hoffnungen über die raschen 
Fortschritte, die die EDV und die damit möglichen differenzierteren statistischen Verfahren ermög­
lichen, sind gegenwärtig mit Sicherheit nicht am Platze. 

Denn es gibt neben den Problemen der wissenschaftlichen Theoriebildung in der Kriminologie 
noch eine ganze Reihe von praktischen Schwierigkeiten, die gelöst werden müssen, ehe größere 
wissenschaftliche Fortschritte gemacht werden können. 

Zwei m. E. sehr wichtige Problemkreise will ich hier kurz ansprechen: 
Bei dem einen handelt es sich um die Frage, inwieweit Merkmale, die mit kriminellem Ver­

halten zusammenhängen (oder es vielleicht verursachen), metrisch faßbar gemacht werden können. 
Die meisten Faktoren, die in der kriminologischen Forschung und in der polizeilichen Arbeit eine 
Rolle spielen, können nicht gemessen, sondern allenfalls geschätzt werden. Exakt meßbare Merk­
male, wie Körpergröße, Gewicht und ähnliches stellen eine Minderheit dar. 

Jede Schätzung wird aber von subjektiven Maßstäben des jeweiligen Beurteilers stark beein­
f1ußt. Beispielsweise dürften zerrüttete Familienverhältnisse bei Straffälligen häufiger sein als bei 
Nichtstraffälligen. Falls diese Frage empirisch überprüft werden soll, ergibt sich das Problem, wie 
das Ausmaß oder das Vorhanden- bzw. Nichtvorhandensein dieses Merkmals »Zerrüttung der 
Familienverhältnisse« gemessen werden soll. Verschiedene Beurteiler kommen bei demselben Fall 
mit großer Wahrscheinlichkeit zu unterschiedlichen Einstufungen. Innerhalb einer Forschungsgruppe 
wäre es nun leicht möglich, aus diesen unterschiedlichen Einstufungen des Einzelfalles jeweils einen 
verbindlichen Mittelwert aus sämtlichen abgegebenen Einstufungen zu errechnen. 

Aber dieses Vorgehen ist nur möglich, wenn eine relativ kleine Zahl von Fällen zu beurteilen 
ist. Bei massenstatistischen Auswertungen kann nicht jeder Beurteiler jeden Fall einstufen. Proble­
matisch ist nun, ob Einschätzungen, die von verschiedenen Beurteilern bei verschiedenen Fällen 
gemacht werden, vergleichbar sind, d. h. in eine gemeinsame statistische Analyse eingehen können 
(Torgerson 1958, Traxe/1964, Oberla 1965). 

Ein solches Vorgehen ist methodisch immer bedenklich. Es erscheint allerdings dann vertretbar, 
wenn die Beurteiler die Möglichkeit haben, sich gemeinsame Beurteilungsmaßstäbe zu erarbeiten. 
Eine solche Annäherung der Beurteilungsmaßstäbe durch Schulung an exemplarischen Fällen ist, wie 
in zahlreichen Untersuchungen nachgewiesen werden konnte, möglich (vgl. hierzu beispielsweise 
Tausch, R. und A. 1970). 

Das Phänomen der Kriminalität ist so vielschichtig, daß weder die polizeiliche Ermittlungsarbeit 
noch die kriminologische Forschung auf die Erhebung von solchen Schätzmerkmalen verzichten 
können. Die wenigen exakt meßbaren Merkmale wie Körpergröße, Gewicht oder Lebensalter reichen 
für die Abklärung von Fragestellungen der Verbrechenserklärung ebensowenig aus wie für die Auf­
klärung von Delikten. 

Legt man zugrunde, daß die Erhebung von solchen Schätzmerkmalen nicht zu vermeiden ist, 
so muß konsequenterweise gefordert werden, daß alle Beurteiler, die solche Einschätzungen vor­
nehmen, sich einer einheitlichen Schulung unterziehen. 

Nur wenn eine möglichst weitgehende Angleichung der Beurteilungsmaßstäbe erreicht werden 
kann, können Ergebnisse, die beispielsweise in Hamburg oder Bayern erhoben wurden, miteinander 
verglichen werden. 
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Die Forderung der gemeinsamen standardisierten Schulung aller mit ähnlichen Aufgaben 
beschäftigten Beurteiler oder Untersucher gilt m. E. für die kriminologische Forschung ebenso wie 
für die polizeiliche Arbeit. letzten Endes ist ja in allen Bereichen ein effizienter Erfahrungsaustausch 
nur dann möglich, wenn von gemeinsamen Begriffen und Beurteilungsmaßstäben ausgegangen wird. 
Mit Sicherheit hat auch die bisherige Kommunikation zwischen kriminologischer Forschung und der 
Polizei unter dem Fehlen solcher gemeinsamer Beurteilungsmaßstäbe und Begriffssysteme gelitten. 
Bei der Nutzbarmachung von polizeilich erfaßten Daten für die kriminologische Forschung werden 
sich in dieser Hinsicht mit Sicherheit zumindest zu Beginn erhebliche Schwierigkeiten ergeben 3). 

Das zweite Problem, das ich neben der meßtheoretischen Fragestellung ansprechen möchte, ist 
die Überlegung, ob Aussagen, die lediglich auf der Analyse von Daten der polizeilichen Datenbanken 
gewonnen werden, Anspruch auf Allgemeingültigkeit für alle strafbaren Handlungen bzw. Straffäl­
ligen haben können. 

Herold scheint hiervon auszugehen, wenn er schreibt: »Es werden Vorbereitungen getroffen, 
die für Zwecke der Fahndung angehäuften Datenbestände ohne Mehrkosten und Mehrarbeit gleich­
sam als Nebenprodukt für die Erkenntnis von Gesetzmäßigkeiten auszuschöpfen. Zum Beispiel Fragen 
nach dem Zusammenhang zwischen Körpergröße und Verbrechen, Alter und bevorzugte Begehens­
weisen, Fingerabdrücke und Vererbung, sozialen Status und Rückfallhäufigkeit wie überhaupt Fragen 
in jeder nur vorstellbaren Verknüpfung beliebig gewählter Daten zu stellen und zu beantworten.« 
(1970, S. 212) Diese Aussagen bedürfen einer gewissen Einschränkung, da es naturgemäß so ist, daß 
nur ein Teil der Straffälligen der Polizei bekannt wird. Nur von diesem Teil gelangen Daten in die 
polizeilichen Datenbanken. Aussagen über jene Straffälligen, die von der Polizei nicht erfaßt wurden, 
können nur dann gemacht werden, wenn man unterstellt, daß die Polizei einen repräsentativen 
Querschnitt der Straffälligen und der Straftaten in den polizeilichen Datenbanken erfaßt. Gerade 
dies aber ist nicht mit Sicherheit gewährleistet, denn ob ein Straffälliger von der Polizei erfaßt wird, 
hängt z. B. ebenso von dem Geschick der Polizei wie von dem Geschick des Delinquenten ab. Das 
heißt, Straffällige, die die Ausführung eines Deliktes besonders sorgfältig planen und dieses auch 
geschickt ausführen, haben mehr Chancen, sich dem Zugriff der Polizei zu entziehen, als solche 
Delinquenten, bei denen dies nicht der Fall ist. Hier gilt noch immer der mittelalterliche Spruch: 
»Die Nürnberger hängen keinen, sie hätten ihn denn erst«. 

Es ist nämlich nicht nur wahrscheinlich, daß die offiziellen Delinquenten weniger geschickt und 
intelligent sind als diejenige Gruppe, die sich dem polizeilichen Zugriff entziehen kann. Es ist sogar 
möglich, daß eine Reihe von Merkmalen, die heute als kriminogen gelten, nur deswegen dafür 
gehalten werden, weil diese Merkmale nach Ansicht der mit der Verbrechensbekämpfung Befaßten 
typisch für Kriminelle sind und deswegen bei leuten, bei denen diese Merkmale vorliegen (z. B. 
häufiger Wechsel des Arbeitsplatzes, Zugehörigkeit zur Unterschicht usw.), die Verfolgungsintensität 
der Polizei größer ist und dadurch zwangsläufig ein überproportional hoher Prozentsatz solcher 
leute überführt wird (vgl. hierzu auch Feest und Blankenburg 1972). 

Es kann sich hier also um den typischen Fall einer »sich selbst bestätigenden Vorhersage« (self­
fulfilling prophecy) handeln. Diese Fehlerquelle würde sich natürlich auch bei dem von mir dar­
gestellten Beispiel der Anwendungsmöglichkeiten der multiplen Regressionsrechnung auswirken, 
da dort ja von »offiziell Delinquenten« und »offiziell Nichtdelinquenten« auszugehen wäre. 

Derartige Fehlerquellen lassen sich nur durch zusätzliche Untersuchungen, die sich u. a. der 
Methoden der Dunkelfeldforschung bedienen müßten, reduzieren. 

Die Problematik des Dunkelfeldes, die hier angesprochen wurde, gilt, obgleich seit mehr als 
einem Jahrhundert bekannt, auch heute noch als »crux der Kriminalstatistik« (Exner 1949, S. 15) und 
damit auch der kriminologischen Forschung. 

Die von der Polizei geplanten oder schon in Betrieb genommenen Datenbanken können bei 
einem zuwenig reflektierten Einsatz zu gefährlichen Schlüssen führen. 

Es läßt sich zwar keineswegs bestreiten, daß durch diese Datensammlungen der kriminologischen 
Forschung sehr wertvolles Material geliefert werden kann. Daneben muß aber auch die Notwendig­
keit von die polizeilichen Datenbestände ergänzenden Dunkelzifferuntersuchungen gesehen werden. 

3) Die Schulung von Beurteilern bei der Einstufung von Schätzmerkmalen kann selbstverständlich nur der erste Schritt einer 
anzustrebenden Vereinheitlichung der Forschungsstrategie und der Vereinheitlichung der Forschungsmaterialien sein. 
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Auch hier erscheint eine intensive Kommunikation zwischen kriminologischer Forschung und 
Polizei notwendig, um so eine fruchtbare Koordination der beiderseitigen Anstrengungen zu 
ermöglichen. 

Die EDV kann hier zu der längst notwendigen Brücke zwischen polizeilicher Arbeit und krimi­
nologischer Forschung werden. 

Lassen Sie mich die Aussagen dieses Referats nochmals kurz thesenartig zusammenfassen: 

1. Die EDV kann in der polizeilichen Arbeit und in der kriminologischen Forschung in zwei sehr 
unterschiedlichen Weisen nutzbar gemacht werden: 

a) ist es möglich, die EDV im Rahmen von Datenbanken einzusetzen, die eine ökonomische 
Datenspeicherung, einen raschen Informationsfluß, Datenintegration und Datenselektion 
ermöglichen, 

b) ist es möglich, differenzierte statistische Methoden wie Korrelations- und multiple Regres­
sionsrechnungen, Diskriminanz- und Faktorenanalysen bei massenstatistischen Berechnungen 
einzusetzen. 

Während die EDV im Rahmen von Datenbanken bei der Polizei und in der kriminologischen 
Forschung in zunehmendem Maß eingesetzt wird 4), gehört der Einsatz von EDV-Anlagen im 
Rahmen der obengenannten statistischen Verfahren noch zu den Ausnahmen. 

2. Die von der Polizei bereits in Betrieb genommenen bzw. geplanten Datenbanken sind geeig­
net, die aktuelle Verbrechensbekämpfung zu intensivieren. In der kriminologischen Forschung 
können sie in dem bisher geplanten Umfang vor allem Beiträge zur Kriminalphänomenologie 
und nur in sehr begrenztem Umfang Beiträge zur Erklärung des Verbrechens liefern. 

3. Zur Auffindung wichtiger Begleitmerkmale der Entstehung von Kriminalität 

a) ist neben den Datengruppen, deren Erhebung z. Z. von der Kriminalpolizei betrieben bzw. 
geplant wird, die Erhebung biographischer Daten aus dem psychischen und sozialen Bereich 
notwendig, 

b) muß außerdem zusätzlich durch Dunkelfelduntersuchungen abgesichert werden, daß nicht 
nur bestimmte Tätergruppen, bei denen die Verfolgungsintensität der Polizei möglicherweise 
besonders groß ist, ausgelesen werden. 

4. In der polizeilichen Arbeit und in der kriminologischen Forschung ist eine Reihe von Merk­
malen von Bedeutung, die nicht gemessen, sondern allenfalls von Beurteilern eingestuft bzw. 
geschätzt werden können. Um diese Merkmalsgruppen für eine wissenschaftlich-statistische 
Analyse nutzbar machen zu können, ist eine Annäherung der Beurteilungsmaßstäbe der ver­
schiedenen Beurteiler von Polizei und Kriminologie notwendig. Dieses Ziel kann durch die 
standardisierte Schulung an exemplarischen Fällen erreicht werden. 

5. Die in den Datenbanken festgehaltenen Informationen beinhalten die Gefahr eines »circulus 
vitiosus«, da mit Sicherheit diejenigen Personen, die einmal in der Datenbank erfaßt sind, bei 
jedem neuen Delikt als die in erster Linie Verdächtigen in Erscheinung treten. Falls bei der 
Polizei oder den übrigen sozialen Kontrollinstanzen Selektionsmechanismen hinsichtlich be­
stimmter Bevölkerungsgruppen wirken, werden sich diese durch die Arbeit mit den Daten­
banken immer wieder selbst bestätigen. 

4) Vgl. hierzu die Pläne zur Schaffung einer kriminologischen Datenbank am Institut für Kriminologie der Universität Tübingen. 
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AUSSPRACHE 

Kriminaldirektor Ernst Rosenow, Polizei-Institut Hiltrup 

Ich möchte zu einigen Punkten dieses letzten Referates Stellung nehmen. 
Ich teile nicht die Ansicht des Referenten, daß die für die polizeiliche Arbeit benötigten Daten und 

die für die kriminologische Forschung erforderlichen Daten in der Dringlichkeit der Erfassung grundsätzlich 
voneinander abweichen. 

Im Gegenteil bin ich der Ansicht, daß ein großer Teil der jetzt oder künftig von der Polizei erfaßten Daten 
sehr gut für den Bereich der kriminologischen Forschung nutzbar gemacht werden könnte. Zwar ist vielleicht 
aus den Planungen, wie sie hier angesprochen worden sind, noch nicht ersichtlich, welche Bereiche einmal 
besonders erfolgversprechend für die kriminologische Forschung sein könnten. 

Wenn häufig angenommen wird, daß die Polizei lediglich Unterlagen für den Bereich der Phänomenologie 
liefern könnte, dann denke ich als Quelle für kriminologische Erhebungen auch an polizeiliche Daten, die 
für die Bereiche der Victimologie oder der Behandlungslehre nutzbar gemacht werden könnten. 

Wir werden bei einer eingehenden Erfassung der Vortat-Phase, der Nachtat-Phase, der Täter-Opfer­
Beziehungen, des Verhaltens nach Aburteilung und etwaiger Strafverbüßung so viel Aufschlüsse bekommen, 
daß nicht nur die kriminalpolizeilichen Unterlagen, sondern auch die kriminologische Forschung ganz bestimmt 
davon profitieren können. 

Die vermuteten Gefahren selektiver Sanktionierungstendenzen, die mit dem letzten Punkt angesprochen 
werden, können durch die Sammlung entsprechender Daten sehr wahrscheinlich in ihrem richtigen Umfang 
erkannt werden, wenn derartige Gefahren sich überhaupt bestätigen sollten. 

Ich glaube, daß die meisten Kollegen mit mir der Meinung sind, daß nicht etwa - wie von einigen 
Autoren angenommen wird - durch derartige Sanktionierungstendenzen die Unterschicht überrepräsentiert 
sei in den polizeilichen Unterlagen und daß damit ein circulus vitiosus in unsere Arbeit hineinkomme, der 
sich immer wieder selbst bestätigt. 

Ein weiterer Punkt, den ich hier noch ansprechen möchte: 
Die Möglichkeit etwa, einen großen Teil der Fehlaussagen der Kriminalstatistik in bezug auf die Delin­

quenzbelastung zu berichtigen, wird sich auch mit der Erhebung weiterer Daten im polizeilichen Bereich nicht 
entscheidend verbessern können. 

Die von dem Referenten angesprochene Möglichkeit etwa der Quenselschen Untersuchungen, nämlich 
mit anonymen Fragebogen in bestimmten Deliktgruppen die Delinquenzbelastung besser zu erforschen, wird 
vorerst die einzige Methode bleiben müssen. 

Allerdings können sich derartige Fragebogen-Aktionen unter Initiative und Mitwirkung der Polizei - z. B. 
bei der Auswahl der Items und Unterstützung in der Auswertung - in Mengenbereiche begeben, daß damit 
von einer Validierung der Kriminalstatistik gesprochen werden kann. 

Eine Einschränkung des Dunkelfeldes, d. h. der Dunkelzahlen in bestimmten Kriminalitätsbereichen, würde 
schon ein sehr wertvolles Ergebnis der Fortführung solcher Untersuchungen sein. 

Voraussetzung natürlich für eine solche Annahme, daß in reichem Maße derartige Ergebnisse für die 
kriminalpolizeiliche Arbeit und für die kriminologische Forschung gleichzeitig erzielt werden könnten, ist 
eine Einstellung zur Kriminologie, die heute leider noch nicht grundsätzlich bei jedem Polizeibeamten voraus­
gesetzt werden kann: daß nämlich kriminologische Forschung nicht als Selbstzweck betrieben werden kann. 
Soll sie aber, wie wir immer wieder fordern, entweder mittelbar über Impulse an die Kriminalpolitik unseres 
Staates oder unmittelbar über Hilfen für die polizeiliche Arbeit Verbesserungen für die Verbrechensvorbeugung 
und -bekämpfung erzielen, dann ergibt sich daraus für uns die Forderung nach einer engen Zusammenarbeit 
und gegenseitigen Befruchtung (mit) der kriminologischen Forschung(sarbeit). 

Im Sinne des vorangegangenen Referates bedeutet das also für uns, die bereits bei der Polizei erfaßten 
Daten zu mobilisieren und die künftigen Programme unter dem Gesichtspunkt zu erstellen oder zu über­
arbeiten, daß wir alle Daten - soweit wir sie überhaupt erheben können -, die der kriminologischen Forschung 
zu dienen vermögen, aufnehmen und zur Verfügung stellen. 
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Kriminaldirektor Günter Bertling, Hamburg 

Ich kann den Ausführungen von Herrn Rosenow nicht ganz folgen. Ich möchte deutlich machen, daß wir 
in Hamburg bei Sonderuntersuchungen auf dem Raub-Notzucht-Sektor und auf dem Sektor Diebstähle aus 
Kaufhäusern und Selbstbedienungsläden und ähnlichen Untersuchungen feststellen mußten, daß die statistisch 
erhobenen Daten, auch wie es bei der EDV-Arbeit vorgesehen ist, überhaupt nicht ausreichen, um irgendwelche 
echten Aussagen zu machen. Wir haben uns in vielen Tausenden von Fällen bemüht, den sozialen Hintergrund­
Schulbildung usw. - ich will die einzelnen Fakten hier nicht alle aufzählen - zusammenzutragen für die 
Beschuldigten, aber auch für die Geschädigten, und sind dann erst in der Lage gewesen, zu gewissen ver­
nünftigen Aussagen zu kommen. Und ich meine, wenn wir ehrlich sind, erfassen wir solche Daten im Regelfall 
auch bei den jetzigen Planungen nicht. Da müßte in gewissem Umfange doch etwas mehr geschehen. 

Professor Dr. Oskar Wenzky, Köln 

Die kriminologische Forschung ist angesprochen, insbesondere die Frage der Koordination kriminologischer 
Vorhaben. Hierzu möchte ich ganz kurz sagen, daß kriminologische Forschung in den Geschäftsverteilungs­
plänen und den Aufgabengliederungsplänen von Polizeieinrichtungen seit eh und je aufgezeichnet ist, die 
Ergebnisse sehr minimal sind, teilweise auch nicht geforscht wurde. Das liegt nicht an der Polizei, denn 
hier ist, wenn man die Frage der Koordination kriminologischer Forschung anspricht, zunächst die Frage 
zu behandeln: Wer forscht? Der Exekutivbeamte, der durchaus genügend wissenschaftliche Vorbildung haben 
kann, um als Beurteiler, fähiger Beurteiler für kriminologische Fakten eingesetzt zu werden, ist im Sachzwang 
und Organisationszwang dann, wenn in einer Behörde große Ermittlungsverfahren anlaufen. Aus diesem 
Grunde ist es schon immer ein Anliegen - historisch - des Bundeskriminalamtes gewesen, und ich zitiere 
Herrn Eschenbach, der früher schon sehr interessante Forschungen auf diesem Gebiete hat anlaufen lassen, 
beispielsweise über die Grundvoraussetzungen krimineller Lebensvorgänge von Personen, die Tötungsdelikte 
begangen haben. Ich will nicht sagen: nur Mörder. Demnach: diffizil kriminologische Erhebungen hinsichtlich 
der Affektkriminalität. Aber wichtig ist, daß im Bereiche der polizeilichen kriminologischen Forschung immer 
wieder die Tendenz auch von Wissenschaftlern an Universitäten und Universitätsinstituten akzeptiert werden 
muß, wonach diese Forschung praktische Unterlagen ergeben muß. Denn sie muß einen Gewinn für uns 
unmittelbar in der Verbrechensaufklärung - und ich sage noch nicht einmal für die Bekämpfung, sondern 
fasse es enger - ergeben. Aus diesem Grunde sind entsprechende Ansätze in den verschiedenen Großstädten 
in den letzten Jahren, von 1967 bis jetzt, sehr zu begrüßen, wenn sie auch nicht die von Herrn Bertling 
skizzierten Ergebnisse hatten. Aber denken Sie, daß jetzt, gerade jetzt, gegenwärtig folgende große Vorhaben 
auf dem Gebiete der kriminologischen Forschung praktiziert werden sollen: 

In dem neuen Reformplan für das Bundeskriminalamt wird ein ganz besonderes Referat ausgewiesen 
- wenn nicht eine Gruppe - für kriminologische, aber polizeibezogene Forschung. Es wird in dieser Richtung 
eine riesige Menge Daten zur Verfügung stehen. Auch glaube ich, der hierzu zitierte Präsident des BKA, 
Herr Dr. Herold, ist falsch interpretiert worden, denn aus dem Zusammenhang gerissen ist, was hinsichtlich 
körperlicher Phänomene ihm vorschwebte, zu erarbeiten, um es wissenschaftlich zu durchleuchten. Das soll 
alles nur Material sein, um dann den spezialistischen, kriminologischen, allseitigen Forschungsmöglichkeiten 
zur Verfügung gestellt zu werden. Das weiß ich aus jüngsten Unterredungen mit ihm. Nur insoweit kann 
das Bundeskriminalamt eine polizeibezogene Forschung als Aufgabe erhalten. 

Das zweite ist, daß die Bundesländer, wie Sie vielleicht wissen, eine Kriminologische Zentralstelle zu 
gründen beabsichtigen, die an ein prominentes Institut angegliedert werden soll. Das ist zweifellos zu 
begrüßen. Hier liegt die Initiative auf justitiellem Gebiet, denn hier wünscht die Justiz, wahrscheinlich weil 
es ein Erstanliegen der Justiz ist, eine Vertiefung der Forschung über die Täterpersönlichkeit in bezug auf 
die Resozialisierung, die Wiedereingliederung in die Gesellschaft. Nämlich, wie verhält sich der Täter in 
der Haft - der Strafhaft? Wie verhält er sich im Urlaub von der Strafhaft? In dieser Beziehung sind die 
justitiellen Vorhaben sehr beachtenswert, weil hier das ganze Aktenreservoir aller umfangreichen, abgearbeiteten 
Verfahren zur Verfügung stehen könnte. 

Drittens: Auch Forschung soll mehr als bisher beim Polizei-Institut in Hiltrup, das zu einer Polizei­
führungsakademie aufgewertet wird, betrieben werden. Hier zeigt sich, daß man durchaus keinen Wett­
bewerb zulassen will. Nämlich, im Rahmen der von mir angesprochenen Koordination wird man sich insbeson­
dere auf polizeitechnischem Gebiete - durch Anregung einer entsprechenden Zentralstelle im Londoner 
Horne Office - dazu finden, gewisse technische Hilfsmittel - zur Abwehr unmittelbar aggressiven Verhaltens 
von Straftätern an der Front des Verbrechens - in vielfacher Richtung zu untersuchen, angefangen von dem 
Nachrichtenverbund, den zweckmäßigen Ausrüstungen im Rahmen also einer speziell technisch-polizeilichen 
Forschung - allerdings auch wieder mit einem kriminologischen Teilaspekt. 
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Wollte man alle diese Vorhaben zusammennehmen, müßte eine Vielzahl von Spezialisten arbeiten. Ist 
es nicht sinnvoller, das vorerst wachsen zu lassen und dann zu einem harmonischen Ganzen zu führen? Der 
Weg ist sehr weit, aber der Anfang in der Aufgabenteilung ist gemacht. Und: das sollte hier als kleiner 
bescheidener Beitrag aus der Reihe der Polizei für die Koordination sämtlicher bundesdeutscher krimino­
logischer Forschungen vorgestellt werden. 

Regierungsdirektor Werner R6th, Wiesbaden, Md} 

Ich möchte Herrn Professor Dr. Wenzky nur in einem Punkte ergänzen oder vielleicht berichtigen; und 
zwar als Angehöriger der Kommission, die sich eben mit der Vorbereitung der zentralen kriminologischen 
Forschungsstelle befaßt, möchte ich hier eine Ergänzung bringen. Es ist nicht so, daß es hier beabsichtigt ist, 
diese zentrale Forschungsstelle einem Institut anzuhängen, einem bestehenden Institut, sondern die Justiz­
verwaltungen der Länder und des Bundes beabsichtigen, eine neue Stelle zu gründen in der Form eines Ver­
eins, und der Sitz ist auch schon festgelegt, er soll nämlich Wiesbaden sein. 

Ich darf noch etwas hinzufügen. Wir gehen von der Vorstellung aus, daß diese zentrale Forschungsstelle 
eine sehr breit gestreute Aufgabe hat, in erster Linie, zu koordinieren, die Forschung überhaupt auf dem 
Gebiet der Kriminologie zu koordinieren, aber auch selbst Forschungsaufträge zu erteilen und eigene For­
schungen durchzuführen. Wieweit sie das vermag, das wird die Zukunft zeigen müssen. In erster Linie soll 
sie tatsächlich eine praxisbezogene Forschung, die ja hier schon in Diskussionsbeiträgen angesprochen wurde, 
fördern, und zwar für die Belange der Justiz und auch der Polizei in einer engen Zusammenarbeit auch mit 
dem Bundeskriminalamt. Das war mit ein Grund, daß Wiesbaden als Sitz der künftigen Stelle gewählt wurde. 

Diplom-Psychologe Dr. Egon Stephan, Freiburg 

Ich darf mich zunächst auf den ersten Diskussionsbeitrag beziehen. Ich würde es außerordentlich bedauern, 
wenn aus meinem Referat entnommen werden sollte, daß in irgendeiner Weise polizeilich erfaßte Daten 
abgewertet werden sollen. Es geht mir um etwas ganz anderes: Es ist eindeutig so, daß die Datenbanken 
in der Form, wie sie jetzt geplant sind, und wie sie schon existieren, zunächst ein ganz zentrales Ziel haben, 
und das ist das Ziel, die Verbrechensbekämpfung so in den Griff zu bekommen, daß sie effizien~er durch­
geführt werden kann. Es ist ganz offenSichtlich, daß für diesen Zweck andere Daten wichtig sein können als 
für bestimmte Forschungsaspekte, die eben in der Kriminologie von Bedeutung sind. 

Wenn am Ende des Diskussionsbeitrages gesagt wurde, daß die Kriminologie ja eben auch die Auf­
gabe hätte, praktische Grundlagen für eine bessere, für eine gezieltere polizeiliche Arbeit zu liefern, so ist 
das ganz bestimmt richtig, aber das kann nicht die einzige Aufgabe der Kriminologie sein. Und darauf kam 
es mir weiterhin an, das zu zeigen. Die polizeiliche Arbeit ist sehr wichtig, und die Leistungen der Kriminologie 
für die polizeiliche Arbeit sind bisher - soweit ich das übersehen kann - auch mit den Augen der Polizei 
gesehen unbefriedigend. Das ist eine Sache, die eingestanden werden muß und die - wie ich glaube - auch 
schon bei früheren Tagungen hier erwähnt wurde. 

Die Gesellschaft, insgesamt gesehen, die ja die kriminologische Forschung finanziert, hat aber Anspruch 
darauf, daß nicht nur von der kriminologischen Forschung Ergebnisse geliefert werden, die möglicherweise 
die polizeiliche Arbeit effizienter gestalten oder das erlauben, sondern erstrebenswerter aus gesamtgesell­
schaftlicher Sicht ist zweifellos, wenn früher angesetzt werden kann, d. h. wenn Forschungsergebnisse geliefert 
werden können, die von vornherein kriminelle Lebensläufe möglichst verhindern. Daß das natürlich ein Ziel 
ist, das vermutlich nie ganz erreicht werden kann, ist offensichtlich, aber es muß mindestens angestrebt werden. 
Und die kriminologische Forschung hat hier mehrere Aufgaben, denen sie sich zuwenden muß. Einmal- soweit 
sie es vermag - die Polizei bei ihrer aktuellen Verbrechensbekämpfung zu unterstützen, zum anderen aber 
auch, Forschungen zu betreiben, die es möglicherweise in der Zukunft erlauben, das Entstehen von Kriminalität 
möglichst schon an der Wurzel zu bekämpfen. 

Zusammenfassend: Erstens - die Daten, die jetzt geplant und erfaßt werden, sind für die aktuelle Ver­
brechensbekämpfung notwendig. Dafür notwendige Daten sind zwangsläufig nicht immer - oder ich möchte 
sogar sagen: in seltenen Fällen identisch oder ausreichend für weitergehende Forschungsfragen. Was ich für 
erstrebenswert halten würde, wäre eine Ergänzung dieser Datengruppen, so wie sie jetzt geplant sind, durch 
zusätzliche Datengruppen, die in Zusammenarbeit zwischen kriminologischer Forschung und Polizei erarbeitet 
werden könnten. 

In diesem Zusammenhang wäre noch anzufügen, daß möglicherweise durch diese Zusammenarbeit der 
polizeiliche Arbeitsanfall etwa nicht nur vergrößert würde, weil ein Teil der Merkmale, die erfaßt werden 
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müssen, von dem Polizeibeamten insgesamt erfaßt werden müßten, um eine massenstatistische Auswertung 
zu ermöglichen. Ich könnte mir vorstellen, daß auf diese Weise auch eine Verbesserung des Erfahrungs­
austausches innerhalb der Polizei möglich wäre. Ich selbst bin zu wenig Kenner der polizeilichen Arbeit, 
um hier konkrete Beispiele nennen zu können, aber ich vermute aus anderen Bereichen/die ich kennengelernt 
habe, wo eben viele Menschen an denselben Aufgaben nebeneinanderher arbeiten, daß sehr viel und vielleicht 
zu viel individuell vorgegangen wird, d. h. der einzelne sich auf seine eigenen Erfahrungen stützt und zuwenig 
Erfahrungsaustausch betrieben wird. Gerade jeder Polizeibeamte ist ja in gewisser Weise in seiner beruflichen 
Arbeit, aber eben individuell, auch ein kriminologischer Forscher; denn jeder entwickelt seine eigenen Theorien 
und Überlegungen, und die braucht er auch, um bestimmte Fälle lösen zu können. Vermutlich könnte die 
Arbeit insgesamt verbessert und dem einzelnen die Arbeit auch erleichtert werden, wenn hier tatsächlich 
eine Vereinheitlichung der Beurteilungsmaßstäbe und der Theorienbildung angestrebt wird, nicht nur zwischen 
den Beamten von Schutz- und Kriminalpolizei usw., sondern eben auch zwischen Kriminologie als Forschung 
und der Polizei. Das zu diesem Beitrag. 

Nun zu der geplanten zentralen Forschungsstelle bzw. Koordinationsstelle: Ich halte eine solche Einrich­
tung für sehr notwendig und für sehr erstrebenswert, denn eines ist ganz offensichtlich - die Probleme der 
Kriminalität sind so vielschichtig und so groß, daß, selbst wenn sich die Anstrengungen verdoPr',eln oder ver­
zehnfachen, was tatsächlich in der letzten Zeit zu beobachten ist, immer noch zuwenig geforscht und zuwenig 
Arbeit investiert werden kann, weil die dafür notwendigen Mittel fehlen. Wenn man hiervon ausgeht, dann 
ist es um so notwendiger, daß die Arbeit, die geleistet werden kann und die geleistet wird, koordiniert wird, 
damit nicht unnötige Arbeit insofern investiert wird, als bestimmte Forschungsansätze zweifach verfolgt werden 
oder mit so unterschiedlichen Methoden vorgegangen wird, daß ein Datenaustausch nicht möglich ist. Ich 
glaube, das ist ein ganz wichtiges Problem. Die schönste Koordinationsstelle, die Forschungsprojekte themen­
bezogen koordiniert, nützt nichts, wenn nicht gleichzeitig auch auf der unteren Ebene, der Basisebene der 
Methoden, versucht wird, Daten zu erheben, die dann tatsächlich auch gemeinsam verarbeitet werden können, 
d. h. wo es dann möglich ist, Daten, die einmal erhoben wurden für ein Forschungsprojekt auch in anderen 
Zusammenhängen nutzbar zu machen. Das ist von entscheidender Bedeutung, und ich möchte Ihre Auf­
merksamkeit gerade auf diesen Punkt lenken. Es ist sicher völlig falsch, wenn hier ein zu großer Individualismus 
Raum greifen sollte oder nicht überwunden werden könnte. Das ist natürlich ein Problem, vor dem nicht nur 
diese Zentralstelle steht, sondern auch die kriminologische Forschung, die Universitäten usw. Es liegt sicher 
auch hier ein Mangel an Koordination vor. Aber ich könnte mir vorstellen, daß gerade die EDV dazu beitragen 
könnte, eine verbesserte Koordination zu erzwingen. 

Polizeiinspektor Wolfgang Ernst, München 

Ich will Sie nicht allzu lange aufhalten. 

Zunächst möchte ich Herrn Professor Dr. Wenzky danken für diese sehr elegante Umschreibung der 
Personalnol bei der Polizei - so könnte man es auch in etwa sehen. 

Dann noch etwas. Sie kennen alle den Begriff der sog. Anwenderprogramme. Mit etwas Bescheidenheit 
will ich sagen, daß ich zu diesem Kreis der Anwender gehöre und gerne einige Sachen - vom Praktiker her 
gesehen - klarstellen möchte. 

Ich will den Vortrag von Herrn Hade/er vom Kraftfahrt-Bundesamt noch einmal kurz in Erinnerung rufen. 
Er hat uns eine zentrale Stelle zur Erfassung gestohlener Kraftfahrzeuge vorgeschlagen. Dazu ein Gegen­
vorschlag: das Zulassungsverfahren mittels bei den Zulassungsstellen befindlicher Terminals so umzustellen, 
daß der Polizeibeamte draußen, zu jeder Tages- und Nachtzeit, immer die Möglichkeit hat, im Minuten­
bereich - ich will nicht von Sekunden reden - den jeweils berechtigten Halter des Fahrzeuges exakt fest­
zustellen. Allein diese Möglichkeit würde unsere polizeiliche Fahndung in einem solchen Maße im Erfolg 
steigern, wie wir es uns bei allen anderen Mitteln noch nicht vorstellen können. 

Eine weitere Frage: Überall, auch vom ADAC, wird angeregt, das Zulassungsverfahren zu vereinfachen. 
Die EDV wird dabei genannt. Hierbei bestünde die Möglichkeit, den Kraftfahrzeugschein, in TicLcet-Form etwa, 
fälschungssicher zu gestalten. 

Und noch eine Möglichkeit: In fast allen anderen Ländern wird sie nicht außer acht gelassen - die Farbe 
des Fahrzeugs. Jeder wird nun entgegnen, das Fahrzeug werde ja umgespritzt. Dem möchte ich entgegen­
halten, daß der Großteil der Fahrzeuge - ich möchte sagen 95 % - in seinem Fahrzeugleben nicht umgespritzt 
wird, sondern in der gleichen Farbe in Pension geht. Und bei den Fahrzeugen, die umgespritzt werden, ist 
oft im Kofferraum, im Innenraum und an anderen Stellen die Grundfarbe noch feststell bar. 

Hier muß ich sagen, Herr Dr. Ambrosi hat die Farbe auch mit ins Spiel gebracht, sie ist ein ganz wesent­
licher Punkt für die Fahndung. Von Motornummern usw. will ich gar nicht reden. Sie wissen selbst, heute wird 
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ein Tauschmotor gekauft und eingebaut. Ein Vergleich aller Fahrzeuge würde zeigen, daß 10 bis 15 % aller 
Motornummern in den Kraftfahrzeugscheinen nicht übereinstimmen. Vielleicht ist das auch zu hoch gegriffen. 
Aber der Einbezug der Farbe in die polizeilichen Fahndungsmöglichkeiten würde den Effekt der polizeilichen 

Arbeit enorm steigern. 

Eine weitere Möglichkeit, im Bayerischen Innenministerium bereits angeregt und zum Teil verwirklicht: 
Bei Unfallfahrzeugen werden Mängelanzeigen ausgestellt; Mitteilungen sollten an die Zulassungsstelle und 
das KBA gehen. Dann sollte es nicht mehr passieren, daß ein neuer gestohlener Porsche mit der Fahrgestell­
nummer eines Fahrzeugs, das beim Schrotthändler steht, über die Grenze fährt und nicht beanstandet werden 
kann. Hier sollte auch ein direkter Zugriff zu den Daten des KBA möglich sein. 

Ein kurzes Wort noch zu den Ausführungen von Herrn Professor Dr. Wenzky von gestern: Es wird der 
Polizei, dem Kraftfahrt-Bundesamt und allen anderen Stellen nicht gelingen, Vorder- und Hinterachsen oder 
Scheinwerfer usw. zu erfassen und in die Sachfahndung mit hineinzubringen. Das ist einfach unmöglich, das 
ist nicht zu verwirklichen. Die Sachfahndung wird sich zunächst auf numerisch erfaßbare Möglichkeiten beschrän­
ken müssen und vielleicht später, wenn Kraftfahrzeugfahndungsprogramme den Zusatz eines kurzen Textes 
erlauben, auf bestimmte, tatbezogene Merkmale ergänzt werden. Ich möchte nur sagen, daß ich mich hier 
als Praktiker fühle, und ich weiß, daß wir Bayern so mehr oder weniger die Ostfriesen Süddeutschlands sind. 

Aber trotzdem, vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

Ltd. Regierungsdirektor Heinz Hade/er, Flensburg 

Dieses Mal ohne Würze, versteht sich! Es sind ein paar Punkte angesprochen worden, die ich in meinem 
Referat nicht erwähnt habe und noch nachtragen darf. 

Fälschungssichere Kraftfahrzeugpapiere, das Problem scheint mir gelöst zu sein. Wir haben mit Zustim­
mung der Länder einen neuen, EDV-gerechten Kraftfahrzeugbrief mit Zulassungsschein entwickelt, der dem­
nächst in den Gebrauch kommen wird und fälschungssicher ist, auf synthetischem Papier mit einem Eindruck­
zeichen. Das Problem scheint ausgestanden zu sein. Was nicht gelöst ist, was hier auch nicht zur Sprache 
gekommen ist, mir aber vordringlich erscheint, ist die zentrale Erfassung aller Fahrerlaubnisse. Wir sind heute 
nicht einmal in der Lage, zu sagen, wieviele Fahrerlaubnisse es überhaupt gibt - wir gehen auf eine Schätzung 
von 1965 zurück -, geschweige denn könnten wir sagen, wieviele gefälschte Führerscheine es gibt. Daß diese 
zahlreich sind, vielleicht sogar 5 % aller im Verkehr befindlichen Fahrerlaubnisse, scheint mir daraus zu erhellen, 
daß es in St. Pauli - zu einem sehr geringen Preis - Zweit- und Drittführerscheine gibt, die absolut echt wirken. 
Darin ist m. E. eine sehr große Gefahr zu sehen, und dafür sollte man sich von seiten der Polizei interessieren, 
und zwar für eine zentrale Erfassung der Fahrerlaubnisse auf fälschungssicherem Papier. Zwar ist ein erheblicher 
Verwaltungsaufwand erforderlich, aber er dient der Verkehrssicherheit und auch in diesem Rahmen zur Ein­
dämmung von Verbrechen, und er schafft die Möglichkeit zur Überprüfung. 

Ich sagte schon in einer Entgegnung aus Anlaß meines Referats, daß die Technik heute noch nicht so 
weit ist, für 50 Millionen Datensätze einen unmittelbaren Zugriff zu gestatten, ich schätze aber, daß wir das 
in zwei, drei Jahren wohl auch von seiten der Technik angeboten bekommen werden. Selbstverständlich 
wird das Kraftfahrt-Bundesamt die auf Magnetbändern enthaltenen Daten dann entsprechend umstellen. 

Auch hier, wie so oft bei der Polizei und auch oft bei uns, ist die Frage der Farbe des Kraftfahrzeuges 
und deren Erfassung angesprochen worden. Wir sind den Wünschen so weit nachgekommen, daß wir bei 
unserem neuen Datensatz, der jetzt rund 300 Stellen umfaßt, eine Reserve von 10 Stellen eingeplant haben 
für das nächste Jahr, um auch, falls es sich tatsächlich als notwendig erweisen sollte, die Farbe aufnehmen zu 
können. Aber das Problem ist außerordentlich schwierig, weil es ja nicht gesetzlich vorgeschrieben ist, daß 
die Farbe erfaßt wird, sie wird also nicht gemeldet. 

Wir haben uns mit den größeren Herstellerwerken dahin abgesprochen, daß sie uns bei der Rückmeldung 
der Fahrzeugbriefe die Farbe mitteilen; wir speichern diese Daten auf Sonderbändern und können sie dann 
in den Bestand eingliedern. Die Frage ist nur, was hat es für einen Wert? Die offizielle Farbe eines Fahrzeuges, 
wie der Hersteller sie angibt, ist für Ihre Belange nicht zu gebrauchen. Und wenn Sie an die mehr oder 
minder farbtüchtigen Zeugen denken, die bei Helle oder Dunkelheit bei drei Zeugen vier Farben angeben, 
dann können Sie sich ausmalen, wie kompliziert es ist, ein Fahndungs- oder Auskunftsersuchen korrekt zu 
bearbeiten. Wir müssen eine sehr große Spannweite reinbringen durch Kombinationen von Blau und Grün, 
Hell und Dunkel und dergleichen. Aber es wird sich lösen lassen; wenn die Polizei es wünscht, werden wir 
es vorsehen - Dienst am Kunden ist alles. 

Es ist Herr Professor Dr. Wenzky korrigiert worden hinsichtlich der Möglichkeit, auch Teile eines Fahr­
zeuges zu registrieren. Möglicherweise bin ich schuld daran, daß es zu diesem Mißverständnis gekommen 
ist. Selbstverständlich ist nicht jedes Fahrzeugteil numerisch bei uns erfaßt und einzeln in den Datensätzen 
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enthalten. Das geht gar nicht, denn diese Fahrzeugteile sind nur insoweit, als sie ein Prüfzeichen tragen, 
auch identifizierbar. Aber - und vielleicht hat Herr Professor Dr. Wenzky das aus meinen Worten ent­
nommen - aus den bei uns vorhandenen Konstruktionsunterlagen, die wir im Rahmen des sog. Typ-Prüf­
Verfahrens bearbeiten und die bei unserer Behörde liegen, kann man jedes einzelne Fahrzeugteil genau 
identifizieren. Und umgekehrt, etwa wenn bei einer Straftat als einzige Spur ein Fahrzeugteil vorhanden 
bleibt, gelingt es nicht selten, daß man anhand des Fahrzeugteils aufgrund dieser Unterlagen auf den Typ 
schließen kann, um dann eine entsprechende Fahndung anzusetzen. 
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Podiumsgespräch 

Ud. Regierungskriminaldirektor Schramm 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Wir wollen die Tagung mit einem Podiumsgespräch ausklingen lassen, und ich habe die Freude, 
Ihnen die Teilnehmer vorzustellen: 

Herr Ministerialrat Schweinoch, Bayerisches Staatsministerium des Innern, 
Herr Direktor Huelke, Leiter des Landeskriminalpolizeiamtes Niedersachsen, 
Herr Kriminaldirektor Bertling, Landeskriminalamt Hamburg, 
Herr Professor Dr. Wenzky, Universität Köln. 

Meine Damen und Herren, wir haben in vier Tagen Vorträge über Vorträge gehört, wir haben 
uns über den Sachstand der Datenverarbeitung in Bund und Ländern orientieren können, und wir 
hier - diese Gesprächsrunde - waren der Auffassung, daß einige Themenkreise doch noch einmal 
etwas exakter und tiefgreifender, soweit das in einem solchen Gespräch überhaupt möglich ist, 
angesprochen werden sollten. Wir wollen also nur sozusagen ein paar Farbtupfer als Schluß auf 
das Gesamtbild dieser Veranstaltung setzen. 

Es hat uns sehr interessiert, daß ein Vertreter der Staatsanwaltschaft mit der Fragestellung auf 
uns zukam: Wie sieht es denn mit der Gemeinsamkeit in der Planung von DV-Aktivitäten aus? Die 
Herren Referenten haben sich, soweit sie darauf eingegangen sind, nur in wenigen Nebensätzen 
zu dem Thema geäußert, und ich meine, wir sollten diese Frage noch einmal ansprechen: Die Stei­
lung der Staatsanwaltschaft im Rahmen unserer polizeilichen Planungsaktivitäten. Herr Professor 
Dr. Wenzky wollte sich dazu äußern. 

Professor Dr. Wenzky 

Die Frage der Aktivitäten der Staatsanwaltschaft und der Polizei nehmen eigentlich ihren Aus­
gang von einer gegensätzlichen Verhältnismäßigkeit, nämlich von dem an sich statischen Element 
der staatsanwaltschaftlichen Tätigkeit im Ermittlungsverfahren und dem sehr dynamischen Tätigsein 
der Polizei. Aus diesem Grunde ist es an sich nicht verwunderlich, daß die Staatsanwaltschaft eigent­
lich so wenig in Erscheinung tritt; zunächst einmal zahlenmäßig, gegenüber anderen entsprechenden 
Tagungen des Bundeskriminalamtes, wo die Thematik mehr der Staatsanwaltschaft lag - diesmal 
zähle ich noch nicht einmal ein Dutzend eingetragene Staatsanwälte -, und hierzu ergibt sich eigent­
lich die Feststellung, daß von seiten der Staatsanwaltschaft auf dem Gebiete der EDV an sich bisher 
noch nichts initiativ vorgeführt wurde. Sie kommen hierher, um ein wenig davon zu profitieren. 
Überlegt man zur gestellten Frage, was überhaupt in Betracht käme, darf ich von meiner Arbeit für 
die Tätigkeit des Bundeskriminalamtes in der Reformkommission sagen, daß es sehr viele Ansätze 
zur Bewältigung gemeinschaftlicher Aufgaben gibt, nämlich in der Richtung, daß Fahndungsanträge 
nach Erlaß eines Haftbefehls von der Staatsanwaltschaft in einem Formalverfahren (KP 21) unmittelbar 
an das Bundeskriminalamt gelangen und es in Zukunft eigentlich - und das haben wir von auslän­
discher Arbeitsweise auf diesem Gebiete gehört - sehr naheliegt, daß hierbei die Staatsanwaltschaft 
von sich aus - in nicht nächster, sondern in einer angemessenen Zukunft - diese Anträge in ein 
Terminal eingibt, wobei noch sehr viel gemeinsame Kommissionsarbeit zu leisten ist. Dabei ergibt 
sich auch die Notwendigkeit, daß aus dem Bereich der Staatsanwaltschaften z. B. Daten in Sammel-

267 



verfahren abgerufen werden; auch hier ergeben sich Ansatzpunkte. Schließlich ist von der Staats­
anwaltschaft - das war bisher Aufgabengebiet der Bundesländer - in Zukunft der gesamte Strafvollzug 
in ein Strafvollzugsamt - teilweise im Justizressort - verlegt. Auch hier ergeben sich interessante 
Zusammenhänge, und ich darf aus meiner Kenntnis der Arbeiten der englischen EDV-Kommission 
sagen - und das ist der erste aktive Posten hierbei -, es sollte höchste Zeit sein, daß die Staats­
anwaltschaft jeweils ihre Verbindungsleute in die Aufgabenbereiche für EDV-Tätigkeit einsetzt, um 
mit der Polizei zu beraten, wie weit die Entwicklungen, die Sollvorstellungen und die aktiven 
Planungsvorhaben gemeinsam zu führen sind. 

Kriminaldirektor Bertling 

Ich kann natürlich nur aus dem Stadtstaat Hamburg etwas berichten. Wir haben es insofern 
einfacher als Landeskriminalämter in Flächenländern. Wir haben bei uns engen Kontakt mit der 
Staatsanwaltschaft, um zu gemeinsamen Entwicklungen zu kommen. Wir wollen vor allem auch 
in der Eingangs- und VerteilersteIle der Staatsanwaltschaft ein Terminal aufstellen, damit die Akten­
zeichen und dergleichen mehr direkt von der Staatsanwaltschaft in das System eingegeben werden. 
Wir haben außerdem Kontakte aufgenommen zum Vollzugsamt, um zu gemeinsamen Lösungen, 
insbesondere hinsichtlich der Haftkartei, zu kommen, damit Doppelarbeit für die Zukunft ver­
mieden wird. 

Ich meine, wir sollten tatsächlich überall Kontakte zu diesen Stellen suchen. Wir müßten auf 
der anderen Seite aber auch erwarten, daß Staatsanwaltschaft und Justizämter sich an die Polizei 
wenden, um zu gemeinsamen Lösungen zu kommen. 

Ud. Regierungskriminaldirektor Schramm 

Einige Referenten haben einen anderen Problemkreis angesprochen, den wir hier auch noch 
einmal diskutieren wollen. Die Frage der Heranführung der Beamtenschaft an die Datenverarbeitung. 
Es wäre vielleicht sinnvoll, wenn diejenigen Kollegen, die entsprechende Erfahrungen gewonnen 
haben, sich dazu noch einmal äußern. Herr Dr. Ambrosi sprach das Problem an, aber auch Herr 
Müller aus Niedersachsen verwies uns darauf, wie wichtig es ist, die später unmittelbar mit der 
Datenverarbeitung konfrontierten Beamten und die mit dem Umgang der Technik noch vertraut 
zu machenden Beamten entsprechend einzuweisen. 

Direktor Huelke 

Ich darf ganz kurz erläutern, wie wir es gemacht haben bei der Einführung der Kfz-Fahndung 
als Bestandteil der Sachfahndung. Wir haben zuerst die von uns entwickelten Vordrucke zur Erpro­
bung an zwei LKP-Stellen gegeben, haben nach dieser Erprobung die dort gewonnenen Erfahrungen 
ausgewertet und die Vordrucke entsprechend umgestaltet, dann vorläufige Richtlinien aufgestellt 
und die neuen Vordrucke für die Datenerfassung eingeführt. Dabei haben wir besonderes Gewicht 
darauf gelegt, daß wir dem Polizeibeamten, dem Sachbearbeiter, ein Verfahren an die Hand geben 
konnten, bei dem er eine spürbare Arbeitserleichterung erfuhr. Ich meine, das ist psychologisch 
von besonderer Bedeutung. Versprechungen für die Zukunft zu machen, ist verhältnismäßig einfach, 
aber diese Versprechungen werden immer mit einiger Skepsis aufgenommen. Wenn man jedoch 
dem Sachbearbeiter schon bei der Einführung des Verfahrens, schon im Rahmen der Datenerfassung 
gegenüber seinem bisherigen Arbeitsablauf bei dem gleichen Sachverhalt eine Erleichterung an­
bieten kann, wird er diese Erleichterungen gerne in Anspruch nehmen und in die Sache einsteigen. 
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Wir haben erst einmal im kriminalpolizeilichen Bereich die Dienststellenleiter und die Sach­
bearbeiter besonders angesprochen und sie informiert und dann in einer verhältnismäßig großen 
Aktion, die sich über mehrere Wochen erstreckte und in der mehrere Oberbeamte der Daten­
verarbeitung eingesetzt waren, Vorträge bei den Abschnittsdienstversammlungen gehalten, um so 
auch den einzelnen Sachbearbeiter bei der Schutzpolizei erreichen zu können. 

Damit war erst einmal der Kreis der Sachbearbeiter angesprochen. Die nächste Aufgabe bestand 
dann darin, die Beamten und Angestellten, die die Terminals draußen bedienen sollten, zu unter­
weisen. Das wurde über einen längeren Zeitablauf gemacht; das ergab sich einfach daraus, daß die 
Terminals nicht alle gleichzeitig geschaltet werden konnten, und war für uns auch verhältnismäßig 
günstig, weil immer die gleichen Beamten auch draußen Einweisungen an den Terminals vor­
nehmen konnten. Wir haben die Tätigkeit dieses Außenpersonals - so will ich es einmal nennen -
zunächst darauf beschränkt, daß sie nur abfragen sollten. Erst als das über eine gewisse Zeit reibungs­
los lief, haben wir eine zweite Unterweisung gestartet, und zwar jetzt die Eingabe der neu zu 
erfassenden Daten und den Änderungsdienst. 

Danach haben wir über eine längere Zeit diese Tätigkeit dadurch überwacht, daß wir uns die 
gleichen Daten, die draußen über Terminal eingegeben wurden, noch einmal durch Fernschreiben 
melden ließen. Wir haben die Daten dann jeweils tagweise ausdrucken lassen, sie mit den Fern­
schreiben verglichen, die erkannten Fehler dem einzelnen Sachbearbeiter vorgeführt und so im 
Laufe der Zeit doch eine verhältnismäßig gute Arbeit an den Terminals erreicht. 

Jetzt, nach etwa einjährigem Betrieb, werden wir eine Arbeitstagung für Dienststellenleiter und 
für die Sachbearbeiter machen, die Richtlinien, die wir als vorläufige Richtlinien vor etwa Jahresfrist 
herausgegeben haben, endgültig formulieren und dabei die gewonnenen Erfahrungen nutzen. 

Als letzter Schritt ist vorgesehen eine Zusammenstellung von Lehrmaterial für Polizeischulen. 

Kriminaldirektor Bertling 

Wichtig ist es vor allem - das ist vielleicht hier nicht immer ganz deutlich geworden -, daß 
wir eine Gesamtlösung für die gesamte Polizei anstreben und nicht etwa nur für die Kriminalpolizei. 
Ich hätte es auch begrüßt, wenn hier mehr Vertreter der Schutzpolizei anwesend gewesen wären, denn 
es geht darum, eine gemeinsame Aufgabe zu lösen, wenn auch die fachliche Seite mehr bei uns liegt. 

Wir haben versucht, das, was wir am Dienstag als praktischen Versuch hier vorführten - Daten­
fernverarbeitung von Hamburg nach Wiesbaden -, in den verschiedensten Lehrgängen in den letzten 
Monaten, ganz gleich, ob es sich um Schutzpolizeikollegen oder Kriminalpolizeikollegen handelte, 
den Beamten vorzuführen und sie selbst auch an der Datenstation - ich möchte bald sagen - spielen 
zu lassen, probieren zu lassen, damit sie sich überzeugen können, wie gut dieses System einmal 
für den praktischen Dienst sein wird. Wenn wir das tun, dann werden im Regelfalle alle Vorurteile 
beseitigt, dann erkennt man sofort, daß hier eine vernünftige Lösung für die Zukunft und vor allem 
eine gemeinschaftspolizeiliche Lösung dieser Fragen heranreift. Darauf kommt es entscheidend an. 
Und dann haben wir, wie von selbst, die Kollegen für unsere Arbeit gewonnen; wenn sie erkennen, 
sie haben später Arbeitserleichterungen, sie haben eine größere Sicherheit - und ich könnte noch 
viele andere Dinge aufzählen, die wichtig sind -, dann sind sie für die Sache gewonnen. Es war 
zum Teil direkt eine gewisse Begeisterung festzustellen. 

Wir haben dann vorgesehen eine eingehende Ausbildung aller Beamten, indem wir zunächst 
einmal einen Stamm von Ausbildern heranbilden - dabei sind wir schon. Wir haben aber auch eine 
fünf jährige Erfahrung mit einem EDV-System, in dem vor allem die Last auf den Schultern der 
Schutzpolizeibeamten lag - Ausfüllung von Meldungen nach bestimmten Schlüsselverzeichnissen 
usw. Wir haben hier also unsere Erfahrungen gesammelt, die wir jetzt verwerten können. 

Es kommt also darauf an - so will ich es zusammenfassen -, Begeisterung zu wecken, Interesse 
zu wecken, zu überzeugen, daß dieses System für alle sehr wichtig ist, gut auszubilden und dann -
und das ist, meine ich, das Entscheidende - eine Probephase durchzuführen, weil im Anfang bei 
Direkteingaben durch alle Terminals auf den Revierwachen usw. mit einer erheblichen Fehlerquote 
zu rechnen sein wird. 
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Ministerialrat Schweinoch 

Meine Damen und Herren, darf ich noch einen anderen Aspekt, der vielleicht sonst etwas 
untergeht, erwähnen? Nämlich es scheint mir notwendig zu sein, daß man auch unsere Führungs­
ebene mit diesem neuen Medium vertraut macht. Es ist sicher notwendig, daß der einzelne Letzt­
benutzer, das ist der Polizeibeamte im Revier oder im Streifenfahrzeug, sich an dieses neue Medium 
gewöhnt. Aber dem vorausgehen sollte wohl auch eine intensive Vorbereitung der Führungsebene, 
also der Leiter der Dienststellen; denn wir haben folgende Erfahrungen gesammelt: So nützlkh es 
dem einzelnen Beamten erscheint, mit diesem neuen Medium umzugehen, wird er es dann etwas 
zurückhaltend benutzen, wenn er etwa den Eindruck hat, daß sein Vorgesetzter von dem Wert 
dieses Mediums nicht ganz überzeugt ist. Er hat sonst den Eindruck, na ja, man gibt uns etwas, 
aber für mich selbst, für mein weiteres Fortkommen bringt mir das nicht viel. Und da scheint es 
mir notwendig zu sein, daß man vielleicht auf der Ebene des Bundes - und mir scheint, diese 
Tagung dient ja hervorragend diesem Zweck -, aber auch auf der Ebene der Länder für die Leiter 
der unmittelbar den Oberbehörden nachgeordneten Dienststellen etwas mehr - ich denke da an 
Seminarformen - tut, um gewisse Mystifikationen zu beseitigen. Meine Damen und Herren, 
täuschen Sie sich nicht: wer heute glaubt, einem Computer gegenüberzustehen als neutralem 
Medium, der irrt. In der weiten Öffentlichkeit ist man heute durchaus überzeugt, daß der Computer 
ein Teufelsding ist, daß man mit dem alles tun und alles lassen kann. Und dem ist doch nicht so! 
Der Computer ist doch nichts weiter als eine Rechenmaschine, die vielleicht etwas groß dimensioniert 
ist und etwas speichern kann. Mehr ist er nicht. Und wenn es uns gelingt, diese Vorbehalte, diese 
rein psychologisch verständlichen Vorbehalte zunächst auf der Führungsebene abzubauen, das als 
ein Mittel darzustellen, das nichts weiter ist als eine etwas groß geratene Rechenmaschine, meine 
ich, daß wir uns auch für die Zukunft in unserem Bereich leichter tun. 

Professor Dr. Wenzky 

Als advocatus diaboli möchte ich eigentlich die Frage aufwerfen: Gibt es eine ganz bestimmte 
Prognose, eine vorherbestimmte Eignung der Polizeibeamten oder der Verwaltungsbeamten für 
eine solche Tätigkeit? Wir haben hier gehört, daß vorwiegend die Tätigkeit im Operation-Dienst 
in Frage kommt. Aber: die Frage der Programmierung hat uns ja jahrelang beschäftigt, und hierbei 
scheint es mir, daß man dazu eine endgültige, vollkommene Prognose nicht stellen kann und nicht 
festlegen kann, nämlich ob hier der Kriminalbeamte aus seiner Arbeitserfahrung bevorzugt ist oder 
der Beamte der Schutzpolizei. Ich möchte hier das Erfahrungsgut meiner früheren Tätigkeit aus 
Nordrhein-Westfalen mit einbringen und sagen: Es scheint mir wichtig zu sein, möglichst den Kreis 
derjenigen mit einzubeziehen, die willens sind, auf diesem Gebiet mitzuwirken - im Operation­
Dienst, im Programmierungsdienst - den Angestellten, der aus Unternehmungsfirmen herkommt 
sowohl wie den Kriminalbeamten und den Schutzpolizeibeamten als auch den Mann des Verwal­
tungsdienstes, jeden Zweiges der allgemeinen Verwaltung -, so daß man hier eine entsprechende 
Bandbreite hat; denn gesetzt, nach Jahren würde eine Bilanz aufgezeichnet, würde man feststellen, 
daß sehr viele Exekutivbeamte diesen Dienst aufgenommen hatten, sich nachher aus irgendwelchen 
Gründen, die wir hier nicht vertiefen wollen, zurückgezogen haben. Aus diesem Grunde, meine ich, 
wäre es tunlich, möglichst eine sehr weite Aufnahme-Möglichkeit zu schaffen. 

Direktor Hue/ke 

Ich glaube, Herr Professor Dr. Wenzky, wir sind jetzt schon wieder bei einem etwas anderen 
Thema. Ich möchte noch einige Bemerkungen an die Bemerkung von Herrn Schweinoch anknüpfen 
über die Heranführung der Anwender selbst an die Datenverarbeitung. Ich hatte es nicht bemerkt bei 
meiner Darstellung dieser Einführung der Sachfahndung bei der Polizei des Landes Niedersachsen, 
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aber wir haben auch vorher Kommandeure der Schutzpolizei, die LKP-Stellenleiter usw. angespro­
chen, Vorführungen gemacht und Unterrichtungen durchgeführt. Das ist zweifellos richtig, damit 
geht es los. 

Und jetzt möchte ich vielleicht als Überleitung etwas sagen zu dem Personal an den Terminals. 
Wir haben also wirkl'ich eine ganz bunte Mischung. Das beginnt bei den Schutzpolizeibeamten im 
Schichtdienst, das sind Schutzpolizeibeamte aller Altersklassen. Es ist also nach meiner Erfahrung 
nicht richtig, wenn man sagt, der ältere Polizeibeamte hat irgendwelche Vorbehalte gegen diese 
Einführung - das hängt vom Alter überhaupt nicht ab, das hängt von ganz anderen Dingen ab. 
Wir haben auch mit alten, im Dienst ergrauten Schutzpolizeihauptmeistern da recht gute Erfahrungen 
gemacht, die ohne weiteres mit Eleganz diese Terminals bedienten. Das geht über den Kriminal­
beamten, auch im Schichtdienst, bis zu den Angestellten - männliche und weibliche -. Wenn man 
die richtig anlernt, wird man auch, ich möchte sagen, in 90 bis 95 % aller Fälle nachher mit deren 
Leistungen zufrieden sein. 

Ich weiß nicht, ob es Ihren Intentionen entspricht, wenn wir jetzt schon mit der Diskussion 
über das Thema, das Herr Professor Dr. Wenzky angeschnitten hat, beginnen, mit der Frage: Wie 
steht es mit dem Personal in der Datenverarbeitung selbst? 

Kriminaldirektor Bertling 

Ich hatte vorhin meine Ausführungen auf die Heranführung der Polizei beamten an die Daten­
verarbeitung beschränkt, habe also nichts darüber ausgeführt, wie wir unser Fachpersonal für die 
EDV-Dienststellen gefunden oder ausgewählt haben. Ich möchte das ergänzen. Es hat sich als ver­
nünftig und gut herausgestellt, daß man sich im eigenen Hause umsieht. Wir haben also versucht, Frei­
willige zu finden, haben sie ausgelotet und ausgetestet und haben dann die besten Fachleute mit den 
besten Testergebnissen in entsprechende Lehrgänge - Programmierer- und Organisatorenlehrgänge -
gesteckt; nach neunmonatiger Ausbildung haben wir sie dann praktischer EDV-Arbeit zugeführt. 
Ich habe festgestellt, daß diese Verbindung zwischen dem Beruf des Kriminalisten und der neuen 
Tätigkeit als Organisator und Programmierer sehr förderlich ist bei der Ausarbeitung unserer 
Verfahren. 

Wir haben auch einige andere Programmierer hinzubekommen, und ich muß sagen, da macht 
es sich hin und wieder doch bemerkbar, daß sie über die kriminalistischen Fachkenntnisse nicht 
verfügen. 

Direktor Huelke 

Da darf ich auch noch etwas zu dem von Herrn Professor Dr. Wenzky angeschnittenen Fragen­
kreis beitragen: Wir haben bei uns eine Mischung von Programmierern, die von außen gekommen 
sind, Programmierern, die wir selbst herangebildet haben, und Programmierern, die von außen 
hereingekommen sind, aber nichts weiter als eine theoretische Ausbildung erfahren hatten, also 
erst die praktischen Erfahrungen bei uns im Hause sammeln konnten. Und wir haben die 
Erfahrung gemacht, d. h. Erfahrung ist eigentlich übertrieben, da es sich ja nur auf sehr wenige Fälle 
beschränkt, daß der Programmierer, der von außen hereinkommt und schon auf einige Erfahrung 
zurückblickt, keineswegs immer der Beste ist. Wir haben uns da auch von einigen Herren wieder 
trennen müssen. 

Dann auf dem Gebiete der Organisation, der Analyse. Es ist natürlich wichtig, daß zum 
mindestens der Kriminalbeamte rein zahlenmäßig schon das Übergewicht hat. Wie Herr Bertling 
schon sagte, diese kriminalpolizeilichen Kenntnisse sind ja einfach entscheidend dafür, die Sache 
in das richtige Lot und in das richtige Fahrwasser zu bringen. 
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Auf dem -Gebiete der Datenerfassung haben wir es ähnlich gemacht wie bei den Program­
mierern. Wir haben nur sehr wenige Locherinnen, Prüferinnen, die schon vorher in dem Geschäft 
tätig waren, bekommen können. Sie wissen ja alle, wie es auf dem Arbeitsmarkt aussieht. Wir haben 
also nur zwei ausgebildete Kräfte, die auch schon langjährige Erfahrung hatten. Dann haben wir 
uns Frauen herangeholt, die von Grund auf ausgebildet werden können, z. T. von den Fließbändern 
von Telefunken, die sich ausgezeichnet bewährt haben und heute ausgezeichnete Datenerfasserinnen 
an den verschiedensten Geräten geworden sind, Locherinnen, Prüferinnen, Datenerfassung am Nix­
dorf-Gerät, Bedienung von Terminals - das klappt ausgezeichnet. Es bedarf natürlich erst einer 
gewissen Anlaufzeit, und es gibt auch einige Schwierigkeiten, aber Ausfälle gerade in diesem 
Bereich haben wir kaum gehabt. Wir haben, glaube ich, wenn ich micht recht entsinne, eine einzige 
dieser Frauen zurückschicken müssen, weil es einfach nicht langte, weil sie es nicht schaffte. Und 
wir haben wirklich die Maßstäbe angelegt, die z. B. bei uns im Landesverwaltungsamt an die aus­
gebildeten Arbeitskräfte gestellt werden. 

Noch ein Wort zu den Operatoren. Wir - das sagte Herr Müller ja schon in seinem Referat -
bedienen uns einer Anlage, die im Landesverwaltungsamt steht. Und zu einer Zeit, als wir schon 
verhältnismäßig weit waren mit unserer Programmierung und eigentlich absehen konnten, zu 
dem und dem Zeitpunkt kann die Sache auf die Maschinen gehen und kann wirklich, wenn auch 
erst einmal im Test, laufen, wurde uns vom Landesverwaltungsamt eröffnet: 24-Stunden-Betrieb 
können wir mit unserem Personal nicht machen. Wir haben uns also acht Beamte der Kriminalpolizei 
und der Schutzpolizei eingekauft beim Ministerium, das hat einige Schwierigkeiten gegeben; diese 
sind ausgebildet, und sie wurden durch die Bank exzellente Operatoren, die das Landesverwaltungs­
amt liebend gern behalten möchte. Aber die wollen natürlich Polizeibeamte bleiben. Auch das geht, 
und zwar, wie wir erfahren haben, mit einem verhältnismäßig geringen Zeitaufwand, womit ich 
nicht sagen will, daß der Polizeibeamte zu allem zu gebrauchen ist. 

Kriminaldirektor Bertling 

Ich darf vielleicht ergänzend noch hinzufügen, daß wir in Hamburg auch versucht haben, das 
finanzielle Problem für diese Kollegen zu lösen. Das ist ja immer verbunden mit irgendwelchen 
Laufbahnvorschriften, die wir zu umgehen versuchten. Wir haben also, so schnell es ging, durch 
jährlich einmalige Beförderung die Kollegen bis zum Kriminalhauptmeister befördern lassen und 
sie dann vom Hauptmeister in den Rang des Betriebsoberinspektors überführt. Die ersten Kollegen 
werden in diesem Jahr zum Amtmann ernannt werden. Damit glauben wir, das Problem, wenn 
auch noch nicht im idealsten Sinne, gelöst zu haben, und wir brauchen nicht, wie wir das aus 
einem anderen Land hörten, zu befürchten, daß die Herren abwandern zu unserem Organisations­
amt oder sonstwohin. 

Ministerialrat Schweinoch 

Hamburg macht halt alles anders, wollte ich gerade bemerken. Die haben es auch leichter, weil 
sie halt weniger Seelen haben. Das Problem, soweit ich das übersehe, meine Damen und Herren, 
möchte ich in zwei Sätzen nur zusammenfassen. Einmal: Man stelle sich, was das Personal für die 
Datenverarbeitung betrifft, völlig auf eigene Füße. Es ist wenig sinnvoll, sich auf andere Zuarbeiten 
irgendwelcher Nachbarbehörden oder auch der Herstellerfirmen zu verlassen. Die zweite Bemerkung 
ist: Es steht niemandem auf der Stirn geschrieben, ob er für die Datenverarbeitung geeignet ist. 
Das muß man durch Testen versuchen abzuklären, aber auch da möchte ich einige Vorbehalte 
anmelden. Die Teste geben nichts weiter als gewisse Roh- und Grobauslesen. Es kann durchaus 
sein - das ist unsere Erfahrung -, daß Herren, die beim Test gut abschneiden, hernach in der prak­
tischen Arbeit etwas weniger gut sind und umgekehrt, daß die gerade noch Durchkommenden aus­
gesprochene Spitzenleute werden. 

272 



Ud. Regierungskriminaldirektor Schramm 

Darf ich hier aus unserer Sicht etwas ergänzen: Wir befinden uns im Bundeskriminalamt 
ebenfalls in der Phase intensiver Personalgewinnung und können nicht, wie die Länder, auf einen 
großen personellen Unterbau zurückgreifen. Hier einige Kümmernisse, die wir haben. Wir sind 
mit Annoncen in großen Tageszeitungen, in Fachzeitungen an die Öffentlichkeit getreten und hatten 
erstaunlich viel Eingänge auf diese Ausschreibungen - für uns eigentlich überraschend hohe Zahlen 
von Bewerbern. Aber, wie nicht anders zu erwarten, viel Bewerber, aber: Wer ist geeignet, wer 
bringt die erforderlichen Qual'ifikationen mit - einer solchen kritischen Prüfung halten nicht alle 
Bewerber stand. Die dann Übrigbleibenden kommen meist aus freier Wildbahn mit Gehaltsforde­
rungen, die wir mit der strengen Bindung an den BAT wieder nicht erfüllen können. Insofern 
befinden wir uns also in einer mißlichen Situation, und es wäre zu wünschen, uns in diesem Bereich 
der Personalgewinnung etwas flexibler zu machen. Aber das kann nur als Wunsch ausgedrückt 
werden, es ist sicherlich nicht zu schaffen. 

Professor Dr. Wenzky 

Noch eine Bemerkung aus der Sicht des unerhörten psychologischen Aufwandes der Werbung, 
und da stimme ich Ihnen voll zu: Waschkörbeweise kommen die entsprechenden Angebote, und 
wenn man siebt, selektiert, bleibt unverhältnismäßig wenig übrig - erstaunlich gegenüber der 
Feststellung von Frau Gehnich aus dem schwedischen Bereich, daß - wenn ich die Zahlen richtig 
im Sinn habe - 25 aus der Polizei ausgewählt wurden, 11 näher in Frage kamen und davon 4 oder 5 
übrig blieben. Ich meine, daß vielleicht vorher doch auch eine erhebliche Werbetätigkeit erfolgte, 
wobei man nicht genau die Zahl kennt. Der Gewinn an sich ist immer auch verknüpft mit dem 
Territorium, in dem ich eine Aufgabe für die EDV durchführe. Es ist tatsächlich bei Stadtpolizeien 
einfacher oder diese Aufgabe auch in Stadtstaaten einerseits leichter, weil wahrscheinlich alle 
Ressorts bereit sind, zu helfen. Auf der anderen Seite kommt von außen - wie in Hamburg - keine 
Hilfe. Man ist dann bemüht, von sich aus sehr verstärkte Aufwendungen zu machen und Anstren­
gungen, während andererseits in einem großen Land die Fülle der Aufgaben dazu drängt, ein großes 
Reservoir an Personal zu erlangen. 

Ud. Regierungskriminaldirektor Schramm 

Dann dürfen wir uns jetzt einer anderen Frage zuwenden. Ein schweizerischer Kollege hatte 
sich hier an den ersten Tagen an mich gewandt und die Frage gestellt: Wie koordinieren Sie denn 
eigentlich all diese Aktivitäten, von denen man hier hört? 

Er erscheint mir sinnvoll, daß wir aus berufenem Mund erfahren, wie das im Bund eine Regelung 
erfährt. Federführend für all das ist die Kommission EDV des AK 11, und in Herrn Schweinoch haben 
wir ja einen berufenen Vertreter dieses Arbeitskreises hier. Darf ich Sie bitten. 

Ministerialrat Schweinoch 

Meine Damen und Herren, 11 Länder und einen Bund unter einen Hut zu kriegen, ist ein 
schwieriges Geschäft. Sagen wir das einmal ganz offen. Das ist mühsam, und es dauert Zeit, aber 
es hat sehr positive Aspekte, das möchte ich nicht verschweigen; denn es hat noch niemand ein 
Patentrezept für die EDV-Anwendung in der Polizei in der Tasche. Auch unsere verehrten Kollegen 
aus den USA haben das nicht. Dort sind ja auch die Aktivitäten inselmäßig gewachsen. Ich habe 
mich selber an Ort und Stelle davon überzeugen können. Und diese oft individuell geprägten Akti­
vitäten zu koordinieren, ist auch in Amerika nicht ganz gelungen. Ich weiß nicht, ob das bei den 
Vorträgen der Kollegen aus den USA so deutlich geworden ist. 
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Aktivitäten auf örtlicher, regionaler und Länderebene sind außerordentlich zu begrüßen, die 
haben wir in Deutschland. Die Aufgabe von uns war es nun, sie miteinander zu koordinieren. Die 
Innenministerkonferenz, wenn Sie so wollen, das oberste Gremium auf diesem Gebiet - ihr gehören 
an der Bundesminister des Innern und alle Länderressortchefs -, hat zu diesem Zwecke die Kom­
mission EDV gegründet, die, wenn man das organisatorisch sieht, eine Unterkommission des Arbeits­
kreises für öffentliche Sicherheit und Ordnung ist. Die Innenministerkonferenz hat im Augenblick 
deren vier Arbeitskreise, den AK I für Staatsrecht, 11 öffentliche Sicherheit und Ordnung, 111 für 
Kommunalfragen und IV, der erst jüngst gegründet ist, für Verfassungsschutz. 

Der AK 11 - öffentliche Sicherheit und Ordnung - hat diese Unterkommission EDV. Die Unter­
kommissionen, von denen Herr Schramm sprach, hat nun diese EDV-Kommission vor Jahresfrist, 
vielleicht etwas mehr, gegründet, um eine Aufgabenabgrenzung zu erreichen. Wir haben in der 
letzten Sitzung der EDV-Kommission, die war im Januar, einen - Herr Dr. Herold nannte es so; 
das ist jetzt nicht mein Wort, ich zitiere - historischen Beschluß gefaßt, nämlich den Startschuß 
für die elektronische Datenverarbeitung in Bund und Ländern. Diesen Beschluß, den wir etwas 
durch Diskussion gewachsen formuliert haben, hat wortgetreu hernach die Innenministerkonferenz 
auch - historisches Datum: 27. Januar - so beschlossen, was wir sehr begrüßt haben. Sie wissen, 
wir beginnen mit der Personenfahndung, um danach Schritt um Schritt weiterzufahren. 

Auf der nächsten Sitzung des AK 11, die am 20. April stattfindet, wird das weitere Verfahren 
beschlossen werden. 

Ich meine, daß diese Art der Koordinierung, die in der Kommissionsarbeit sich realisiert, eine 
sehr vernünftige Art des Vorgehens ist. Es wird in dieser Kommissionsarbeit - auch das ist kein 
Geheimnis - sehr hart diskutiert, außerordentlich hart. Es gelingt aber immer - und das halte ich für 
das Erfreuliche -, auf einen gemeinsamen Nenner zu kommen. 

Die eingangs angedeutete Schwierigkeit, 11 Länder und einen Bund unter einen Hut zu bringen, 
ist- das lassen Sie mich wirklich ehrlich feststellen - bis heute immer gelungen. 

Kriminaldirektor Bertling 

Ich darf vielleicht noch ergänzend einen Vorschlag machen, Herr Schweinoch, wir werden uns 
ja dann am 20. April wiedersehen: Ich wäre dafür, daß wir uns im Rahmen der Kommissionsarbeit 
auch einmal ganz intensiv mit der Frage beschäftigen, ob es nicht zweckmäßig ist, dieses Neben­
einanderherarbeiten in den verschiedenen Ländern und im Bund etwas zu vermeiden. Ich denke 
vor allem an die Programmierung und dergleichen mehr, ob es nicht möglich ist, daß wir Teile, 
die in einzelnen Ländern bereits fertig ausgearbeitet und ausgereift sind, in ein Gesamtkonzept 
mit übernehmen, und daß wir vor allen Dingen vermeiden, daß in jedem Land nochmals ein und 
dasselbe organisiert und programmiert wird. Ich meine, wir sollten in der EDV-Kommission auch 
diesen Punkt beachten, um hier möglichst schnell zur Entscheidung zu kommen, weil wir dadurch 
viel vermeiden können an unnötigem Arbeitsaufwand, an Zersplitterung. Wir sind in der EDV­
Kommission - und das sehe ich ganz nüchtern - eigentlich die Verantwortlichen für eine einheitliche 
Entwicklung in der deutschen Polizei. Der Kollege, der heute über die kriminologische Forschung 
sprach und der ja nicht zur Polizei gehört, hat uns eigentlich für den kriminologischen Forschungs­
sektor deutlich gemacht, wie wichtig es ist, auch auf dem polizeilichen Gebiet zu einheitlichen Sprach­
regelungen, zu einheitHchen No'rmen zu kommen. Dazu möchte ich gleich hier bei dieser Gelegen­
heit nochmals aufrufen. 

Ministerialrat Schweinoch 

Herr Bertling, ich stimme Ihnen völlig zu. Die Schwierigkeit der praktischen Anwendung: mit 
das Zeitaufwendigste ist das Programmieren. Ich glaube, da brauchen wir gar nicht viel darüber zu 
reden. Mir schwebt auch dergleichen vor, und ich habe sogar den Schubladenentwurf schon da. 
Wir müssen in diesem Punkt zu einer echten Gemeinschaftsarbeit kommen, um unnötiges Neben-
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einander uns echt zu ersparen. Nun, wir sind, was die Koordinierung betrifft, jetzt an diesem Punkt 
angelangt, der Startschuß ist gefallen, und wir müssen jetzt in diesem Punkt an eine engere Koope­
ration gehen. Ich habe schon, wie gesagt, so gewisse Vorstellungen, auch dazu und bin überzeugt, 
Herr Bertling, in Ihnen da einen sehr kräftigen Mitstreiter in der EDV-Kommission zu haben. Wir 
haben schon Verschiedenes - das darf man doch sagen, Herr Bertling - gemeinsam und doch erfolg­
reich durchgebracht, und ich glaube, das wird uns auch gelingen. 

Direktor Huelke 

Ich meine, daß das, was Herr Bertling und eben Herr Schweinoch sagte, eigentlich eine Selbst­
verständlichkeit sein sollte. Aber wir wissen ja da aus der Erfahrung - und ich erinnere nur an die 
Statistik -, daß auch Selbstverständlichkeiten nicht immer eingesehen werden. Mir hat es in der Seele 
wehgetan, daß ich - ich glaube, es war 1969 in Bremen -, als ich den Vorschlag machte, zu einer 
gemeinsamen Programmierung zu kommen, wenig Widerhall fand. Wir wollten von unserem Lande 
aus, und zwar vom Innenministerium aus, dieses Verhängnis noch abwenden und machten den Vor­
schlag, die Statistik eben nun nicht im Jahre 1971 einzuführen, sondern im Jahre 1972. Und da hätten 
wir noch gut ein Jahr Zeit gehabt, um gemeinsam diese Programmierungsarbeiten durchzuführen. 
Auch da wurden wir überstimmt. Und so blieb uns nichts anderes übrig, als nach einem mitwirkenden 
Nachbarn zu suchen, um wenigstens insoweit unsere Programmierungskosten zu senken. Diesen 
Nachbarn haben wir dann in Nordrhein-Westfalen gefunden. Das hat auch vorzüglich geklappt, 
sogar noch schneller als in den anderen Ländern, die es unbedingt 1971 fertig haben wollten. Aber 
so etwas darf sich eben nicht wiederholen, meine ich. Wir haben bei uns im Lande dieses Prinzip 
verfolgt - man könnte uns jetzt vorhalten, Ihr seid ja mit der Sachfahndung vorgeprescht; nein, 
wir sind gar nicht vorgeprescht, sondern wir haben diesen Auftrag, den wir seinerzeit von der 
ersten Kommission, die wir im Rahmen der kriminalpolizeilichen Arbeit gegründet hatten und 
wo wir schon eine gewisse Aufgabenverteilung vorgenommen hatten, ernstgenommen und haben 
ihn wahrgenommen. Wir hatten es nämlich damals übernommen, das Gebiet der Sachfahndung 
zusammen mit den Bayern, die uns ja dann auch das erste Material lieferten, noch für eine andere 
Konzeption zu entwickeln, und bieten diese Lösung an. Und ich glaube, sie ist so, daß sie noch ein­
gegliedert werden kann. 

Ud. Regierungskriminaldirektor Schramm 

Wir werden also mit großem Interesse das Protokoll der nächsten Sitzung der EDV-Kommission 
zur Kenntnis nehmen. Ich bin sicher, daß die hier vertretenen Mitglieder praktikable Beschlüsse 
fassen werden. 

Einen anderen Themenkreis wollten wir noch ansprechen, der hier ebenfalls in mehreren Refe­
raten anklang. Die Frage der Datenerfassung, und zwar: Wie soll man vorgehen? Soll man nur 
vorwärts dokumentieren oder total oder in welchem Umfange Daten aus den vorhandenen kon­
ventionellen Beständen erfassen? 

Professor Dr. Wenzky 

Ich habe es unternommen, das Gesamtergebnis dieser Tagung, soweit es sich hier durch Vor­
tragsinhalte niederschlägt, einer Durchsicht zu unterziehen und in einer Kurzanalyse zu dieser Frage 
Stellung zu nehmen. 

Es gibt keine einheitliche Auffassung der hier vorgestellten Referenten über die Frage des 
rückwärtsschreitenden Erfassens der Bestände, insbesondere der der Täterdokumente. Im Gegenteil, 
sie ist uneinheitlich. Bemüht man sich, diese Beiträge zu koordinieren und sie einander gegenüber­
zustellen, stellt man fest, daß hierbei auffällt, daß primär die Tätererfassung gewünscht wird, wobei 
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- soweit es möglich ist - rückwärtsschreitend das wichtige Aktengut der Täterdokumente erarbeitet 
und schließlich auf Datenträger übernommen wird. Damit geht gleichzeitig die Aktualität Hand in 
Hand, nur aktuelles Material! Falls Sie dieses Ergebnis konfrontieren, vor allem mit dem, was aus 
dem Kreise der ausländischen Referenten vorgebracht worden ist, so zeigt sich hier das sehr starke 
Argument der Wiederholungstäter-Dokumente, die es zu erfassen gilt. Hier will man nunmehr eine 
Richtlinie haben, inwieweit man das rückwärtsschreitend vollzieht, und kommt zu zwei Zäsuren, 
einmal von 1 bis 3 Jahren und zum anderen von 3 bis 5 Jahren, also 5 Jahre inklusiv. Aber alles, 
was darüber hinaus ist, wird problematisch, weil mit dem voranschreitenden Erfassen des Aktengutes 
auf Datenträger hierbei das andere siebenjährig zurückliegende Gut inaktuell ist. Deswegen, weil 
u. U. gerade das Täterwiederholungselement hierbei durch Strafvollzug von teilweise sehr langer 
Zeitdauer sich verbraucht hat. Wahrscheinlich ist es nicht mehr existent. 

Kriminaldirektor Bertling 

Ich persönlich halte es für richtig, daß man sich zunächst darum bemüht, in der Zukunft liegende 
Dinge einzuspeichern, also alle neu auftretenden Täter, und daß man in Fällen, in denen Täter 
erneut bekanntwerden, auch das zurückliegende Material mitverarbeitet. Im Ausnahmefall, meine 
ich, sollte man anders verfahren: bei Berufsverbrechern, Gewohnheitsverbrechern, die man vielleicht 
gesondert behandeln sollte, bei denen es darauf ankommt, möglichst schnell, umfassend, auch rück­
schreitend alles zu erfassen. Im übrigen sollte man sich darauf beschränken, eine reine Datei all 
der Personen aufzunehmen, die schon einmal mit uns zu tun hatten, also beschränkt auf die 
Personalien mit einem Hinweis auf die Nummer ihrer kriminalpolizeilichen Personenakte, ohne 
aber Einzelheiten einzuspeichern. Wenn man so verfährt, wird man vermeiden, unnötig viel Altes 
mitzunehmen und sich mit Ballast zu belasten. 

Direktor Huelke 

Wir haben, soweit es die Tätererfassung angeht, auch ein solches Verfahren vor, wie es Herr 
Bertling aufgezeigt hat; eigentlich spielen wir mit dem Gedanken, auch eine kleine Variante 
hineinzubringen, und zwar unsere Sachbearbeiter draußen aufzufordern, uns doch etwa so ein halbes 
Dutzend leute aufzugeben, mit denen sie in der letzten Zeit zu tun hatten, daß wir die noch 
zusätzlich da hereinnehmen. Denn das sind ja die, die gerade weg vom Tisch, aber durchaus 
aktuell sind. Das ist natürlich ein verhältnismäßig primitives Verfahren, aber uns ist bislang noch 
nichts Besseres eingefallen und vielleicht kommt da auch etwas dabei heraus. Es belastet nicht all­
zusehr, und man kann das auf diese Weise vielleicht machen. 

Aber wir haben es ja nicht nur mit der Erfassung von Personendaten zu tun - ich muß nochmals 
auf unsere Sachfahndung zurückkommen. Da haben wir es einfach so gemacht, daß wir alles, was 
wir vorhatten, also auch retrograd, erfaßten. Die Datenmenge ist ja auch bei weitem kleiner als die 
Menge der Daten, die wir hinsichtlich der Täter haben. Es handelte sich bei uns damals in der 
allgemeinen Sachfahndung um rund 60000 Fälle, die wir erfassen mußten, und das kann man durch­
aus verkraften. Außerdem sind ja die laufzeiten schon nach unseren bisherigen Fristen verhältnis­
mäßig gering. Ich meine, da kann man es sich leisten. Bei der Kfz-Fahndung halte ich es für eine 
Selbstverständlichkeit, daß man alle vorliegenden Fahndungsfälle erfaßt, also auch retrograd. 

Kriminaldirektor Bertling 

Diese Befragung mag ja sehr schön und gut sein, Herr Huelke, aber wir haben auf solche Dinge 
verzichtet. Da ist das Ergebnis zu sehr vom Zufall abhängig, meine ich. Wir betreiben die Daten­
erfassung zunächst einmal für eine gewisse Zeit so, daß der einzelne Polizeibeamte nicht sofort 
Auskunft aus dem Verfahren bekommt. Erst wenn eine Vollspeicherung erfolgt und eine praktische 
Anwendung auch rentabel ist, werden wir die Polizeireviere und Kriminalkommissariate, Funk-
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zentralen usw. mit Datenstationen ausrüsten. Dann wäre also eine Befragung in dieser Art über­
flüssig, da wir in der Zwischenzeit - in etwa einem Jahr, ich will mich nicht auf genaue Monate 
festlegen, es kann auch etwas länger sein - alle Beschuldigten, die neu aufgetreten sind, haben 
werden. 

Ud. Regierungskriminaldirektor Schramm 

Ich hatte versucht darzulegen, welche Bedeutung für das Bundeskriminalamt die Grenzfahndung 
hat und welcher Benutzerkreis im Endausbau auf unser System allein aus diesem Bereich zukommen 
wird. Zur Problematik Grenzfahndung wollte Herr Schweinoch etwas ergänzen. 

Ministerialrat Schweinoch 

Meine Damen und Herren, ich weiß nicht, ob Ihnen folgendes bekannt ist: In Bayern wird ja 
die Paßnachschau, also die Personenkontrolle an den Grenzübergängen, von der Bayerischen Grenz­
polizei ausgeübt. Manche behaupten, das sei ein königlich-bayerisches Relikt, aber das stimmt nicht 
so ganz. Wir haben mit unserer Grenzpolizei exquisite Erfahrungen gemacht, die eine These erhärten. 
Die Grenzfahndung ist eine Polizei- und keine Zollangelegenheit, das wird immer wieder echt falsch 
gesehen. Der Zollbeamte ist seiner Ausbildung und seiner Tätigkeit nach auf etwas ganz anderes 
programmiert als der Polizei beamte. Und meine Behauptung geht dahin, daß im Zuge der EWG, 
der stärkeren Reduzierung der Grenzen, der Zoll, also die rein abgabenrechtliche Seite, an Bedeutung 
verlieren, dagegen im Zeitalter der wachsenden Kriminalität die Personenüberprüfung (im Hinblick 
darauf, ob an dem etwas hängt oder nicht hängt) an Bedeutung gewinnen wird. Das bedeutet also, 
daß wir an den Grenzen mehr polizeilich und weniger abgabenorientiert denken sollten. 

Wir haben für unseren Bereich in zwei Richtungen, meine ich, Aktivitäten zu entfalten: Einmal 
wird es die EDV erlauben, das hat Herr Schramm Ihnen sehr exquisit vorgeführt, eine intensive 

"rsonenüberprüfung vorzunehmen. Es wird aber zweitens möglich sein, und das erscheint mir 
1 fündiger (vielleicht noch eine Bemerkung zu dem vorher Gesagten: Die Personenüberprüfung 

mer zeitaufwendig, und Sie werden nie in der Lage sein, jede Person, die an der Grenze 
mittels dieser Terminals zu überprüfen. Das wäre eine Illusion. Wir können also nur gezielt, 
. etwa Anhaltspunkte haben, anfragen), Kraftfahrzeuge, die ankommen, total zu überprüfen. 
€uge sind abfragemäßig, wenn Sie nicht formatierte Anfragen an Terminals eingeben, sehr 

Jwickeln, weil ja nur wenige Buchstaben und Ziffern in Frage kommen. Sie können mit 
:1er Technik mit Sicherheit erreichen, daß Sie entweder alle durchfahrenden Fahrzeuge, 

der Fahrer es merkt, überprüfen; das geht auch, wenn man von den Kennzeichen ausgeht, 
..• dn z. B. Doubletten aufdecken kann, mit gewissen Schwierigkeiten allerdings; man ist also 

oretisch wie praktisch in der Lage, eine totale Kontrolle der die Grenze passierenden Kraftfahr~ 
uge mittels dieses hochkomfortablen Systems zu erreichen. Und das scheint mir ein Aspekt zu 

.:in, auf den im Augenblick noch etwas wenig geschaut wird. Denn eine Verknüpfung der Sach-
md Personenfahndung ist überdies auch möglich. Es ist ja durchaus so, daß ein Teil der von uns 

gesuchten Kraftfahrzeuge zugelassen ist, und man kann über die Verknüpfung der Personenfahndung 
Daten einspeichern, daß, wenn das Kraftfahrzeug abgefragt wird, gleich ein Hinweis kommt - und 
der Halter des Fahrzeugs wird obendrein gesucht -, und so gelingt es uns, da ein Loch zu schließen, 
das an den Grenzen im Augenblick r.och klafft. Hier meine ich, daß wir eine sehr fündige Installation 
für unser neues System bekommen werden. 

Professor Dr. Wenzky 

Die Grenzfahndung ist aufgrund der bekanntgegebenen Erfolgszahlen nach dem konventionellen 
System natürlich bestechend. Bestechend ist auch, sie im internationalen Raum, soweit wie möglich, 
durch zweiseitige Verträge vorzuschieben, beispielsweise Holland und Belgien einzubeziehen. Aber 
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ich mache darauf aufmerksam - und es sieht so aus, als ob wir hier immer alle in dem, was wir vor­
tragen, auf dem Podium zum mindesten, eines Sinnes sind -, daß die nicht spürbare, nicht merkbare 
Abfrage das Ideale ist. Sobald sie feststellbar ist, muß ich darauf hinweisen, daß heuzutage im 
Tourismus der Millionen, die die Grenze zu ganz bestimmten Zeiten mit dem Wagen überschreiten, 
die Empfindlichkeit so gesteigert ist, daß, nur wenn sekundenmäßig hier abgefragt würde und wenn 
die Paßnachschau oder Personalpapiernachschau länger benötigt als dreißig Sekunden, sehr erheb­
liche Unruhe eintreten würde. Das findet man immer dann, wenn man selbst in nicht touristik­
gemäßen Zeiten die Grenze überschreitet. Und darauf müßte man sich konzentrieren, was Herr 
Schweinoch sagt: dieses System elegant auszubauen. Andererseits liegt nur in ganz bestimmten 
Leerzeiten oder in Zeiten an der Grenze, wo wenig Verkehr ist, teilweise nachts bei Güterabfertigung, 
auch hier der größte Anfall der Erfolge. Ansonsten gibt es Rückschläge. Rückschläge wachsen durch 
die Medien Fernsehen, Hörfunk und Presse so, daß ein so gutes Instrument wie die »Absahnung« 
verdächtiger Personen an der Grenze empfindlich beeinträchtigt werden könnte. 

Ud. Regierungskriminaldirektor Schramm 

Meine Herren, wir sind uns mit den Kollegen der Grenzschutzdirektion einIg, daß die zu 
intensivierende Fahndung an der Grenze mit Sicherheit nicht dazu führen darf, daß der Stau nun 
noch größer wird. Aber die Zahlen der tatsächlich zu kontrollierenden Personen werden sich erheb­
lich erhöhen und damit mit Sicherheit auch der Fahndungserfolg. 

Einige unserer Referenten haben in ihren Ausführungen darauf hingewiesen, daß es sicherlich 
falsch wäre, an die Einführung der Datenverarbeitung in der Polizei illusionäre Vorstellungen zu 
knüpfen und zu meinen, mit der Bereitstellung etwa erforderlicher Mittel und mit dem Laufen 
einiger Systeme sei eigentlich alles getan. Nun müsse es doch wohl vorangehen mit der Anhebung 
der Aufklärungsquote unter gleichzeitigem Absinken der Verbrechensbegehung. Wir müssen uns 
darüber einig sein, daß einmal eine Vielzahl von Fällen übrigbleibt, in denen die Datenverarbeitung 
nur sehr beschränkt dem Ermittier helfen kann. Herr Professor Dr. Wenzky wollte diesem Them~ 
besondere Aufmerksamkeit zuwenden. Darf ich Sie bitten. 

Professor Dr. Wenzky 

Die AufgabensteIlung beispielsweise aus der Sicht des Bundes, der Bundeslände 
der Front der Verbrechensbekämpfung in bezug auf die lokalen oder regionalen BE. 
unmittelbar in der Anzeigenaufnahme, in der Überwachung, in der Anhaltung und in der L 

tätig sind, ist zu differenzieren. Allgemein glaubt man, daß das Bundeskriminalamt allein nur. 
mit einem zukünftigen, sehr enormen Datenträger ganz große Erfolge bringen wird. 

Hier müßte man eigentlich noch beleuchten: Das Verhältnis Bund, repräsentiert durch d 
Bundeskriminalamt als Nachrichtenzentrale, ist eine klare Institution mehr oder weniger für d 
kriminalpolizeilichen Belange. Wenn Sie in die Länderebene steigen - Stadtstaaten und Territorial 
staaten -, dann bemerken Sie, daß nicht mehr allein - und da gibt es viele falsche Zungenschläge -
die landeskriminalpolizeiliche Zentrale hierbei ausschließlich eine kriminalpolizeiliche Seite hat. 
Dem ist nämlich so. In Zukunft werden die Datenträger der Landeskriminalämter beide Sparten, die 
Belange der uniformierten Polizei und die Anliegen der Kriminalpolizei, sehr klug vereinigen 
müssen, sehr viele Aufgaben mit zu übernehmen haben, die polizeilich sind. Das klang schon vorhin 
an in einem zu einem anderen Punkte von Herrn Bertling dargestellten Bereich. Und erst recht glaubt 
man - und diesen Gedanken sollte eigentlich diese Tagung auch vertiefen-, daß nicht nur die Arbeit 
der EDV in bezug auf die Polizei eine rein kriminalistische Lösung bringt, sondern eine allgemein 
polizeiliche, die an der Front den uniformierten Beamten das gibt, was sie sofort brauchen: eine 
Kurzauskunft, und nach sehr vorsichtiger Schulung später eine längere Auskunft; aber das geht schon 
in den Recherche-Bereich. Und hier zeigt sich - das beleuchte ich nur aus meiner persönlichen Ein­
sichtnahme in inländische Systeme -, wie hierbei der uniformierte Polizeibeamte im Streifenwagen 
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detektivisch zu denken hat. Das ist in den USA, das ist im Streifensystem in Schweden, das ist bei 
der nationalen Gendarmerie in Frankreich genauso. Auf diesen Punkt wollte ich generell einmal 
den Blick lenken. 

Ud. Regierungskriminaldirektor Schramm 

Mein erkrankter Präsident, Herr Dr. Herold, hat, vom Krankenbett aus diktierend, die Dis­
kussionen mit zwei Themen bereichern wollen, und ich möchte Ihnen verlesen, was er mir über­
mittelt hat. 

»These 1: 

Die polizeiliche Datenverarbeitung kann nur als Teil eines Gesamtkonzepts entwickelt werden. 
Sie muß wirkungslos bleiben, wenn sie nicht in einem gleichzeitigen Ausbau und einer grundlegenden 
Verbesserung des polizeilichen Kommunikationssystems verbunden ist. Dazu gehören nicht nur die 
Errichtung von Datenfernverbindungen, sondern auch die Verdichtung des Funknetzes durch Errich­
tung neuer Sender und die großzügige Ausstattung mit Handfunkgeräten und Funkfahrzeugen, der 
Aufbau eines leistungsfähigen Obernetzes für alle Fernmeldearten, die engere Vermaschung dieser 
bestehenden Verbindung. 

These 2: 

Die bisherige hierarchische Konstruktion der Administration und die Bürokratisierung der 
Verhältnisse im öffentlichen Dienst sind unvereinbar mit einer wirkungsvollen Organisation der 
Datenverarbeitung und einem darauf aufzubauenden modernen Management. Um die Daten­
verarbeitung in diesem Bereich, der ja auch den polizeilichen umfaßt, nutzbringend einsetzen zu 
können, bedarf es eines grundsätzlichen Strukturwandels, einer Neuabgrenzung zentral/dezentral 
auszuübender Funktionen, wobei den unteren Bereichen ein großes Maß an Verantwortung zu 
übertragen sein wird, und bei der Spitze im wesentlichen Aufgaben der Zielsetzung, Koordination 
und Erfolgskontrolle verbleiben werden.« 

Gestatten Sie mir, mit dieser Bemerkung diese Podiumsdiskussion abzuschließen. 

Professor Dr. Wenzky 

Vielleicht darf man, falls Sie mich als Dolmetscher akzeptieren, hier vom Podium und von der 
Versammlung aus sehr anerkennende Worte finden für die Initiative, die der erkrankte Herr Präsident 
zunächst einmal in die Vorbereitung dieser sehr schwierigen Arbeitstagung gelegt hat. Es ist sein 
Werk gewesen. Wir bedauern und nehmen es mit ein wenig Resignation hin, daß er nicht hier 
anwesend sein kann. Um so stärker muß hervortreten, daß er noch mit seinen Gedanken hier weilte, 
um in angegriffener Verfassung diese beiden Thesen herauszustellen. Und ich glaube, es wäre 
zweckmäßig und sehr schön, wenn wir ihm die besten Genesungswünsche übermitteln ließen, aber 
auch den Dank für dieses Arrangement der Tagung mit den sehr wertvollen, auch ausländischen 
Akzenten. 

Ud. Regierungskriminaldirektor Schramm 

Meine Damen und Herren, mit großer Freude wird der Gruß und dieser Genesungswunsch von 
uns übermittelt werden. 

Ich darf Ihnen für dieses Gespräch danken. 
Gestatten Sie mir, noch ein paar Worte zum Abschluß. Wir haben uns bemüht, Ihnen einen 

Überblick über den Sachstand der Datenverarbeitung in Bund und Ländern zu liefern. 28 Referenten 
haben sich dankenswerterweise zur Verfügung gestellt, um Ihnen ein abgerundetes Bild über diesen 
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Sach- und Erfolgsstand zu vermitteln. Ich hoffe, daß es uns gelungen ist, Ihnen den Durchblick durch 
die Dinge zu gewähren, und ich hoffe, daß fernerhin diese Tagung zur Anknüpfung neuer, nützlicher, 
kollegialer Kontakte gedient hat und darüber hinaus alte Freundschaften festigte. 

Herr Vizepräsident Heini ist unerwartet abgerufen worden; er hat mich beauftragt, Ihnen seine 
herzlichsten Grüße auszurichten. Er bedankt sich im Namen des Hauses für Ihr Interesse an dieser 
Tagung. Ich kann mich diesem Dank nur anschließen. Wir waren bemüht, Ihnen nicht nur Umfang­
reiches zu bieten, sondern der Wettergott hat uns sogar noch beigestanden und Ihnen einen 
sicherlich sehr angenehmen, beinahe schon frühjahrshaften Aufenthalt in Wiesbaden ermöglicht. Ich 
verknüpfe mit meinem Abschied von Ihnen die Hoffnung, daß Sie die Tagung als nützlich empfanden 
und daß Sie daneben angenehme Stunden in Wiesbaden haben verbringen können. 

Ich wünsche Ihnen eine angenehme Heimreise und hoffe auf ein gesundes Wiedersehen -
wann auch immer und wo auch immer. Auf Wiedersehen. 
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Vortragsreihe des Bundeskriminalamtes 

Die »Vortragsreihe des Bundeskriminalamtes«, in der die Referate und Diskussions­

beiträge der im Bundeskriminalamt durchgeführten Arbeitstagungen enthalten sind, 

wird durch die Bundesdruckerei, 6078 Neu-Isenburg, Rathenaustraße 53, Postfach 203, 
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